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EDITORIAL/075: Liebesgrüße aus Ankara (SB)
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Liebesgrüße aus Ankara

Kaum jemand von denen, die durchschnittliche Medien in ihrem Gebrauch
haben, nur um auf dem Laufenden zu bleiben, hat von Recep Tayyip
Erdogan etwas anderes erwartet, als daß dieser wildgewordene Despot
aus Ankara nicht nur seine Worte mit Panzern füllt, sondern auch die
zugespitzten Verhältnisse und gesteigerte Explosivität auf die nächst
höhere Stufe bringt.

Mit seinem Hinweis auf eine sogenannte osmanische Ohrfeige, welche
jeder, ob Nato-Partner, Verbündeter oder Freund, zu erwarten hätte,
stellte er sich dem einmal gewählten türkischen Angriff auf die
kurdische YPG entgegen, hat Erdogan eine Botschaft losgetreten, die
zuvor besser in das Erläuterungsgewand einer kulturspezifischen
Übersetzung gekleidet worden wäre. Ausgerechnet die osmanische
Ohrfeige kann doch als Bekenntnis verstanden werden, notfalls noch mit
dem Aufwand der Erziehungszüchtigung dem Gegenüber durch eine mehr
oder weniger schallende Ohrfeige anzuzeigen, daß hier eine sehr ernste
Situation verhandelt werden muß. Dabei ist es die besondere Eigenart
dieser einer vermeintlichen oder wirklichen Notlage geschuldeten
Reaktion, dem Getroffenen Verletzungen und Gesichtsverlust zu ersparen
wie in einem Streit unter Freunden.

Am Ende des Tages erfüllt die Türkei in ihrem Selbstverständnis und
natürlich auch unter Wahrnehmung ihrer höchst eigenen Interessen die
in sie gesetzte Erwartung und Pflicht, wenn auch übergriffig, Grenzen
Europas und Positionen der Nato-Verbündeten zu schützen. Alle anderen
Interventionsübungen (Ausbildungen, Waffenunterstützungen etc.) finden
in Anbetracht der Verhältnisse in Syrien kein davon zu
unterscheidendes und begründbares Legat als eben das jener
panzerschmollenden Kräfte, die nicht zuletzt mit Hilfe deutscher
Waffentechnik ihre Ziele suchen und finden. So gehen wir schlußendlich
dann doch davon aus, daß sich alle Beteiligten außer den Getroffenen
wieder zur Scheinsportlichkeit und zu verlogenen diplomatischen
Ballspielen einfinden werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


23. Februar 2018
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AKTION/7127: Hamburg - Weiterbildung und Kontaktstudium an der Uni Hamburg, Infotage 8. und 9.3.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Hamburg

Infotage zu Weiterbildung und Kontaktstudium an der Universität
Hamburg am 8. und 9. März 2018



Das Zentrum für Weiterbildung informiert am 8. und 9. März über die
berufsbezogenen Kurse und Studiengänge sowie das Kontaktstudium für
ältere Erwachsene der Universität Hamburg. Das Zentrum entwickelt
berufsbegleitende Weiterbildungen für Berufstätige und
Hochschulabsolventen in Kooperation mit den Fakultäten der
Universität, Partner-Hochschulen, Verbänden und Unternehmen.
Kennzeichnend sind die wissenschaftliche Kompetenz und Forschungsnähe
des Weiterbildungsangebotes, die Qualität der Lehre und der
Praxisbezug.

Individuelle und unverbindliche Beratungen zu den
Weiterbildungsangeboten und zum Kontaktstudium für ältere Erwachsene
finden statt am

8. und 9. März von 10.00 bis 20.00 Uhr

im Zentrum für Weiterbildung,

Schlüterstr. 51, 20146 Hamburg.

Ab 14 Uhr finden Informationsvorträge und Campusführungen statt.

Alle Interessierten sind herzlich eingeladen. Eine vorherige Anmeldung
ist nicht erforderlich.

Weitere Informationen und Programm: www.zfw.uni-hamburg.de/infotage

Die berufsbegleitenden Masterstudiengänge und Zertifikatskurse der
Universität Hamburg richten sich an Berufstätige und
Hochschulabsolventen aus vielen Berufsfeldern, die sich für neue
Arbeitsbereiche qualifizieren wollen und Karriereschritte planen. Das
Angebot reicht von Zertifikatskursen aus den Themenbereichen
Management, Personal und Recht über Dolmetschen bei Gericht,
Mediationsausbildungen, Kommunikationspsychologie, Weiterbildungen in
Zeitgenössischer Kunst und IT-Sicherheit bis zu den
Masterstudiengängen Gesundheitsmanagement, Integrative Lerntherapie
und Kriminologie. Alle Kurse, Seminare und Master sind
berufsbegleitend organisiert, d. h. Lehrveranstaltungen finden abends,
am Wochenende oder als zeitlich flexibles betreutes E-Learning statt.

Das Kontaktstudium für ältere Erwachsene ermöglicht Interessierten
jeden Alters Lehrveranstaltungen der Universität zur persönlichen
Weiterbildung zu besuchen. Bei freier Fächerwahl können die
Kontaktstudentinnen und -studenten aus mehr als 300 Vorlesungen und
Seminaren aus allen Fakultäten wählen. Sie können den Umfang des
Studiums und die Studieninhalte frei wählen, z. B. ein bestimmtes
Wunschfach studieren oder Vorlesungen aus verschiedenen Fächern
kombinieren. Prüfungs- oder Leistungsdruck gibt es nicht, denn ein
Studienabschluss wird nicht erlangt.

Weitere Informationen:

Universität Hamburg, Zentrum für Weiterbildung

Schlüterstr. 51,20146 Hamburg

Tel.: +49 40 428 38-9700 (Infotelefon)

E-Mail: info.zfw@lists.uni-hamburg.de

Internet: www.zfw.uni-hamburg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, Birgit Kruse, 27.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. März 2018 
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TREFF/1108: Berlin - Eindrücke vom Rand der Welt, Literatur@Taiwan, mit 4 taiwanischen Autor*innen, 21.03.18


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im März 2018

Mittwoch, 19.30h, 21.03.2018

Eindrücke vom Rand der Welt - Literatur@Taiwan

Das Leben ist eine Insel - 2018

Eine Begegnung mit Chu Yu-Hsun, Sabrina Lichun Huang und Wang Tsung-Wei

Moderation: Meike Schlüter



Abgeschottet oder mittendrin? Politisch umstritten, ökonomisch ein
Juwel, Taiwan ist eine Insel, verwickelt in Widersprüchen. Welche
Auswirkungen hat diese Ausnahmesituation für die Literatur der von 23
Millionen Menschen bevölkerten Insel? Wie verorten Autorinnen und
Autoren die eigene Position in der großen, weiten Welt? Was bewegt
diese Republik: Baseball oder Buddha? Diese und weitere Fragen
stellen wir unseren drei Hausgästen aus Taiwan. Die jungen Stimmen
der taiwanischen Literatur erzählen von den Träumen und Wünschen
einer Insel, von ihrem Umgang mit Leidenschaft, Enttäuschung,
Einsamkeit und bieten Einblicke in ihr Schaffen.

»Das Leben ist eine Insel - Literatur@Taiwan« ist eine Kooperation
mit dem Ministry of Culture Taiwan.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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NAHOST/219: Syrien - Artillerieangriffe auf Wohngebiete bedrohen hunderte Zivilpersonen


Amnesty International - 28. Februar 2018

Syrien - Artillerieangriffe auf Wohngebiete bedrohen hunderte
Zivilpersonen 



Bei Gefechten im türkisch-syrischen Grenzgebiet beschießen die türkische
Armee und in geringerem Umfang die kurdische YPG-Miliz die Städte Afrin und
Azaz. Dabei werden auch Wohngebiete und zivile Einrichtungen mit
unterschiedslos wirkenden Waffen angegriffen. Von Amnesty verifizierte
Augenzeugenberichte dokumentieren zahlreiche getötete Zivilpersonen.

Amnesty International hat Interviews mit 15 Personen geführt, die in den
von den Kämpfen betroffenen Ortschaften Afrin und Azaz leben oder kürzlich
von dort geflohen sind. Die meisten dieser Augenzeugenberichte über den
wahllosen Beschuss von Wohngebieten konnten mittels Videoanalysen durch
Expertinnen und Experten von Amnesty verifiziert werden.

Die Verwendung von Artillerie und anderen unpräzisen Waffen in dicht
besiedelten Gebieten verletzt das in den Genfer Konventionen verankerte
Gebot der Unterscheidung militärischer und ziviler Ziele und ist daher
völkerrechtlich verboten. Amnesty ruft die Konfliktparteien auf, solche
Angriffe umgehend einzustellen.

Türkische Angriffe

Nach Angaben des Kurdischen Roten Kreuzes hat die am 20. Januar gestartete
türkische Militäroperation "Olivenzweig" bisher 93 Zivilpersonen das Leben
gekostet, darunter 24 Kinder. 313 Zivilistinnen und Zivilisten wurden
verletzt, unter ihnen 51 Kinder. Menschen aus den Dörfern Jenderess, Rajo
und Maabatli in der Region Afrin beschrieben gegenüber Amnesty, wie sie
völlig unvorbereitet stundenlangem Artilleriebeschuss ausgesetzt waren,
selbst nachdem die türkische Armee versichert hatte, den Schutz der
Zivilbevölkerung sicherzustellen.

Angriffe der YPG 

Demgegenüber berichteten Einwohnerinnen und Einwohner von Azaz von
Raketenangriffen durch die kurdische YPG-Miliz, die auch Wohn- und
Krankenhäuser trafen. Dabei wurden mutmaßlich vier Menschen getötet,
darunter ein neunjähriges Mädchen.

Zudem wurden auch Wohngebiete auf der türkischen Seite der Grenze
beschossen. Laut türkischen Angaben wurden dabei sieben Zivilpersonen
getötet und über 100 verletzt.

Das türkische Militär startete die Offensive in einer Region, die bisher
von Kampfhandlungen wenig betroffen war und in der zahllose Vertriebene
Zuflucht gefunden haben. Die USA, Russland und andere Staaten müssen ihren
Einfluss auf die Kriegsparteien geltend machen, damit diese
völkerrechtswidrigen Angriffe beendet werden und die Zivilbevölkerung nicht
länger gefährdet wird.



Die englischsprachige Meldung mit den Augenzeugenberichten der betroffenen
Zivilpersonen ist zu finden unter:

https://www.amnesty.org/en/latest/news/2018/02/syria-hundreds-of-civilian-lives-at-risk-as-afrin-offensive-escalates/

 * 

Quelle:

Meldung vom 28. Februar 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/syrien-artillerieangriffe-auf-wohngebiete-bedrohen-hunderte-zivilpersonen

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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LATEINAMERIKA/086: Brasilien - Gerichtsentscheid bringt indigene Völker in Todesgefahr


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 1. März 2018

Oberster Gerichtshof bestätigt umstrittenes Waldgesetz -
Richterspruch bringt Brasiliens indigene Völker in Todesgefahr



Göttingen, den 01. März 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat entsetzt zur Kenntnis genommen, dass der Oberste
Gerichtshof Brasiliens am Donnerstag eine Revision des 2012
verabschiedeten Waldgesetzes verworfen hat. "Dies ist ein schwarzer
Tag für die gut 305 indigenen Völker Brasiliens und die etwa 100 in
freiwilliger Abgeschiedenheit lebenden kleinen indigenen Völker, denn
die Amnestieregelung für illegalen Holzeinschlag vor 2008 und die
Reduzierung von Strafen für andere Rodungen danach bleiben bestehen.
Damit wird der Rechtsbrecher belohnt und weiterer Raubbau am Wald
wird ermutigt", kritisierte die GfbV-Referentin für indigene Völker,
Yvonne Banger am Donnerstag in Göttingen.

"Der Oberste Gerichtshof bringt mit seiner Entscheidung Brasiliens
indigene Gemeinschaften in Todesgefahr, denn es öffnet der
Vernichtung ihrer Lebensgrundlagen Tür und Tor", sagte Bangert. Die
Interessen der Agrarlobby, die den Schutz der indigenen Gebiete des
Amazonasregenwaldes als Hindernis betrachtet in ihrer Suche nach
immer mehr Anbauflächen zum Beispiel für Soja -Anbau oder
Weideflächen für Rinder, hätten sich durchgesetzt. Es sei jetzt zu
befürchten, dass sich auch andere Gesetzesvorhaben nicht aufhalten
lassen, die die Existenz bestehender und die Schaffung neuer
Schutzgebiete für die Indigenen infrage stellen.

So solle das Gesetz PEC 215 die Entscheidung über die Anerkennung von
indigenen Schutzgebieten auf das Parlament übertragen, in dem die
Agrarlobby stark vertreten ist. "Indigene Menschenrechtler
befürchten, dass dann keine weiteren Schutzgebiete anerkannt und neue
Antragsverfahren nicht mehr zugelassen werden", berichtete Bangert.
"Dabei ist eigenes Land für die indigenen Gemeinschaften
überlebensnotwendig."

Auch bereits geschützte indigene Gebiete könnten wieder auf den
Prüfstand kommen, um dort lagernde Naturschätze ausbeuten zu können.
Gefahr droht dabei besonders durch das Gesetz PEC 65. Darin wird
verfügt, dass das bislang dreistufige Umweltprüfverfahren bei neuen
Projekten durch nur noch eine Prüfung ersetzt wird, die zudem von
einem an einem Bauauftrag interessierten Unternehmen selbst
durchgeführt werden kann.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. März 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/176: Brexit schadet Menschenrechtsengagement weltweit


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 28. Februar 2018

Brexit schadet Engagement für Menschenrechte weltweit -
Großbritanniens Abstieg von der Großmacht zum Handelsreisenden und
Bittsteller bei Diktatoren



Göttingen, den 28. Februar 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) warnt vor einem Verfall der Bedeutung von
Menschenrechten in der britischen Außenpolitik aufgrund des Brexits.
"Großbritanniens Absturz von der Weltmacht zum Bittsteller auf
internationaler Ebene ist dramatisch. Seit dem Brexit-Referendum
entwickelt sich das Land zum Totalausfall in Sachen Menschenrechten,
da es weltweit nur noch um lukrative Aufträge buhlt", kritisierte der
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Mittwoch in Göttingen. "Leider ist es
selten geworden, dass sich die einstige Großmacht international für
die Anerkennung von Menschenrechten stark macht. Londons Schmusekurs
mit autoritären Regimes ist ein schwerer Rückschlag für das weltweite
Engagement für Menschenrechte."

Großbritannien hat nach dem Brexit-Referendum seine Rüstungsexporte
an autoritär geführte Staaten zwischen Juni 2016 und Juni 2017 mit
Verträgen im Wert von fast drei Milliarden Euro um 28 Prozent
gegenüber dem Vorjahreszeitraum gesteigert. Besonders auffallend war
dabei die Hochrüstung der Türkei, mit der Großbritannien Verträge im
Wert von 171 Millionen Euro für die Lieferung von Flugzeugen,
Hubschraubern, Drohnen, Granaten, Kleinwaffen und Munition
abgeschlossen hat.

Auch Saudi-Arabien, das sich im Jemen im Krieg befindet, erhielt im
ersten Halbjahr 2017 Rüstungsgüter und Sicherheitstechnik aus
Großbritannien im Wert von 1,1 Milliarden Euro. Im Wettbewerb um den
Verkauf von Kampflugzeugen an Malaysia warnte der britische
Verteidigungsminister Gavin Williamson im Februar 2018 vor dem
Verlust von 20.000 Arbeitsplätzen in der heimischen
Rüstungsindustrie, sollte die Londoner Regierung das vom
Europaparlament geforderte Verbot von Palmöl unterstützen und die
Führung in Malaysia so verärgern.

"Großbritanniens Rüstungsverkäufe in Krisengebiete sind ruchlos und
zeigen, dass die britische Regierung nach dem Brexit-Referendum nur
noch darauf aus ist, dem heimischen Wählervolk positive Nachrichten
über die Bedeutung der britischen Wirtschaft zu präsentieren", sagte
Delius. "Jegliche moralische Zurückhaltung wird aufgegeben.
Hauptsache ist, es wird der Eindruck erweckt, dass britische Produkte
trotz des Brexit international gefragt bleiben."

Bei ihrem China-Besuch beschwor Premierministerin Theresa May im
Februar 2018 eine "goldene Ära mit China" und enthielt sich jeder
nachhaltigen Kritik an der katastrophalen Menschenrechtslage in der
Volksrepublik, kritisierte der Menschenrechtler. "Statt
rechtsstaatliche Standards durchzusetzen und für Rechte verfolgter
Nationalitäten einzutreten, geht es der London nur noch darum, nicht
ins Abseits zu geraten und international zukünftig ignoriert zu
werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. Februar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INTERNATIONAL/253: Weltsozialforum 2018 - Rückblick und Baustellen (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien / International

Weltsozialforum 2018: Rückblick und Baustellen

Von Sergio Ferrari (*)



(Quito, 2. Februar 2018, alai) - 17 Jahre nach seiner ersten Ausgabe
kehrt das Weltsozialforum (WSF) zurück in sein Geburtsland: Das
nächste Treffen findet vom 13.-17. März in Salvador de Bahía im
Nordosten Brasiliens statt.

Im kurzen Leben des WSF sind die Entwicklung und das Wachstum weder
linear noch arithmetisch verlaufen. Heute steht das WSF, als
wichtigster internationaler Raum des Zusammenkommens und der Reflexion
sozialer Akteur*innen, vor der Herausforderung sich neu zu definieren,
neu zu erfinden und neue Konzepte zu erarbeiten. Und seine noch
fehlende Reife hinsichtlich der Globalisierung von Unten, stellt sich
im Rahmen des verworrenen lateinamerikanischen und weltweiten
Kontextes als noch komplexer dar.

In der Wiege des ersten WSF in Porto Alegre im Jahr 2001 gab es in
Hinblick auf die Teilnahmevoraussetzung noch kein Rezept: Alles war
intuitiv, eine breiter Aufruf der Vielfalt und ein international
günstiger Moment für weltweite Proteste. Aus diesem ersten Treffen
ging eine Charta hervor, die den konzeptuellen und funktionalen Rahmen
des WSF festlegt. In den zwei Folgejahren fand das WSF wieder in Porto
Alegre statt und die Kraft des Aufrufes übertraf alle Erwartungen. Ein
schneller Gang nach Mumbai, Indien, im Jahr 2004, wo sich das Forum
der Dalits konstituiert hat und das Treffen mit etwa 100.000
Teilnehmer*innen zu einem der erfolgreichsten wurde. Danach ging es
2005 wieder zurück nach Porto Alegre. Alle der bereits erwähnten
Treffen, erlebten ein schnelles Wachstum, das die positivsten
Einschätzungen noch übertroffen hat, auch die der Organisator*innen.

Erste Dezentralisierungsversuche und erste Alarmsignale

2006 wurde die Idee der Dezentralisierung umgesetzt und das WSF fand
auf drei Kontinenten gleichzeitig statt: In Caracas (Venezuela),
Karachi (Pakistan) und Bamako (Mali). Hier zeichneten sich erste
Alarmsignale ab: Für die sozialen Bewegungen und ihre internationalen
Netzwerke war es nicht mehr möglich jedes Jahr an den internationalen
Treffen teilzunehmen. Sie sagten, dass sie ihren eigenen Prioritäten
der lokalen und nationalen Organisation und Mobilisierung nachgehen
müssten. So lief das WSF Gefahr zu einer Plattform zu werden, wo v.a.
finanziell gut aufgestellte NGOs und internationale Netzwerke, die
nicht dem alltäglichen Kampf und Druck ausgesetzt sind, die alleinigen
Protagonist*innen sind.

Die Notwendigkeit den internationalistischen Charakter des Treffens zu
bekräftigen, führte das WSF im Jahr 2007 nach Nairobi, Kenia. Den
Schwerpunkt bildeten afrikanische Themen und die vielfältigen
organisatorischen Spannungen, die auf die Gefahr einer progressiven
Schwächung des WSF hindeuteten. 2008 fand statt eines Großtreffens
eine dezentrale Globale Aktionswoche statt.


Ein neuer "Sauerstoffkick" für das WSF

2009 war das WSF wieder zurück in Brasilien, dieses Mal im
Amazonasgebiet in der Stadt Belem do Pará, wo die Entwicklung des
Treffens einen neuen "Sauerstoffkick" erhielt. Als roter Faden zogen
sich die Probleme der indigenen Bevölkerung und ihre territorialen
Kämpfe um Land durch das Treffen.

Die neue afrikanische Ausgabe des Treffens fand 2011 in Dakar, Senegal
statt. Trotz essenzieller zivilisatorischer Themen, wie Rassismus,
Kolonialismus, Sklaverei und Migration, waren weniger Teilnehmer*innen
anwesend als im Vorjahr.

Der arabische Frühling und damit auch die neuen Erfahrungen der
städtischen Mobilisierung, bereicherten die Treffen 2013 und 2015 in
der tunesischen Hauptstadt Tunis v.a. mit regionalen Themen. Dafür gab
es leider keine Antworten auf Fragen der zukünftigen
Organisationsformen, die das WSF sich zum Ziel gesetzt hatte. Der
Internationale Rat als führende Instanz der Umsetzung, zeigte sich
durch die Eigendynamik des Aufrufs überfordert. Einige soziale
Bewegungen schlugen Alarm in Form eines Ultimatums hinsichtlich der
Funktionsweise des WSF.


Neue Methoden und Konzepte, aber die Grundsatzfragen bleiben
ungelöst

Die außergewöhnliche Energie der Jugendlichen in Quebec legitimierte
sie, das nächste Treffen im August 2016 auszurichten, zum ersten Mal
in einem Land des Nordens. Die Organisator*innen sind im heißen Kampf
des "studentischen Frühling" in Quebec im Jahr 2012 gereift, auch im
Streik gegen die Kürzungen im Jahr 2015 sowie mit der intensiven und
breiten occupy-Bewegung und weiteren
Anti(neoliberalen)-Globalisierungs-Dynamiken. Das Treffen in Montreal
brachte frischen Wind in Hinsicht auf Konzepte und Methoden, aber
gewisse Dilemmata, wie die Teilnahme von Vertreter*innen aus dem
globalen Süden, durch exklusive Migrationsvorschriften und Ablehnung
von Visa, konnten auch hier nicht gelöst werden. Die Krise des
Internationalen Rats erreichte während und nach dem Treffen in
Montreal einen besorgniserregenden Pegel. In diesem Rahmen stellten
sich existenzielle Grundsatzfragen über den Sinn des WSF und seine
Fähigkeit sich selbst zu organisieren, sodass ein brasilianisches
Kollektiv bereits Anfang 2017 den Vorschlag unterbreitete, dass
Treffen im März 2018 in Salvador de Bahía auszurichten.


WSF 2018 in Salvador de Bahía, Brasilien

"Widerstand zu leisten heißt aufbauen, Widerstand zu leisten heißt
transformieren", ist das Motto des diesjährigen Aufrufs, der für das
Forum mit seinen Kinderkrankheiten von zentraler Bedeutung ist. Vor
allem vor dem Hintergrund der internationalen Krisen, die den Frieden
bedrohen und das Überleben der Erde; der brutalen
konservativ-neoliberalen Offensiven in sensiblen Regionen des
Planeten, gegen soziale Bewegungen und gegen alles, was sich nach
Basisdemokratie, Partizipation der Bürger*innen und progressiven
Regierungen anhört.


(*) in Zusammenarbeit mit E-CHANGER und der FEDEVACO, Plattform
kooperativer Organisationen im Kanton Vaud, Schweiz.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/weltsozialforum-2018-rueckblick-und-baustellen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/874: Free Mumia - Rundbrief März 2018 (Berliner Free Mumia Bündnis)


FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief März 2018



Hallo,

hier kommen aktuelle Meldungen über den seit 1981 gefangenen
Journalisten Mumia Abu-Jamal aus den USA. Mumias Gesundheitssituation,
vor allem seine Hautbeschwerden, haben sich leicht verbesssert. Nach
beharrlichem Drängen und weltweiten Anrufen durch Unterstützer*innen hat
die Gefängnisbehörde ihm inzwischen ein von seinem Vertrauensarzt
empfohlenes Mittel sowie eine neue Salbe zugestanden. Zwar sind die
Beschwerden noch lange nicht überwunden, aber die Schmerzen haben
dennoch abgenommen. Mumia selbst hat in den vergangenen zwei Wochen
wieder zahlreiche Veröffentlichungen auf Prison Radio eingesprochen:

http://www.prisonradio.org/

In der Anhörung über die mögliche Wiederaufnahme von Mumias
Berufungsverfahren (siehe auch die letzten Rundbriefe
http://mumia-hoerbuch.de/rundbrief.htm ) gab es in den vergangenen Tagen
ebenfalls Neuigkeiten. Am 26. Februar 2018 mußte die Staatsanwaltschaft
von Philadelphia vor Untersuchungsrichter Tucker zugeben, dass sie die
geforderten Papiere nicht finden, in denen Staatsanwalt Castille sich
über Mumias Verurteilung von 1982 mit dem 1990 zuständigen Staatsanwalt
Gayle McLaughlin Barthold austauschte. Das Pikante daran: 1994 wurde
Mumias Berufungsantrag abgelehnt. Der Vorsitzende Richter hiess dabei
Ronald Castille. Und dieser war 1982 selbst am Todesurteil gegen den
afroamerikanischen Jorunalisten beteiligt. Eine "unabhängige und
unvoreingenomme Justiz" sieht anders aus.

Es ist derzeit schwer vorstellbar, mit welchen juristischen Kniffen
Philadelphias Staatsanwaltschaft den offensichtlichen
Interessenskonflikt verneinen könnte, der Ron Castille als Richter
eigentlich dazu hätte bewegen müssen, sich aus Abu-Jamals Verfahren
zurück zu ziehen. Der nächste, nicht-öffentliche Gerichtstermin wird am
27. März stattfinden. In Berlin gibt es an diesem Tag eine
Solidaritätskundgebung mit Mumia und allen kämpfenden Gefangenen (siehe
auch Termine weiter unten). Am 30. April, also wenige Tage nach Mumias
64. Geburtstag, ist dann wieder eine öffentliche Gerichtsverhandlung in
Philadelphia. Es wird erwartet, dass die Staatsanwaltschaft um den
neugewählten Larry Krasner, der auch von der Black Lives Matter Bewegung
unterstützt wurde, spätestens dann grundsätzlich erklären wird, ob sie
einer Neuverhandlung von Mumia Abu-Jamals Fall sowie von 16 weiteren
Gefanenen zustimmt, die unter den gleichen Umständen von Castille ihrer
Berufung beraubt wurden. In diesem Frühjahr könnten entscheidene Weichen
für Mumia Abu-Jamals Freiheit gestellt werden. Beteiligt euch an den
Protesten und Veranstaltungen in Frankfurt am Main, Potsdam und Berlin.
Verbreitet diese Infos weiter. Wir alle werden dieses Jahr bestimmt noch
einige Anlässe erhalten, um endlich Mumias Freiheit durchzusetzen.


Zum weiteren Inhalt:

1. Termine

2. Presse

3. Solidarität mit Gefangenen

4. Abschaffung der Todesstrafe - überall!


1. Termine

Sa. 17. März 2018 - München, Kafe Marat

GEFÄNGNISINDUSTRIE - SKLAVEREI 3.0 am Beispiel USA mit Ausblick auf die
BRD (von FREE MUMIA Berlin und der Roten Hilfe, Ortsgruppe München),

weitere Informationen:

http://www.kalinka-m.org/events/gefaengnisindustrie-sklaverei-3-0-am-beispiel-usa-mit-ausblick-auf-die-brd/

Kafe Marat - Thalkirchnerstraße 102 - München

So. 18. März 2018 - Frankfurt Am Main - 14:45 Uhr

Kundgebung im Rahmen der Tour de "Révolte et Répression" vor dem
US-Generalkonsulat - wir fordern die sofortige Freilassung der
politischen Langzeitgefangenen Leonard Peltier, Ana Belen-Montes und
Mumia Abu-Jamal in den USA!

US-Generalkonsulat, Gießener Straße 30, 60435 Frankfurt a.M.

Di. 27. März 2018 - Berlin - Kungebung, Boxhagener Platz 18 Uhr

Kundgebung: "FREE MUMIA - FreeThem ALL! - Solidarität am Gerichtstag"

weitere Informationen: http://mumia-hoerbuch.de

Boxhagener Platz, Ecke Gabriel-Max-Strasse/Grünberger Strasse

Berlin-Friedrichshain - U5-Samariterstr.

Di. 27. März 2018 - Frankfurt Am Main - US General Konsulat

Am 27. März findet anlässlich der Anhörung von Mumia eine
Spezial-Mahnwache von 18:00 bis 19:00 Uhr vor dem US-Generalkonsulat
statt!

US-Generalkonsulat, Gießener Straße 30, 60435 Frankfurt a.M.

So. 1. April 2018 - Potsdam - Anarchistische Tage

"Gefängnisindustrie (Prison Industrial Complex) -
Ausbeutungsverhältnisse hinter Gittern" von FREE MUMIA Berlin
Adresse, Uhrzeit etc. folgen später, weitere Informationen zu den
Anarchistischen Tagen in Potsdam 

http://atagepotsdam.blogsport.eu


2. Presse

(Ossietzky no 3.2018) Hoffnung für Mumia Abu-Jamal

von Sabine Kebir (10.02.2018) 

http://www.freiheit-fuer-mumia.de/#Os100218

(jW) Kämpfe des schwarzen Amerika (7.02.2018)

https://www.jungewelt.de/beilage/art/325840


3. Solidarität mit Gefangenen

Black Panther film fuels calls for release of jailed political activists
(February 16, 2018)

https://www.theguardian.com/film/2018/feb/16/black-panther-party-marvel-film-jail

Philadelphia's DA office keeps secret list of suspect police (Feb 13,
2018)

http://phillycom.cmail20.com/t/d-l-ojykytt-vyhiiydjd-jr/

Pennsylvania DOC prison system threatens to ban Workers World newspaper
for reporting on Florida prison strike (Feb 7, 2018)

https://www.workers.org/2018/02/07/action-needed-pennsylvania-doc-prison-system-threatens-to-ban-workers-world-newspaper-for-reporting-on-florida-prison-strike/

Haftantritt von Tortenwerferin (6.02.2018)

https://de.indymedia.org/node/17757


4. Abschaffung der Todesstrafe - überall!

Attorney general: Tennessee should set 8 executions before June 1, when
drug availability becomes 'uncertain' (February 15, 2018)

https://www.tennessean.com/story/news/crime/2018/02/15/tennessee-ag-schedule-executions-june-drug-availability-uncertain/341718002/

As South Carolina looks at firing squad as an option, Utah may provide a
template (February 15, 2018)

https://www.greenvilleonline.com/story/news/local/south-carolina/2018/02/15/how-firing-squads-work-utah-only-state-executions/338012002/


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief März 2018

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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ARTIKEL/333: Zypern - Geteilte und militarisierte Insel (ZivilCourage)


ZivilCourage Nr. 1 / 2018

Das Magazin für Pazifismus und Antimilitarismus der DFG-VK

Zypern: Geteilte und militarisierte Insel

Antimilitaristische Arbeit vor schwierigem politischen und
historischen Hintergrund

Von Gernot Lennert



Auch bei einem touristischen Aufenthalt ist der Zypernkonflikt
kaum zu übersehen. Beim Postkartenversand kommt zum Porto noch eine
2-Cent-Briefmarke für Flüchtlingshilfe hinzu - für die Vertriebenen
aus der Zeit der türkischen Invasion von 1974. Die Kommission für
vermisste Personen exhumiert und identifiziert noch heute alljährlich
Tote aus der Zeit der Massaker, z.B. 96 Exhumierungen 2016, wobei das
Schicksal Hunderter noch ungeklärt ist.

Besonders gut sichtbar ist die Green Line, die Demarkationslinie
zwischen den beiden Teilen Zyperns, in der Altstadt von Nikosia, wo
sich griechisch-zyprisches und türkisch-zyprisches Militär, getrennt
von Barrieren aus Fässern, Zäunen, Mauerresten und Stacheldraht und
mehr oder weniger Metern UN-Pufferzone, dicht gegenüberstehen.
Allgegenwärtig und unübersehbar sind die Nationalismen.

Bezeichnend ist, dass in der Republik Zypern viel häufiger die
griechische als die zyprische Fahne zu sehen ist, die griechische
Flagge oft neu mit leuchtenden Farben, daneben die zyprische als
zerschlissener Lumpen. Vor griechisch-orthodoxen Kirchen wehen oft nur
die Fahne Griechenlands und die gelbe Kirchenfahne mit dem
oströmischen Doppeladler. Die Flagge der nur von der Türkei
anerkannten Türkischen Republik Nordzypern sah ich ausschließlich in
Kombination mit der türkischen Fahne. In beiden Teilen werden jeweils
die Nationalfeiertage Griechenlands und der Türkei begangen. Die
Nationalhymne der Republik Zypern ist identisch mit der Griechenlands.
Eine äußerst befremdliche Selbstverleugnung zweier politischer
Einheiten, die beide von anderen verlangen, als jeweils eigener Staat
ernst genommen zu werden.

Ein freundlicher Fan des ausdrücklich "hellenischen" Fußballclubs
Apoel versicherte in einem Straßencafé während der Übertragung eines
Spiels gegen eine deutsche Mannschaft, dass sie mit Deutschen keine
Probleme hätten - "aber mit den Kerlen da drüben!" (zur nahegelegenen
Green Line deutend). Rein symbolisch und affektiv keine guten
Voraussetzungen für ein wiedervereinigtes Zypern. Auch innerhalb der
Volksgruppen gibt es Gegensätze. Der Apoel-Fan verkündete auch, sie
selbst seien rechts, die Anhänger des anderen großen Fußballvereins
seien Kommunisten. Dass im Oktober eine Frau wegen Abtreibung in
Untersuchungshaft kam, beleuchtet, wie konservativ Zypern auch in
anderer Hinsicht sein kann.

Zypern zwischen Europa, Asien und Afrika

In der Frühgeschichte trafen sich in Zypern Einflüsse aus dem Orient
und Griechenland. Nach dem Zerfall des Alexanderreichs kam die
hellenisierte Insel an die Ptolemäer. Ab 58 v. Chr. gehörte Zypern zum
Römischen Reich und später zum griechisch geprägten Oströmischen
Reich. Während des Dritten Kreuzzugs eroberte der englische König
Richard Löwenherz 1191 die griechisch-orthodoxe Insel, die 1192 an die
Kreuzfahrerdynastie der Lusignan kam und als Königreich Zypern zum
größten Kreuzfahrerstaat der Region wurde.

Auf Immigration in dieser Zeit gehen die maronitischen, armenischen
und "lateinischen" (römisch-katholisch) Minderheiten in Zypern zurück.
1489 erbte die Republik Venedig die Insel, 1581 folgte die osmanische
Eroberung. 1878 besetzte Großbritannien Zypern, das bis zum Ersten
Weltkrieg unter osmanischer Oberhoheit verblieb, dann von
Großbritannien annektiert und zur Kronkolonie gemacht wurde.

Der griechische Nationalismus strebt nach
Éνωσις (Énosis, Vereinigung) des
griechischen Staats mit allen griechischsprachigen Gebieten, auch mit
Zypern. Die Türkei propagierte die Teilung (Taksim) der Insel, um
wenigstens einen Teil zu erhalten. Nicht zuletzt aufgrund der
Indoktrination durch die beiden Bildungssysteme setzten sich in Zypern
griechischer und türkischer Nationalismus durch.

1955 bis 1959 führte die Untergrundorganisation Eoka eine
Guerrilla- und Terrorismuskampagne gegen die Kolonialmacht. Was heute
in Museen und mit Denkmälern als antikolonialer Befreiungskampf
gefeiert wird, war jedoch kein gesamt-zyprischer Kampf für ein
unabhängiges Zypern, sondern ein griechisch-nationalistischer Kampf
für Énosis und gegen die türkisch-zyprische Bevölkerung.
Großbritannien bezweifelte noch in den 1950ern, dass kleine Inseln
lebensfähige Staaten sein könnten. Trotzdem wurde Zypern 1960
unabhängig. Diesem Beispiel folgten seitdem zahlreiche weitere kleine
britische Inselkolonien.

Die ungewollte Republik Zypern sollte auf Machtteilung zwischen den
beiden Volksgruppen basieren. Großbritannien, Griechenland und die
Türkei wurden Garantiemächte mit Interventionsrecht. Drei Prozent des
Territoriums blieben britisch und wurden zu den Sovereign Base Areas
(SBA, Souveräne Stützpunktgebiete) Akrotiri und Dhekelia.

Schon 1963 zerbrach die gemeinsame Regierung. Massaker und Bürgerkrieg
führten zur bis heute andauernden Stationierung von UN-Truppen. Mit
dem Rückzug der türkisch-zyprischen Bevölkerung in separate Enklaven
begann die territoriale Spaltung.

Griechisch-zyprische Ultranationalisten bekämpften als Eoka-B die
Regierung Makarios. Als die griechisch-zyprische Nationalgarde 1974 im
Auftrag der griechischen Militärjunta putschte, um die Énosis
durchzusetzen, intervenierte die Türkei und besetzte 38 Prozent des
Territoriums der Insel. Der Putsch wurde niedergeschlagen, Makarios
kehrte zurück. De facto ist Zypern seitdem geteilt, aufgrund der
Massenvertreibungen sind auch die Siedlungsgebiete getrennt.
International gilt die griechisch-zyprisch geprägte Republik Zypern
als zyprischer Staat. Die im türkisch besetzten Norden 1983
ausgerufene Türkische Republik Nordzypern wird nur von der Türkei
anerkannt.

Seit 2003 ist die Demarkationslinie wieder für alle überquerbar. Dem
Annan-Plan, der die Wiedervereinigung vorsah, wurde 2004 im Referendum
im türkischen Norden zugestimmt, jedoch nicht im griechischen Süden.
Die Republik Zypern wurde dennoch Mitglied der EU.

Kriegsdienstverweigerung

In beiden Teilen Zyperns werden Männer zum Kriegsdienst gezwungen. Dem
widersetzt sich die 2008 gegründete Kriegsdienstverweigerer-Initiative
(Vicdani Ret Inisiyatifi) mit vorwiegend türkisch-zypriotischen
Aktiven. Es gibt zur Zeit sechs Verweigerer, die früher den
Grundmilitärdienst abgeleistet haben, aber heute Reserveübungen
verweigern.

International bekannt wurde Murat Kanatlι, Mitgründer der
Initiative, als er 2014 wegen Verweigerung einer Reserveübung 10 Tage
ins Gefängnis kam. Heute vertritt er im Stadtrat von Türkisch-Nikosia
die Yeni Kιbrιs Partisi (New Cyprus Party), eine ansonsten
außerparlamentarische sozialistische nicht-nationalistische
Kleinstpartei. Nuri Sιlay, ebenfalls Gründungsmitglied der
Kriegsdienstverweigerungsinitiative, verweigert den Kriegsdienst im
Militär der Türkischen Republik Nordzypern. Da ihm dort, seitdem er
seine Kriegsdienstverweigerung erklärte, Zwangsrekrutierung und
Gefängnis drohen, lebt er im griechisch-zyprischen Teil der Insel und
hat einen Pass der Republik Zypern.

Ein Vorschlag zur gesetzlichen Regelung der Kriegsdienstverweigerung
und des Zivildienstes ist vom Petitionsausschuss des Parlaments der
Türkischen Republik Nord-Zypern entgegengenommen worden.

Die zyprischen Antimilitarist*innen sind international gut vernetzt.
2014 fand in Zypern ein Treffen von Kriegsdienstverweigerungsgruppen
aus dem östlichen Mittelmeerraum statt, Anfang November 2017 die
Mitgliederversammlung des European Bureau of Conscientious Objection
(Europäisches Kriegsdienstverweigerungsbüro). Günstig dafür ist ein
von beiden Seiten zugängliches Gebiet in der UN-Pufferzone in Nikosia,
wo neben dem Hauptquartier der UN-Truppen auch ein Begegnungszentrum
und das Goethe-Institut angesiedelt sind.

Lösung des Zypern-Konflikts?

2015 wurden, wieder unter Ägide der UN, als aussichtsreich geltende
Verhandlungen für eine Lösung des Zypern-Problems aufgenommen, die
letztendlich im Juli 2017 scheiterten - zumindest bis zur
Präsidentenwahl in der Republik Zypern Anfang 2018. Im Oktober
verhärtete sich die Position der türkischen Seite. Die Türkische
Republik Nord-Zypern führte Einfuhrzölle auf Hilfsgüter ein, die von
UN-Konvois auf die Karpas-Halbinsel im Nordosten gebracht werden, um
die 1974 dort unter türkischer Herrschaft verbliebene griechische und
maronitische Bevölkerung zu versorgen. Gleichfalls im Oktober drohten
sowohl der Außenminister Türkisch-Nordzyperns als auch der
stellvertretende Ministerpräsident der Türkei mit einer Annexion
Nord-Zyperns durch die Türkei. Die Türkei hat inzwischen so viele
Menschen aus Anatolien in Nord-Zypern angesiedelt, dass die
zypern-türkische Bevölkerung zur Minderheit im eigenen Gebiet geworden
ist. Wie in der Türkei schreiten Islamisierung und Jagd auf
"Gülenisten" voran.

Auch die SBA werden in Frage gestellt. Da wegen des Brexit mit
Großbritannien ohnehin neu verhandelt werden müsse, könne man bei
dieser Gelegenheit auch die SBA wegverhandeln. Manche wünschen den
britischen Abzug, andere wollen nur die britische Souveränität beenden
und für die Basen einen kündbaren Stützpunktvertrag abschließen.

Jede Zypern-Vereinbarung muss in Referenda in beiden Volksgruppen
Zyperns gebilligt werden, was angesichts des Ultranationalismus schwer
werden könnte. Immerhin wird dem extremen Nationalismus auch
widersprochen: Die postkommunistische Alel, eine der beiden großen
Parteien in der Republik Zypern, protestierte 2017 gegen die
Errichtung eines Denkmals in Limassol für den Eoka-Führer Grivas. Akel
argumentiert, dass genau dieser Rechtsextremist Wegbereiter für den
Putsch von 1974 und die daraus resultierende türkische Invasion und
Besatzung war.

Der möglicherweise wichtigste Streitpunkt von vielen in den
Zypern-Verhandlungen: Die Republik Zypern will der Türkei kein
Interventionsrecht einräumen, die Türkei insistiert genau darauf. Ob
und wie es weitergeht, wird sich nach dem Präsidentschaftswahlen 2018
zeigen.


Gernot Lennert ist Geschäftsführer des hessischen
DFG-VK-Landesverbands. 

 * 
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OFFENER BRIEF/073: Afrin - Friedensforscherinnen und Frauenrechtlerinnen fordern eine politische Lösung (Frauen für Afrin)


Kampagne "Frauen und Frauenorganisationen für Frieden in Afrin/Nordsyrien"


Pressemitteilung vom 23.02.2018

Offener Brief an die Bundesregierung:

Friedensforscherinnen und Frauenrechtlerinnen fordern eine politische
Lösung statt der Duldung der militärischen Angriffe der Türkei auf die
nordsyrische Region der Selbstorganisierung



Eine politische Lösung und Friedensverhandlungen, die Frauenvertreterinnen
und Vertreter*innen der Selbstverwaltungsregion in Nordsyrien (DFNS)
einbeziehen, werden in einer Stellungnahme gegen den Angriffskrieg auf
Afrin gefordert. Diese Stellungnahme wurde von Friedensforscherinnen und
Frauen sowie Frauenorganisationen, die sich für Frauenrechte engagieren,
unterzeichnet und als offener Brief dem Kanzleramt sowie dem
Außenministerium zugestellt. Sie wurde zudem als öffentliche Petition im
Deutschen Bundestag eingereicht.

Die Stellungnahme steht als Initiative im Rahmen der am 21. Februar 2018
offiziell gegründeten Kampagne "Frauen und Frauenorganisationen für Frieden
in Afrin/Nordsyrien".

Der offene Brief vertritt einen frauenpolitischen Standpunkt gegen den
Angriff auf Afrin: "Hier wird versucht auszuradieren, was aufgrund des
Beispielcharakters als bedrohlich verstanden wird: Das selbstorganisierte
Zusammenleben verschiedener kultureller Gruppen und die verankerte,
selbstbewusste Beteiligung von Frauen in allen gesellschaftlichen
Bereichen." Der gesellschaftliche Neuaufbau in Nordsyrien, der seit 2012
als Prozess demokratischer Selbstorganisierung stattfindet, wird als
"vielversprechend" beschrieben. Ein Erfahrungsaustausch nicht zuletzt mit
dem dort entwickelten Wissenschaftsansatz der Jineolojî wird gewünscht.

"Als Friedensforscherinnen und für Frauenrechte engagierte Frauen wissen
wir, dass eine stärkere Geschlechtergleichheit und eine Vielfalt von
Geschlechtervorstellungen, wie sie in der DFNS entstehen und verankert
werden, sich deutlich auf das friedliche Zusammenleben innerhalb und
zwischen Gesellschaften auswirken." Die Möglichkeit eines nachhaltigen
Friedens in Syrien wird in der Stärkung der Geschlechtergerechtigkeit
gesehen.

Zu den Unterzeichnerinnen zählen die weltweit agierende Organisation
FriedensFrauen Weltweit - PeaceWomen Across the Globe (PWAG), Dr. Christine
M. Klapeer (Geschlechterforschung, Universität Göttingen), Prof. Dr.
Encarnación Gutiérrez Rodríguez (Soziologie, Universität Gießen), Dr.
Mechthild Exo (Hochschule Emden, Frauensprecherin Arbeitsgemeinschaft für
Friedens- und Konfliktforschung), Waltraud Bischoff von der Projektgruppe
"Frauen wagen Frieden" und weitere Organisationen und Personen. Zudem
tragen die Organisationen der neu gegründeten Frauenkampagne für Frieden in
Afrin/Nordsyrien die Stellungnahme mit.

 * 

Offener Brief an die Bundesregierung und öffentliche Petition an den
Deutschen Bundestag:

Stellungnahme von Friedensforscherinnen und anderen für Frauenrechte
engagierten Frauen zum Angriff auf Afrin/Nordsyrien

Der Krieg der Türkei in Nordsyrien, der nach der Erklärung von
Staatspräsident Erdogan darauf zielt von Afrin (Efrîn) im Westen bis an die
Grenze des Irak im Osten "alle Terroristen auszurotten", meint einen
Angriff auf die dort seit 2012 bestehende demokratische Selbstverwaltung.
Die demokratische Autonomie und Geschlechterbefreiung wurde unter dem Namen
"Rojava" bekannt, vor allem nachdem Ende 2014 der IS erfolgreich aus Kobanî
zurückgeschlagen wurde. An dem gesellschaftlichen Neuaufbau, der
basisdemokratisch und kommunal organisiert wird, sind die vielen
kulturellen Gruppen der Region beteiligt: neben Kurd*innen auch
Assyrer*inne, Araber*innen, Ezid*innen, Turkmen*innen etc. Deshalb wurde
der kurdische Name Rojava 2016 durch Demokratische Föderation Nordsyrien
(DFNS) ersetzt. Die de facto autonome Region umfasst die drei Kantone
Efrîn, Kobanê und Cizîrê.

Rojava bzw. die Demokratische Föderation Nordsyrien steht für eine aktive
Beteiligung von Frauen in allen gesellschaftlichen Bereichen, für doppelte
Führungsspitzen aus einer Frau und einem Mann in allen Ämtern,
fortschrittliche Frauengesetze, ein von Frauen geschriebener
Gesellschaftsvertrag, autonome Frauenstrukturen als parallele und
eingebundene Strukturen, Frauenzentren, -beratungsstellen, - akademien,
sogar ein Frauendorf. Die Jineolojî, eine Sozialwissenschaft vom
Frauenstandpunkt aus, wurde verankert und hilft die Fragen des Neuaufbaus
kooperativ zu beantworten. Im Oktober 2017 hat der erste Studiengang
Jineolojî begonnen, im August wurde ein Jineolojî-Forschungszentrum in
Efrîn und im September eines in Cizîrê eröffnet.

Als Friedensforscherinnen und engagierte Frauen*/Trans/Inter stellen wir
uns gegen den Angriff der Türkei auf die nordsyrische Region der
Selbstorganisierung. Dieser Angriff ist nicht nur völkerrechtswidrig. Hier
wird versucht auszuradieren, was aufgrund des Beispielcharakters als
bedrohlich verstanden wird: Das selbstorganisierte Zusammenleben
verschiedener kultureller Gruppen und die verankerte, selbstbewusste
Beteiligung von Frauen in allen gesellschaftlichen Bereichen. Die
Vernichtung der wertvollen Entwicklungen in der Region, mit der jetzt
gedroht wird, zu dulden würde allen feministischen und an Frauenrechten
orientierten Analysen und Ansätzen für Friedenspolitik widersprechen.
Wir stellen uns gegen jede Form von Waffenlieferung und Kriegsunterstützung
der deutschen Regierung an die Türkei.

In der Region drohen Massaker. Die deutsche Regierung, andere Staaten, die
EU, die UN müssen sich deutlich gegen diesen Krieg aussprechen und für eine
sofortige Einstellung der Angriffe einsetzen.

Statt der praktizierten Duldung dieses Krieges muss eine politische Lösung
für Syrien unter Einbezug der Demokratischen Föderation Nordsyrien (DFNS)
und insbesondere der Frauenvertreterinnen mit allen Mitteln vorangebracht
werden.

Als Friedensforscherinnen und für Frauenrechte engagierte Frauen wissen
wir, dass eine stärkere Geschlechtergleichheit und eine Vielfalt von
Geschlechtervorstellungen, wie sie in der DFNS entstehen und verankert
werden, sich deutlich auf das friedliche Zusammenleben innerhalb und
zwischen Gesellschaften auswirken. In der DFNS wird vieles entwickelt, von
dem wir gerne mehr lernen wollen. Wir als Friedensforscherinnen in
Deutschland sind an einem solidarischen Austausch von Erfahrungen
interessiert und dulden den Angriff auf diesen vielversprechenden
Gesellschaftsaufbau nicht.

Unterzeichnerinnen:


	FriedensFrauen Weltweit - PeaceWomen Across the Globe (PWAG)

	Informationsbüro Nicaragua e.V., Wuppertal

	Prof. Dr. Encarnación Gutiérrez Rodríguez, Professur für Allgemeine Soziologie, Justus-Liebig-Universität Gießen

	Dr. Christine M. Klapeer, Studienfach Geschlechterforschung, Fakultät für Sozialwissenschaften, Georg-August-Universität Göttingen

	Ass. Prof. Nazan Üstündağ, Boğaziçi University, z.Z. Berlin

	Dr. Mechthild Exo, Lehrkraft für Transkulturalität und internationale Entwicklungen, Hochschule Emden/Leer, Frauensprecherin der

	Arbeitsgemeinschaft für Friedens- und Konfliktforschung (AFK)

	Dr. Ilina Fach, Marburg

	Wiebke Lass, Gesellschaft für sozioökonomische Forschung (GSF)

	Waltraud Bischoff, Projektgruppe "Frauen wagen Frieden"

	Bele Grau, Köln

	Ferdos Dini

	Ramona Juretzka, Düsseldorf

	Sowie die Initiatorinnen und Unterstützerinnen der Kampagne "Frauen und Frauenorganisationen für Frieden in Afrin/Nordsyrien":
 WJAR - Stiftung der freien Frau in Rojava
 Marche Mondiale des Femmes in Deutschlang (MMF)
 Dachverband des Ezidischen Frauenrates (SMJÊ)
 Frauen für Frieden e.V. Hessen
 Kurdisches Frauenbüro für Frieden Ceni e.V.
 (namentlich hier die Initiatorinnen)



 * 

Frauenkampagne für Frieden in Afrin gegründet: Aufruf zum Handeln


Am Mittwoch, den 21. Februar 2018, wurde in Rüsselsheim die Kampagne
"Frauen und Frauenorganisationen für Frieden in Afrin/Nordsyrien"
gegründet.

Anlass dafür ist der Angriffskrieg des türkischen Militärs gegen Afrin,
u.a. mit deutschen Leopard-2-Panzern, wozu die deutsche Regierung schweigt
und sich damit zum Komplizen macht. Dieser militärische Angriff richtet
sich gegen die demokratische Selbstverwaltungsregion in Nordsyrien, die
dort lebenden Menschen und insbesondere auch gegen die aufgebauten
Frauenstrukturen. In den letzten Jahren hatten hunderttausende arabische,
ezidische, christliche und andere Geflüchtete dort Aufnahme gefunden.
Die Kampagne setzt sich zum Ziel, die Kriegstreiberei in Syrien zu beenden
und eine internationale Frauenlobby für Frieden aufzubauen. Damit soll der
von Frauen stark geprägte Gesellschaftsaufbau in Nordsyrien, der
frauenemanzipatorische Anliegen ins Zentrum stellt, geschützt und gestärkt
werden.

Von der Bundesregierung fordert das neue Bündnis von Frauen und
Frauenorganisationen "den völkerrechtswidrigen Angriff der Türkei in
Nordsyrien zu verurteilen und weitere Verbrechen gegen die Menschlichkeit,
Kriegsverbrechen und Genozid insbesondere durch die Luftbombardierungen von
Wohngebieten zu verhindern" sowie "Waffenlieferungen an die Türkei sofort
zu beenden". Außerdem wird frauenpolitisch die Beteiligung von Frauen an
demokratisch repräsentierten Friedensverhandlungen gefordert sowie "einen
nachhaltigen Frieden in der Region zu fördern durch die Stärkung von
Fraueninitiativen im Friedensprozess und die Unterstützung der bestehenden
Prozesse zu Geschlechtergerechtigkeit und die Aufhebung von
Geschlechterstereotypen".

Die Kampagne wendet sich vor allem auch an Frauen in unterschiedlichen
Zusammenhängen sowie an Frauenorganisationen und fordert diese auf, sich
aktiv gegen den Krieg in Afrin einzusetzen. Für den Internationalen
Frauentag, 8. März, wird vorgeschlagen, ein entsprechendes Zeichen mit dem
Motto #WomenRiseupforAfrin sichtbar zu setzen.

Zu den Initiatorinnen und Unterstützerinnen der Kampagne gehören die
Katholische Frauengemeinschaft Deutschlands (KFD) des Bistums Trier, die
Internationale feministische Aktionsbewegung Marche Mondiale des Femmes in
Deutschland (MMF), der Verein "Frauen für Frieden e.V. Hessen", die
Stiftung der freien Frau in Rojava (WJAR), der Dachverband des
Êzidischen Frauenrats e.V. (SMJÊ), das Kurdische Frauenbüro für
Frieden (Ceni e.V), die Landesarbeitsgemeinschaft der Frauennotrufe
Rheinland-Pfalz, das "Frauenbündnis Rheinland-Pfalz", die Redaktion des
Internet-Forums www.bzw-weiterdenken.de, Andrea Ypsilanti (Sprecherin des
Instituts Solidarische Moderne, ISM), Prof. Dr. Dr. Frigga Haug (Institut
für kritische Theorie) und weitere Unterstützerinnen.

Es wird gewünscht, dass sich weitere Einzelpersonen und Organisationen dem
Kampagnenbündnis anschließen.

 * 

Quelle:

Kampagne "Frauen und Frauenorganisationen für Frieden in Afrin/Nordsyrien"

E-Mail: frauenfuerafrin@mail.de

Internet: http://frauenfuerafrin.blogsport.de/
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STANDPUNKT/240: Die Versammlungsfreiheit gilt für alle, auch bei der Solidarität mit Afrin (Grundrechtekomitee)


Komitee für Grundrechte und Demokratie - 28. Februar 2018

Die Versammlungsfreiheit gilt für alle, auch bei der Solidarität
mit Afrin!

Eine Erklärung des Komitees für Grundrechte und Demokratie



Seit Beginn der militärischen Intervention der Türkei in die kurdischen
Regionen Syriens vor einigen Wochen demonstrieren Kurd*innen überall in
Europa gegen den Angriffskrieg Erdo?ans. In Deutschland werden diese
Demonstrationen stark eingeschränkt: Zum Teil löst die Polizei sie
gewaltsam auf, zum Teil werden sie wie die Kölner Anti-Kriegs-Demonstration
gleich ganz verboten. Als Begründung dafür dient, dass dort Symbole der
verbotenen kurdischen Arbeiterpartei PKK oder von Organisationen gezeigt
werden, die der PKK zugerechnet werden.

In Köln wurde pauschal argumentiert, dass deshalb mit gewalttätigen
Auseinandersetzungen zu rechnen sei.

Das Komitee für Grundrechte und Demokratie sieht darin einen Verstoß
gegen das Grundrecht der Versammlungsfreiheit, das als Menschenrecht
nicht nur für Deutsche gilt, sondern gemäß Artikel 20 der
Menschenrechtskonvention für alle Menschen.

Seit 1993 ist die PKK in Deutschland verboten, seit 2002 fand sie sich -
vermutlich auf deutsche Initiative hin - auf der "Terrorliste" des Rates
der EU. Anfangs galt die PKK hierzulande als "terroristische", dann als
"kriminelle Vereinigung", seit 2010 wiederum als "ausländische
terroristische Vereinigung". Die verschiedensten rechtlichen
Konstruktionen waren immer willkürlich. Das Verbot wurde sukzessive
ausgedehnt auf alle möglichen Gruppierungen, die vom Verfassungsschutz
als Nachfolgeorganisationen der PKK veranschlagt wurden. Praktisch
trifft das einen Großteil der kurdischen Community in Deutschland bis
weit hinein in die HDP, die in den vergangenen Jahren die
Hoffnungsträgerin nicht nur der kurdischen Bevölkerung in der Türkei
gewesen ist.

Im März 2017 hat das Bundesinnenministerium das aus dem Organisationsverbot
folgende Verbot von Symbolen ausgeweitet - u.a. auf Fahnen 
syrisch-kurdischer Gruppen (1). Die Grenzen dieses Verbotes sind fließend. In
manchen Fällen werden sie geduldet, in anderen wiederum reicht ein Foto
Abdullah Öcalans, um nicht nur ein Transparent zu beschlagnahmen, sondern
mit brachialer Gewalt eine ganze Kundgebung aufzulösen.

Das PKK-Verbot zeitigt aber nicht nur Auswirkungen auf Demos und
Versammlungen: Verfahren nach Paragraf 129b StGB (Kriminelle und
terroristische Vereinigungen im Ausland) führen regelmäßig zu
Verurteilungen mit mehrjährigen Haftstrafen für Leute, denen nichts
anderes vorgeworfen wird, als politische Versammlungen und kulturelle
Anlässe organisiert zu haben. Die vorausgehenden Ermittlungen sind
jeweils verbunden mit einem Großaufwand an Überwachungsmaßnahmen im
Umfeld kurdischer Vereine.

Die deutsche Bundesregierung macht sich mit dem PKK-Verbot und mit dem
daraus resultierenden Verbot von Demonstrationen und Symbolen mit den
politischen Zielen und der Kriegsführung der Regierung Erdoğan gemein -
das Verbot gehört abgeschafft. Damit ergreift sie in einem
innerstaatlichen Konflikt ausdrücklich Partei für das türkische Regime
unter Präsident Erdoğan und übernimmt zugleich dessen Sprachregelung.
Angesichts eines Krieges, der mit deutschen Waffen geführt wird, sind
Demonstrationen dagegen gerade in Deutschland aber mehr als berechtigt
und notwendig. Dass deutsch produzierte Panzer in Afrin (kurdisch:
Efrîn) im Einsatz sind, die Tod und Verderben über die kurdische Region
bringen, machen es umso dringlicher, am 3. März 2018 zentral in Berlin
und anderswo protestieren zu können: Sofortiger Stopp aller deutschen
Rüstungsexporte!

Für das Komitee für Grundrechte und Demokratie

Britta Rabe und Heiner Busch

Köln, 28. Februar 2018


Anmerkung:

(1) www.grundrechtekomitee.de/node/844

 * 

Quelle:

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Aquinostr. 7 -11, 50670 Köln

Telefon 0221 97269 -30; Fax -31

E-Mail: info@grundrechtekomitee.de

Internet: www.grundrechtekomitee.de
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AUSSICHTEN/8202: Und morgen, den 2. März 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 02.03.2018 bis zum 03.03.2018 +++






[image: Jean-Luc 8202 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Dauerwinde frisch,

kalt bis auf die Knochen,

Jean am Frühstückstisch

wird sich Kaffee kochen.
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MARKT/184: Öffentliche Interventionsbestände von Magermilchpulver verhindern Markterholung (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 28. Februar 2018

Öffentliche Interventionsbestände von Magermilchpulver verhindern
Markterholung



Zentrales Thema bei einem Treffen von Vertretern der deutschen
Milchwirtschaft mit den französischen Verbänden des Milchsektors in
Paris war der Umgang mit den großen öffentlichen Lagerbeständen an
Magermilchpulver. Diese Bestände belasten den Eiweißmarkt deutlich.
Der Deutsche Bauernverband (DBV) begrüßt daher die Vorschläge der
französischen Regierung, den Absatz von Magermilchpulver aus der
sogenannten "öffentlichen Intervention" zu erhöhen. Dennoch soll
grundsätzlich weiter an diesem Krisen-Instrument festgehalten werden.
"Wir sind uns mit den Franzosen einig, dass wir dieses Sicherheitsnetz
weiter brauchen. Dieses Instrument kann aber nur wirken, wenn es
gelingt, die Lagerbestände zeitnah abzubauen", sagt der
DBV-Milchbauernpräsident Karsten Schmal.

Von 2015 bis 2017 wurden während der Krise des Milchsektors etwa
380.000 Tonnen Magermilchpulver im Rahmen der "öffentlichen
Intervention" zur Stabilisierung des Milchmarktes angekauft. Diese
Menge entspricht etwa einem Viertel der jährlichen Produktion in
Europa. Dieser Lagerbestand hat einen Wert von fast 650 Mio. Euro. Die
jährlichen Lagerkosten belasten sowohl den Haushalt der EU als auch
der Mitgliedstaaten mit mehreren Millionen Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. Februar 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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AGRAR/1695: EU-Agrarförderung - Neue "Pflugregelung" bei Dauergrünland bleibt unzureichend (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 1. März 2018

EU-Agrarförderung: Neue "Pflugregelung" bei Dauergrünland bleibt
unzureichend

DBV-Präsident Rukwied: Brauchen eine praxistaugliche Regelung



Die ab 2018 in Deutschland geltende sogenannte "Pflugregelung" zur
Unterscheidung des Dauergrünlandes vom Ackerland ist aus Sicht des
Deutschen Bauernverbandes (DBV) mangelhaft, auch weil sie zu einer
zusätzlichen bürokratischen Belastung der Landwirte führt. Auf diese
unbefriedigende Situation hat der Präsident des Deutschen
Bauernverbandes, Joachim Rukwied, Bundeslandwirtschaftsminister
Christian Schmidt in einem Brief hingewiesen und weitere
Erleichterungen angemahnt. Künftig soll allein das Pflügen für die
Unterbrechung der fünfjährigen Entstehungsphase des
Dauergrünlandstatus maßgeblich sein. Kehrseite der neuen Regelung ist,
dass künftig auch auf Ackerfutterflächen der Zeitpunkt des Pflügens
gegenüber den Behörden dokumentiert werden soll.

DBV-Präsident Rukwied erkennt die Bemühungen des Bundesministeriums
für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) um Verbesserungen auf
europäischer Ebene an. "Es ist aber aus unserer Sicht kontraproduktiv,
dass mit der "Pflugregelung" bereits der Pflegeumbruch einer
Dauergrünlandfläche zur Wiederansaat auch dann als
genehmigungspflichtige Umwandlung von Dauergrünland eingestuft werden
soll, wenn kein Wechsel der Flächennutzung erfolgt," so Rukwied.
Deutschlandweit wären mit einer solchen Vorgabe zehntausende
zusätzliche bürokratische Genehmigungsverfahren verbunden. "Für die
Umsetzung muss eine einfache, praxistaugliche sowie ökonomisch und
ökologisch sinnvolle Verbesserung beim Dauergrünland erreicht werden",
fordert der DBV-Präsident. Zusätzliche Genehmigungsverfahren für
Pflegeumbrüche bei bereits bestehendem Dauergrünland würden Landwirte
und Behörden unverhältnismäßig belasten, ohne dass ein Mehrwert für
das Ziel des Dauergrünlanderhalts erreicht wird. "Daher halte ich es
für erforderlich, Pflegeumbrüche ohne Nutzungsänderung von der
Genehmigungspflicht auszunehmen", betont Rukwied in seinem Schreiben.

Mit Blick auf die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) nach 2020
fordert der DBV, dass der starr vorgegebene 5-Jahres-Zeitraum für die
Entstehung von Dauergrünland durch eine einfache Stichtagsregelung
abgelöst wird. Hiermit kann die zum Dauergrünland mittlerweile kaum
überschaubare Rechtslage als Ursache für fortdauernde Unsicherheiten
und Probleme aufgelöst werden. Landwirte wären dann nicht mehr
gezwungen, aus rein bürokratischen Gründen und zur Vermeidung von
Fristabläufen und Haftungsrisiken den Pflug einzusetzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. März 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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ARBEIT/186: Mindestlöhne - In Westeuropa meist über 9,40 Euro (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 28.02.2018

Mindestlöhne: In Westeuropa meist über 9,40 Euro, im EU-Mittel nominal
kräftige Zuwächse

Neuer internationaler Mindestlohnreport des WSI



Die Mindestlöhne in den 22 EU-Staaten, die über eine gesetzliche
Lohnuntergrenze verfügen, sind zuletzt im Mittel kräftig angehoben worden
- nominal um 4,4 Prozent. 19 Staaten haben ihre Mindestlöhne zum 1.
Januar 2018 oder im Laufe des Vorjahres angehoben, lediglich in
Deutschland, Griechenland und Luxemburg gab es keine Erhöhung.

Die nominalen Erhöhungen waren die zweitstärksten seit 2009. Da die
Inflation wieder anzog, legten die Mindestlöhne real weniger kräftig zu -
im Mittel um 2,8 Prozent nach 5,1 Prozent 2017. In den meisten EU-Ländern
mit Erhöhungen gab es aber auch inflationsbereinigt Zuwächse. Das zeigt
der neue Mindestlohnbericht des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen
Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung.(*) Der deutsche Mindestlohn ist
mit 8,84 Euro pro Stunde spürbar niedriger als die Lohnuntergrenzen in den
westeuropäischen Euro-Staaten, die mindestens 9,47 Euro Stundenlohn
vorsehen, in Luxemburg sogar 11,55 Euro.

Nachdem die Austeritätspolitik in zahlreichen EU-Staaten über längere Zeit
auch die Mindestlöhne ausbremste, "knüpft die Lohnentwicklung wieder an
das Vorkrisenniveau an", schreiben die WSI-Tarifexperten Prof. Dr.
Thorsten Schulten und Malte Lübker. Die höchste Dynamik beobachten die
Wissenschaftler in den mittel- und osteuropäischen EU-Ländern, die die
Lohnuntergrenzen zuletzt um mindestens fünf Prozent, zum Teil auch
zweistellig erhöhten. In Rumänien wurde die Lohnuntergrenze sogar um 52
Prozent angehoben - allerdings von einem geringen Ausgansniveau aus. In
den west- und südeuropäischen Mitgliedsländern reichen die Anhebungen von
1,2 Prozent in Frankreich bis mindestens 4 Prozent in Spanien, Portugal
und Großbritannien.

Trotz der Erhöhungen sei in vielen Ländern der Mindestlohn gemessen am
mittleren Lohnniveau nach wie vor niedrig, betonen die Forscher. Das gelte
gerade auch für Deutschland, wo der Mindestlohn nicht einmal die Hälfte
des Medianlohns erreicht (weitere Daten siehe unten) und damit deutlich
unter der Niedriglohnschwelle liegt. Mindestlöhne spielten eine wichtige
und wissenschaftlich breit anerkannte Rolle bei der Stabilisierung des
Lohngefüges nach unten, so Schulten und Lübker. "Ohne Unterstützung durch
ein starkes Tarifvertragssystem" könne der Mindestlohn aber "auf sich
allein gestellt kaum die Verbreitung von Niedriglohnbeschäftigung
eindämmen." Daher seien weitere Maßnahmen zur Stärkung der Tarifbindung
notwendig.

In Westeuropa fast überall mehr als 9,40 Euro

In den westeuropäischen Ländern mit Mindestlohn betragen die niedrigsten
erlaubten Brutto-Stundenlöhne mit Ausnahme von Großbritannien und
Deutschland mehr als 9,40 Euro (Übersicht in Abbildung 1 im
Mindestlohnbericht; Link unten). In
Belgien müssen mindestens 9,47 Euro gezahlt werden, in Irland 9,55 Euro,
in den Niederlanden 9,68 Euro und in Frankreich 9,88 Euro. Den mit Abstand
höchsten Mindestlohn hat Luxemburg mit 11,55 Euro. Der Mindestlohn in
Großbritannien liegt in Euro umgerechnet mit 8,56 Euro etwas unter dem
deutschen, wäre ohne die starke Abwertung des Britischen Pfundes aber
deutlich höher: Auf Basis des durchschnittlichen Wechselkurses 2015
betrüge er 10,33 Euro.

Die südeuropäischen EU-Staaten setzen Lohnuntergrenzen zwischen 3,39 Euro
in Griechenland und 4,46 Euro in Spanien. Etwas darüber liegt mit 4,84
Euro Slowenien. In den meisten anderen mittel- und osteuropäischen Staaten
sind die Mindestlöhne noch deutlich niedriger. Allerdings haben sie weiter
aufgeholt. So müssen etwa in Polen jetzt umgerechnet mindestens 2,85 Euro
pro Stunde bezahlt werden, in Tschechien 2,78 Euro und in Rumänien 2,50
Euro. Zudem spiegeln die Niveauunterschiede zum Teil unterschiedliche
Lebenshaltungskosten wider. Legt man Kaufkraftstandards (KKS) zugrunde,
reduziert sich das Verhältnis zwischen den EU-Ländern mit sehr niedrigem
(Baltikum, Rumänien, Bulgarien) und den nordwesteuropäischen Staaten mit
relativ hohem Mindestlohn von 1:4 auf 1:2,2 (siehe Abbildung 2 im
Bericht). Mindestlohnempfänger in Deutschland profitieren etwas vom im
westeuropäischen Vergleich niedrigeren Preisniveau. Allerdings bleibt ihre
Kaufkraft trotzdem hinter den Benelux-Staaten und Frankreich zurück.

Deutscher Mindestlohn weiter moderat

Der deutsche Mindestlohn ist auch
gemessen am allgemeinen Lohnniveau im Land moderat. Das zeigt ein Blick
auf den Medianlohn. So wird der Verdienst bezeichnet, der genau in der
Mitte der Verteilung liegt, bei dem also die eine Hälfte der
Erwerbstätigen mehr und die andere Hälfte weniger verdient. Hierzulande
entsprach der Mindestlohn 2016, dem letzten Jahr, für das internationale
Vergleichsdaten vorliegen, knapp 47 Prozent des Medianlohns (siehe auch
Tabelle 1 im Report). 13 EU-Länder kamen auf höhere Werte, darunter
Portugal oder Polen. Weit vorne im EU-Vergleich liegt Frankreich, wo die
Untergrenze bei 60,5 Prozent des Medians liegt. Nach Ansicht von
Armutsforschern sollte ein Lohn, der zum Leben reicht, mindestens 60
Prozent des jeweiligen nationalen Medianlohns ausmachen. Auch der
Europäische Gewerkschaftsbund fordert "Living Wages" in dieser Höhe.

Auch außerhalb der EU sind Mindestlöhne weit verbreitet. Exemplarisch
betrachtet das WSI die Mindestlöhne in 15 Ländern. Sie reichen von
umgerechnet 68 Cent in Moldawien, 83 Cent landesweit in Russland und 1,26
Euro in Brasilien über 2,53 Euro in der Türkei, 6,42 Euro in den USA und
6,69 Euro in Japan bis zu 9,91 Euro in Neuseeland und 12,42 Euro in
Australien. Insbesondere in den USA gibt es neben dem nationalen
Mindestlohn aber höhere Untergrenzen in einzelnen Bundesstaaten. Der
höchste regionale Mindestlohn gilt im District der Hauptstadt Washington
(umgerechnet 11,06 Euro). Auch im Bundesstaat Washington (10,18 Euro)
sowie in Kalifornien und Massachusetts (jeweils 9,03 Euro) konstatiert der
WSI-Bericht ein mit Westeuropa vergleichbares Niveau.

Spielraum für stärkere Erhöhung

Wie wichtig Mindestlöhne für den sozialen Zusammenhalt in Europa sind, hat
der französische Präsident Emmanuel Macron kürzlich in seiner
europapolitischen Grundsatzrede herausgestellt. Dabei griff er auch die
Idee einer gemeinsamen europäischen Mindestlohnpolitik auf, die im Kern
darauf abzielt, überall in Europa ein angemessenes Mindestlohnniveau
durchzusetzen. Auch im gerade ausgehandelten Koalitionsvertrag von CDU/CSU
und SPD findet sich die Absicht, "einen Rahmen für Mindestlohnregelungen...
in den EU-Staaten [zu] entwickeln." Gemeinsame europäische Kriterien für
angemessene Mindestlöhne sind auch nach Ansicht der WSI-Forscher ein
wichtiger Beitrag zur Stabilisierung der Lohnentwicklung in Europa.

Da Deutschland das einzige EU-Land ist, in dem der Mindestlohn lediglich
alle zwei Jahre angepasst wird, mussten zum Mindestlohn bezahlte
Beschäftigte hierzulande zuletzt einen leichten Reallohnverlust hinnehmen.
Mitte 2018 wird die Mindestlohnkommission eine Empfehlung für die nächste
Erhöhung aussprechen, die sich nach dem Mindestlohngesetz im Rahmen einer
Gesamtabwägung auch an der durchschnittlichen Entwicklung der Tariflöhne
orientiert. "Bereits heute ist dabei absehbar, dass der deutsche
Mindestlohn bei einem bloßen Nachvollzug der Tarifentwicklung nach wie vor
deutlich unterhalb des Niveaus anderer westeuropäischer Staaten bleiben
wird", schreiben die WSI-Forscher. Deshalb sollte "überlegt werden, ob die
derzeit außerordentlich günstigen ökonomischen Rahmenbedingungen nicht
dafür genutzt werden können, um das niedrige deutsche Mindestlohnniveau
über die normale Anpassung hinaus auch strukturell zu erhöhen."


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/p_wsi_report_39_2018.pdf

- (*) Malte Lübker, Thorsten Schulten: WSI-Mindestlohnbericht 2018.
Preisentwicklung dämpft reale Lohnzuwächse.
 
WSI-Report 39, Februar 2018.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 28.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/625: Kassel - Museumsführung "Landgraf Karl und seine Zeit" am 7. März 2018


Themen-Führung durch das Stadtmuseum



"Landgraf Karl und seine Zeit" ist der Titel einer Themen-Führung
durch das Stadtmuseum und zu Orten in der Innenstadt mit Ulrike
Städtler M.A. am Mittwoch, 7. März, ab 17 Uhr.

Barocke Parkanlagen, größer und prachtvoller als Versailles: Landgraf
Karl wolltedem französischen Sonnenkönig Ludwig XIV Konkurrenz machen.
Und tatsächlich gelang es ihm, in seinem Bergpark eine Fontäne bauen
zu lassen, deren Wassermassen höher in die Lüfte spritzten als jede
Fontäne in der großartigen Schlossanlage bei Paris. Dabei nutzte er
die natürlichen Gegebenheiten des Berges, damals noch Carlshöhe
genannt, und schuf Wasserspiele, die heute zum Weltkulturerbe gezählt
werden.

In ihrer Führung geht Ulrike Städtler anhand zahlreicher Exponate
darauf ein, wie der Fürst es schaffte, durch den von ihm geförderten
Zuzug der Hugenotten und durch seine Baumaßnahmen, wie zum Beispiel
die Oberneustadt und die Karlsaue, aus Kassel eine prachtvolle
Residenzstadt zu gestalten. An der Karlskirche und an der Schönen
Aussicht können die Teilnehmer dann selbst erleben, mit welchen
Geschick der Baumeister Paul du Ry, Großvater von Simon Louis du Ry,
diesem neuen Stadtteil Größe und Eleganz verlieh.

Der Eintritt ins Museum beträgt vier Euro, ermäßigt drei Euro. Die
eigentliche Führung ist kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt
und eine verbindliche Anmeldung erforderlich unter der Telefonnummer
05 61/7 87-44 05.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 1. März 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TREFF/624: Bonn - "Zeitreise op Bönnsch" im Stadtmuseum am 4.3.2018


Zeitreise op Bönnsch im Stadtmuseum



BN - Bonns Entwicklung von der Römersiedlung bis heute können
Kulturinteressierte im Stadtmuseum in der Franziskanerstraße 9
erleben. Wer des Bönnschen mächtig ist, sollte sich den Sonntag, 4.
März 2018, um 11.30 Uhr für die Mundart-Führung mit Franz Rübenach
durch die Dauerausstellung reservieren. Der Eintritt kostet 2,50 Euro.

Ob ein Silberservice aus dem 18. Jahrhundert, Theatermobiliar aus dem
Contra-Kreis-Theater oder ein Friseursalon von 1900: Im Stadtmuseum
Bonn wird auf zwei Etagen Stadtgeschichte spürbar. Aber auch Bonns
prominente Persönlichkeiten wie Ludwig van Beethoven, die Familie
Simrock oder Robert Schumann sind im Museum mit Erinnerungsstücken
vertreten. 

Weitere Informationen gibt es unter www.bonn.de/@stadtmuseum.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. Februar 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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LESUNG/1704: Braunschweig - "Nasebohren ist schön" am 6. März 2018


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino in der Stadtbibliothek: "Nasebohren ist schön"



Braunschweig. Als Bilderbuchkino zeigt die Stadtbibliothek,
Schlossplatz 2, am Dienstag, 6. März, um 16 Uhr, das Bilderbuch
"Nasebohren ist schön" von Daniela Kulot. Es ist geeignet für Kinder
ab vier Jahren. Im Anschluss an das Vorlesen gibt es ein
Bastelangebot. Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6834.

Daniela Kulot hat mit "Nasebohren ist schön" ein witzig respektloses
Bilderbuch geschrieben und mit bunten großformatigen Bildern
gestaltet, das mittlerweile zum Bilderbuchklassiker geworden ist und
neu aufgelegt wurde. In dem Buch sagt Elefant: "Nasebohren ist schön".
Und Maus findet das auch. Ihr Freund Frosch gibt zu bedenken, dass man
das nicht darf. Warum eigentlich nicht? Eine Umfrage bei den Eltern
fördert haarsträubende Begründungen zutage: von steckenbleibenden
Fingern bis Nasenspitzenwurzelentzündung ist die Rede. Doch nicht bei
allen sind diese Gefahrenmeldungen angekommen und trotzdem sind sie
kerngesund ...

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MUSEUM/780: Mönchengladbach - "Schloss erkunden - Schatz gefunden" am 4.3.2018


Stadt Mönchengladbach

Schloss erkunden - Schatz gefunden

Kinderführung und Schatzsuche am Sonntag (4. März, 15 Uhr) im Schloss
Rheydt



Auf einen kurzweiligen Rundgang mit Schatzsuche nimmt Simone Friedrich
Kinder zwischen 6 und 10 Jahren am Sonntag, 4. März, um 15 Uhr im
Städtischen Museum Schloss Rheydt mit. Durch das Lösen von kleinen
Aufgaben zur Museumssammlung und die Beantwortung von Fragen zum
Schloss ermitteln die Kinder den Aufbewahrungsort eines Schatzes, den
sie anschließend mittels einer Schatzkarte finden. Dieser Schatz muss
natürlich ritterlich unter den Teilnehmern geteilt werden. Der
spielerische Rundgang wird sicher nicht nur lehrreich, sondern vor
allem auch spannend.

Die Führung/Schatzsuche ist kostenlos, lediglich der ermäßigte
Eintritt für Kinder (2,50 Euro) wird fällig. Treffpunkt ist die
Museumskasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. Februar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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MUSEUM/779: Bielefeld - Taschenlampenführungen vom 2. bis 23. März 2018


Stadt Bielefeld

Mit der Taschenlampe durchs Museum



Bielefeld (bi). Für Familien mit Kindern von fünf bis zwölf Jahren
bietet das Historische Museum im März Taschenlampenführungen an. Mit
Eltern oder Großeltern erleben Kinder im dunklen Museum eine Zeitreise
in die Vergangenheit im Licht ihrer Taschenlampen. Folgende Termine
sind geplant: Freitag, 2. März, Samstag, 3. März, Freitag, 9. März,
Samstag, 10. März, und Freitag, 23. März. Die Veranstaltungen beginnen
jeweils um 19.30 Uhr. Der Eintritt beträgt sechs Euro für Kinder und
vier Euro für Erwachsene. Anmeldung unter Telefon (0521) 51 36 35.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. Februar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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SPORT UND SPIEL/223: Bielefeld - Gaming in der Stadtbibliothek, 6., 13., 20. und 27. März


Stadt Bielefeld

Gaming in der Stadtbibliothek 



Bielefeld (bi). Die Stadtbibliothek am Neumarkt bietet an den
Dienstagen 6., 13., 20. und 27. März von 15 bis 17.45 Uhr ihre
Gaming-Nachmittage für Kinder und Jugendliche von sechs bis 15 Jahren
an. Spiele für die Wii, PlayStation und Nintendo stehen im Raum SO2
(2. Etage) zur Verfügung. Ebenfalls im Raum SO2 können Kinder und
Jugendliche ab 12 Jahre im "Gamerspace" an den Donnerstagen 8. und 22.
März von 15.30 bis 17 Uhr die PlayStation 4 und VR-Brillen
ausprobieren. Anmeldungen für beide Angebote sind nicht erforderlich,
der Eintritt ist jeweils frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. Februar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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AUSSTELLUNG/9396: Vreden - "Passage trifft Grenze" vom 4.3.-29.4.2018


Passage trifft Grenze

Grafikkunst steht im Mittelpunkt der neuen Sonderausstellung des kult

Eröffnung am Sonntag, 4. März



Kreis Borken / Vreden. Druckgrafik ist eine ganz besondere Kunstform -
vielseitig und individuell, obwohl durch ein Reproduktionsverfahren
erschaffen. "Grafik zeigt auf faszinierende Art und Weise, was es
heißt, aus einer Linie Kunst entstehen zu lassen: Sie ist
variantenreich, kommt in schwarz-weiß und Farbe daher, betont das
Abstrakte oder lässt Gegenständliches in neuer Perspektive
erscheinen", sagt Corinna Endlich, Leiterin des kult in Vreden.
Beispiellos ist die Vielfalt der Verfahren zur Fertigung der
druckgrafischen Erzeugnisse, von Radierung über Lithografie bis
Holzschnitt. Dieser außergewöhnlichen Kunstform ist die neue
Sonderausstellung "Passage trifft Grenze" gewidmet, die ab Sonntag, 4.
März, an im kult Westmünsterland in Vreden zu sehen ist.

Der Titel der Ausstellung soll keinesfalls auf ein Hindernis oder eine
Begrenzung hindeuten. Vielmehr verweist der Titel darauf, dass bei
dieser Ausstellung gilt: Aus zwei mach eins. Zwei Ausstellungen mit
originalen Grafikarbeiten, die zuvor jeweils einzeln an anderen Orten
gezeigt worden sind, kommen im kult zu einer Schau zusammen. Auf der
einen Seite sind es 30 Druckgrafiken aus dem Kontext der
Deutsch-Niederländischen Grafikbörse, die seit 1988 jährlich - und
passend auch in diesem Jahr am ersten März-Wochenende - in Borken
stattfindet. Im vergangenen Jahr gab das 30-jährige Jubiläum dieser
Grafikbörse Anlass zur Präsentation von 30 Druckgrafiken von
Künstlerinnen und Künstlern dies- und jenseits der Grenze, die eigens
für das Jubiläum Druckgrafiken in einem einheitlichen Blattmaß von 30
x 30 Zentimeter erstellten.

Im kult treffen diese 30 Grafiken auf weitere 30 Druckkunstwerke, die
unter dem Motto "Passage" für die Leipziger Grafikbörse entstanden
sind. Stehen die 30 Werke der Borkener Ausstellung für Netzwerk,
Austausch und Dialog, behandeln die Leipziger Drucke "Schritte auf
einem Wege" oder "Übergänge von einem Teil zum Ganzen".

"So trifft 'Passage auf Grenze' - die Werke kommentieren einander
gegenseitig, und zeigen durch ihre Vielseitigkeit und jeweilige
Einzigartigkeit Formen, Abstraktionen, Gegenständliches, Farben und
Emotionen", erläutert Corinna Endlich.

Diese Kunstausstellung ist eine überregionale Kulturkooperation
zwischen dem kult Westmünsterland, dem FARB Borken, dem Kunstverein
Borken, artline und mehr und der Leipziger Grafikbörse.

Die feierliche Eröffnung der Ausstellung findet am Sonntag, 4. März,
um 11 Uhr statt. Nach einführenden Worten von Wilhelm Stilkenbäumer,
Vorsitzender des Kulturausschusses des Kreises Borken, erläutern die
Kooperationspartner sowie die Leiterin des kult, Corinna Endlich, die
Idee der Ausstellung. Im Anschluss gibt es die Gelegenheit zu
Führungen durch die Ausstellung mit dem Kurator der Leipziger
Ausstellung "Passage" Reiner Behrends sowie Dr. Britta Kusch-Arnhold
vom FARB Borken und Corinna Endlich. Musikalisch wird die Eröffnung
durch die Gruppe "dreimann" begleitet.

Am Tag der Eröffnung ist der Eintritt zur Ausstellung frei. Ab
Dienstag, 6. März, erhebt das kult einen Eintritt von vier Euro pro
Erwachsenem, ermäßigt zwei Euro. Zu sehen ist die Ausstellung bis
Sonntag, 29. April.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 23. Februar 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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AUSSTELLUNG/9395: Bonn - Fotografien von Heidi Specker bis zum 27.5.2018


Kunstmuseum Bonn zeigt Fotografien von Heidi Specker



Bonn - Ob abstrakte Architekturaufnahme oder das gekonnte Verwirrspiel
von Vorder- und Hintergrund, Heidi Specker, Pionierin der
Digitalfotografie, schafft in ihren Werken neue Ansichten bekannter
Alltagswelten. Einen umfassenden Einblick in die Arbeit der 1962
geborenen Künstlerin zeigt das Kunstmuseum Bonn vom Donnerstag, 22.
Februar, bis zum Sonntag, 27. Mai 2018.

Die erste Überblicksschau Speckers vereint rund 70 Fotografien,
Künstlerbücher und eine filmische Projektion aus den letzten 20
Jahren.

Durch die Verbindung verschiedener Werkgruppen bildet die Schau eher
eine künstlerische Gesamtinstallation als einen klassischen
Ausstellungsparcour. Zu sehen sein wird zum Beispiel die erste
Porträtserie der Künstlerin aus dem Jahr 2016, in der sie besonderes
Gespür für Oberflächen und Muster beweist. Häufig spiegelt Specker in
ihren Arbeiten zudem das Medium Fotografie und dessen Rezeption. Von
der Stiftung Kunstfonds Bonn erhielt die Künstlerin schon 1999 ein
Arbeitsstipendium. Aktuell gibt sie ihr Wissen als Professorin für
Fotografie und Medien an der Hochschule für Grafik und Buchkunst
Leipzig weiter. Weitere Infos zur Schau gibt es auf
www.kunstmuseum-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 20. Februar 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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FÜHRUNG/938: Kassel - "Peter Thulke - Das Ende ist nah" am 7. März 2018


Führung für Seniorinnen und Senioren in der Caricatura



Die Caricatura - Galerie für Komische Kunst und das Referat für
Altenhilfe laden am Mittwoch, 7. März, ab 14.30 Uhr Seniorinnen und
Senioren zu einer kostenlosen Führung durch die Einzelausstellung
"Peter Thulke - Das Ende ist nah" ein. Der Eintritt in die Caricatura
beträgt 3,50 Euro. Anmeldung unter 05 61-77 64 99 oder
info@caricatura.de

Kostenlose Führungen für Seniorinnen und Senioren finden jeden 1. und
3. Mittwoch im Monat während der Ausstellungszeiten statt.
Weiterführende Informationen zu den Angeboten des Seniorenprogrammes
unter der Telefonnummer (05 61) 7 87-50 24 Nina Hesemeier (nur
vormittags) Referat für Altenhilfe.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 26. Februar 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





FÜHRUNG/937: Braunschweig - "Glanzleistung" am 6. März 2018


Mittagspause im Museum: "Glanzleistung"



Braunschweig. Zu einer Mittagspause im Museum mit dem Titel "Tricks
der Künstler: Glanzleistung!" lädt das Städtische Museum Braunschweig,
Haus am Löwenwall, Steintorwall 14, am Mittwoch, 7. März, um 12.30 Uhr
ein. Kaffee und Apfelstrudel im Anschluss an die etwa 15-minütige
Kurzführung mit Gemälderestauratorin Heike Billerbeck sind im
Eintrittspreis enthalten.

In der Reihe "Die Tricks der Künstler" heißt das Thema diesmal
"Glanzleistung". Die edelste und handwerklich aufwändigste Art,
Zierrahmenoberflächen zu gestalten, ist die sogenannte
Polimentvergoldung. Die unterschiedlichen Wirkungen von Matt- und
Glanzvergoldung sowie die Herausforderung bei der Technik der
Blattvergoldung sind Thema der "Mittagspause im Museum" im März mit
der Restauratorin Heike Billerbeck. In der Gemäldegalerie werden dazu
einige Beispiele vorgestellt.

Die Veranstaltungsreihe "Mittagspause im Museum" wird einmal im Monat
immer mittwochs mit wechselnden Führungen fortgeführt. Nähere
Informationen dazu gibt die Internetseite des Museums:
www.braunschweig.de/museum

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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GLEICHHEIT/6583: Nordrhein-Westfalen verschärft Sicherheitsgesetze


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Nordrhein-Westfalen verschärft Sicherheitsgesetze

Von Elisabeth Zimmermann

1. März 2018



Die CDU-FDP-Regierung in Nordrhein-Westfalen hat ein Gesetzespaket auf den
Weg gebracht, das die Befugnisse der Sicherheitsbehörden erheblich
ausweitet. Das neue Polizeigesetz erlaubt den Einsatz von elektronischen
Fußfesseln für sogenannte terroristische Gefährder und Kriminelle, mehr
Videoüberwachung auf öffentlichen Plätzen sowie die Ausrüstung der Polizei
mit Elektroschockpistolen (Tasern).

Unter dem Vorwand, die Bevölkerung vor Terroranschlägen und Kriminalität zu
schützen, sind weitgehende Eingriffe in demokratische Rechte geplant. So
soll die Polizei in Nordrhein-Westfalen in Zukunft auch auf verschlüsselte
digitale Texte, wie sie unter anderen beim Messengerdienst Whatsapp üblich
sind, zugreifen können.

Der nordrhein-westfälische Innenminister Herbert Reul (CDU) rechtfertigte
dies damit, dass die Sicherheitskräfte diesen Zugriff bisher nur nach einer
"Gefahrenlage" hätten, also erst nachdem etwas Schlimmes passiert sei. Man
müsse aber vor die "Gefahrenlage" kommen. Er fügte hinzu: "Wenn Terroristen
ihre Anschläge längst per Whatsapp planen, können wir uns kein
Polizeigesetz aus dem Wählscheibenzeitalter leisten."

Weiter sieht das neue Polizeigesetz die Erweiterung der "vorsorglichen 
In-Gewahrsamnahme" von "Gefährdern" vor. Das bedeutet Inhaftierung ohne
Anklage und Gerichtsprozess, nur aufgrund der Verdächtigung, dass jemand
eine Gefahr darstellen könnte. Unter der Nazi-Diktatur nannte sich das
Schutzhaft. Bisher war dies in Nordrhein-Westfalen für höchstens 48 Stunden
möglich. Nun soll die Zeit für den sogenannten "Unterbindungsgewahrsam" auf
maximal einen Monat ausgedehnt werden.

Des weiteren sollen die Sicherheitskräfte stark erweiterte Kontrollrechte
erhalten. Darunter fallen verdachtsunabhängige Kontrollen, wie sie in
einigen anderen Bundesländern möglich sind. Die Einführung der
"strategischen Fahndung" soll laut Innenminister Reul in NRW vergleichbare
Kontrollmöglichkeiten schaffen. Dies sei unter anderen wichtig, um gegen
Einbrecherbanden vorzugehen.

Auch mit der Einführung von Elektroschockern (Tasern) in den
Ausrüstungskatalog der Polizei soll nachvollzogen werden, was in anderen
Bundesländern, wie zum Beispiel Berlin [1], bereits möglich ist. Sie ist
wie die Ausweitung der Videoüberwachung von öffentlichen Plätzen ein
Angriff auf demokratische Grundrechte.

Es geht dabei nicht um die Abwehr terroristischer Anschläge, sondern um die
Aufrüstung des Staatsapparats zur Unterdrückung von Widerstand gegen
Sozialabbau, Entlassungen und die im Koalitionsvertrag von Union und SPD
vereinbarte massive militärische Aufrüstung.

Es passt ins Bild, dass das Landesparlament in Düsseldorf am Mittwoch
einstimmig (bei Enthaltung der Grünen) die Entfristung von
Sonderbefugnissen des Verfassungsschutzes beschlossen hat. Die bisher
zeitlich befristete Sonderbefugnis, die dem Verfassungsschutz Datenabfragen
bei Telekommunikationsanbietern und Finanzdienstleistern ermöglicht, gilt
damit dauerhaft, ohne zeitliche Einschränkung, ebenso der Zugriff auf
verschlüsselte Kommunikation im Internet. Die Regierungsparteien CDU und
FDP sind sich mit der SPD und der AfD bei der Stärkung des Staatsapparats,
von Polizei und Geheimdiensten absolut einig.

Die schwarz-gelbe Koalition, die seit der vernichtenden Abwahl von SPD und
Grünen bei der letzten Landtagswahl im Mai 2017 die Landesregierung stellt,
setzt die unsoziale und undemokratische Politik ihrer Vorgänger fort.

Während Millionen Menschen in NRW und ganz besonders im Ruhrgebiet aufgrund
von hoher Arbeitslosigkeit und starkem Niedriglohnbereich mit Not und
bitterer Armut zu kämpfen haben, sind die ehemaligen SPD- und 
Grünen-Minister nach dem Verlust der Macht nicht in Armut abgerutscht.

Die ehemalige Ministerpräsidentin Hannelore Kraft (SPD) ist jetzt
Aufsichtsratsmitglied beim Energiekonzern RAG. Der ehemalige
Wirtschaftsminister Garrelt Duin (SPD) hat gerade bei ThyssenKrupp
Anlagenbau den gut bezahlten Posten des Arbeitsdirektors übernommen, mit
der Einschränkung, dass er sich bei bestimmten Unternehmensentscheidungen
bis zum Ablauf der Karenzzeit am 30. Juni 2018 für befangen erkläret.

Diese Einschränkung ist eine Empfehlung der Minister-Ehrenkommission, die
darauf achten soll, dass ehemalige Minister nicht direkt aus ihrer
Ministertätigkeit in eine führende Position in der Wirtschaft wechseln und
ihr Wissen aus ihrer politischen Tätigkeit dort gewinnbringend für das
Unternehmen einbringen. Üblicherweise sollte eine Karenzzeit von einem Jahr
eingehalten werden. Duin wollte vor seinem Amtsantritt bei ThyssenKrupp
bereits in den Aufsichtsrat des Chemieunternehmens Rütgers wechseln, was
ihm aber von der Ehrenkommission zunächst untersagt wurde.

Ebenfalls aufgeschoben wurde die Übernahme des Chefpostens bei der
Techniker Krankenkasse NRW durch die Ex-Gesundheitsministerin Barbara
Steffens von den Grünen. Sie darf den gut dotierten Posten erst am 1. Juli
dieses Jahres übernehmen und nicht schon zum 1. März. Als
Gesundheitsministerin hatte sie jahrelang die Rechtsaufsicht über die
Krankenkassen ausgeübt.

Laut einem Bericht der Westdeutschen Allgemeine Zeitung sorgt die
aktive Überprüfung bei ehemaligen rot-grünen Kabinettsmitgliedern für
Verwunderung, da das Ministergesetz mit einer Karenzzeit von einem Jahr von
SPD und Grünen im Jahr 2016 selbst verschärft worden war.

Bemerkenswert an diesem Gesetz ist aber auch: Wird einem Ex-Minister ein
schneller Jobwechsel in einen neuen Job wegen Interessenkonflikten
untersagt, steht ihm gesetzlich ein Jahr lang die Fortzahlung seiner vollen
Amtsbezüge zu. Normalerweise gilt, dass das Übergangsgeld drei Monate nach
dem Ausscheiden auf die Hälfte der Amtsbezüge reduziert wird.


Anmerkung:

[1] http://www.wsws.org/de/articles/2016/09/01/teas-s01.html

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1730: Anhängsel? 


graswurzelrevolution 426, Februar 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Anhängsel?

Ein Kommentar zum Beitrag "Spurenverwischung" von Elmar Klink

Von Gernot Lennart, Landesgeschäftsführer der DFG-VK Hessen



Es ist äußerst erfreulich, dass Anne Niezgodka vom Archiv für
alternatives Schrifttum in der GWR 424 an die Arbeit der SOdZDL aus
der Perspektive einer engagierten Archivarin erinnert hat. Umso besser
ist es, wenn die aus den Archivmaterialien gewonnenen Erkenntnisse von
direkt Beteiligten wie Elmar Klink ergänzt werden. So interessant und
teilweise faszinierend und sachkundig seine Ausführungen sind, ist
doch manches in seinem Beitrag ärgerlich.







SOdZDL ein Anhängsel?

Elmar Klink diffamiert die SOdZDL der 1990er Jahre als "Anhängsel der
DFG-VK Gruppe in Frankfurt", ohne auch nur mit einem Wort zu belegen,
inwiefern sie ein Anhängsel gewesen sein soll.

Diese Aussage ist unwahr und unfair sowohl gegenüber der SO als auch
gegenüber der DFG-VK Frankfurt. Damals beherbergten die Räume der
DFG-VK Frankfurt neben der Landesgeschäftsstelle der DFG-VK Hessen
auch die Bundeszentrale der SO.

Außerdem trafen sich in den Räumen auch etliche andere Gruppen mit
unterschiedlichsten Tendenzen und Herkunftsländern. Aus einer
Bürogemeinschaft und einem Mietverhältnis ergibt sich keineswegs, dass
eine Gruppe ein politisches Anhängsel einer anderen ist.

Eine politische Einflussnahme der DFG-VK Frankfurt auf die SOdZDL habe
ich als ebenfalls dort tätiger Landesgeschäftsführer der DFG-VK Hessen
nie beobachten können. Mangels Doppelmitgliedschaften unter den
Aktiven konnte auch auf diesem Weg kein Einfluss ausgeübt werden.

Die Inhalte der gemeinsam von SOdZDL, Mit uns gegen die Wehrpflicht,
der IDK und der DFG-VK Frankfurt herausgegebenen Zeitschrift
"-2023662574 Tilt" kamen hauptsächlich von den Berliner Gruppen, aus
der Totalverweigerungsbewegung und von der SOdZDL.

Die SOdZDL war politisch eigenständig und kein Anhängsel der" DFG-VK
Frankfurt. Von der SOdZDL früh aufgegriffene Themen wie
Totalverweigerung fanden auch Anklang in der DFG-VK Frankfurt, die in
der zweiten Hälfte der 1990er Jahre zu einem wichtigen Teil der
Bewegung der Totalen Kriegsdienstverweigerung wurde, nicht zuletzt
weil ein damals verfolgter Totalverweigerer einige Jahre lang als
Bürokoordinator der DFG-VK Frankfurt fungierte.

In dieser Zeit waren sich alle genannten Organisationen sowie der
Landesverband Hessen und die Gruppe Frankfurt der DFG-VK politisch
ziemlich einig, ohne dass irgendjemand politisch Anhängsel von
irgendjemandem war.

Elmar Klinks Behauptung, die SOdZDL sei in den 1990ern "wieder" zum
Anhängsel der DFG-VK Frankfurt geworden, impliziert, dass dies früher
einmal der Fall gewesen sei. Wann genau und wieso erläutert Elmar
Klink leider nicht. Ich konnte in Erfahrung bringen, dass 1978/79 zwei
DFG-VK-Mitglieder in der SO-Bundeszentrale gearbeitet haben. Einer von
ihnen teilte mir mit: "Wir haben aber keine Weisungen der DFG-VK
erhalten." Für die Befragung noch älterer Zeitzeugen, die die Zeit vor
1978 beurteilen könnten, fehlte mir die Zeit.

Erläuterungsbedürftig ist auch der merkwürdige Satz: "Die Ausrichtung
der SOdZDL wurde nun deutlich antimilitaristischer." Welche Definition
von Antimilitarismus wird hier zugrunde gelegt? In welcher Hinsicht
soll die SOdZDL zuvor weniger antimilitaristisch gewesen sein?

Dass die Zahl der SOdZDL-Basisgruppen nach 1989 so drastisch
zurückging, hätte auch die allerbeste politische Arbeit nicht
verhindern können. SO-Basisgruppen waren schon immer tendenziell
kurzlebig, weil Zivildienstleistende (ZDL) nach Beginn des
Zivildienstes sich erst organisieren mussten und nach Ende der
Dienstzeit sofort verschwanden.

Als der Zivildienst schrittweise immer kürzer wurde, verringerten sich
auch die Chancen für die Entstehung und Konsolidierung von SO-Gruppen.
Verschärfung und Verlängerung des Zivildienstes drehten nicht mehr.

Hinzu kamen die generelle Entpolitisierung der 1990er Jahre und der
Einbruch der Friedensbewegung, weil vielen damals Friedensarbeit nicht
mehr dringlich erschien. Umso höher muss das Engagement der drei
Haupt-Aktiven in der Bundeszentrale gewürdigt werden, die noch viele
Jahre über ihre Dienstzeit hinaus mit viel Engagement Fachwissen und
politisches Bewusstsein bewahrten und Dienstag für Dienstag ihre
Beratung anboten.

1974 fusionierte der VK nicht mit der DFG, sondern mit der 1968
entstandenen DFG-IdK. Die Nicht-Erwähnung der IdK könnte man als
nebensächlich ansehen, ist aber wichtig, wenn man bedenkt, dass die
DFG die klassische Organisation des bürgerlichen Pazifismus war und
dass die IdK als Organisation des radikalen Pazifismus und als
deutsche Sektion der WRI entstanden war.

Messen mit zweierlei Maß

Es ist, wie Elmar Klink schreibt, richtig, dass die DFG-VK sich lange
damit schwer tat, die Totale Kriegsdienstverweigerung zu unterstützen.
Das galt zumindest für die Bundesebene. Unangemessen ist es jedoch,
wenn Elmar Klink diverse andere Organisationen so überschwänglich
dafür lobt, dass sie "fast alle" frühen radikalen Forderungen der
SOdZDL übernommen hatten, während er für die DFG-VK fast nur abfällige
Worte findet.

An Stelle dieser ungerechtfertigten Gegenüberstellung wäre es
angemessener darzustellen, dass es gelang, in allen genannten
Organisationen nach und nach Mehrheiten für die Ablehnung des
Kriegsdienstzwangs zu finden. Elmar Klink hätte erwähnen können, dass
seit den 1970er Jahren eine wachsende Zahl von Mitgliedern, darunter
auch Totalverweigerer, Gruppen und Landesverbände der DFG-VK, sich
deutlich gegen den Kriegsdienstzwang wandten und die totale
Kriegsdienstverweigerung unterstützten. Doch selbst wenn die DFG-VK
wie in den 1990er Jahren mit der SOdZDL politisch übereinstimmt und
ihre Bundeszentrale mit günstiger Miete und Büroinfrastruktur
unterstützt, bringt es Elmar Klink fertig, diese doch eigentlich
positive Entwicklung ins Negative zu drehen, indem er die SOdZDL als
Anhängsel beschimpft und es nicht lassen kann, selbst im Kontext der
1990er der DFG-VK Frankfurt ihre frühere DKP-Orientierung vorzuhalten.

Es ist plausibel, dass Elmar Klink um 1976 herum negative Erfahrungen
mit der DFG-VK gemacht hat, die damals sehr stark von der DKP
beeinflusst wurde. Die DFG-VK hat sich seitdem weiterentwickelt. Das
Bild Elmar Klinks von der DFG-VK offenbar nicht.

Besonders befremdend ist die Kritik an der DFG-VK, wenn sie von einem
langjährigen Funktionär einer kirchlichen Einrichtung kommt. Die
DFG-VK wird an den Bundesvorständen zurückliegender Jahrzehnte, nicht
an ihren auch damals vorhandenen Totalverweigerern und
Zwangsdienstgegner*innen gemessen. Bei der Kirche werden die EAK und
die beeindruckende Ausnahmeerscheinung Heinrich Grißhammer
hervorgehoben, nicht jedoch die vielen friedensbewegten Pfarrer, die
bis heute noch den Zivildienst vollkommen unkritisch verklären
(zuletzt habe ich das Anfang Januar 2018 erlebt). Und ich beziehe mich
hier nur auf Kirchenleute in der Friedensbewegung, noch nicht einmal
auf die sogenannte Amtskirche. Elmar Klink misst mit zweierlei Maß.

Radikale Forderungen?

Zurück zu den erwähnten "radikalen" Forderungen, die laut Elmar Klink
diverse Organisationen übernommen hatten, während er die DFG-VK als
einzige Organisation nennt, die sich damit schwer tat. So radikal
kommen mir die Forderungen aber gar nicht vor. Elmar Klink nennt die
"Abschaffung der Wehrpflicht und des Zivildienstes in seiner
surrogatären, einem Friedensdienst entgegen gesetzten Form". Elmar
Klink zitiert zustimmend: "Das Gegenteil von Krieg ist nicht Frieden,
sondern Friedensdienst."

Was soll daran radikal sein? Der Zivildienst in seiner bestehenden
Form wird abgelehnt, aber die militaristische und totalitäre
Vorstellung, dass Kriegsdienstverweigerer - und sei es auch nur
moralisch - verpflichtet seien, irgendeinen Dienst zu leisten, wird
weiterhin propagiert. Das preußisch-militaristische "Hamse jedient?"
lebt hier weiter. Das Gegenteil von Krieg ist Frieden. Zum Frieden
gehört auch persönliche Freiheit ohne Unterwerfungsverhältnisse namens
Dienst, auch die Freiheit, sich nicht für Friedensarbeit zu
interessieren.

Radikalitätstest

Wie sieht es mit der von Elmar Klink behaupteten Radikalität der
Zentralstelle KDV im Vergleich zur sich angeblich so schwer tuenden
DFG-VK aus?

In der "ZivilCourage" Nr. 2/2007 wurde Ulrich Finckh, langjähriger
Vorsitzender der Zentralstelle, zitiert: "Solange Anträge gestellt
werden müssen und nicht der Grundrechtsträger, sondern staatliche
Stellen über die Zuteilung des Grundrechtes urteilen, können die
Prüfungen jederzeit wieder in Willkür ausarten."

Dem wurde von einem Landesgeschäftsführer der DFG-VK in der
darauffolgenden Ausgabe entgegnet: "Die Gewissensprüfungen können
nicht 'in Willkür ausarten'. Sie sind willkürlich und können nur
willkürlich sein. Wenn man Kriegsdienstverweigerung nicht nur als
Ausnahme vom ansonsten akzeptierten Kriegsdienstzwang sieht, sondern
vom Menschenrecht auf Kriegsdienstverweigerung für alle Menschen
ausgeht, muss jede Gewissensprüfung zwangsläufig willkürlich sein.
Darüberhinaus ist die Prüfung nur ein Teil eines größeren
Willkürsystems. Willkür ist es, wenn Menschen zu Kriegs- und
Zwangsdiensten gezwungen werden. Willkür ist es,
Kriegsdienstverweigerern zuzumuten, Gründe für ihre Entscheidung zu
nennen. ..."

Ulrich Finckh fuhr fort: "Ein Grundrecht hat man aber, wenn es
wirklich ein Grundrecht ist, ohne staatliche Überprüfung, und es darf
nur eingeschränkt oder gar entzogen werden, wenn Missbrauch
zweifelsfrei bewiesen wird."

Auch dem wurde aus der DFG-VK widersprochen: "Worin soll ein solcher
Missbrauch des Rechts auf Kriegsdienstverweigerung bestehen und dann
auch noch bewiesen werden können?

In diesem Zusammenhang von Missbrauch zu sprechen, impliziert, dass es
Menschen gibt, denen ein Recht auf Kriegsdienstverweigerung zusteht,
und solche, die es sich nur missbräuchlich erschleichen und denen es
entzogen werden darf.

Entweder ist Kriegsdienstverweigerung ein Menschenrecht, das jedem
Menschen ungeachtet seiner oder ihrer Motivation zusteht, oder es ist
ein Ausnahmerecht für Menschen mit ganz bestimmten Gründen oder
Persönlichkeitsmerkmalen, denen erlaubt wird, den Militärdienst zu
verweigern, während die anderen in Kasernen und auf Schlachtfelder
geschickt werden. Wenn man Kriegsdienstverweigerung als Menschenrecht
akzeptiert, ist kein so genannter Missbrauch denkbar, der es
rechtfertigen könnte, irgendjemanden in Kriegsdienst und Krieg zu
zwingen."

Als ich 2007 in einem Artikel auf den gravierenden Widerspruch
zwischen dem Menschenrecht auf Kriegsdienstverweigerung einerseits im
Unterschied zum Recht auf Kriegsdienstverweigerung aus
Gewissensgründen hinwies und das Menschenrecht auf
Kriegsdienstverweigerung forderte, widersprach mir der damalige
Vorsitzende der Zentralstelle, Werner Glenewinkel, der diesen
Widerspruch nicht anerkennen wollte. (siehe z.B. ZivilCourage Nr.
1/2008)

In dieser Debatte waren der ehemalige und damalige Vorsitzende der
Zentralstelle dem staatlich-kirchlichen Konzept der
Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen deutlich mehr verhaftet
als die DFG-VK.

Die Geschichte der SOdZDL verdient es, erforscht und bewahrt zu
werden, am besten in konstruktiver Zusammenarbeit zwischen
Archivar*innen und Zeitzeug*innen und ohne unfaire und
undifferenzierte Diffamierungen und schon seit Jahrzehnten überholte
politische Aversionen.
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Frauen in Haft

Spezielle Belastungen und Lösungswege



Wir sind auf das nebenstehende Buch gestoßen und wollen damit ein
wenig das Interesse für den Frauenvollzug in der Öffentlichkeit
wecken.



Der Anteil der inhaftierten Frauen macht nur 6 % aller Gefangenen in
Deutschland aus und ist auch ein Grund, weshalb die Frauen als
Insassen, oder als eigenständige Zielgruppe im Vollzug, nicht
wahrgenommen werden.

Die Autoren Lydia Halbhuber-Gassner und Gabriele Grote-Kux beleuchten
aus verschiedenen Blickwinkeln die speziellen und immensen Belastungen
inhaftierter Frauen. Es handelt sich um sexuelle Gewalterfahrungen,
nicht erkannte psychische Störungen und oftmals Suchtmittelmissbrauch.

Der dringend notwendige Reformbedarf und neue Behandlungsmöglichkeiten
werden von den Verfasserinnen vorgestellt. Die Autorinnen machen
deutlich, dass Inhaftierung zu Traumatisierungserfahrungen der
betroffenen Frauen führen kann, die aber bei entsprechenden Hilfe- und
Unterstützungsangeboten auch eine Chance für die künftige
Lebensbewältigung sein kann.

Über die Auswirkungen eines Elternteils in Haft für die Familien,
insbesondere für die betroffenen Kinder wurde schon viel geschrieben.
Auch in diesem Buch wird darauf eingegangen, dass durch die Haft der
Mutter sich das Leben der zurückgebliebenen Angehörigen verändert. Es
kommt häufig zu schwierigen Lebenssituationen, wie finanzielle und
gesundheitliche Probleme, Einsamkeit oder Entfremdung in der
Beziehung, Diskriminierung durch Angehörige, Spannungen in der
Kindererziehung, die charakterisierend für die Inhaftierung sind.
Bislang bedeutete die Familie idealerweise einen gewissen Schutz, der
nun durch die große Veränderung fast aufgehoben ist. Die Kinder
reagieren mit Wut, Rückzug oder Enttäuschung. Die Mutter spielt
plötzlich keine konstante Rolle mehr im Alltag des Kindes. Die
emotionale Belastungen sehr hoch und das kindliche Vertrauen ist
verloren gegangen. Es droht ein Auseinanderbrechen der gesamten
Familie.

Diese Probleme haben selbstverständlich tiefgreifende und dauerhafte
Auswirkung auf den Gesundheitszustand von sehr vielen Inhaftierten,
für die das kritische Lebensereignis dieser Grenzerfahrung erst noch
verarbeitet werden muss.

Das Kapitel "Mütter die töten" ist sehr berührend und wird ausführlich
dargelegt. Man merkt dem Inhalt des Buches an, dass hier sehr viel
Erfahrung und Wissen steckt, dass auch bei den Abschnitten "Depression
und Gefangenschaft" und "familienorientierte Vollzugsgestaltung in
Sachsen" anschaulich transportiert wird. Es wird die Frage gestellt,
warum die Depression in Gefangenschaft so besonders häufig vorkommt.

Sabine Hüdepohl hat als Gastautorin dazu geschrieben, dass der Mensch
mit seiner Inhaftierung aus seinen kompletten Lebenszusammenhängen
herausgerissen wird. Er wird von Menschen, Haustieren, der Wohnung und
der Arbeit getrennt. Verloren geht auch die Freiheit, über das eigene
Leben zu bestimmen. Das Selbstwertempfinden gerät in höchste Gefahr
und kann auch mit dem Abschied der Selbstwahrnehmung einhergehen.

Es gibt keine Entscheidungs -und Handlungsfähigkeit mehr, weil es in
einem kleinen, verschlossenen und vergitterten Haftraum kaum noch
Möglichkeiten gibt, das eigene Leben zu gestalten. Die Bedürfnisse
werden stark beschränkt, um mit anderen Menschen in Kontakt zu treten,
und somit ist das Gefühl für die eigene Individualität extrem bedroht.

Die Ängste lassen die Zukunft bedrohlich erscheinen. Die Gefangene
wird auf sich selbst zurückgeworfen und muss alle Gedanken und Gefühle
in und mit sich alleine aushalten.

Als Lösungswege werden z. B. die spezifischen Angebote bei der
praktischen Arbeit in der JVA für Frauen in Vechta vorgestellt. Dort
sind unter anderem seit 23 Jahren regelmäßige Kunstausstellungen ein
fester Bestandteil des Anstaltsleben. Dabei zeigt gerade der
niedersächsische Frauenvollzug, dass Gefängnis und Kunst keinen
Gegensatz darstellen muss. Kreativität fördert und trägt so zu einer
sinnvollen Lebensgestaltung der Frauen bei. In der Enge des
Gefängnisses kann Kunst den Geist weiter machen. Ein Erfahrungsschatz,
der sich als Gewinn mitnehmen lässt.

Die Künstler begleiten die Teilnehmerinnen und schaffen damit eine
offene, positive Atmosphäre. Außerdem werden mit Gemeinschaftsaufgaben
der Gruppe andere Herangehensweisen und auch individuelle Gefühle
vermittelt, d. h. weitere soziale Kompetenzen werden aktiviert und
gestärkt. Ebenso wird eine neue, nie gekannte Wertschätzung damit
erarbeitet und die Inhaftierung kann mit entsprechenden Hilfe- und
Unterstützungsangeboten eine Chance für die Betroffenen sein.

Zusammenfassend ist zu sagen, dass die beiden Autorinnen mit dem Buch
einen Handlungsbedarf signalisieren und dabei differenzierte Gedanken
aufgreifen und neue Möglichkeiten der vollzuglichen Arbeit ansprechen.
Die Beiträge in diesem Buch stellen die Situation der betroffenen
Frauen im Vollzug eindrucksvoll dar.

Anmerkung:

Der Lambertus-Verlag bietet noch weitere interessante Bücher
bezüglich des Strafvollzuges an. "Gemeinnützige Arbeit statt Strafe"
und "Straffälligenhilfe und demografischen Wandel" sind nur zwei
Beispiele, die Wissen im Strafvollzug vermitteln und auch soziale
Perspektiven aufzeigen. Vieles basiert auf den gemachten Erfahrungen
und geben deren Stand der Reflexion wieder. Die Diskussion über
Straffällige sollen damit verbreitet und vertieft werden, um das
notwendige Wissen zur Verfügung zu stellen.




Lydia Halbhuber-Gassner, Gabriele Grote-Kux

Frauen in Haft - spezielle Belastungen und Lösungswege.

Lambertus-Verlag,

ISBN Nr: 987-37841-2953-2

20 Euro

N. K.
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Schaden für die Demokratie

von Rainer Butenschön




Ihr Fazit bestätigt die Kritiker: Den "größtmöglichen Schaden
für die Demokratie" habe die Umsetzung des sogenannten
Radikalenerlasses von 1972 bewirkt, "nämlich das Entstehen eines
grundsätzlichen Misstrauens gerade [...] der jüngeren, vor allem auch
akademisch gebildeten Generation in die Verlässlichkeit der vom
Grundgesetz geschützten Garantien des Rechtsstaates".

So urteilt Jutta Rübke, die die vergangenen zwölf Monate ehrenamtlich
als "Niedersächsische Landesbeauftragte für die Aufarbeitung der
Schicksale im Zusammenhang mit dem sogenannten Radikalenerlass"
gearbeitet hat (s. Ossietzky 4/2017). Mit dem Erlass aller
Ministerpräsidenten und des damaligen Bundeskanzlers Willy Brandt
hatte die Bonner Republik am 28. Januar 1972 die Jagd auf
vermeintliche "Verfassungsfeinde" im öffentlichen Dienst und eine
gigantische Gesinnungsschnüffelei eröffnet. Als erstes und bisher
einziges Bundesland hatte Niedersachsen per Landtagsbeschluss im
Dezember 2016 entschieden, die landesweiten Auswirkungen des Erlasses
systematisch aufarbeiten zu lassen. Daraufhin hatte die
Landesregierung die Hildesheimer Gewerkschafterin und frühere
SPD-Landtagsabgeordnete Rübke als "Landesbeauftragte eingesetzt. Ende
Januar hat sie nun eine 215 Seiten starke Dokumentation mit dem Titel
"Berufsverbote in Niedersachsen 1972 bis 1990" vorgelegt: In mehr als
172.000 Fällen forschten demnach der Inlandsgeheimdienst
Verfassungsschutz und die Staatsschutzabteilungen der Polizei nach
etwaigen Verfassungsfeinden in Niedersachsen. 200 neue Mitarbeiter
stellte der Landesverfassungsschutz hierfür ein. Zuvor hatte die
Landesregierung 1973 nach Beschluss der Innenministerkonferenz
verfügt, dass bei allen Bewerbern für den öffentlichen Dienst eine
Anfrage an den Verfassungsschutz zu richten sei, ob
"gerichtsverwertbare Erkenntnisse" über diese Person vorliegen. Eine
solche "Regelanfrage" hatte es bis dato nur für sicherheitsrelevante
Bereiche gegeben, etwa für Personen, die mit Geheimakten zu tun
hatten. Dieses Vorgehen offenbarte, so Rübke, "ein grundsätzliches
Misstrauen in die demokratische Zuverlässigkeit der Bürgerinnen und
Bürger, das es vor dem Radikalenerlass nicht gab", obwohl - darauf
macht sie aufmerksam - Ende der 1960er Jahre 1200 Mitglieder der
faschistischen NPD im öffentlichen Dienst gezählt wurden. Mit dem
Instrument der Regelanfrage hätten sich Verfassungs- und Staatsschutz
ermächtigt gesehen, in eigener Deutungs- und Interpretationshoheit,
Personen und Organisationen vor allem des linken politischen Spektrums
als eventuell oder tatsächlich "verfassungsfeindlich" zu beobachten.
Vor allem der Verfassungsschutz habe seine Aktivitäten im Bereich von
Beobachten, Ausforschen und Aushorchen sowie Dokumentieren und
Verfolgen "erheblich über die Grenzen des verfassungsmäßig
Zulässige[n] ausgedehnt", heißt es in der Dokumentation.

"Jede Form der öffentlichen Aktivität wurde erfasst", erläutert der an
der Aufarbeitung beteiligte Historiker Wilfried Knauer. Die staatliche
Schnüffelei habe sich auch auf politische Sticker, Aufkleber oder
vermeintlich verfängliche Leserbriefe in Zeitungen erstreckt. Sogar
Familienanzeigen seien durchforstet worden. Der betriebene Aufwand war
riesig, er erzeugte "ein gesellschaftliches Klima der Angst" (Rübke)
und schüchterte Menschen weit über den Kreis der unmittelbar
Betroffenen hinaus ein: 141 Bewerberinnen und Bewerber für eine Stelle
im öffentlichen Dienst wurden als angebliche Verfassungsfeinde
abgelehnt, gegen 271 Bedienstete wurden Uberprüfungsverfahren mit
Beteiligung des Verfassungsschutzes eingeleitet, 62 erhielten
Berufsverbot und wurden aus dem öffentlichen Dienst entlassen, 35
davon waren Beamte, 27 Angestellte.

Der Niedersächsische Landtag hat sich im Dezember 2016 mit rot-grüner
Mehrheit bei diesen Berufsverbote-Opfern für das erlittene Unrecht
entschuldigt. Er hat die Zeit des Radikalenerlasses - der in
Niedersachsen erst 1990 von der damaligen Landesregierung
Schröder/Trittin aufgehoben worden war - elf Jahre später als der Bund
als "unrühmliches Kapitel" verurteilt. Die Parlamentarier haben "das
Geschehene" "ausdrücklich bedauert", und sie haben den Betroffenen,
die durch "Gesinnungsanhörungen, Berufsverbote, langwierige
Gerichtsverfahren oder auch Arbeitslosigkeit vielfältiges Leid"
erleben mussten, "Respekt und Anerkennung" ausgesprochen. Gleichzeitig
haben sich die Abgeordneten bei all jenen Bürgerinnen und Bürgern
bedankt, die sich gegen die Berufsverbote-Politik "mit großem
Engagement für demokratische Rechte eingesetzt hatten". Rübke sieht in
dieser Entschließung des Landtages "ein erstes Zeichen der Anerkennung
und Wertschätzung" der Betroffenen. Neun von ihnen werden in der
Dokumentation exemplarisch mit ihrem Schicksal vorgestellt. Mit zum
Teil aufrüttelnden Texten antworten sie dort auch auf die Frage: "Was
hat das Berufsverbot mit mir gemacht?"

So berichtet die promovierte Lehrerin und bekennende Antifaschistin
Thea Holleck über ihren "Schock", ihre "Empörung" und ihren
"entschiedenen Willen zum Widerstand gegen die Gesinnungsprüfung und
die Stigmatisierung als Verfassungsfeind", als ihr im August 1982
mitgeteilt wird, dass sie* ihren Dienst am Grotefend-Gymnasium in
Hann. Münden aufgrund von "Erkenntnissen" des Verfassungsschutzes
überraschend nicht antreten darf. Just zu der Zeit hatte dieses
Gymnasium Schlagzeilen gemacht. Der damalige Leiter Karl-Heinz Kausch
war gerade wieder in sein Amt als Schuldirektor eingesetzt worden.
"Obwohl er Hitler und die Waffen-SS verharmloste und die
Nazi-Aktivitäten der Lehrer Luthardt und Krah an dem Gymnasium
unterstützte und deckte, hatte ihn das Verwaltungsgericht Braunschweig
nur zu einer Gehaltskürzung von zehn Prozent für ein Jahr verurteilt",
erinnert sich Holleck und schildert ihre "unermüdlichen Aktivitäten"
gegen das ihr drohende Berufsverbot genauso wie ihre massiven
psychischen Probleme: "Für mich war es nicht nur eine kämpferische
Zeit. Je länger die Ungewissheit dauerte, desto schlimmer wurden
Schlaflosigkeit und nächtliche Alpträume. Ich erinnere mich heute noch
an einen Traum, in dem mir die Füße amputiert und durch eiserne Haken
als Prothesen ersetzt wurden, so dass ich nur mit Mühe laufen konnte.
In einem anderen Traum saß ich in, einem tiefen Erdloch, man warf
permanent Erde auf mich, die ich mit größter Anstrengung wieder
hinauswarf. Aus solchen Träumen wachte ich erschöpft und kraftlos auf
und musste mich tagelang gegen diese massiven Existenzängste zur Wehr
setzen."

Hollecks energische und öffentliche Gegenwehr, die von Gewerkschaften
und Anti-Berufsverbote-Initiativen unterstützt wird, hat Erfolg. Nach
einem nervenaufreibenden und unwürdigen Hin und Her wird sie
schließlich in Hessen als Angestellte in den Schuldienst übernommen.
"Am Ende standen mein ungebrochener Wille zum Widerstand, meine
ungeschmälerte politische Überzeugung und die Dankbarkeit gegenüber
allen, die mir solidarisch zur Seite gestanden hatten", resümiert
Holleck heute: "Ich war auch stolz darauf, dass ich durch meinen
öffentlichen Kampf dazu beigetragen hatte, dass Kausch und Luthardt
später nicht mehr unterrichten durften. Die Auseinandersetzung mit den
politischen Verhältnissen der BRD im Verlauf dieses Kampfes hatte mich
klüger gemacht und charakterlich gefestigt. Es blieben aber lange Zeit
die Erschöpfung und der enorme Druck, im Schuldienst alles richtig zu
machen. Am Lehrerstreik der GEW nahm ich später als Beamtin auf
Lebenszeit trotzdem teil, doch dazu musste ich mich durchringen.
Irgendwie war mir auch das befreite Lachen abhandengekommen. Es
dauerte lange, bis ich das wieder konnte, so richtig von Herzen
befreit lachen."

Rübke versteht ihre Dokumentation ausdrücklich "nicht als Abschluss,
sondern erst als Anfang" der notwendigen Aufarbeitung der 18
Berufsverbote-Jahre in Niedersachsen. So müssten die Ergebnisse noch
für die politische Bildung im Land nutzbar gemacht werden, was auch
Geld koste. Auch will sie dem Landtag empfehlen, über eine finanzielle
Entschädigung der Betroffenen zu entscheiden. Viele von ihnen hätten
materielle Nachteile erlitten. Und so Rübke weiter: "Bei vielen von
denjenigen, die direkt und unmittelbar betroffen sind, gibt es bis
heute psychische Einschränkungen bis hin zu Depressionen."

 * 
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GEWERKSCHAFT/191: No-Billag-Initiative gefährdet vielfältige Kultur- und Medienlandschaft (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
1. März 2018

No-Billag-Initiative gefährdet vielfältige Kultur- und
Medienlandschaft - gemeinsame Presseinformation von ver.di und DOV



Berlin - Die bevorstehende Volksabstimmung zu den Rundfunkgebühren in der
Schweiz, die No-Billag-Initiative, könnte verheerende Auswirkungen
auf die Medien- und Kulturlandschaft nicht nur in der Schweiz haben.
Momentan ist das Resultat selbst für Experten kaum kalkulierbar. Fest
steht jedoch, dass die Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft
(SRG) bei einem Wegfall der Gebührenfinanzierung in ihrer jetzigen
Form nicht weiter existieren würde. Einen solchen Schritt bewerten
die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die Deutsche
Orchestervereinigung (DOV) als ernstzunehmende Gefahr. Denn das
Ergebnis in der Schweiz hat auch Signalwirkung auf die Debatte in
Deutschland.

"Der öffentlich-rechtliche Rundfunk gewährleistet für die Bürgerinnen
und Bürger verlässliche Informationen und vielfältige Kulturangebote,
die unabhängig von Staat und Markt sind. Das ist ohne solide
öffentliche Finanzierung durch die Allgemeinheit nicht möglich",
erklärte Frank Werneke, stellvertretender ver.di-Vorsitzender. "Wer
dieses System abschafft, begibt sich ohne Not in die Abhängigkeit von
Angebot und Nachfrage", so Werneke weiter.

Nach Ansicht von DOV-Geschäftsführer Gerald Mertens wäre dann auch
die kulturelle Grundversorgung in Gefahr: "Die öffentlich-rechtlichen
Orchester, Chöre und Bigbands in Deutschland leisten mit ihrer
integrativen Arbeit und ihrem Engagement in der Musikvermittlung
einen unersetzlichen Beitrag für die Gesellschaft. Ohne ausreichende
Beiträge wäre dieses einzigartige Kulturangebot massiv gefährdet."

Am 4. März werden die Schweizerinnen und Schweizer über die Forderung
nach einem Gebührenverbot entscheiden. Würde die Mehrheit zustimmen,
verlöre die SRG sofort drei viertel ihres jährlichen Budgets. Die
Initiatoren der Volksabstimmung argumentieren im Kern, dass die
Bürgerinnen und Bürger selbst entscheiden sollen, für welche Medien
sie ihr Geld ausgeben.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 01.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/897: WDR-Studie - Glaubwürdigkeit der Informationsangebote deutscher Medien deutlich gestiegen (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 1. März 2018

WDR-Studie: Glaubwürdigkeit der Informationsangebote deutscher
Medien deutlich gestiegen



65 Prozent der deutschen Bürgerinnen und Bürger schätzen das
Informationsangebot von Radio, Fernsehen, Zeitungen und Zeitschriften
in Deutschland als glaubwürdig ein. Das ist das Ergebnis einer
repräsentativen Studie, die infratest dimap im Auftrag des WDR
durchgeführt hat. Die Befragung zur Glaubwürdigkeit der Medien
erfolgte in dieser Form nach 2015 und 2016 zum dritten Mal. Im
Vergleich zur Studie von 2016 stieg die Glaubwürdigkeit der deutschen
Medien um 8 Prozent, im Vergleich zur Studie von 2015 sogar um 13
Prozent. Die höchste Glaubwürdigkeit wird mit 82 Prozent dem
öffentlich-rechtlichen Radio (plus 8 Prozentpunkte im Vergleich zu
2016) zugeschrieben, dicht dahinter folgt das öffentlich-rechtliche
Fernsehen mit 77 Prozent (plus 5 Prozentpunkte). 83 Prozent der
Befragten halten den öffentlich-rechtlichen Rundfunk für nicht
verzichtbar.

Auch Tageszeitungen werden von einer großen Mehrheit (71 Prozent,
plus 6 Prozentpunkte) als glaubwürdig eingeschätzt. Deutlich weniger
glaubwürdig sehen die Befragten Privatradio (41 Prozent, plus 6
Prozentpunkte) und Privatfernsehen (27 Prozent, plus 2 Prozentpunkte).
Das Internet halten 30 Prozent (plus 3 Prozentpunkte) der Befragten im
Allgemeinen für glaubwürdig. Nach sozialen Medien und Netzwerken wie
Facebook gefragt, fällt die Beurteilung so aus: Lediglich 5 Prozent
(minus 3 Prozentpunkte) der Befragten halten sie für glaubwürdig, 75
Prozent (plus 4 Prozentpunkte) bewerten die sozialen Medien als
"weniger glaubwürdig".

Konstant hoch ist die allgemeine Zustimmung zum Informationsangebot
der deutschen Medien, das 90 Prozent der Befragten als gut oder sehr
gut bewerten (plus 1 Prozentpunkt im Vergleich zu 2016).

Öffentlich-rechtliches Fernsehen bleibt Hauptinformationsquelle
 Das öffentlich-rechtliche Fernsehen bleibt mit 36 Prozent (plus 2
Prozentpunkte) die Hauptinformationsquelle rund um das politische
Geschehen, es folgen Tageszeitungen (22 Prozent, minus 4
Prozentpunkte) und das Internet im Allgemeinen (17 Prozent, plus 1
Prozentpunkt).

Vorbehalte gibt es nach wie vor bezüglich des Einflusses der Politik
auf die Berichterstattung in den deutschen Medien. Der Studie zufolge
gehen 40 Prozent (minus 2 Prozentpunkte) der Deutschen davon aus, dass
es politische Vorgaben gibt, 53 Prozent glauben dies nicht.

Für die Studie wurden vom 8. bis 21. Februar 2018 1.000

Wahlberechtigte in Deutschland befragt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 1. März 2018
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FEATURE/977: Deutschlandfunk Kultur - Tom Kummer, Händler der vielen Wahrheiten, 3.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Tom Kummer - Händler der vielen Wahrheiten

Von Lorenz Schröter

Deutschlandfunk Kultur 2018/ca. 54'30

(Ursendung)

Feature

Samstag, 3. März 2018, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



In den 90er-Jahren interviewte der Schweizer Autor die berühmtesten
Hollywoodstars für die besten Magazine. Dann flog auf: alles
gefälscht, alles ausgedacht. Riesenskandal. 2017 war er wieder da.
Wieder kam raus: abgeschrieben. Tom Kummer hat die Berliner Mauer
angezündet, war bei Koka-Bauern und den Tamil Tigers, arbeitete als
Tennislehrer, schrieb ein obszön brillantes Buch über den Tod seiner
Frau. Ist der berüchtigte Journalist Lügner, Angeber oder
Überzeugungstäter? Eine Suche nach der verlorenen Wirklichkeit.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 20. Februar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1647: Deutschlandfunk - Italien zwischen Wahlen und verpasster WM, 3.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Anpfiff ohne die Azzuri

Italien zwischen Wahlen und verpasster WM

Reportagen von Kirstin Hausen

Gesichter Europas

Samstag, 3. März 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Es war ein Paukenschlag und ein Albtraum. Kein Italiener hätte
gedacht, dass Italien die Weltmeisterschaft 2018 verpassen könnte. Die
Azzuri haben sich nicht qualifiziert. Nach 60 Jahren findet das größte
Sportereignis der Welt ohne sie statt. Die italienischen Medien
sprechen von unerträglicher Schande, von Apokalypse. Das Land, das
sich wie kaum ein anderes über den Fußball identifiziert, steht ratlos
da. Gute Spieler, aber kein Konzept. Das Gleiche gilt für die Politik.
Die Regierungschefs werden nach dem Ende der Ära Berlusconi wieder so
schnell ausgewechselt wie die Fußballtrainer, auch so gerät das Land
immer mehr ins Abseits. Was ist los in Bella Italia?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 20. Februar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1646: Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur mit Live-Programm auf der Leipziger Buchmesse (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 28.2.2018

Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur mit umfangreichem Live-
Programm auf der Leipziger Buchmesse 



Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur begleiten die Leipziger
Buchmesse (15.-18. März) mit Vorberichterstattung und einem
umfangreichen Live-Programm.

Die meisten Sendungen werden dabei vom
Deutschlandradio-Informationsstand in der Glashalle (Stand 12)
ausgestrahlt.


Vorstellung der Nominierungen für den Preis der Leipziger
Buchmesse 

Bereits im Vorfeld werden bei Deutschlandfunk Kultur die Nominierten
für den Preis der Leipziger Buchmesse in den Kategorien Belletristik
und Sachbuch vorgestellt. In Zusammenarbeit mit der Leipziger Messe
und MDR Kultur sind am 2. März (19.00 Uhr, freier Eintritt) in der
Alten Handelsbörse Leipzig die fünf Preisanwärter - Anja Kampmann,
Esther Kinsky, Isabel Fargo Cole, Georg Klein und Matthias Senkel - zu
erleben. Katrin Schumacher (MDR Kultur) und Jörg Plath
(Deutschlandfunk Kultur) moderieren den Abend. Die Aufzeichnung ist in
der Nacht vom 10. auf den 11. März um 0.05 Uhr im bundesweiten
Programm von Deutschlandfunk Kultur zu hören. In der Kategorie
Sachbuch sind Martin Geck, Gerd Koenen, Andreas Reckwitz, Karl
Schlögel und Bernd Roeck für den Preis der Leipziger Buchmesse
nominiert. Vier der Autoren stellen sich am 2. März um 19.30 Uhr im
LCB dem Berliner Publikum vor. Das von Andrea Gerk und Christian
Rabhansl moderierte Autorengespräch ist am 4. März ab 00.05 Uhr bei
Deutschlandfunk Kultur zu hören.


Live-Programm von der Messe

Von Donnerstag bis Samstag eröffnet jeweils eine Live-Sendung der
"Lesart" von Deutschlandfunk Kultur das Tagesprogramm. Gäste sind
unter anderem Jakob Hein, Angelika Klüssendorf, Arno Geiger, Kirsten
Boie und Nora Gomringer. Neben der "Lesart" berichten auch die Sendung
"Religionen" und das Philosophiemagazin "Sein und Streit" für
Deutschlandfunk Kultur live von der Messe und stellen am 18. März um
13.05 und 14.05 Uhr aktuelle Neuerscheinungen vor.

Auch die Deutschlandfunk-Literatursendung "Büchermarkt" sendet von
Donnerstag bis Samstag live aus Leipzig. Am Donnerstag ab 16.10 Uhr
spricht Jan Drees mit Claudia Dürr und Kerstin Hämke über den Boom der
Literaturkreise. Am Freitag diskutiert Hubert Winkels mit seinen
Gästen, wie sich der Umgang mit der Literatur der Gegenwart
entwickelt: "Lesen oder Lesenhören"? Bereits um 15.00 Uhr spricht Peer
Steinbrück mit Deutschlandfunk-Redakteurin Catrin Stövesand über "Das
Elend der Sozialdemokratie". Das Gespräch für die Sendung "Andruck"
wird im Vorfeld aufgezeichnet.

Der "Bücherfrühling" von Deutschlandfunk Kultur begrüßt in einem
dreistündigen Nachmittagsprogramm am 17. März (ab 13.05 Uhr)
zahlreiche Gäste. Dorothea Westphal, Jörg Plath und Kolja Mensing
befragen dabei unter anderem Felicitas Hoppe, Jens Sparschuh, Oliver
Bottini, Jan Weiler und Susanne Fritz und lassen sie aus ihren
neuesten Romanen lesen.

Der von Deutschlandfunk initiierte Bundeswettbewerb lyrix feiert in
diesem Jahr sein zehnjähriges Jubiläum und lädt Preisträgerinnen und
Preisträger der vergangenen Wettbewerbsrunden zu Lesungen nach Leipzig
ein. Die Preisträger eröffnen am Donnerstagabend die Lange Leipziger
Lesenacht in der Moritzbastei und lesen Freitag, Samstag und Sonntag
auf der Deutschlandfunk-Messebühne.

Auch in diesem Jahr präsentiert Deutschlandfunk Kultur als
Kooperationspartner des Blauen Sofas wieder zahlreiche Gespräche mit
Autorinnen und Autoren. Das umfangreiche Programm ist in Kürze hier
nachzulesen: das-blaue-sofa.de

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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KURSUS/1705: Mönchengladbach - "Pinterest - Sag es mit Bildern!" am 7.3.2018


Pinterest - Sag es mit Bildern!



Pinterest - eine Plattform, um Ideen zu speichern, zu teilen und auf
sich aufmerksam zu machen. Die Teilnehmer lernen wie ein Konto und
Profil in Pinterest angelegt und wie Pins einstellt und veröffentlicht
werden. Außerdem wird gezeigt, wie Ideen gesammelt, katalogisiert und
gespeichert werden.

7.3.2018, 9:00 - 12:15 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181B2099T

Kosten: 95 Euro

Weitere Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 23. Februar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1704: Bielefeld - "Windows kennenlernen und nutzen", 6.3.-24.4.2018


Windows kennenlernen und nutzen



Bielefeld (bi). Grundwissen zu den Betriebssystemen Windows 7 und
Windows 10 vermittelt ein Computer-Kurs der Volkshochschule in
Brackwede ab Dienstag, 6. März, im Treffpunkt Alter (Caféwelt,
Hauptstraße 134). Bis zum 24. April, jeweils dienstags von 18 bis
20.15 Uhr, erhalten die Teilnehmer eine Einführung in die Arbeit mit
der Oberfläche, dem Startbildschirm, dem Desktop, der Taskleiste und
Fenstern. Vorkenntnisse sind nicht erforderlich. Anmeldung und
Information unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 35 85.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. Februar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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ALTERNATIVMEDIZIN/248: Studie - Akupressur bei Regelschmerzen (idw)


Charité - Universitätsmedizin Berlin - 28.02.2018

Akupressur bei Regelschmerzen



Lassen sich Regelschmerzen mit Akupressur nachhaltig reduzieren? Ist die
Selbsthilfe per Smartphone-App für junge Frauen besonders attraktiv? Diese
Fragen haben Wissenschaftler der Charité - Universitätsmedizin Berlin in
einer aktuellen Studie untersucht. Die Ergebnisse sind im Fachmagazin
American Journal of Obstetrics and Gynecology* veröffentlicht.

Rund 50 bis 90 Prozent aller jungen Frauen kennen Schmerzen während der
Periode, die sich vor allem in intensiven Krämpfen im Unterbauch äußern.
Weitere Symptome können Kopf- und Rückenschmerzen sowie Übelkeit oder
Durchfall sein. Akupressur ist ein Verfahren aus der Traditionellen
Chinesischen Medizin (TCM), das im Vergleich zur Akupunktur die
Möglichkeit bietet, es selbst zu Hause durchzuführen. Dabei werden die
entsprechenden Punkte am Körper nicht genadelt, sondern gedrückt
beziehungsweise massiert.

Das Forscherteam wollte herausfinden, ob sich die Beschwerden bei 18- bis
34-jährigen Frauen mit starken Regelschmerzen durch die Selbstakupressur
nachhaltiger reduzieren lassen als mit der alleinigen Normalversorgung,
beispielsweise mit Schmerztabletten oder hormonellen Kontrazeptiva. Dafür
wurden die 221 Teilnehmerinnen den zwei Studiengruppen zufällig zugeteilt:
Beide Gruppen erhielten eine Studien-App inklusive einer kurzen
Einweisung; nur die Interventionsgruppe bekam eine App-Version, die die
Selbstakupressur kurz vor und während der Menstruation anleitete. Vorteil
einer App ist insbesondere die bildhafte Darstellung, die genau zeigt,
welchen Punkt die Probandinnen für den gewünschten Heilungseffekt drücken
müssen, sowie regelmäßige Erinnerungen. Darüber hinaus wurden die gesamten
Studiendaten über die App erhoben.

"Ursprünglich wollten wir nur eine Studie zu Selbsthilfeverfahren bei
Regelschmerzen durchführen. Wir hatten aber betroffene Frauen schon bei
der Planung mit einbezogen und diese haben sich eine App gewünscht",
berichtet Studienleiterin Prof. Dr. Claudia Witt vom Institut für
Sozialmedizin, Epidemiologie und Gesundheitsökonomie. Die App habe den
Probandinnen geholfen, eine einfache Selbstakupressur von drei
Akupunkturpunkten durchzuführen.

Nach drei Monaten in der Akupressurgruppe erreichten 37 Prozent der
Teilnehmerinnen eine fünfzigprozentige Schmerzreduktion. Nach sechs
Monaten waren es mit 58 Prozent sogar mehr als die Hälfte. In der
Kontrollgruppe waren es zu beiden Zeitpunkten rund fünfundzwanzig Prozent
der Teilnehmerinnen. Zudem musste die Akupressurgruppe weniger
Schmerzmedikamente einnehmen und berichtete insgesamt über eine geringere
Schmerzintensität als die Kontrollgruppe.

"Wir waren erstaunt, dass nach sechs Monaten noch zwei Drittel der
Teilnehmerinnen die Selbstakupressur weiterhin durchführten. Bisher ist
der medizinische Nutzen von Apps wenig untersucht und nur für einige von
ihnen wurden überhaupt randomisierte kontrollierte Studien durchgeführt",
sagt Dr. Daniel Pach vom Institut für Sozialmedizin, Epidemiologie und
Gesundheitsökonomie. Er ergänzt: "Wir konnten zeigen, dass sich auch eine
App gut in einer klinischen Studie untersuchen lässt. Allerdings mussten
wir trotz unserer großen Erfahrung bei der Durchführung von 'klassischen'
Studien auch viel Neues dazulernen - was sehr spannend und erkenntnisreich
für uns war." Die App Luna wurde für iOS gerade noch einmal inhaltlich und
technisch aktualisiert.


*Susanne Blödt, Daniel Pach, Sanna von Eisenhart-Rothe, Fabian Lotz,
Stephanie Roll, Katja Icke, Claudia M. Witt: Effectiveness of app-based
self-acupressure for women with menstrual pain compared to usual care: a
randomized pragmatic trial. In: American Journal of Obstetrics and
Gynecology, Volume 218, Issue 2, February 2018, Pages 227.e1-227.e9. DOI:
10.1016/j.ajog.2017.11.570.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://epidemiologie.charite.de

https://epidemiologie.charite.de/metas/meldung/artikel/detail/luna/

https://itunes.apple.com/de/app/luna-selbsthilfe/id1295766978?mt=8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin, Manuela Zingl, 28.02.2018
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INNERE/1391: Darmkrebs - Kombinierte Analyse verbessert Risikovorhersage (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 27.02.2018

Darmkrebs: Kombinierte Analyse verbessert Risikovorhersage



Sind direkte Angehörige von Darmkrebs betroffen, signalisiert dies ein
erhöhtes Risiko, selbst auch an einem bösartigen Darmtumor zu erkranken.
Gleiches gilt für Menschen, die eine hohe Anzahl genetischer Risikomarker
im Erbgut tragen. Beide Faktoren werden in der Regel alternativ zur
Risikovorhersage herangezogen, nicht gemeinsam. Wissenschaftler aus dem
Deutschen Krebsforschungszentrum zeigten nun, dass die Kombination aus
Familiengeschichte und der Analyse der genetischen Marker dabei hilft, das
persönliche Darmkrebsrisiko präziser zu ermitteln.

Pressemitteilung des Deutschen Krebsforschungszentrums zum Darmkrebsmonat
März

Wenn das Gespräch auf die Darmkrebsvorsorge kommt, erkundigen sich Ärzte
häufig nach Krebsfällen im engeren Familienkreis ihrer Patienten.
Darmkrebs bei direkten Angehörigen gilt als ein bekannter Risikofaktor.
Neben der Familiengeschichte liefert auch das Profil genetischer
Risikomarker Informationen über das persönliche Krebsrisiko. Darunter
verstehen Wissenschaftler winzige genetische Varianten (sog.
Einzelnukleotid-Polymorphismen), die jede für sich nur einen sehr geringen
Zusammenhang mit der Erkrankungswahrscheinlichkeit zeigt. In ihrer
Gesamtheit haben sie aber einen wesentlichen Einfluss.

"Vielfach herrscht die Meinung, das genetische Risikoprofil und die
Familiengeschichte würden im Wesentlichen dieselbe, redundante Information
liefern", sagt Hermann Brenner vom Deutschen Krebsforschungszentrum. Der
Experte für Darmkrebs-Prävention hat diese Vorstellung mit einer aktuellen
Arbeit relativiert und nachgewiesen, dass es sinnvoll ist, beide
Informationsquellen in Kombination zu nutzen.

Für etwa 4500 Teilnehmer der DACHS-Studie*, darunter etwa die Hälfte
Darmkrebspatienten, analysierte der Erstautor Korbinian Weigl die
Familiengeschichte und parallel dazu ein Panel von 53 bekannten
genetischen Risikomarkern. Der Epidemiologe entdeckte, dass beide Faktoren
weitestgehend voneinander unabhängige Ergebnisse liefern:

- Teilnehmer mit Darmkrebsfällen unter Verwandten ersten Grades hatten ein
etwa doppelt so hohes Erkrankungsrisiko wie Menschen ohne
Darmkrebs-Familiengeschichte

- Die Gruppe der Teilnehmer, die die meisten genetischen Risikomarker in
ihrem Erbgut trägt, hatte ein dreimal höheres Erkrankungsrisiko als die
Studienteilnehmer mit der geringsten Anzahl an Risikovarianten.

- Bei Teilnehmern mit positiver Familiengeschichte, die zugleich
zahlreiche genetische Risikomarker tragen, multiplizierte sich das Risiko:
Sie erkranken sechsmal häufiger als Menschen ohne
Darmkrebs-Familiengeschichte, in deren Erbgut sich nur wenige Risikomarker finden.

- Zwischen der Zahl der genetischen Risikovarianten und der Familiengeschichte 
fand sich kein signifikanter Zusammenhang.

"Es wird häufig vermutet, dass die familiäre Häufung von Darmkrebs in
erster Linie genetisch bedingt ist. Das ist für einem kleinen Teil der
Darmkrebsfälle, insbesondere für Erkrankungen in sehr jungem Alter, auch
zutreffend", sagt Hermann Brenner. Für die Mehrzahl der
Darmkrebserkrankungen ist dies aber nicht der Fall. Das könnte seiner
Meinung nach daran liegen, dass Krebsfälle in der Familie vor allem
gemeinsame nicht-genetische Faktoren reflektieren wie etwa Rauchen oder
eine körperlich inaktive Lebensweise.

Weiterhin steigert eine hohe Anzahl an genetischen Risikomarkern das
Krebsrisiko gleichermaßen bei Menschen mit wie auch bei Menschen ohne
Darmkrebs-Familiengeschichte.

"Das Ergebnis zeigt uns eindeutig, dass die Kombination beider Faktoren
das Potenzial hat, die Risikovorhersage für Darmkrebs erheblich zu
präzisieren", fasst Brenner zusammen. "Je genauer wir das persönliche
Risiko bestimmen können, desto besser können wir die Vorsorge anpassen.
Für Menschen mit hohen Risiken wäre es beispielsweise sinnvoll, mit der
Darmkrebs-Vorsorge deutlich vor dem 50. Lebensjahr zu beginnen."


* Die DACHS-Studie ist eine epidemiologische Fall-Kontroll-Studie des
Deutschen Krebsforschungszentrums DKFZ und steht für "Darmkrebs: Chancen
der Verhütung durch Screening".

DACHS ist eine der größten populationsbezogenen Fall-Kontroll-Studien
weltweit.

Siehe auch: http://dachs.dkfz.org/dachs/

Korbinian Weigl, Jenny Chang-Claude, Phillip Knebel, Li Hsu, Michael
Hoffmeister, Hermann Brenner: 

Strongly enhanced colorectal cancer risk
stratification by combining family history and genetic risk score.

Clinical Epidemiology 2018, DOI: 10.2147/CLEP.S145636


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum, Dr. Sibylle Kohlstädt, 27.02.2018
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NEUROLOGIE/949: Möglicher neuer Therapieansatz für Multiple Sklerose (idw)


Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 27.02.2018

Möglicher neuer Therapieansatz für Multiple Sklerose

Wissenschaftler der Universitätsmedizin Mainz entdecken: Protein EGFL7
begrenzt Einwanderung von Immunzellen ins Gehirn



Einen möglichen neuen Therapie-Ansatz bei der Behandlung von Patienten mit
Multiple Sklerose haben Wissenschaftler der Universitätsmedizin Mainz in
Kooperation mit Forschern der Universität von Montreal entdeckt. Im
Modellversuch und durch Experimente an humanen Endothelzellen fanden sie
heraus, dass das Protein EGFL7 die Einwanderung von Immunzellen in das
Zentrale Nervensystem begrenzt, in dem es die Blut-Hirn-Schranke
stabilisiert. Nachzulesen sind diese Erkenntnisse in der aktuellen Ausgabe
der renommierten Fachzeitschrift "Nature Communications".

Die Autoimmunerkrankung Multiple Sklerose (MS) ist eine der häufigsten mit
Behinderung einhergehende Erkrankung junger Erwachsener in den
Industrienationen. Bei dieser greift das eigene Immunsystem das zentrale
Nervensystem (ZNS) an: Immunzellen (T-Zellen) wandern über die
Blut-Hirn-Schranke - die physiologische Barriere zwischen Blutkreislauf und ZNS -
ins Gehirn und schädigen dort die schützende Hülle (Myelinschicht) der
Nervenfasern. Dadurch kommt es zu einem Abbau bzw. Funktionsverlust von
Nervenzellen und in der Folge zu neurologischen, mit Behinderung
einhergehenden Symptomen.

Diesen krankheitsauslösenden Mechanismus durch neue Therapien zu
unterbinden, ist Ziel der MS-Forschung. Die Anwendung des Proteins EGFL7
in den Fokus ihrer Forschungsarbeiten gestellt, haben Wissenschaftler um
Dr. Timo Uphaus und Univ.-Prof. Dr. Frauke Zipp von der Klinik und
Poliklinik für Neurologie der Universitätsmedizin Mainz zusammen mit Dr.
Catherine Larochelle (Universität Montreal) sowie mit Univ.-Prof. Mirko
Schmidt und Forscherkollegen vom Deutschen Konsortium für Translationale
Krebsforschung (DKTK). Damit haben sie sich für einen neuen,
pathophysiologischen Forschungsansatz entschieden, denn üblicherweise
spielt EGFL7 in der MS-Forschung keine Rolle. Aus der Tumorforschung
beispielsweise zu Mammakarzinomen ist jedoch bekannt, dass EGFL7 einen
Einfluss auf die Einwanderung von Immunzellen in das Tumorgewebe hat. Da
auch bei der MS die Einwanderung von Immunzellen in das Gehirn ein
wesentlicher Einflussfaktor ist, wählten die Forscher dieses Protein und
seine Wirkungen auf die Autoimmunerkrankung MS als Forschungsgegenstand.
Mit Erfolg! Denn mit diesem Forschungsansatz ist es ihnen gelungen, einen
möglichen neuen MS-Therapieansatz aufzeigen.

Basis dessen könnten folgende neu gewonnene Erkenntnisse sein: Ist das
Nervengewebe des ZNS entzündet, herrschen im Gehirn inflammatorische
Bedingungen. Erfolgt unter diesen eine vermehrte Ausschüttung von EGFL7,
dann führt das dazu, dass Immunzellen an EGFL7 binden, somit festgehalten
werden und eine weitere Einwanderung ins ZNS verhindert wird.

Wie die Wissenschaftler im Rahmen ihrer Forschungen herausfanden, ist
EGFL7 im Gefäßsystem von MS-Patienten hochreguliert, also zahlreich
vorhanden. EGFL7 wird von Endothelzellen der Blut-Hirn-Schranke abgegeben.
Es bewirkt, dass die Immunzellen im perivaskulären Raum festgehalten
werden. Im nächsten Schritt beobachten die Wissenschaftler im
Modellversuch, dass durch die Anwendung von EGFL7 die Blut-Hirn-Schranke
weniger durchlässig wurde. EGFL7 minderte also das verstärkte Eindringen
von Immunzellen in das ZNS und wirkte somit dem krankheitsauslösenden
Mechanismus entgegen. Durch die stabilere Blut-Hirn-Schranke sank die
Immunzellinfiltration in das ZNS, wodurch sich wiederum der gesamte
klinische Verlauf verbesserte.

Im Rahmen ihrer Forschungen ist es den Wissenschaftlern zudem gelungen,
diese experimentellen Ergebnisse in einem humanen
Blut-Hirn-Schranken-Modell zu bestätigen: Ihre Untersuchungen zeigten auch in isolierten
menschlichen Endothelzellen eine verminderte Migration von Immunzellen.
Wie die Wissenschaftler weiterhin feststellten, ist es prinzipiell
möglich, die positiven Einflüsse von EGFL7 auf die Einwanderung von
Immunzellen in das ZNS und die Stabilität der Blut-Hirn-Schranke für die
Therapie von Multiple Sklerose nutzbar zu machen.

Originalveröffentlichung: 

"EGFL7 reduces CNS inflammation in mouse"

Catherine Larochelle, Timo Uphaus, Bieke Broux, Elizabeth Gowing,
Magdalena Paterka, Laure Michel, Nevenka Dudvarski Stankovic, Frank
Bicker, Florent Lemaître, Alexandre Prat, Mirko H. H. Schmidt, Frauke
Zipp

Nature Communications, volume 9, Article number: 819 (2018), DOI:
10.1038/s41467-018-03186-z

http://rdcu.be/HPnn


Über die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
Die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz ist die
einzige medizinische Einrichtung der Supramaximalversorgung in
Rheinland-Pfalz und ein international anerkannter Wissenschaftsstandort. Sie umfasst
mehr als 60 Kliniken, Institute und Abteilungen, die fächerübergreifend
zusammenarbeiten. Hochspezialisierte Patientenversorgung, Forschung und
Lehre bilden in der Universitätsmedizin Mainz eine untrennbare Einheit.
Rund 3.400 Studierende der Medizin und Zahnmedizin werden in Mainz
ausgebildet. Mit rund 7.800 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist die
Universitätsmedizin zudem einer der größten Arbeitgeber der Region und ein
wichtiger Wachstums- und Innovationsmotor. Weitere Informationen im
Internet unter www.unimedizin-mainz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1431
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Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Barbara Reinke M.A., 27.02.2018
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BILDUNG/1099: Vergabe von Medizinstudienplätzen - Interview zur neuen Gewichtung der Kriterien (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 2/2018

Medizinstudium

"Der Wahnsinn hat ein Ende"

Das Interview mit Prof. Jürgen Westermann führte Sophia Mach



Die Universität zu Lübeck begrüßt das Urteil des
Bundesverfassungsgerichtes, das die Überbetonung der Abiturnote bei
der Vergabe von Medizinstudienplätzen beanstandet.


1,1 lautet die Abiturnote mit der Anwärter auf ein
Medizinstudium in Deutschland sofort einen der begehrten Plätze
bekommen. Verfehlen sie den Schnitt nur um eine Zehntelnote, kann sich
die Zulassung um viele Jahre verzögern. Prof. Jürgen Westermann,
Direktor des Instituts für Anatomie und Studienleiter der Sektion
Medizin an der Universität zu Lübeck, erläutert die Bedeutung des
aktuellen Urteils aus Karlsruhe.

SHÄ: Wie bewerten Sie das aktuelle Urteil des Bundesverfassungsgerichts?


Prof. Jürgen Westermann: Wir in Lübeck begrüßen das Urteil
ausdrücklich, weil endlich der Wahnsinn aufhören kann, dass die
Abiturnote unverhältnismäßig viel Gewicht bei der Studienplatzvergabe
erhält. Und das, obwohl Abiturnoten in den einzelnen Bundesländern
sehr unterschiedlich vergeben werden. Ein Abiturient aus Thüringen hat
deutlich bessere Chancen auf einen Studienplatz als ein Anwärter aus
Niedersachsen. Es ist längst überfällig, dass ein zweites,
nicht-schulisches Kriterium zusätzlich berücksichtigt werden muss. Die
Abiturnote soll durchaus von großer Bedeutung bleiben, denn es ist
erwiesen, dass sie gut mit dem Studienerfolg korreliert -jedenfalls in
den ersten zwei Jahren bis zum Physikum. Die Eignung des Menschen für
den Arztberuf insgesamt kann hiermit jedoch nicht ausreichend bewertet
werden.

Das Bundesverfassungsgericht sagt nun, dass das Urteil bis zum
31.12.2019 umgesetzt sein muss, also in knapp zwei Jahren. Das hat
neben dem Vorteil der Schnelligkeit auch einen Nachteil: Die Zeit, um
bundesweit ein zweites Kriterium zu finden, auszuarbeiten und
umzusetzen, ist sehr knapp bemessen. Nun ist es wichtig, dass man sich
nicht vorschnell auf einen zweiten Parameter einigt. Möglichkeiten
wären z. B. die Anrechnung einer Berufsausbildung, Preisträgerschaft
bei der Stiftung Jugend forscht, Mini-Interviews und OSCE-Wertungen
(Objective Structured Clinical Examination).

Was ist Ihr Favorit unter den weiteren Auswahlkriterien?

Westermann: Ganz klar das Auswahlgespräch. Während die
Abiturnote die Leistungsfähigkeit prüft, kann ein Gespräch soziale
Kompetenzen zutage fördern. Dazu gehören wichtige Eigenschaften des
zukünftigen Arztes wie Empathie, Stressresistenz und soziale
Interaktionsfähigkeit. Diese strukturierten und standardisierten
Gesprächen wenden wir in Lübeck übrigens bereits seit 2012 an für die
Studienplätze, die im Auswahlverfahren der Hochschule vergeben werden
können. Damit sind wir neben den Universitäten in Hannover und
Duisburg/Essen eine von insgesamt nur drei Fakultäten in Deutschland,
die auf handfeste Erfahrungen bei diesem Auswahlkriterium
zurückgreifen können.

Das Auswahlgespräch wird bei uns geleitet von jeweils zwei Dozenten
und einem Studenten, die den Bewerber eine halbe Stunde lang
interviewen mittels eines Fragenkatalogs. Es gibt fünf verschiedene
Kategorien, nach denen im Anschluss die Antworten bewertet werden.
Seit 2012 haben wir insgesamt fast 1.500 Gespräche durchgeführt -
jedes Jahr 240 - und die Hälfte der Interviewten zum Studium
zugelassen.

Nur zwei der abgelehnten Bewerber haben bislang geklagt; bei der
Vergabe rein nach Abiturnoten ist diese Zahl in der Regel viel höher.
Die Bewerber haben durch den direkten Kontakt und das sorgfältige
Verfahren einfach das Gefühl, fair bewertet werden zu sein.

Vielen Dank für das Gespräch. 



Info

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 19.12.2017 besagt, dass
der Numerus clausus im Studienfach Medizin nur bedingt mit dem
Grundrecht auf freie Ausbildungswahl vereinbar ist.

In Deutschland sichert aktuell schon ein Abiturdurchschnitt von 1,2
keinen Studienplatz mehr.

 * 


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 2/2018 im
Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201802/h18024a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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HYGIENE/126: Alarmierend - Nur 8% waschen ihre Hände in korrekter Weise (idw)


SRH Hochschule Heidelberg - 28.02.2018

Alarmierend: Nur 8% waschen ihre Hände in korrekter Weise



Hände weg von Männerhänden: Im Rahmen einer Beobachtungsstudie an 1.000
Menschen stellten Studierende der Fakultät für Angewandte Psychologie der
SRH Hochschule Heidelberg fest, dass kaum einer seine Hände nach dem
Toilettengang richtig wäscht.

Sie wütet wieder heftig, die Grippewelle. Dabei ist es einfach, die
Erreger fernzuhalten: Das Infektionsrisiko mit Viren und Bakterien lässt
sich durch eine korrekt ausgeführte Handhygiene um bis zu 99,9%
verringern. Denn rund 80% aller ansteckenden Krankheiten werden über die
Hände übertragen, mit denen wir im Durchschnitt 16 Mal pro Stunde unser
Gesicht berühren. So gelangen die Keime durch Mund, Nase und Augen über
die Schleimhäute in unseren Körper und entwickeln sich dort zur Infektion.
In ihrem Experimentalpraktikum beobachteten zehn Psychologie-Studierende
der SRH Hochschule Heidelberg die Besucher mehrerer öffentlicher Toiletten
in und um Heidelberg. Die Ergebnisse erschütterten sie.

Die SRH-Studentinnen schauten 1.000 Toilettenbesuchern auf die Finger:
Rund 7% verzichteten gänzlich auf das Händewaschen. 27% wuschen ihre Hände
nur mit Wasser und rund 58% benutzten Wasser und Seife, allerdings nicht
mit der erforderlichen Gründlichkeit. Lediglich rund 8% reinigten ihre
Hände vorbildlich. Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
empfiehlt hierfür eine mindestens 20 Sekunden dauernde Reinigung mit
Wasser und Seife nicht nur der Handflächen, sondern auch der
Fingerzwischenräume.

Auch zwischen den Geschlechtern bestand ein bedeutender Unterschied im
Händewaschverhalten. Während ca. 11 % der Männer auf das Reinigungsritual
gänzlich verzichteten, sind es bei den Frauen nur 3%. Mit Wasser und
Seife, allerdings ohne Berücksichtigung der Intensität, rückten immerhin
82% der untersuchten Frauen den Ansteckungskeimen auf den Leib. Bei den
Männern waren es nur 51%. Der Handkontakt mit Männern birgt also ein
höheres Übertragungsrisiko. "Dieser Unterschied hat uns schon schockiert",
gesteht die SRH-Studentin Jana Zeeb.

"Allein in Deutschland machte die Pharmaindustrie im Jahr 2016 mit
Erkältungsmitteln einen Umsatz von über 700 Millionen Euro. Nicht nur die
Kosten für den einzelnen, sondern auch für Gesellschaft und Wirtschaft
sind enorm", erklärt Prof. Dr. Frank Musolesi, Leiter der
Beobachtungsstudie. Auch die Arbeitsunfähigkeitstage bedeuten
Produktionsausfälle in Höhe von mehreren Milliarden Euro für die deutsche
Wirtschaft. "Dabei lassen sich Infektionskrankheiten durch regelmäßiges
Händewaschen wirksam und kostengünstig vermeiden, und dies ganz ohne
Nebenwirkungen", so Musolesi.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hochschule-heidelberg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1009
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Quelle:
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SRH Hochschule Heidelberg, Janna von Greiffenstern, 28.02.2018
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POLITIK/1901: EU-Programm zur Reduzierung von Infektionskrankheiten bei Mensch und Tier (idw)


Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 27.02.2018

One Health: Gemeinsam für Gesundheit forschen

BfR, FLI und RKI unterstützen Europäisches Programm zur Reduzierung von
Infektionskrankheiten bei Mensch und Tier



Das Schicksal von Mensch und Tier ist vielfältig miteinander verknüpft -
auch durch Krankheitserreger. Rund 60 % aller Krankheitserreger können
Menschen wie Tiere gleichermaßen infizieren. Um der Herausforderung zu
begegnen, wird weltweit eine enge Zusammenarbeit von Ärzten, Tierärzten
und anderen Gesundheitsexperten in "One Health"-Initiativen ("Eine
Gesundheit") angestrebt. Anfang des Jahres startete nun ein europäisches
One-Health-Programm, an dem mehr als 40 Partner aus 19 europäischen
Ländern beteiligt sind. "Antibiotikaresistenzen oder Bedrohungen durch
neuartige Erreger sind brisante Beispiele dafür, wie sehr Gesundheit und
Krankheit von Mensch, Tier und Umwelt zusammenhängen", sagt Professor Dr.
Dr. Andreas Hensel, Präsident des Bundesinstituts für Risikobewertung
(BfR). "Ein gemeinsames europäisches Forschungsprogramm unter dem Dach von
One Health kann helfen, mikrobiellen Risiken wirksam zu begegnen."
Deutsche Partner des "European Joint Programme" zu One Health sind das
BfR, das Friedrich-Loeffler-Institut und das Robert-Koch-Institut.

https://www.anses.fr/en/content/anses-will-coordinate-european-joint-programme-one-health-european-research-programme-0

Ziel des "European Joint Programme" (EJP) ist der Aufbau einer
europäischen Plattform für One Health, die die Bedürfnisse von
europäischen und nationalen politischen Entscheidungsträgern und
Interessengruppen (Stakeholdern) erfüllt. Hierfür werden europäische
Einrichtungen aus Medizin, Veterinärmedizin und gesundheitlichem
Verbraucherschutz im Lebensmittelsektor ihre Zusammenarbeit ausbauen, um
Fortschritte beim Eindämmen von lebensmittelbedingten Zoonosen
(Infektionen, die zwischen Mensch und Tier übertragen werden),
Antibiotikaresistenzen und neuartigen Infektionsgefahren (Emerging
Threats) zu erzielen.

Das One-Health-Konzept berücksichtigt die enge Verknüpfung der Gesundheit
des Menschen mit der Gesundheit von Tieren und der Umwelt. So wird der
Zusammenhang zwischen der Sicherheit von Futtermitteln und Lebensmitteln
mit der Gesundheit von Tieren und Menschen sowie der Umweltbelastung
betrachtet. Die Untersuchung von Infektionserregern, die vom Tier auf den
Menschen übertragen werden können, stellt einen Schwerpunkt dieses EJP
dar, einem neuen Förderprogramm innerhalb des EU-Rahmenprogramms für
Forschung und Innovation "Horizont 2020" der Europäischen Kommission.
Geleitet wird das One Health EJP (Grant Agreement 773830) von der
französischen Agentur für Lebensmittelsicherheit, Umwelt- und
Arbeitsschutz (ANSES).

Die Kooperation zwischen den 40 Partnern soll durch das Programm gestärkt
werden. Die Partner haben jeweils auch Referenzaufgaben, geben also den
Maßstab für Untersuchungen vor. Sie bilden bereits ein organisiertes
Netzwerk und repräsentieren eine Forschergemeinschaft in den
Themenbereichen lebensmittelbedingte Zoonosen, Antibiotikaresistenzen und
Emerging Threats. Über insgesamt fünf Jahre werden 90 Millionen - für die
Aktivitäten in diesem Netzwerk ausgegeben. 50 % der Kosten werden von der
Europäischen Kommission bereitgestellt, die andere Hälfte tragen die
jeweiligen Mitgliedsländer.

Das One Health EJP wird wissenschaftliche Daten, Methoden und
Softwareprogramme erzeugen, die von den nationalen und europäischen
Einrichtungen zur Bewertung gesundheitlicher Risiken und möglicher
vorbeugender Maßnahmen genutzt werden können. Gleichzeitig wird der
Austausch mit anderen großen von der Europäischen Kommission geförderten
Projekten sichergestellt. Eine der Aufgaben wird der effiziente und
regelmäßige Wissenstransfer zwischen der Forschungsgemeinschaft und
nationalen Behörden sowie internationalen und europäischen Stakeholdern
sein.

Teilprojekte des BfR

Ein weiteres Ziel des One Health EJP ist der Ausbau der Zusammenarbeit
zwischen den Instituten durch fächerübergreifende Kooperation. Dies soll
durch gemeinsame Forschungsvorhaben und integrative Projekte sowie
Ausbildungs- und Trainingsmaßnahmen verwirklicht werden. Das BfR ist an
fünf Forschungsprojekten und zwei integrativen Projekten beteiligt und
leitet das Arbeitspaket "Science to Policy Translation". In diesem sollen
Maßnahmen zum bestmöglichen Transfer der Ergebnisse aus den
Forschungsvorhaben und integrativen Projekten zu den Stakeholdern
entwickelt werden, die im Bereich der lebensmittelbedingten Zoonosen,
Antibiotikaresistenz und Emerging Threats tätig sind.

Das BfR koordiniert zudem das integrative Projekt "ORION" (One health
surRveillance Initiative on harmOnization of data collection and
interpretation). Im Mittelpunkt steht der Austausch von Daten und
Informationen, die bei der Überwachung, Sammlung und Interpretation von
Daten zu Gesundheit und Wohlbefinden entstehen. Durch die Kooperation von
13 Instituten aus den Bereichen Öffentliche Gesundheit und
Veterinärmedizin aus sieben Ländern wird außerdem die Zusammenarbeit der
Einrichtungen weiter verbessert.

Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution638

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

One Health: Gemeinsam für Gesundheit forschen

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/159: Werbeverbot für Abtreibungen - Ärzte für das Leben begrüßen Bundestagsdebatte vom 22.2.2018 (ÄfdL)


Ärzte für das Leben e.V. (ÄfdL) - 23. Februar 2018

Bundestagsdebatte zu § 219a StGB: 

Ärzte für das Leben e.V. erfreut über klare Bekenntnisse zum Lebensrecht des noch nicht geborenen Kindes



Berlin - Der Verein Ärzte für das Leben e.V. begrüßt die vielen
Bekenntnisse zum Schutz des Lebens des noch nicht geborenen Kindes in
der Debatte im Deutschen Bundestag am Abend des 22. Februar 2018 zu
einem Werbeverbot für Abtreibungen.

"Der Versuch insbesondere der SPD, der Linken, und der Grünen, den
Fall der Abtreibungsärztin Christina Hänel zu instrumentalisieren,
wurde effektiv von den Abgeordneten der CDU/CSU- und AfD-Fraktionen,
sowie von der fraktionslosen Abgeordneten Frauke Petry eindrucksvoll
entlarvt und konterkariert", sagte der Vorsitzende des Vereins Prof.
Paul Cullen in Münster. Während Johannes Fechner von der SPD
wahrheitswidrig von 'legalen Schwangerschaftsabbrüchen' sprach,
brachte die CSU-Abgeordnete Dr. Silke Launert die Sache am besten auf
dem Punkt: "Werbung von Tabak wollen wir verbieten, aber die für den
Schwangerschaftsabbruch wollen wir zulassen. Das verstehe wer will."

"Die auffallende Ähnlichkeit zwischen den Beiträgen der Befürworter
einer Abschaffung des Werbeverbots für Abtreibung spricht eine klare
Sprache", sagte Cullen. "Hier wird wieder klar, dass es sich hier um
eine gut und lang vorbereitete Kampagne handelt, und nicht um eine
Reaktion auf einen Einzelfall Ende vergangenen Jahres. Geradezu
zynisch muteten die vielen Versuche an, Werbung als bloße Information
umzuetikettieren, zumal gerade dieser Punkt mehrfach durch die
Gerichte geklärt worden ist. Auffallend war auch die Lautstärke und
Vehemenz mit der seitens der Befürworter einer Abschaffung des
Werbeverbots versucht wurde, Hinweise auf das Lebensrecht des
schutzlosen Kindes durch teilweise höhnische Zwischenrufe zu stören.
Eine demokratische Debatte sieht anders aus", so Cullen weiter.

Besonders loben möchten die Ärzte für das Leben die Abgeordnete
Elisabeth Winkelmeier-Becker von der CDU/CSU-Fraktion, die den Mut
hatte, von 'Abtreibung' und nicht wie alle anderen euphemistisch vom
'Schwangerschaftsabbruch' zu sprechen. Denn es darf nie ausgeblendet
werden, dass bei jeder Abtreibung nicht nur eine Schwangerschaft
beendet, sondern ein Kind vor seiner Geburt absichtlich getötet wird.
Für einen solchen Akt darf in einer humanen Gesellschaft nie geworben
werden.


Über Ärzte für das Leben e.V.

Der Verein 'Ärzte für das Leben' fordert eine uneingeschränkte Kultur
des Lebens in der medizinischen Praxis und Forschung auf der Grundlage
der hippokratischen Tradition. Er finanziert sich ausschließlich über
die Beiträge seiner Mitglieder sowie durch Spenden.

Mehr unter

aerzte-fuer-das-leben.de

 * 

Quelle:

Ärzte für das Leben e.V.

Pressemitteilung vom 23. Februar 2018

Dr. med. Dr. theol. h.c. Maria Overdick-Gulden

Markusberg 24e, 54293 Trier

Telefon: 0651 / 8200724

E-Mail: m.overdick-gulden@aerzte-fuer-das-leben.de

Internet: www.aerzte-fuer-das-leben.de
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KREBS/1157: Fruchtbar bleiben trotz Chemotherapie? (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 27.02.2018

Fruchtbar bleiben trotz Chemotherapie?



Eine der größten Beeinträchtigungen der Lebensqualität nach überstandener
Chemotherapie ist die Unfruchtbarkeit. Forschern der Goethe-Universität
und der Universität Tor Vergata in Rom ist es nun gelungen, den
Mechanismus für die Unfruchtbarkeit durch Chemotherapie bei Frauen zu
entschlüsseln und erste Ansätze für die Therapie aufzuzeigen.

FRANKFURT. Der Wirkmechanismus vieler Chemotherapeutika beruht auf der
Schädigung der DNA. Da Krebszellen sich häufiger teilen als die meisten
gesunden Zellen, reagieren sie empfindlicher auf DNA-schädigende
Substanzen. Eine Ausnahme bilden die weiblichen Eizellen. Um Gendefekte
beim Nachwuchs möglichst gering zu halten, leiten sie bei DNA-Schädigungen
den programmierten Zelltod ein. Diesen Vorgang, auch Apoptose genannt,
steuert in Eizellen das Protein p63. Es liegt in einer
Eizell-spezifischen Form in hoher Konzentration in den Eizellen vor, fungiert als
Qualitätskontrollfaktor und spielt bei der Entstehung von Unfruchtbarkeit
eine Schlüsselrolle.

Im Gegensatz zu Männern, die stetig neue Spermien produzieren, werden
Frauen mit einer begrenzten Anzahl an Eizellen geboren. Ist dieser Pool
erschöpft, beginnen die Wechseljahre. Gleiches gilt, wenn die Eizellen
durch eine Chemotherapie dezimiert sind: Die Patientinnen kommen dann
bereits viel früher in die Wechseljahre. Das ist nicht nur mit
Unfruchtbarkeit verbunden, sondern auch mit anderen hormon-abhängigen
Problemen wie Osteoporose.

Die Wissenschaftler um Prof. Volker Dötsch vom Institut für
Biophysikalische Chemie der Goethe-Universität konnten nun den Mechanismus
aufklären, der zum vorzeitigen Absterben der Eizellen während einer
Chemotherapie führt. p63 liegt in nicht-geschädigten Eizellen in einer
inaktiven Konformation vor. DNA-Schäden durch systemische Radio- oder
Chemotherapie bewirken, dass p63 mit Phosphatgruppen modifiziert und in
die aktive Konformation überführt wird. Aktives p63 wiederum schaltet ein
zelluläres Programm an, das den Zelltod der Eizelle einleitet. Wie in der
Online-Ausgabe des Journals "Nature Structural and Molecular Biology"
berichtet, gelang es den Forschern nun, die molekularen Details der
Aktivierung aufzudecken und alle am p63 Aktivierungsmechanismus
beteiligten Enzyme zu identifizieren.

Dadurch eröffnet diese Studie neue Ansätze für eine mögliche Therapie.
Wurden die identifizierten Schlüsselenzyme durch Inhibitoren blockiert,
blieben die Eizellen von Mäusen unter der Einwirkung von Chemotherapeutika
intakt. "Diese Erkenntnis bildet nun die Grundlage für die Entwicklung
potenzieller Medikamente, die Eizellen während einer Chemotherapie auch im
Menschen schützen und somit die vorzeitigte Einleitung der Wechseljahre
unterdrücken sollen", so Prof. Dötsch.

Publikation: 

Tuppi M., Kehrloesser S., Coutandin D.W. et al. Oocyte DNA
damage quality control requires consecutive interplay of CHK2 and CK1 to
activate p63, in: Nature Structural and Molecular Biology. 

DOI:
10.1038/s41594-018-0035-7


Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in GOETHE-
UNI online 

www.aktuelles.uni-frankfurt.de

Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der zehn drittmittelstärksten und
drei größten Universitäten Deutschlands mit drei Exzellenzclustern in
Medizin, Lebenswissenschaften sowie Geistes- und Sozialwissenschaften.
Zusammen mit der Technischen Universität Darmstadt und der Universität
Mainz ist sie Partner der länderübergreifenden strategischen
Universitätsallianz Rhein-Main. 

Internet: www.uni-frankfurt.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, Dr. Anne Hardy, 27.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NIERE/071: Zum Weltnierentag rücken Gynäkologen und Nephrologen die Präeklampsie in den Fokus (idw)


Deutsche Gesellschaft für Nephrologie e.V. (DGfN) - 28.02.2018

Zum Weltnierentag rücken Gynäkologen und Nephrologen die Präeklampsie in den Fokus



Das Motto des Weltnierentags am 8. März 2018 lautet "Nieren- und
Frauengesundheit". Eine gravierende Schwangerschaftskomplikation, welche
auch die Nierengesundheit in Mitleidenschaft ziehen kann, ist die
Präeklampsie. Frauen, die diese Komplikation durchlebt haben, haben ein
dreimal so hohes Risiko, im Laufe ihres Lebens dialysepflichtig zu werden.
Umgekehrt kann eine zugrundliegende Einschränkung der Nierenfunktion bei
Schwangeren das Risiko einer Präeklampsie erhöhen. Nierenexperten und
Frauenärzte haben daher zum Weltnierentag eine gemeinsame
Informationsoffensive gestartet.

Eine gefährliche Schwangerschaftskomplikation, welche die Nierengesundheit
in Mitleidenschaft ziehen kann, ist die Präeklampsie, umgangssprachlich
auch "Schwangerschaftsvergiftung"
genannt. Erste Anzeichen sind Bluthochdruck und Eiweiß im Urin, die
Erkrankung kann schwerwiegende Folgen für die Gesundheit von Mutter und
Kind haben. Die Fachärzte für Nephrologie und Gynäkologie haben zum
diesjährigen Weltnierentag den Informationsflyer "Beste Aussichten für Ihr
Baby und Ihre Nieren" entwickelt. Dieser informiert schwangere Frauen über
das Krankheitsbild sowie über Therapie und Nachsorge. Der
Informationsflyer wird ab Mitte März in gynäkologischen und
nephrologischen Praxen und Abteilungen ausliegen.

Frauen, die eine Präeklampsie durchlitten haben, sind ihr Leben lang
gefährdet, eine chronische Nierenkrankheit ("chronic kidney disease"/CKD)
zu entwickeln. Sie haben im Vergleich zu gleichaltrigen Frauen ohne diese
Schwangerschaftskomplikation sogar ein über dreimal so hohes Risiko, im
Laufe ihres Lebens dialysepflichtig zu werden. Daher ist es von besonderer
Bedeutung, dass diese Frauen wissen, wie sie ihre Nierenfunktion schützen
können.

"Auch wenn nur etwa zwei bis drei von 100 Frauen in der Schwangerschaft
eine Präeklampsie entwickeln, ist die Nierenvorsorge bei diesen
Risikopatientinnen wichtig. Wir erleben immer wieder, dass Frauen, die
diese Schwangerschaftskomplikation durchlebt haben, wenige Jahre nach der
Entbindung Dialysepatientinnen werden - und das hätte man in vielen Fällen
verhindern können", erklärt Prof. Dr. med. Mark Dominik Alscher,
Stuttgart, Präsident der Deutschen Gesellschaft für Nephrologie (DGfN).
"Wir müssen die wesentlichen Präventionsmaßnahmen an die Frau bringen."

Neben Nichtrauchen gehören dazu ausreichend Bewegung und das Erreichen
eines normalen Körpergewichts. Bei Diabetikerinnen ist zudem eine optimale
Zuckereinstellung und bei Patientinnen mit Bluthochdruck eine Senkung der
Blutdruckwerte in den Zielbereich erforderlich, um die Nierengesundheit
möglichst lange zu erhalten. Auch die Früherkennung einer abnehmenden
Nierenfunktion ist wichtig, um rechtzeitig gegensteuern und eine terminale
Nierenerkrankung möglichst lange hinauszögern zu können. Die regelmäßige
Kontrolle der Nierenfunktion beim Hausarzt (oder ggf. beim Frauenarzt) ist
ohnehin ab dem 35. Lebensjahr alle zwei Jahre im Leistungskatalog
vorgesehen, sie könnte bei Frauen mit Präeklampsie bereits früher
erfolgen. Bei Bedarf, ab einer GFR unter 45 ml/min/1,73 m2 oder wenn die
GFR unter 60 ml/min/1,73 m2 gefallen ist und die Patientin gleichzeitig
weitere Risikofaktoren (Eiweiß oder Blut im Urin, Bluthochdruck etc.)
aufweist, sollte eine Überweisung zum Nierenspezialisten (Nephrologen)
erfolgen.

Verschiedene Studien zeigen, dass umgekehrt eine vorbestehende
Nierenkrankheit auch ein bedeutsamer Risikofaktor für die Präeklampsie
ist. Doch oft ist jungen Patientinnen im gebärfähigen Alter nicht bekannt,
dass sie unter einer Einschränkung der Nierenfunktion leiden, denn
Symptome entwickeln sich erst spät im Verlauf. Priv.-Doz. Dr. Dietmar
Schlembach, Vorstandsmitglied der Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie
und Geburtshilfe e.V., unterstreicht die Notwendigkeit der
interdisziplinären Zusammenarbeit. "Da viele junge Frauen nicht regelmäßig
zum Hausarzt gehen, kommt uns Frauenärzten eine wichtige Schlüsselrolle
bei der Diagnose und Früherkennung von chronischen Nierenerkrankungen zu."

Kooperationspartner der Kampagne zum Weltnierentag sind:


	Deutsche Gesellschaft für Nephrologie (DGfN)

	Verband Deutsche Nierenzentren (DN) e.V.

	KfH Kuratorium für Dialyse und Nierentransplantation e.V.

	PHV Patienten-Heimversorgung Gemeinnützige Stiftung

	Deutsche Nierenstiftung

	Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e.V.

	Berufsverband der Frauenärzte e.V.



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgfn.eu

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment64826

Faltblatt zur Präeklampsie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution854

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Nephrologie e.V. (DGfN), Dr. Bettina Albers, 28.02.2018

WWW: http://idw-online.de
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MEDIEN/997: Kurzfilm zu psychischen Symptomen nach Flucht (idw)


Max-Planck-Institut für Psychiatrie - 28.02.2018

Kurzfilm zu psychischen Symptomen nach Flucht

Film informiert Helfer und Geflüchtete in sieben Sprachen über mögliche
Störungen nach Flucht und Migration



"Flucht und Migration" heißt der Kurzfilm des Max-Planck-Instituts für
Psychiatrie (MPI), der mit Hilfe von Bildern zeigt, dass Schlafstörungen,
Grübeln oder auch körperliche Beschwerden wie Kopfschmerzen oder Atemnot
Symptome einer psychischen Erkrankung sein können. "Der Film soll
Betroffene entlasten und ermutigen, sich Hilfe zu suchen", erläutert der
Direktor der Klinik am MPI Martin Keck.

Psychische und körperliche Symptome müssen aber nicht unbedingt
langfristig in eine psychiatrische Erkrankung münden. Sie können als
nachvollziehbare Reaktion auf das Erlebte auch ohne Behandlung mit der
Zeit abklingen. Auch das möchte der Film klar machen.

Der zwei Minuten lange Film liegt in sieben Sprachen vor: Deutsch,
Englisch, Französisch, Italienisch, Arabisch, Dari und Kurdisch
(Kurmandschi), in Vorbereitung sind Pashto, Tigrinya und Somali. Er kann
hier angesehen und heruntergeladen werden: http://bit.ly/2FDTj14. "Flucht
und Migration" soll weitergeleitet werden, um möglichst viele Geflüchtete
sowie ihre Helfer zu erreichen.

Der Film ist im Rahmen des Projektes RefPsych entstanden. Das MPI bietet
Geflüchteten, Helfern und Interessierten darin Informationen zu
psychischen Erkrankungen nach Flucht und Migration.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.psych.mpg.de/refpsych

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2061

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Psychiatrie, Anke Schlee, 28.02.2018

WWW: http://idw-online.de
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PFLEGE/725: Ein Jahr nach der letzten Reform - Pflegende Angehörige sehen Informationsbedarf (ZQP)


Zentrum für Qualität in der Pflege - 26. Februar 2018

Ein Jahr nach letzter Pflegereform: 

Pflegende Angehörige sehen Informationsbedarf



Berlin - Über die Leistungen der Pflegeversicherung für die von ihnen
versorgten Pflegebedürftigen fühlen sich 33 Prozent der Befragten
nicht sehr gut informiert - bei den Leistungen für sich selbst sind es
sogar 44 Prozent. Auch hakt es bei der Inanspruchnahme: In 70 Prozent
der Fälle wird der monatliche Entlastungsbeitrag von 125 Euro offenbar
nicht genutzt.

Mit Einführung der Pflegestärkungsgesetze hatte der Gesetzgeber in der
zurückliegenden Legislaturperiode umfangreiche Leistungsausweitungen
in der Pflege beschlossen - auch um die deutschlandweit etwa 4,7
Millionen pflegenden Angehörigen zu entlasten. Aber wie werden die
Reformen von diesen wahrgenommen? Um dies besser einschätzen zu
können, hat das Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP) eine
repräsentative Untersuchung unter über 900 informell Pflegenden im
Alter von 40 bis 85 Jahren durchgeführt.

In der Analyse zeigt sich, dass zwar 90 Prozent der Befragten von den
Pflegereformen wussten, aber Leistungsausweitungen anscheinend nur
bedingt wahrnehmen und Angebote teilweise nicht genutzt werden. So
etwa der neue monatliche Entlastungsbetrag von 125 Euro in der
häuslichen Pflege: Laut 70 Prozent der Befragten wurde dieser von den
Pflegebedürftigen zum Zeitpunkt der Befragung nicht in Anspruch
genommen. Dabei steht er allen Pflegebedürftigen zu, die einen
Pflegegrad haben und zu Hause versorgt werden.

Immerhin 25 Prozent der Befragten, die bereits vor 2017 gepflegt
haben, geben an, seit den Pflegereformen mehr Angebote wie
Alltagsbegleitungen nutzen zu können. 21 Prozent dieser Gruppe sagen,
sie könnten sich nun mehr Auszeiten von der Pflege nehmen. Von
diejenigen, die bereits seit 2014 und früher gepflegt haben und damit
alle Leistungsausweitungen seit 2015 aus der Pflegesituation heraus
erlebt haben können, nehmen 26 Prozent Verbesserungen in Bezug auf die
Angebote wahr. Ebenfalls 26 Prozent dieser Befragten erleben positive
Veränderungen bei der Möglichkeit Auszeiten von der Pflege nehmen zu
können.

Ralf Suhr, Vorstandsvorsitzender des ZQP: "Unsere Ergebnisse zeigen
Licht und Schatten. Pflegende Angehörige berichten von Verbesserungen
seit den Reformen. Zugleich steht zu befürchten, dass die
Leistungsausweitungen noch nicht in erhofftem Maße in der häuslichen
Pflege angekommen sind. Dabei spielt sicher auch eine Rolle, dass die
nötigen Angebote wie zum Beispiel Tagespflegeeinrichtungen, nicht
überall in ausreichendem Umfang vorhanden sind."

Die begrenzte Wahrnehmung und Nutzung der veränderten Leistungen der
Pflegeversicherung könnte auch aus mangelndem Wissen über die
Möglichkeiten resultieren. So geben 44 Prozent der Befragten an, dass
sie sich nicht wirklich gut über ihre Ansprüche als Pflegende
informiert fühlen. 33 Prozent sehen dieses Informationsdefizit in
Bezug auf die Ansprüche des Pflegebedürftigen aus der
Pflegeversicherung.

Suhr dazu: "Professionelle Beratung ist ein zentraler Schlüssel zu
guter Pflege. Denn: wer weiß, welche Leistungen man bekommen kann und
sie dann gezielt nutzt, kann die Pflege bestmöglich organisieren.
Pflegeberatung und Pflegeschulungen sind darum sehr wichtig. Pflegende
Angehörige haben auf solche kostenlosen Angebote einen Anspruch."

Die Nutzung dieser Angebote scheint laut der Studie ebenfalls
ausbauwürdig: Pflegeberatung haben deutlich weniger als die Hälfte (42
Prozent) der Befragten genutzt. Einen kostenlosen Pflegekurs besucht
haben sogar nur 8 Prozent der Pflegenden. "Das ist mit Sicherheit viel
zu wenig, gerade angesichts der besonderen gesundheitlichen
Belastungen, denen pflegende Angehörige oft ausgesetzt sind", sagt
Suhr.

Das ZQP bietet allen Interessierten kostenlosen Zugang zu einer
Datenbank mit über 4.500 nicht kommerziellen Beratungsangeboten im
Kontext Pflege deutschlandweit: www.zqp.de/beratungsdatenbank.

Mehr zum ZQP und seinen Arbeitsergebnissen finden Sie unter 

www.zqp.de

 * 

Die Stiftung Zentrum für Qualität in der Pflege ist Kooperationspartner
in der Allianz für Menschen mit Demenz.

 * 

Quelle:

Zentrum für Qualität in der Pflege

Pressemitteilung vom 26. Februar 2018

Reinhardthöfe

Reinhardtstraße 45, 10117 Berlin

E-Mail: info@zqp.de

Telefon: 030 27 59 395 0, Telefax: 030 27 59 395 20

Internet: http://www.zqp.de
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VORTRAG/807: Hannover - Info-Reihe zu Themen rund um die Diagnose Krebs, März bis Dezember 2018


Medizinische Hochschule Hannover - 27.02.2018

Neue Info-Reihe beleuchtet Themen rund um die Diagnose Krebs

Vorträge starten ab März monatlich in der MHH



Was sollten Krebspatienten bei Müdigkeit und Erschöpfung tun? Welche
Auswirkung hat die Erkrankung auf die Partnerschaft? Was ist mit Sport?
Und was sollte man eigentlich seinen Arzt fragen? Diese und viele weitere
Fragen beantwortet eine neue Veranstaltungsreihe für Krebspatientinnen und
-patienten sowie deren Angehörige und Interessierte, die die Medizinische
Hochschule Hannover (MHH) von März an anbietet. Das Claudia von
Schilling-Zentrum für Universitäre Krebsmedizin hat gemeinsam mit der
Patientenuniversität die "Info-Reihe Krebs 2018" konzipiert. Einmal im
Monat jeweils mittwochs von 17 bis 18 Uhr werden auf dem Campus im Hörsaal
G, Gebäude J1, Ebene H0, Expertinnen und Experten der MHH zu relevanten
Themen vortragen.

Die Veranstaltungen sind kostenlos, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Den Auftakt macht am 14. März 2018 Prof. Dr. Uwe Tegtbur, Direktor des
Instituts für Sportmedizin mit dem Thema "Sport & Bewegung bei Krebs".

Am 11. April 2018 geht es um "Was Sie Ihren Arzt fragen sollten - Tipps für
den Arztbesuch", Referentinnen sind Professorin Dr. Anke Franzke,
Ärztliche Leiterin des Claudia von Schilling-Zentrums für Universitäre
Krebsmedizin, sowie Professorin Dr. Marie-Luise Dierks, Leiterin der
Patientenuniversität.

Am 9. Mai 2018 erklärt Ernährungsberaterin Birgit Kaufmann über "Ernährung
bei Tumorerkrankungen - immer gut versorgt!" auf.

Am 13. Juni 2018 klärt Dr. Kathrin Matthias aus der Klinik für
Hämatologie, Hämostaesologie, Onkologie und Stammzelltransplantation die
Frage "Was bedeutet eigentlich Palliativmedizin? - Fragen & Antworten zur
palliativmedizinischen Versorgung".

Am 11. Juli 2018 geht es im Vortrag von Professorin Dr. Marie-Luise
Dierks, Leiterin der Patientenuniversität, um "Selbstmanagement - Hilfe
zur Selbsthilfe".

Am 15. August 2018 informieren Anja Böger und Heike John aus der
Pflegeberatung über "Fatigue bei Krebspatienten - was tun bei Müdigkeit
und Erschöpfung?".

Am 12. September 2018 geht es im Vortrag von Professorin Dr. Tanja
Zimmermann, Klinik für Psychosomatik und Psychotherapie, um "Auswirkungen
einer Krebserkrankung auf Patient, Partner & Partnerschaft - wie geht man
damit um?".

Am 10. Oktober 2018 stehen "Soziale Folgen der Krebserkrankung - welche
Leistungen können mir helfen?" im Fokus des Vortrags von Heike Due und
Anja Grumpelt-Pfennig vom MHH-Sozialdienst.

Am 14. November 2018 referiert Dr. Martin Dusch, Klinik für
Anästhesiologie und Intensivmedizin, über "Chronische Schmerzen bei
Tumorpatienten".

Am 12. Dezember 2018 bildet der Vortrag von Dr. Susanne Morlot, Institut
für Humangenetik, "Häufung von Tumorerkrankungen in der Familie - Zufall
oder erbliche Veranlagung? Möglichkeiten der genetischen Beratung" den
Abschluss der Reihe.

Weitere Informationen erhalten Sie im Claudia von Schilling-Zentrum für
Universitäre Krebsmedizin, Telefon (0511) 532-3468

onkologisches.zentrum@mh-hannover.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover, Stefan Zorn, 27.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/4835: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 28.02.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
9. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir ein ganz besonderes Debüt, denn ALMA
veröffentlicht ihr erstes Mixtape! Die sechs Tracks vereint auf
"Heavy Rules Mitape" sind ab Freitag erhältlich!

Außerdem in den News: Glasperlenspiel veröffentlichen ihre neue
Single "Royals & Kings" und damit einen Vorboten auf ihr neues Album
"Licht & Schatten", das am 20. April erscheint.

Mishlawi bringt seine Single "All Night" auf den Markt.

Und Beatrice Egli verkürzt mit ihrer neuen Single "Verliebt, Verlobt,
Verflixt nochmal" die Wartezeit auf ihr neues Album
"Wohlfühlgarantie".

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team
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TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

ALMA präsentiert ihr erstes Mixtape: "Heavy Rules Mixtape"
erscheint am Freitag

ALMA veröffentlicht am Freitag ihr erstes Mixtape! "Heavy Rules
Mixtape" besteht aus 6 Tracks, für die sich ALMA mit einer ganzen
Reihe von spektakulären Kollaborateuren zusammengetan hat, von den
skandinavischen Shooting-Stars wie MØ und Tove Stryke bis hin
zu der amerikanischen Sensationskünstlerin Kiiara. Produziert wurde
das Ganze von Axident (Jason Derulo, Justin Bieber, Snoop Dogg), Hank
Solo, Mag und Jason Gill (Trove Lo, Zara Larsson).

Es ist das erste Mixtape, das ALMA veröffentlicht und wurde in den
USA, UK und Finnland aufgenommen. "Heavy Rules Mixtape" ist eine
Sammlung von meisterhaft komponierten Pop-Songs, ein eindrucksvoll
vorausdenkendes Werk, das ALMAs Rolle als Mitanführerin einer neuen
Generation von starken, unabhängigen Pop-Musikerinnen einmal mehr
unterstreicht. Sechs Tracks - "Legend", "Back2u", "Dance For Me",
"Chit Chat", "Fake Gucci" und "Good Vibes" bringen auf kunstvolle,
anschauliche Art und Weise die unterschiedlichen Facetten von ALMAs
Persönlichkeit zum Ausdruck, auf der einen Seite ihr besonderes
Fingerspitzengefühl für das Songwriting und auf der anderen ihre
außerordentlich kraftvolle Stimme.

ALMA live

23.04.2018 Chicago, IL - Chop Shop

24.04.2018 Toronto, ON - Velvet Underground

25.04.2018 New York, NY - Public Arts

27.04.2018 San Francisco, CA - Rickshaw Stop

28.04.2018 Los Angeles, CA - The Echo

21.05.2018 Glasgow, UK - ABC2

22.05.2018 Manchester, UK - Club Academy

23.05.2018 London, UK - Heaven

25.05.2018 Amsterdam, NL - Melkweg Upstairs

28.05.2018 Kopenhagen, DN - Lille Vega

29.05.2018 Oslo, NOR - Parkteatret

30.05.2018 Stockholm, SW - Debaser Strand

04.06.2018 Hamburg, GER - Mojo

05.06.2018 Berlin, GER - Columbiatheater


Glasperlenspiel präsentieren neue Single "Royals & Kings"
feat. Summer Cem ++ Neues Album "Licht & Schatten" am 20. April

Mit "Royals & Kings" feat. Summer Cem bringen uns Glasperlenspiel in
dieser Woche eine brandneue Single und den ersten Vorgeschmack auf
ihr kommendes Album "Licht & Schatten", das am 20. April
veröffentlicht wird und ab sofort vorbestellt werden kann!

"Wir lieben es, uns stilistisch auszuprobieren", so Daniel Grunenberg
über den markanten Glasperlenspiel-Sound, den die Band 2018 um einige
überraschende Facetten erweitert hat. So wie auf ihrer brandneuen
Single: Mit "Royals & Kings" feat. Summer Cem veröffentlicht das Duo
eine Hymne auf das Wesentliche im Leben. "Royals & Kings" feat.
Summer Cem brauchen keine pompösen Schlösser, dicke Limousinen und
glitzerndes Bling-Bling, sondern feiern lieber die Schönheit der
einfachen Dinge. Denn gerade diese immateriellen Dinge sind oftmals
die wertvollsten - Freundschaft, Freiheit, Liebe, Glück und
Zufriedenheit. "Im Grunde braucht man nicht viel zum Glücklichsein",
erklärt Sängerin Carolin Niemczyk.

"Royals & Kings" feat. Summer Cem erscheint am Freitag, das Album
"Licht & Schatten" wird am 20. April veröffentlicht.

Weitere Infos unter:

www.facebook.com/GPSMUSIK


Beatrice Egli veröffentlicht ihre neue Single "Verliebt,
verlobt, verflixt nochmal"

Beatrice Egli meldet sich mit ihrer neuen Single "Verliebt, verlobt,
verflixt nochmal" zurück und präsentiert den perfekten Vorboten auf
ihr am 16. März erscheinendes neues Album "Wohlfühlgarantie"!

Nach der Veröffentlichung ihres gefeierten Konzertalbums "Kick im
Augenblick - Live" hatte sich die zweifache Swiss Music Awards und
ECHO-Preisträgerin ab Anfang letzten Jahres fast komplett aus der
Öffentlichkeit verabschiedet, um sich erst einmal auf sich selbst zu
konzentrieren und ganz in Ruhe an neuen Stücken zu arbeiten. Das
Ergebnis begeistert mit ihrer wundervollen Mischung aus Schlager und
Pop und gehört zweifellos zu den Frühlings-Highlights 2018!

Mit der Single "Verliebt, verlobt, verflixt nochmal" gibt es einen
Tanzflächenfüller, der eine weitere Facette von Beatrice Egli zeigt.
"Ich liebe es, bis zur Erschöpfung zu tanzen und alles um mich herum
zu vergessen. Gerade, wenn ich in Berlin bin, mache ich nachts gerne
die Clubs unsicher."

http://www.universal-music.de/beatrice-egli/home


Mishlawi veröffentlicht neue Single "All Night"

Der 21-jährige Tarik Mishlawi wuchs in Arizona auf, aber zog schon
als Teenager mit seiner Familie nach Cascais, Portugal. Für sein
Studium kehrte er dann in die Staaten, nach Washington, zurück, um
daraufhin nach London zu ziehen. 2014 veröffentlichte er "Street
Jargon Freestyle" auf YouTube und Soundcloud, was das Label
Bridgetown Records auf ihn aufmerksam werden ließ.

Sein Track "All Night" sampelt den amerikanischen Jazz-Fusionisten
Chick Corea und mischt Latin Music Einflüsse mit Trap. Die Single ist
ab Freitag (02.03.) als Download und im Stream erhältlich.

Ende letzten Jahres veröffentlichte Mishlawi "Afterthought", zusammen
mit US Künstler Trace Nova als Produzent und Feature. Mishlawis Song
"Limbo" hat über 1 Million Spotify Plays und "Always On My Mind"
erreichte über 3 Millionen YouTube Klicks. Im Moment arbeitet er an
seinem Mixtape. Man darf gespannt sein, was Mishlawi noch alles für
dieses Jahr auf dem Plan hat. Zweifelos ist er einer der spannendsten
Acts, die man 2018 im Auge behalten sollte!

https://www.universal-music.de/mishlawi

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Punch Arogunz / Frontal (Re-Release)/ 23. Februar 2018

Punch Arogunz / Carnivora (Re-Release)/ 23. Februar 2018

Punch Arogunz / Blinde Wut Mixtape (Re-Release) / 23. Februar 2018

Various Artists / The Legacy Collection: Beauty and the Beast (OST) / 09.03.2018

Götz Alsman / Paris - New York - Rom (Die Blue Note Trilogie) / 16. März 2018

Beatrice Egli / Wohlfühlgarantie / 16. März 2018

Rea Garvey / NEON / 23. März 2018

Various Artists / Rapunzel: Die Serie / 23. März 2018

Singles

ALMA / Heavy Rules Mixtape / 02. März 2018

Mishlawi / All Night / 02. März 2018

Vigiland feat. Alexander Tidebrink / Be Your Friend / 02. März 2018

Beatrice Egli / Verliebt, verlobt, verflixt nochmal / 02. März 2018

Glasperlenspiel feat. Summer Cem / Royals & Kings / 02. März 2018

Infinit ft. Yuzuf / Seit Tag 1 / 02. März 2018

Shadow030 ft. Manuellsen / Hyänen / 02. März 2018

Punch Arogunz / Auf der Jagd / 09. März 2018

Rojas / Glitzern / 09. März 2018

Verrückte Hunde / Jürgen Köhler / 16. März 2018

Takt32 ft. Vauu / Stone Island Ice Tea / 16. März 2018

Lxandra / Dig Deep / 16. März 2018

 * 

TV-Termine

Alina

29.03.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Willkommen bei Carmen Nebel 

16.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on Tour

Beatrice Egli 

17.03.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Heimlich! - Die große Schlager-Überraschung 

23.03.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow 

29.03.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Willkommen bei Carmen Nebel 

29.03.2018 / 20:15 Uhr / Gute Laune TV / B*Treff - Stars, Talk, News 

13.04.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Meine Schlagerwelt - Die Party mit Ross Antony 

15.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on Tour 

05.05.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Willkommen bei Carmen Nebel

Clueso

03.03.2018 / 22:30 Uhr / WDR / Götz Alsmann Show

Glasperlenspiel

31.03.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Das MDR Osterfeuer

15.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on Tour

22.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on Tour

Haiyti

03.03.2018 / 19:30 Uhr / 3sat / Kulturpalast

Helene Fischer

17.03.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Heimlich! - Die große Schlager-Überraschung

Jonas Monar

29.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on Tour

Michelle

17.03.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Heimlich! - Die große Schlager-Überraschung 

22.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on Tour

Nico Santos

31.03.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Das MDR Osterfeuer

Niila

29.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on Tour

Rea Garvey

23.03.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow

31.03.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Das MDR Osterfeuer

Tocotronic

10.03.2018 / 19:30 Uhr / 3sat / Kulturpalast

Wincent Weiss

15.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Frühlingsshow - Fernsehgarten on tour

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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Universal Music International Presse-Newsletter - 9. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch das neue Album von Tory Lanez.
Der Grammy-nominierte Sänger legt sein neues Werk "Memories Don't
Die" vor und wird am 10. März live in Berlin zu sehen sein!

Außerdem in den News: DJ Snake mit neuer Single, Troye Sivan
begeistert in Berlin, Fakear veröffentlicht neue Single, Toni Braxton
kündigt ihr neues Album an und die Rolling Stones kommen im Sommer
für zwei Shows nach Deutschland.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team
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Neuigkeiten

Tory Lanez veröffentlicht neues Album "Memories Don't Die" ++ Am
10. März exklusive Live-Show in Berlin

Am Freitag veröffentlicht Tory Lanez sein neues Album "Memories Don't
Die". Zudem wird der Mann, der sonst nur in Arenen vor tausenden
Menschen auftritt, in Berlin in intimer Atomsphäre am 10. März ein
exklusives Release-Konzert spielen!

Tory Lanez hat mit seinem Debütalbum "I Told You" Platz 4 der
US-Billboard-Charts erobert. Die Singles "Say It" und "LUV" schossen
auf Platz 1 und bescherten Tory neben Platin-Auszeichungen auch eine
Grammy-Nominerung. Jetzt schlägt Tory Lanez das nächste Kapitel auf
und veröffentlicht sein neues Album "Memories Don't Die".

Auf dem neuen Album "Memories Don't Die" sind einige hochkarätige
Studiogäste dabei: 50 Cent, Future, Wiz Khalifa, Fabolous, NAV und
viele andere. Das Thema des Albums bringt Tory Lanez mit dem Titel
"Memories Don't Die" auf den Punkt: Es geht um seine Vergangenheit,
den Verlust seiner Mutter, den Erfolg als Künstler und auch um die
Zukunft, u.a. um seinen kleinen Sohn. Ebenfalls auf dem Album
vertreten sind die vorab veröffentlichten Tracks "Real Thing",
"Shooters" und "Skrt Skrt".

Die deutschen Fans dürfen sich auf ein weiteres Highlight freuen,
denn am 10. März ist Tory Lanez in Berlin und wird eine Release-Show
im Prince Charles spielen. Tickets sind ab Donnerstag, 1. März
erhältlich.

TORY LANEZ

10.03.2018 Berlin, Prince Charles

http://www.universal-music.de/tory-lanez/home


DJ Snake mit neuer Single "Magenta Riddim"

Mit seiner brandneuen Single "Magenta Riddim" im Gepäck hat DJ Snake
jetzt in seiner Heimatstadt Paris seinen Fans eingeheizt! In der
ArcorHotels Arena performte DJ Snake u.a. seine neue Single und gab
auch erste Kostproben von weiteren neuen Tracks, die der EDM
Superstar im Köcher hat. Wie so ein EDM Moshpit aussehen kann, wenn
DJ Snake zum Tanz bittet, kann man in dem Clip sehen, den der
Franzose auf Facebook gepostet hat.

Die neue Single "Magenta Riddim" ist als Download und im Stream
erhältlich.

http://www.universal-music.de/dj-snake/home


Troye Sivan begeistert bei Fan-Event in Berlin ++
Akustik-Video zu "My My My" ++ Mehr Details zum neuen Album

Vor kurzem stand er noch bei der US-Kult-TV-Show "Saturday Night
Live" auf der Bühne und performte als Musik-Gast seine Single "My My
My" aus dem kommenden neuen Album: Troye Sivan erobert das Publikum
rund um den Globus - und begeisterte letzte Woche seine deutschen
Fans mit einer exklusiven Listening-Party. Troye Sivan stellte einige
Songs von seinem neuen Album vor, erzählte von den Aufnahmen und
verriet u.a., dass Ariana Grande gemeinsam mit ihm einen Song
aufgenommen hat!

Zu der ersten Single "My My My", die im Januar erschienen ist, hat
Troye Sivan jetzt eine Acoustic-Version mit Video veröffentlicht. Das
Damit hat der Sänger, Songwriter und Musiker, der laut Time Magazine
zu den "25 einflussreichsten Teenagern" des Planeten gehört, einen
perfekten Jahresauftakt hingelegt und lässt die Vorfreude auf sein
neues Album weiter steigen.

https://www.universal-music.de/troye-sivan/


Fakear mit neuer Single "Lost In Time" ++ Deutschland-Tour
angekündigt

In den letzten fünf Jahre hat sich Fakear zu einem der führenden
französischen Machern in der Electro-Music-Szene entwickelt. Mit
Tracks wie "La Lune Rousse", "Kids" oder "Morning in Japan" hat er
Millionen Streams erreicht und Hymnen geschaffen. Sein Debütalbum
"Animal" wurde von Fans und Kritikern gleichermaßen gefeiert.

Theo Le Vigoureux, wie Fakear bürgerlich heißt, meldet sich nun mit
der neuen Single "Lost In Time" zurück und schickt uns damit den
Vorboten auf sein kommendes Album "All Glows". Sein zweites Werk
wurde in der Schweiz, London und Paris aufgenommen und präsentiert
u.a. Feature-Gäste wie Claire Laffut, Polo & Pan, Noraa und Anna
Zimmer.

Fakear wird Mai auf Deutschland-Tour kommen!

FAKEAR live

02. Mai: CBE, Köln

03. Mai: Gretchen, Berlin

04. Mai: Rote Sonne, München

05. Mai: Nochtspeicher, Hamburg

http://www.universal-music.de/fakear/home


Toni Braxton kündigt neues Album an: "Sex and Cigarettes"
erscheint am 23. März

In diesem Jahr feiert Toni Braxton ein ganz besonderes Jubiläum: 25
Jahre ist die Sängerin, Songwriterin und Produzentin im
Musik-Business und feiert dies mit einer neuen Veröffentlichung! Sie
hat sieben Grammys gewonnen, wurde mit etlichen Platin- und
Gold-Awards ausgezeichnet und zählt zu den wenigen weiblichen
Künstlern, die von ihrem Debütalbum (1993) weltweit über 10 Millionen
Exemplare verkauft hat. Toni Braxton meldet sich nun zurück und
veröffentlicht am 23. März ihr neuntes Studioalbum "Sex and
Cigarettes".

Mit ihrem letzten Album "Love, Marriage & Divorce", das 2014 auf den
Markt kam und gemeinsam mit Babyface entstanden ist, hat Toni Braxton
einen weiteren Grammy gewonnen. "Sex and Cigarettes" hat Toni Braxton
co-produziert und enthält nicht nur die gemeinsame Single "My Heart"
mit Colbie Caillat, sondern auch die bereits veröffentlichten Singles
"Deadwood" und "Long As I Live" und viele weitere brandneue Songs. In
den USA wird Toni Braxton zudem auf Tour gehen, ob und wann Termine
in Europa hinzukommen, ist noch offen. Die deutschen Fans der Ikone
dürfen sich zunächst auf "Sex and Cigarettes" am 23. März freuen.

http://www.universal-music.de/toni-braxton/home


The Rolling Stones kommen für zwei Konzerte nach
Deutschland

Im Rahmen ihrer NO FILTER Tour, die ihren Europa-Auftakt im
vergangenen September im Hambuger Stadtpark feierte, kehren die
Rolling Stones im Sommer noch einmal zurück nach Deutschland. Die
Kult-Rocker werden zwei Shows spielen, die Tickets sind ab sofort
erhältlich.

Im Gepäck haben die Rolling Stones neben Songs auf ihrem Album "Blue
and Lonesome", das sie zurück zu ihren Blues-Wurzeln führte,
natürlich auch weitere Klassiker aus ihrem unglaublichen Repertoire.
Die Wartezeit bis zum Sommer verkürzt das Publikum am besten mit dem
aktuellen Werk "The Rolling Stones - ON AIR". Auf der Compilation ist
der perfekte Leitfaden für ihre Anfangszeit: U.a. selten gehörten
Radio- und TV-Aufnahmen aus ihrer Gründungszeit - bevor sie zur
"Größten Rock 'n' Roll Band der Welt" wurden.

The Rolling Stones 2018 live

22.06.2018: Berlin, Olympiastadion

30.06.2018: Stuttgart, Mercedes-Benz-Arena

http://www.rollingstones.com

http://www.facebook.com/therollingstones

http://www.twitter.com/rollingstones

http://www.instagram.com/therollingstones

http://www.youtube.com/therollingstones

http://www.universal-music.de/rolling-stones/home

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Tory Lanez / Memories Don't Die / 02.03.2018

Calum Scott / Only Human / 09.03.2018

Jordan Davis / Home State (CD) / 23.03.2018

Toni Braxton / Sex and Cigarettes / 23.03.2018

Her / Her / 30.03.2018

Sting & Shaggy / 44/876 / 20.04.2018

Lord Huron / Vide Noir / 20.04.2018

Frank Turner / Be More Kind / 04.05.2018

Catalogue

Isaac Hayes / Black Moses (2LP) / 02.03.2018

Isaac Hayes / Hot Buttered Soul (LP) / 02.03.2018

Isaac Hayes / Shaft (Music From The Soundtrack) (2LP) / 02.03.2018

The Pharcyde / Bizarre Ride II The Pharcyde (25th Anniversary Edition) (LP) / 02.03.2018

The Pharcyde / Bizarre Ride II The Pharcyde (Ltd. Coloured Edition) (2LP) / 02.03.2018

UB40 Featuring Ali, Astro & Mickey / A Real Labour Of Love (CD, 2LP) / 02.03.2018

Various Artists / Stax Singles, Vol. 4: Rarities & The Best Of The Rest (6CD Box) / 02.03.2018

Iggy Pop, Joshua Homme / American Valhalla (DVD) / 09.03.2018

Nico / Chelsea Girl (LP) / 09.03.2018

The Offspring / Ixnay On The Hombre (20th Anniversary Coloured Vinyl) / 09.03.2018

The Velvet Underground / 1969 (LP) / 09.03.2018

Andrew Lloyd Webber / The Platinum Collection (2CD, 4CD) / 16.03.2018

Bill Evans Trio / At Shelly's Manne-Hole (LP) / 16.03.2018

Keane / Perfect Symmetry (LP) / 16.03.2018

Keane / Under The Iron Sea (LP) / 16.03.2018

Muddy Waters / I Can't Be Satisfied (2CD) / 16.03.2018

Rory Gallagher / Diverse CDs & LPs / 16.03.2018

Scott Bradlee's Postmodern Jukebox / The Classics (Live) (DVD+CD) / 16.03.2018

Various Artists / Northern Soul, Vol. 3 (Vinyl Box) / 16.03.2018

The Golliwogs / Fight Fire: The Complete Recordings 1964-1967 (CD) / 16.03.2018

Wes Montgomery Trio / Wes Montgomery Trio (LP) / 16.03.2018

Frank Zappa: The Roxy Performances (Live At The Roxy) (7CD Box) / 23.03.2018

John Hiatt / Bring The Family (LP) / 23.03.2018

John Hiatt / Slow Turning (LP) / 23.03.2018

The Moody Blues / Days Of Future Passed Live (Live in Toronto 2017) (DVD, Blu-Ray, 2CD) / 23.03.2018

Rob Zombie / diverse LPs & CDs / 30.03.2018

Sonny Rollins, Tommy Flanagan, Doug Watkins, Max Roach / Saxophone Colossus (LP) / 30.03.2018

B.B. King / Live At Montreux 1993 (DVD, BD) / 06.04.2018

Daryl Hall & John Oates / Live in Dublin 2014 (DVD, BD) / 06.04.2018

Hugh Laurie / Live On the Queen Mary (Long Beach, CA / 2013) (DVD, BD) / 06.04.2018

Katherine Jenkins / Believe: Live From The O2 (2010) (DVD, BD) / 06.04.2018

Michael Bolton / Live At The Royal Albert hall (2009) (DVD, BD) / 06.04.2018

Simply Red / Live At Montreux 2003 (DVD, BD) / 06.04.2018

Andy Gibb / The Very Best Of (CD) / 13.04.2018

Barry White / Love's Theme: The Best Of The 20th Century Singles (2LP, CD) / 13.04.2018

Barry White / The Complete 20th Century Records Singles (1973-1979) (3CD) / 13.04.2018

Noah And The Whale / Peaceful, The World Lays me Down (LP) / 13.04.2018

Noah And The Whale / The First Days Of Spring (LP) / 13.04.2018

Barry White / The 20th Century Records Singles 7" Singles (1973-1975) (10x 7" Box) / 20.04.2018

Gomez / Bring It On (20th Anniversary) (CD Box, 2LP) / 20.04.2018

Gomez / Bring It On (Remastered 2018 / Standalone) (CD) / 20.04.2018

Pete Townshend / Who Came First (45th Anniversary Expanded Edition) (2CD) / 20.04.2018

Poison / Open Up And Say... Ahh! (LP) / 20.04.2018

The Who / Live At The Filmore (Live) (3LP, 2CD) / 20.04.2018

 * 

TV-Termine

Billie Eilish

28.02.2018 / 20:00 Uhr / RTL2 News / RTL2

01.06.2018 / 22:40 Uhr / arte tracks / arte

Calum Scott

08.03.2018 / 05:30 Uhr / ARD Moma / ARD

MHD

06.04.2018 / 22:40 Uhr / arte tracks / arte

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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AKTION/2622: Kunsthalle Osnabrück - Urban Outreach Band, Sonntags-Soirée am 4.3.2018


Kunsthalle Osnabrück - Sonntags-Soirée am 4. März 2018 ab 17 Uhr

Urban Outreach Band

- Stummfilmbegleitung zu Andrea Mastrovitos "NYsferatu. Symphony of a Century"

- Ein Kooperationsprojekt mit dem Institut für Musik der Hochschule Osnabrück



Weil NYsferatu als waschechter Vampir die Sonne scheut, werden aus
unseren Sonntagsmatineen nun Soireen! Und zum zweiten Mal wird die
Kunsthalle Osnabrück am 4. März im Rahmen der Ausstellung Andrea
Mastrovitos "Symphonie eines Jahrhunderts" zum Klangkörper eines
Sonntagskonzerts, bei der die Urban Outreach Band eine
Stummfilmbegleitung zu Mastrovitos Animationsfilm "NYsferatu. Symphony
of a Century" spielt.

Die Urban Outreach Band, unter Leitung von Frank Wingold, Professor für
Jazzgitarre am Institut für Musik der Hochschule Osnabrück, begleitet
eine der zentralen Arbeiten der Ausstellung: den Stummfilm
"NYsferatu", der auf eine Bücherwand aus 5.000 Büchern projiziert ist.
Diese wurde von Lesern aus den Beständen der Stadtbibliothek Osnabrück
mit Buchtiteln zu Angst einflößenden Themen zusammengetragen. Mit
Prof. Wingold hat die studentische Band über Improvisation- und
Klangexperimente eine dem Raum und dem Film angemessene Musik
geschaffen. Die ungewöhnlichen akustischen Gegebenheiten des
Kirchenschiffs schaffen ein raumgreifendes Klangereignis, auf das Sie
gespannt sein dürfen.

Die Teilnahme am Konzert ist im Eintrittspreis zur Ausstellung
inbegriffen.

Die Ausstellung wird gefördert von den Freunden der Kunsthalle
Osnabrück und dem Niedersächsischen Ministerium für Wissenschaft und
Kultur.

Veranstaltungsadresse:

Kunsthalle Osnabrück

Hasemauer 1

49074 Osnabrück

www.kunsthalle.osnabrueck.de

Öffnungszeiten

Dienstag 13 bis 18 Uhr

Mittwoch bis Freitag 11 bis 18 Uhr

am zweiten Donnerstag im Monat: 11 bis 20 Uhr

Samstag/Sonntag 10 bis 18 Uhr

 * 

Quelle:

Verena Voigt PR

Presse & Öffentlichkeitsarbeit

kontakt@verena-voigt-pr.de
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FOLKLORE/1334: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Three For Silver - Oldtime Folk und experimental Rock aus Portland, 4.4.2018


Kulturcafé Komm du - April 2018

Three For Silver: "The Way We Burn" | Oldtime Folk und experimental Rock aus Portland

Konzert am Mittwoch, 4. April 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer mit einem künstlerisch verfremdeten Foto der drei Musiker von 'Three For Silver' - Foto im Flyer: by MIRIFOTO]

[image: Plakat zum Konzert mit 'Three For Silver' am 4. April 2018 im 'Komm du' in Hamburg - Grafik: by Three For Silver]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Mittwoch, den 04.04.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Three For Silver - "The Way We Burn"

Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland/USA

Ihre Passion für Live-Auftritte hat Lucas Warford (Gesang, Bass),
Willo Sertain (Gesang, Akkordeon) und Greg Allison
(Streichinstrumente, Mandoline, Arrangement) bereits um die halbe
Welt zu Auftritten in Clubs, Bars, Theatern und Wohnzimmern, auf
Booten, Festivals und Wochenmärkten geführt. Seit 2013 entfesselten
Three For Silver auf über 200 Konzerten pro Jahr ihre ganz
eigene Mixtur aus Tom Waits, Mumford And Sons und einer Prise Balkan
Charme à la Gogol Bordello, zu der man hervorragend tanzen kann.
Gitarren und Keyboards sucht man bei ihnen vergeblich, das Trio
zieht es vielmehr vor, auf dem musikalischen Dachboden zu stöbern,
Raritäten und Besonderheiten zu entdecken und neue Instrumente zu
erfinden. Ganz großer Sound mit minimaler Besetzung - immer
stilvoll, aber nie modisch, immer echt. Mit ihrer aktuellen CD "The
Way We Burn" im Gepäck tourt die Gruppe in diesem Frühjahr in Europa.

Hier ein kleiner Vorgeschmack:

http://threeforsilver.com/video/


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die drei Musiker der Oldtime Folk- und experimental Rockband 'Three For Silver' - Foto: © by MIRIFOTO]

"Three For Silver" sind bereits seit 2013 auf Tournee

v.l.n.r.: Lucas Warford, Greg Allison und Willo Sertain

Foto: © by MIRIFOTO




Weitere Informationen:

Three for Silver - Homepage

http://threeforsilver.com/

Three for Silver bei Facebook

https://www.facebook.com/ThreeForSilver/


Zum Reinhören & Anschauen:

Three For Silver: das Album THE WAY WE BURN (2017)

http://threeforsilver.com/sound/

Local Roots - Three For Silver

https://www.youtube.com/watch?v=3kWLX3VPEns&t=100s

Three For Silver: "Get Thee Hence"

https://www.youtube.com/watch?v=E81zsv6jM60

Bury Me Standing - Three For Silver's Album Release Show

https://www.youtube.com/watch?v=xSYPwVZxXhY

Three For Silver - I Know, I Know // HAUS Shows

https://www.youtube.com/watch?v=zEXbxraJYB8



Three For Silver - "New songs for an old world"

Three For Silver ist Postzusammenbruch,
Postapokalypse, Postvolksmusik, Post... Alles. Ein sorgloses,
ungebundenes Kollektiv, dessen einzige Regeln Überleben und Auftreten
lauten. Dieses bewegliche Konglomerat einzigartiger sowie
außergewöhnlicher Musiker kann ebenso wahrscheinlich in einer Philharmonie
voller ausländischer Ehrengäste angetroffen werden wie auf der
Straße beim Spielen für Hutgeld. Lucas Warford,
Willo Sertain und Greg Allison bilden das schwarze Loch im Zentrum
dieser verlotterten Galaxie.

Lucas Warford (Gesang, Bass) ist das hartschlagende Herz der
Band, ein pumpender Dieselmotor voll Bass und Brüllen. Er ist "The acid
baby of Tom Waits and Les Claypool", wie einst von der
amerikanischen Legende Baby Gramps beschrieben. Seine einzigartigen
Bässe sind die Grundlage, auf der er seine Endzeitvision der Welt
jault und rappt. Er ist ein religionsloser Prediger von Feuer und
Schwefel, frittiert in den tiefen Sümpfen Floridas.

Willo Sertain (Gesang, Akkordeon) kommt aus den Wäldern
North Carolinas. Sie ist das Produkt eines dunklen Rituals, welches versuchte
den kristallklaren Gesang eines Weinglases mit einer seltenen
Wildblume, die nur in Dunkelheit wächst, zu kombinieren. Ihre puren
Töne und eindringlichen Melodien bilden einen natürlichen Schutz vor
der Verrücktheit Warfords.

Greg Allison (Streichinstrumente, Mandoline, Arrangement) ist
der Meister des puren Klangs, der die unausgegorenen Ideen Warfords und
Sertains in irgendetwas Liedähnliches verwandelt. Er komponiert
Streichquartett Arrangements, als würde er den eigenen Namen
schreiben, und gestaltet alles insgesamt ein bisschen stilvoller.
Allison tauchte eines Tages einfach auf und erzählte Warford, er
würde schon immer zur Band gehören. Keiner hat es je hinterfragt.

Sertain war es, die den Bandnamen ausgedacht hat, dies aber dann
wieder vergaß. Sie schiebt die Namensherkunft auf ein vergessenes
Kinderlied, das keiner finden konnte und an das sich keiner erinnern
kann. Sertain und Warford begannen ihre Zusammenarbeit als
angeheuerte Söldner für eine Europatournee mit "The Underscore
Orchestra". Ihre Liedertexte wurden im hinteren Winkel des Buses
aufgekritzelt, um dann in reisemüden Auszeiten zum Erklingen
gebracht zu werden. Zwischen ihnen floss Musik ohne Ende und so
entschieden sie sich, an Ort und Stelle abzuspringen und eine eigene
Band zu gründen. Sertain hat Three For Silver als Namen
vorgeschlagen, Warford stimmte zu, dann gingen sie einen Pakt ein,
nie wieder über den Namen nachzudenken.




[image: Die drei Musiker der Oldtime Folk- und experimental Rockband 'Three For Silver' - Foto: © by James Rexroad]

[image: 'The Way We Burn' - Cover der neuen 'Three For Silver'-CD - Grafik: by Three For Silver]

"The Way We Burn" - das dritte Album von Three For Silver erschien im September 2017 bei Foggy Night Records

Foto links: © by James Rexroad, Grafik rechts: by Three For Silver




Three For Silver sind seit 2013 auf Tournee. Sie
entfesseln dabei ihren idiosynkratischen Klang für Zuschauer bei
über 200 Konzerten pro Jahr und sind blind für alles andere als die
nächste Etappe, das nächste Publikum, die nächste Nacht. Ohne einen
Manager oder Booking Agenten in Sicht zu haben, hat ihre monomanische
Hingabe sie bereits rund um die Welt zu Auftritten in Clubs, Bars,
Theatern und Wohnzimmern sowie auf Booten, Festivals und
Wochenmärkten geführt. 

Gitarren und Keyboards meidend, zieht Three For Silver es vor,
auf dem musikalischen Dachboden zu stöbern, Wunder und Seltenheiten
herauszufischen und neue musikalische Apparate und Instrumente zu
erfinden. Ihr Klang ist beweglich und orientiert sich stets an den
Erfordernissen der Bühne und der Lieder. Ein großer Klang für große
Räumlichkeiten und ein intimer Klang für kleinere Räume. Ein
Widerspruch: Originale akustische Musik, die nicht immer akustisch,
ja sogar nicht immer original ist. Immer stilvoll, aber nie modisch.
Gürtel werden enger geschnürt, Wasser steigt, aber die Musik wird
überleben. Egal ob sie von riesigen Festivalbühnen übertragen wird
oder auf einem Washtub-Bass an der Straßenseite gehauen wird.

Ihr neues Album "The Way We Burn" ist ein Beweis dieser Ästhetik.
Als die Band 2014 Adam Lansky (Mixing Engineer) kennenlernte, begann
eine Zusammenarbeit, die in diesen Aufnahmen kulminiert. Lansky
ist ein abtrünniger Audio-Ingenieur, ein hingebungsvoller Freak in
seinem eigenen Reich. Mit einem Auge auf seinem Mikrofon-Volumen und
dem anderen auf seinem Survival-Equipment wartet er auf den Tag,
an dem die Zivilisation schließlich den Geist aufgibt. Er hat sich
dem, was manche "Feldaufnahmen" nennen würden, verschrieben.
Präziser ausgedrückt könnte man sagen, er fängt die Musik in der
Wildnis ein, weit weg vom Studio, in den Ecken und Winkeln, in denen
sie sich am ehesten vermehrt und wächst. Er ist ein großer Jäger,
bewaffnet mit Mikrofonen und Vorverstärkern anstelle von Gewehren
und Fallen.

Gemeinsam formten die Band und Adam die Vision eines Albums, die
das wilde Gewirr des Three For Silver Klangs einfängt. Aufgenommen
an den unmöglichsten und möglichsten Orten, von einem nasskalten
Keller bis hin zu einem wolkenbedeckten steinernen Observatorium,
von einer stillen Flusshütte bis hin zu einer leeren
Klavierlagerhalle. "The Way We Burn" markiert eine neue Generation
der Albumproduktion, sowie eine Band von Menschen die mehr als nur
einen Klang oder Stil verkörpern.

Egal ob live oder auf ihrem neuen Album Three For Silver ist
eine Band für genau diesen Moment, einen Moment, in dem die Zukunft
schwer vorstellbar ist, es allzu leicht scheint, in der
Vergangenheit zu verweilen, in dem die Regeln nicht mehr zu gelten
scheinen und das Unmögliche deine einzige Möglichkeit ist.




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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KLASSIK/10057: Raesfeld - Werke von Grieg, Liszt und Mendelssohn-Bartholdy am 4.3.2018


Junges Trio spielt im Rittersaal

Konzert am Sonntag, 4. März, im Schloss Raesfeld mit Werken von Grieg,
Liszt und Mendelssohn-Bartholdy



Kreis Borken / Raesfeld. Ein Trio in seltener Besetzung kommt jetzt
auf Einladung des Kulturkreises Schloss Raesfeld ins Westmünsterland:
Klavier, Violine und Fagott spielen im Rittersaal Werke unter anderem
von Grieg und Mendelssohn-Bartholdy. Das Konzert mit dem Trio
Kadesha-Plath-Müller findet am Sonntag, 4. März, im Schloss Raesfeld
statt. Das Programm der gefragten jungen Künstler beginnt um 17 Uhr.

Das Trio bilden Jonian Ilias Kadesha, Theo Plath und Fabian Müller.
Der 1992 in Athen geborene Jonian Ilias Kadesha erhielt seinen ersten
Geigenunterricht im Alter von vier Jahren von seinem Vater. Sein
Musikstudium begann er in Würzburg, derzeit studiert er an der
Hochschule für Musik "Hanns Eisler" Berlin. Seine Ausbildung ergänzt
der Violinist durch Solo- und Kammermusik-Meisterkurse bei namhaften
Musikern. Fagottist Theo Plath begann 2009 als Jungstudent an der
Hochschule für Musik und Theater München. 2015 erhielt er ein
Stipendium des Deutschen Musikwettbewerbs - verbunden mit der Aufnahme
in die Bundesauswahl Konzerte Junger Musiker. Fabian Müller begann im
Alter von vier Jahren mit dem Klavierspiel und wurde bereits mit 15
Jahren an der Hochschule für Musik und Tanz Köln aufgenommen. Nachdem
der Pianist bereits 2011 den Wettbewerb "Prix Amadéo" in Aachen gewann
und große Aufmerksamkeit erregte, gewann er weitere Auszeichnungen und
Sonderpreise, unter anderem beim Ferruccio Busoni Klavierwettbewerb in
Bozen.

Auf dem Programm mit dem Titel "Unter Freunden" stehen die Ballade für
Flöte, Violoncello und Klavier von Charles Lefèbvre in der Bearbeitung
für Violine, Fagott und Klavier, die Sonate für Fagott und Klavier op.
168 von Camille Saint-Saens und Edvard Griegs Sonate für Violine und
Klavier Nr. 3 in c-moll. Zudem werden Variationen über ein Motiv von
Bach "Weinen, Klagen, Sorgen, Zagen" für Klavier solo von Franz Liszt
und Felix Mendelssohn-Bartholdys Trio für Violine, Violoncello und
Klavier Nr. 1 d-moll zu hören sein.

Der Eintritt für das Konzert kostet für Besucher, die nicht Mitglied
des Kulturkreises Schloss Raesfeld sind, 20 Euro, für Schülerinnen und
Schüler sowie Studentinnen und Studenten 12 Euro. Karten sowie das
Programmheft der Saison 2017/2018 können in der Geschäftsstelle des
Kulturkreises Schloss Raesfeld unter der Telefonnummer 02564/98 99 110
oder per E-Mail an kulturkreis@kreis-borken.de bestellt werden. Der
Verkauf an der Abendkasse beginnt im Schloss Raesfeld ab 16 Uhr.

Weitere Informationen zum Kulturkreis und dessen Programm finden Sie
im Internet unter www.kulturkreis-schloss-raesfeld.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. Februar 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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POP-ROCK/5243: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Three For Silver - Oldtime Folk und experimental Rock aus Portland, 4.4.2018


Kulturcafé Komm du - April 2018

Three For Silver: "The Way We Burn" | Oldtime Folk und experimental Rock aus Portland

Konzert am Mittwoch, 4. April 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer mit einem künstlerisch verfremdeten Foto der drei Musiker von 'Three For Silver' - Foto im Flyer: by MIRIFOTO]

[image: Plakat zum Konzert mit 'Three For Silver' am 4. April 2018 im 'Komm du' in Hamburg - Grafik: by Three For Silver]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Mittwoch, den 04.04.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Three For Silver - "The Way We Burn"

Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland/USA

Ihre Passion für Live-Auftritte hat Lucas Warford (Gesang, Bass),
Willo Sertain (Gesang, Akkordeon) und Greg Allison
(Streichinstrumente, Mandoline, Arrangement) bereits um die halbe
Welt zu Auftritten in Clubs, Bars, Theatern und Wohnzimmern, auf
Booten, Festivals und Wochenmärkten geführt. Seit 2013 entfesselten
Three For Silver auf über 200 Konzerten pro Jahr ihre ganz
eigene Mixtur aus Tom Waits, Mumford And Sons und einer Prise Balkan
Charme à la Gogol Bordello, zu der man hervorragend tanzen kann.
Gitarren und Keyboards sucht man bei ihnen vergeblich, das Trio
zieht es vielmehr vor, auf dem musikalischen Dachboden zu stöbern,
Raritäten und Besonderheiten zu entdecken und neue Instrumente zu
erfinden. Ganz großer Sound mit minimaler Besetzung - immer
stilvoll, aber nie modisch, immer echt. Mit ihrer aktuellen CD "The
Way We Burn" im Gepäck tourt die Gruppe in diesem Frühjahr in Europa.

Hier ein kleiner Vorgeschmack:

http://threeforsilver.com/video/


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die drei Musiker der Oldtime Folk- und experimental Rockband 'Three For Silver' - Foto: © by MIRIFOTO]

"Three For Silver" sind bereits seit 2013 auf Tournee

v.l.n.r.: Lucas Warford, Greg Allison und Willo Sertain

Foto: © by MIRIFOTO




Weitere Informationen:

Three for Silver - Homepage

http://threeforsilver.com/

Three for Silver bei Facebook

https://www.facebook.com/ThreeForSilver/


Zum Reinhören & Anschauen:

Three For Silver: das Album THE WAY WE BURN (2017)

http://threeforsilver.com/sound/

Local Roots - Three For Silver

https://www.youtube.com/watch?v=3kWLX3VPEns&t=100s

Three For Silver: "Get Thee Hence"

https://www.youtube.com/watch?v=E81zsv6jM60

Bury Me Standing - Three For Silver's Album Release Show

https://www.youtube.com/watch?v=xSYPwVZxXhY

Three For Silver - I Know, I Know // HAUS Shows

https://www.youtube.com/watch?v=zEXbxraJYB8



Three For Silver - "New songs for an old world"

Three For Silver ist Postzusammenbruch,
Postapokalypse, Postvolksmusik, Post... Alles. Ein sorgloses,
ungebundenes Kollektiv, dessen einzige Regeln Überleben und Auftreten
lauten. Dieses bewegliche Konglomerat einzigartiger sowie
außergewöhnlicher Musiker kann ebenso wahrscheinlich in einer Philharmonie
voller ausländischer Ehrengäste angetroffen werden wie auf der
Straße beim Spielen für Hutgeld. Lucas Warford,
Willo Sertain und Greg Allison bilden das schwarze Loch im Zentrum
dieser verlotterten Galaxie.

Lucas Warford (Gesang, Bass) ist das hartschlagende Herz der
Band, ein pumpender Dieselmotor voll Bass und Brüllen. Er ist "The acid
baby of Tom Waits and Les Claypool", wie einst von der
amerikanischen Legende Baby Gramps beschrieben. Seine einzigartigen
Bässe sind die Grundlage, auf der er seine Endzeitvision der Welt
jault und rappt. Er ist ein religionsloser Prediger von Feuer und
Schwefel, frittiert in den tiefen Sümpfen Floridas.

Willo Sertain (Gesang, Akkordeon) kommt aus den Wäldern
North Carolinas. Sie ist das Produkt eines dunklen Rituals, welches versuchte
den kristallklaren Gesang eines Weinglases mit einer seltenen
Wildblume, die nur in Dunkelheit wächst, zu kombinieren. Ihre puren
Töne und eindringlichen Melodien bilden einen natürlichen Schutz vor
der Verrücktheit Warfords.

Greg Allison (Streichinstrumente, Mandoline, Arrangement) ist
der Meister des puren Klangs, der die unausgegorenen Ideen Warfords und
Sertains in irgendetwas Liedähnliches verwandelt. Er komponiert
Streichquartett Arrangements, als würde er den eigenen Namen
schreiben, und gestaltet alles insgesamt ein bisschen stilvoller.
Allison tauchte eines Tages einfach auf und erzählte Warford, er
würde schon immer zur Band gehören. Keiner hat es je hinterfragt.

Sertain war es, die den Bandnamen ausgedacht hat, dies aber dann
wieder vergaß. Sie schiebt die Namensherkunft auf ein vergessenes
Kinderlied, das keiner finden konnte und an das sich keiner erinnern
kann. Sertain und Warford begannen ihre Zusammenarbeit als
angeheuerte Söldner für eine Europatournee mit "The Underscore
Orchestra". Ihre Liedertexte wurden im hinteren Winkel des Buses
aufgekritzelt, um dann in reisemüden Auszeiten zum Erklingen
gebracht zu werden. Zwischen ihnen floss Musik ohne Ende und so
entschieden sie sich, an Ort und Stelle abzuspringen und eine eigene
Band zu gründen. Sertain hat Three For Silver als Namen
vorgeschlagen, Warford stimmte zu, dann gingen sie einen Pakt ein,
nie wieder über den Namen nachzudenken.
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"The Way We Burn" - das dritte Album von Three For Silver erschien im September 2017 bei Foggy Night Records

Foto links: © by James Rexroad, Grafik rechts: by Three For Silver




Three For Silver sind seit 2013 auf Tournee. Sie
entfesseln dabei ihren idiosynkratischen Klang für Zuschauer bei
über 200 Konzerten pro Jahr und sind blind für alles andere als die
nächste Etappe, das nächste Publikum, die nächste Nacht. Ohne einen
Manager oder Booking Agenten in Sicht zu haben, hat ihre monomanische
Hingabe sie bereits rund um die Welt zu Auftritten in Clubs, Bars,
Theatern und Wohnzimmern sowie auf Booten, Festivals und
Wochenmärkten geführt. 

Gitarren und Keyboards meidend, zieht Three For Silver es vor,
auf dem musikalischen Dachboden zu stöbern, Wunder und Seltenheiten
herauszufischen und neue musikalische Apparate und Instrumente zu
erfinden. Ihr Klang ist beweglich und orientiert sich stets an den
Erfordernissen der Bühne und der Lieder. Ein großer Klang für große
Räumlichkeiten und ein intimer Klang für kleinere Räume. Ein
Widerspruch: Originale akustische Musik, die nicht immer akustisch,
ja sogar nicht immer original ist. Immer stilvoll, aber nie modisch.
Gürtel werden enger geschnürt, Wasser steigt, aber die Musik wird
überleben. Egal ob sie von riesigen Festivalbühnen übertragen wird
oder auf einem Washtub-Bass an der Straßenseite gehauen wird.

Ihr neues Album "The Way We Burn" ist ein Beweis dieser Ästhetik.
Als die Band 2014 Adam Lansky (Mixing Engineer) kennenlernte, begann
eine Zusammenarbeit, die in diesen Aufnahmen kulminiert. Lansky
ist ein abtrünniger Audio-Ingenieur, ein hingebungsvoller Freak in
seinem eigenen Reich. Mit einem Auge auf seinem Mikrofon-Volumen und
dem anderen auf seinem Survival-Equipment wartet er auf den Tag,
an dem die Zivilisation schließlich den Geist aufgibt. Er hat sich
dem, was manche "Feldaufnahmen" nennen würden, verschrieben.
Präziser ausgedrückt könnte man sagen, er fängt die Musik in der
Wildnis ein, weit weg vom Studio, in den Ecken und Winkeln, in denen
sie sich am ehesten vermehrt und wächst. Er ist ein großer Jäger,
bewaffnet mit Mikrofonen und Vorverstärkern anstelle von Gewehren
und Fallen.

Gemeinsam formten die Band und Adam die Vision eines Albums, die
das wilde Gewirr des Three For Silver Klangs einfängt. Aufgenommen
an den unmöglichsten und möglichsten Orten, von einem nasskalten
Keller bis hin zu einem wolkenbedeckten steinernen Observatorium,
von einer stillen Flusshütte bis hin zu einer leeren
Klavierlagerhalle. "The Way We Burn" markiert eine neue Generation
der Albumproduktion, sowie eine Band von Menschen die mehr als nur
einen Klang oder Stil verkörpern.

Egal ob live oder auf ihrem neuen Album Three For Silver ist
eine Band für genau diesen Moment, einen Moment, in dem die Zukunft
schwer vorstellbar ist, es allzu leicht scheint, in der
Vergangenheit zu verweilen, in dem die Regeln nicht mehr zu gelten
scheinen und das Unmögliche deine einzige Möglichkeit ist.
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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AUSLAND/8631: Aus aller Welt - 01.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Putin plädiert für Rückkehr zu normalen Beziehungen

Wenige Wochen vor der Präsidentschaftswahl in der Russischen
Föderation hat Staatschef Wladimir Putin in seiner jährlichen Rede
zur Lage der Nation sein Interesse an einer normalen und
konstruktiven Zusammenarbeit mit den USA und der EU bekundet. In
seiner Rede vor Ministern und Parlamentariern kritisierte Putin
zugleich die amerikanische Außenpolitik, insbesondere den Aufbau des
globalen US-Raketenabwehrsystems, das der Kremlchef als ernste
Bedrohung für Rußland betrachtet. Als Reaktion auf den
US-Raketenschild an den russischen Außengrenzen stellte Putin neue
russische Raketentypen vor.

1. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8631: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizist erschießt mutmaßlichen Einbrecher

In der Nacht zu Donnerstag wurde in Neubrandenburg
(Mecklenburg-Vorpommern) die Polizei von Anwohnern alarmiert, weil
drei Männer in einen Kiosk einbrechen wollten. Ein Beamter gab aus
noch unbekannten Gründen einen Schuß ab. Ein 27jähriger Verdächtiger
wurde am Oberkörper getroffen und starb später im Krankenhaus. Die
genauen Umstände müßten laut Staatsanwaltschaft noch geklärt werden.
Die beiden anderen Verdächtigen im Alter von 27 und 40 Jahren wurden
in Polizeigewahrsam genommen.

1. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8627: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mutmaßlicher deutscher Militärberater der Taliban gefaßt

Afghanische Spezialeinheiten haben in der südlichen Provinz Helmand
einen etwa 40 Jahre alten Mann gefangengenommen, der als
Militärstratege des Kommandeurs der Taliban-Elitetruppe "Rote
Einheit", Mullah Nasir, gearbeitet haben soll. Wie die afghanischen
Behörden am Mittwochabend mitteilten, gab sich der zusammen mit
anderen mutmaßlichen Taliban bei einer Razzia im Bezirk Gereschk
festgenommene Mann als deutscher Staatsbürger aus. Die
NATO-Trainingsmission Resolute Support bestätigte inzwischen, daß der
Mann sich selber als Deutscher bezeichne.

1. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8629: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD will erst nach Mitgliedervotum Ministerliste vorlegen

Um weitere Personaldebatten vor Ablauf des Mitgliederentscheids zu
vermeiden, will die SPD-Führung ihre Minister erst in elf Tagen
benennen. Fraktionschefin Andrea Nahles plädiert offenbar dafür, daß
zwischen der Verkündung des Ergebnisses und der Bekanntgabe der
Ministerliste rund eine Woche liegen soll. Stimmt die SPD-Basis
gegen einen Eintritt in eine große Koalition, wäre Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) fünf Monate nach der Bundestagswahl auch mit
ihrem zweiten Anlauf zur Bildung einer stabilen Regierung
gescheitert. Die SPD will das Ergebnis ihres Mitgliedervotums am
Sonntag verkünden.

1. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8628: Tragisches und Kurioses - 01.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kleiner Fisch mit blitzenden Augen

Biologen um Nico Michiels von der Universität Tübingen haben erstmals
Hinweise auf eine gezielte Lichtortung bei einem tagaktiven Fisch
entdeckt. Der etwa vier Zentimeter große Gelbe Spitzkopf-Schleimfisch
lenkt Sonnenlicht durch Drehen oder Kippen seiner Augen und kann
entweder rote oder blaue Blitze abgeben, berichten die Forscher im
Fachblatt Royal Society Open Science. Auf diese Weise kann der Fisch
mehrere Zentimeter seiner direkten Umgebung ausleuchten. Der
Schleimfisch lebt im Mittelmeer und im Atlantik, wo er in rund zehn
Metern Tiefe winzigen, halbtransparenten Krebsen auflauert.

1. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7713: Aus Forschung und Technik - 01.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Signale der allerersten Sterne aufgespürt

Ein Astronomenteam um Judd Bowman von der Arizona State University
(Tempe) hat in der kosmischen Hintergrundstrahlung ein äußerst
schwaches Wasserstoffsignal aufgefangen, das von den ersten Sternen
im Universum stammen soll. Die Analysen der Daten ergaben, daß die
Signale etwa 180 Millionen Jahre nach dem Urknall entstanden sind.
Dies sei zugleich der früheste direkte Nachweis eines Signals vom
primordialen Wasserstoffgas, schreiben die Astrophysiker in der
Fachzeitschrift Nature. Aufgefangen wurden die Signale mit Hilfe
einer nur tischgroßen, hochempfindlichen Radioantenne, dem EDGES
(Experiment to Detect Global EoR Signature), mitten in der Wüste
Westaustraliens. Die Entdeckung soll nun durch weitere Untersuchungen
bestätigt werden.

1. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7726: Aus aller Welt - 01.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Australiens Regierung berichtet von Waffensammelaktion

Im Rahmen eines Entwaffnungsprogramms unter der Zivilbevölkerung
haben die Behörden in Australien im vergangenen Jahr mehr als 57.000
illegale Waffen eingesammelt. Den Besitzern war Straffreiheit
zugesagt worden, wenn sie ihre Waffen innerhalb einer dreimonatigen
Frist ablieferten. Aktuellen Regierungsangaben zufolge fanden sich
unter den abgegebenen Waffen ein Raketenwerfer sowie fast 2500 voll-
und halbautomatische Waffen. Im Vorfeld der Amnestieregelung war man
davon ausgegangen, daß die australische Bevölkerung über 260.000
illegale Waffen hortet. Bislang müssen sämtliche Schußwaffen
registriert werden. Bei Zuwiderhandlung drohen eine Geldstrafe von
bis zu rund 178.000 Euro und eine Haftstrafe von bis zu 14 Jahren.
Justizminister Angus Taylor kündigte am Donnerstag Gesetzesänderungen
für den Waffenhandel an.

1. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7687: Medizin und Gesundheitswesen - 01.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Antibiotikaresistente Keime in Niedersachsens Gewässern gefunden

Obgleich die Temperaturen zur Zeit alles andere als zu einem Bad
einladen, ist man in Niedersachsen beunruhigt. Der Grund: Es wurden
antibiotikaresistente Keime in niedersächsischen Gewässern entdeckt.
Offenbar hält Landumweltminister Olaf Lies dies für eine gute
Gelegenheit, um den Bund zur Beteiligung bei der Datenerhebung und
-bewertung aufzufordern. Laut Deutschem Ärzteblatt fordert er daher
bundesweite Standards, um die bakterielle Verunreinigung in den
Badegewässern so gering wie möglich zu halten.

1. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7714: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Cannabis-Schmuggel in Westgriechenland aufgedeckt

Drogenfahnder haben in der Nacht auf Donnerstag an einem abgelegenen
Strand in der Nähe der westgriechischen Hafenstadt Igoumenitsa einen
mutmaßlichen albanischen Drogenschmuggler festgenommen, der in einem
Schiff mehr als 425 Kilogramm Cannabis transportierte. Er soll die
Ladung in Albanien aufgenommen haben, wie der griechische Sender ERT
berichtete. In Albanien sowie auf dem Peloponnes und in weiteren
Gebieten Griechenlands wird der meiste Drogenhanf in Europa angebaut.

1. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7640: Sprache, Kunst und Medium - 01.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Bietergefecht um surrealistischen Picasso

Pablo Picassos Kunstwerke erzielen bei Auktionen immer wieder
Spitzenpreise. So erlöste am Donnerstagabend in London das
surrealistische Ölgemälde "Femme au béret et à la robe quadrillèe"
(Frau mit Baskenmütze und kariertem Kleid), das zum ersten Mal
versteigert wurde, in einem Bietergefecht umgerechnet mehr als 56
Millionen Euro.

Wie Deutschlandfunk Kultur berichtete, hatten die Kunst-Experten nach
Angaben des Londoner Auktionshauses Sotheby's den Erlös zuvor auf rund
41 Millionen Euro geschätzt. Weder Käufer noch Verkäufer wurden
namentlich genannt.

Es handelt sich um ein Porträt des französischen Modells Marie-Thérèse
Walter, die 1927 die Geliebte des Spaniers war, mit dem sie eine
Tochter hatte. Angeblich soll es sich bei der im Schatten
auftauchenden Gestalt am Rand des Bildes um Dora Maar handeln, mit der
Picasso zeitgleich liiert war. Andere Kunsthistoriker deuteten die
Figur als Picasso selbst. Das Rätsel wird sich vermutlich nicht lösen
lassen.

1. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7704: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Ukrainische Separatisten kündigen Feuerpause an

Für Montag null Uhr haben die Separatisten in der Ostukraine eine
vollständige Feuereinstellung angekündigt. Von einer entsprechenden
Waffenstillstandsvereinbarung mit der Regierung in Kiew berichtete
der Unterhändler Wladislaw Dejnego laut Medienberichten am Mittwoch
in Luhansk. Die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa bestätigte die Übereinkunft zunächst nicht. Dem OSZE-Sprecher
Martin Sajdik zufolge hat es nur Vorbereitungen für eine Absprache
gegeben. Auch aus Kiew kam keine Bestätigung. Die letzte
Waffenstillstandsvereinbarung vom Jahreswechsel ist nicht eingehalten
worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7718: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Pinkwart findet sich mit belgischer Position im Atomstreit ab

Nordrhein-Westfalens Wirtschaftsminister Andreas Pinkwart ist am
Mittwoch bei der Regierung in Brüssel wegen der gefährlichen
Atommeiler in Belgien vorstellig geworden. Nach Gesprächen mit dem
belgischen Innenminister Jan Jambon und der Energieministerin
Marie-Christine Marghem berichtete der FDP-Politiker, man habe ihm
versichert, daß die umstrittenen Reaktorblöcke Tihange zwei und Doel
drei 2022 bzw. 2023 vom Netz gehen sollten und die anderen fünf
Meiler 2025 vorbehaltlich, daß die Stromversorgung des Landes
gesichert ist. Jambon habe versichert, daß nur Reaktorblöcke am Netz
blieben, die auch sicher seien, sagte Pinkwart. Er unterstrich, daß
er seinen Gesprächspartnern deutlich gemacht habe, daß ein möglichst
früher Ausstieg aus der Atomenergie notwendig wäre. Laut Pinkwart
wurde mit der verbindlichen Bestätigung der bestehenden belgischen
Atomausstiegspläne schon viel erreicht. Darüber hinaus wird die
Landesregierung in Düsseldorf künftig von den Belgiern direkt über
weitere kritische Vorfälle in deren Atommeilern informiert werden.
Bislang hat sich Belgien an die beim Bund angesiedelte Atomaufsicht
gewandt.

Pinkwart hat in Brüssel auch über eine zweite Stromtrasse zwischen
beiden Ländern gesprochen. Der erste sogenannte Interkonnektor Alegro
(Aachen Lüttich Electricity Grid Overlay) zwischen
Niederzier-Oberzier und Lixhe soll 2020 in Betrieb genommen werden.
Das rund 90 Kilometer lange Erdkabel wird per
Höchstspannungsgleichstromübertragung betrieben und eine Kapazität
von rund 1000 Megawatt haben. Das entspricht der Leistung eines
Atomkraftwerks. Über Alegro kann NRW Atomstrom aus dem Nachbarland
beziehen, wenn die deutsche Energiewende holpert. Andersherum kann
Belgien mit Braunkohlestrom versorgt werden, wenn dort nach und nach
die AKW abgeschaltet werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7690: Tragisches und Kurioses - 01.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Polizist erschießt in Neubrandenburg einen Einbrecher

In der vergangenen Nacht wurde in Mecklenburg-Vorpommern die
Neubrandenburger Polizei von einer Anwohnerin angerufen, die drei
Männer bei einem Einbruch in einen Kiosk beobachtet hatte.

Nachdem mehrere Streifenwagen den Tatort abgeriegelt hatten, wurden
die Männer aufgefordert, aus dem Kiosk zu kommen und sich zu stellen.
Wie MOZ.de berichtete, kamen die Einbrecher der Aufforderung nach. Aus
bisher noch ungeklärten Gründen schoß einer der Beamten einem
27jährigen Tatverdächtigen in den Oberkörper. Der Mann erlag später im
Krankenhaus seinen schweren Verletzungen.

Die beiden 27 und 40 Jahre alten Komplizen wurden verhaftet. Bisher
fehlen Hinweise darauf, daß das Trio bewaffnet war. Für den Schuß oder
die Schüsse gab es bisher keine Erklärung. Die zuständige
Kriminalinspektion sowie die Staatsanwaltschaft ermitteln.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7715: Arbeit, Soziales und Familie - 01.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Nutzung sozialer Medien bei Teenagern

Teenager in Deutschland verbringen durchschnittlich zweieinhalb
Stunden täglich mit sozialen Medien. 85 Prozent nehmen täglich knapp
drei Stunden Angebote von WhatsApp, Instagram, Snapchat, Facebook
usw. wahr. 2,6 Prozent der zwölf bis 17 Jahre alten Mädchen und
Jungen gelten als süchtig. Insgesamt sind das rund 100.000 Kinder und
Jugendliche. Für eine entsprechende Untersuchung ließen die
Krankenkasse DAK-Gesundheit und das Deutsche Zentrum für Suchtfragen
des Kindes- und Jugendalters (DZSKJ) rund 1001 Teenager von Forsa
am Telefon befragen. Die erste repräsentative Studie dieser Art in
Deutschland wurde am Donnerstag in Berlin vorgestellt. Eine
offizielle Diagnose von Social-Media-Sucht gibt es noch nicht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7698: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 01.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Auch die Totoaba ist vom Aussterben bedroht

Es sieht schlecht um die Zukunft für die im nördlichen Golf von
Kalifornien heimische Totoaba aus. Tierschützer warnen, daß der Fisch
vom Aussterben bedroht ist. Wie dpa meldete, wird die Totoaba wegen
ihrer Schwimmblase gejagt. So ist diese in China als angebliches
Aphrodisiakum und Heilmittel heiß begehrt. Der etwas an einen
Seebarsch erinnernde Fisch gehört zur Familie der Umberfische oder
Trommler. Er wird bis zu zwei Meter lang. Obwohl der Fang seit 1975
untersagt ist und Marine und Umweltbehörden die Region kontrollieren,
werden Nacht für Nacht Netze ausgelegt. Bei einem Preis von 4000
Dollar für eine 1 Kilogramm schwere Schwimmblase lohnt sich für viele
das Risiko, trotz der Verbote den Fisch zu fangen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7703: Märkte und Finanzen - 01.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Energieverbrauch privater Haushalte 2016

Die privaten Haushalte in Deutschland haben 2016 durchschnittlich
16.245 Kilowattstunden Energie verbraucht. Der Wert entspricht in
etwa dem Verbrauch eines Heizlüfters, der Tag und Nach das ganze Jahr
über läuft. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes war gegenüber
2015 der Energieverbrauch für Heizen, Kochen und Beleuchtung um 1,4
Prozent auf 665 Milliarden Kilowattstunden gestiegen. Mehr als 70
Prozent der Haushaltsenergie wurden für die Wärmeerzeugung gebraucht.
Das entspricht einer Zunahme um 2,2 Prozent, wobei Erdgas auf ein
Plus von fünf Prozent und erneuerbare Energien von 6,3 Prozent kamen.
Der Stromverbrauch von Beleuchtung und Haushaltsgeräten ging um 4,9
Prozent zurück.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7721: Aus Forschung und Technik - 01.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Doro stellt zwei weitere Seniorenhandys vor

Der schwedische Mobiltelefon-Hersteller Doro ist für seine auf die
Bedürfnisse von Senioren zugeschnittenen Handys bekannt. Auf dem
Mobile World Congress in Barcelona wurden zwei weitere Geräte
speziell für Senioren und ältere Anwender vorgestellt. Wie
inside-handy.de meldete, soll es sich bei dem Doro 8035 um ein leicht
zu bedienendes Smartphone mit verständlicher Schritt-für-Schritt
Anleitung handeln, das sich als vollwertiges Android-Smartphone den
individuellen Nutzer-Bedürfnissen anpaßt. Dafür soll
ein vereinfachter Modus mit einer auf Verben basierenden
Nutzeroberfläche, die die Nutzung besonders einfach machen soll, 
sorgen. Zu den weiteren Features gehören neben einem lauten Ton und
einer "Extra laut"-Funktion auch große kontrastreiche Icons und eine
"Ich möchte"-Schaltfläche, die es besonders einfach machen soll, mit
Familie und Freunden in Kontakt zu treten. Doro stellte zudem ein
neues Klapphandy in Form des Doro 7060 Feature-Telefons vor. Das
Gerät hat einen 2,8-Zoll-Farbdisplay und einen externen Farbdisplay
mit 1,44 Zoll für die Rufnummernanzeige. Weiter bietet das Klapphandy
extragroße Tasten, ist 4G-fähig und kommt mit VoLTE (Voice-over-LTE)
Unterstützung. Auch Social Media und Messenger Apps werden
unterstützt. Schließlich gibt es Kurzwahltasten für die Kamera, die
Notruftaste und den Fernzugriff für den sogenannten Mydoromanager.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1084: Archaea wären auf Saturnmond lebensfähig (idw)


Universität Wien - 27.02.2018

Archaea wären auf Saturnmond lebensfähig



WissenschafterInnen um den Biologen Simon Rittmann von der Universität
Wien gingen der Frage nach, ob mikrobielles Leben, wie wir es von der Erde
her kennen, auch auf anderen Himmelskörpern möglich ist. Dazu verwendeten
sie Mikroorganismen aus der Gruppe der Archaea, da diese Wasserstoff und
Kohlendioxid verstoffwechseln sowie hohe Temperaturen und Druck aushalten
können, wie sie auf Enceladus vermutet werden. In einer aktuellen Studie
in "Nature Communications" konnten sie zeigen, dass insbesondere ein
Archaea-Stamm aus der japanischen Tiefsee prinzipiell auch unter den
möglichen Eismond-Bedingungen vermehrungsfähig wäre.




[image: Illustration: © NASA]

Die Cassini-Mission der NASA flog auch einige Mal durch die
Wassereisfontänen des Saturnmonds Enceladus.

Illustration: © NASA



Die im September 2017 erfolgreich beendete Cassini-Mission der NASA flog
auch einige Mal durch die Wassereisfontänen des Saturnmonds Enceladus. Die
unzähligen Geysire dieses Eismondes emittieren Wassereis mehrere Kilometer
weit ins All. Die Analyse der Zusammensetzung dieser ergab, dass im
Inneren von Enceladus alle wesentlichen Zutaten für Leben vorkommen -
nämlich Wasser und die Elemente Kohlenstoff, Stickstoff, Sauerstoff,
Phosphor und Schwefel. Des Weiteren wurden auch Kohlendioxid (CO2),
Kohlenmonoxid, Methan (CH4), molekularer Wasserstoff (H2), Ammoniak und
viele weitere Moleküle entdeckt.

Unter der Leitung von Simon Rittmann vom Department für Ökogenomik und
Systembiologie der Universität Wien untersuchte ein interdisziplinäres
Team zusammen mit der Johannes Kepler Universität Linz, der Krajete GmbH,
der Universität Hamburg und der Universität Bremen, ob mikrobielles Leben
auch unter den auf Enceladus herrschenden Bedingungen möglich sein könnte.
Dafür verwendeten sie methanogene Mikroorganismen (Methanogene) aus der
Gruppe der Archaea.

Da in den Wassereisfontänen größere Mengen von H2 und CO2 nachgewiesen
wurden, nutzten die ForscherInnen Methanogene, welche H2 als Energiequelle
und CO2 als Energie- und Kohlenstoffquelle zu CH4 metabolisieren können.
"Insbesondere ein Stamm aus der japanischen Tiefsee, der an sehr hohe
Temperaturen und hohen Druck angepasst ist, war besonders geeignet",
erklärt Rittmann. In aufwändigen Experimenten stellten die
WissenschafterInnen die möglichen Bedingungen nach, wie sie vermutlich auf
Enceladus vorherrschen, und untersuchten anschließend die
CH4-Produktivität der Methanogenen.

Neben den biologischen Experimenten, die an den Universitäten Wien und
Linz durchgeführt wurden, waren auch die astronomisch-geologischen
Modellierungen von den Universitäten Hamburg und Bremen ein wichtiger Teil
der Studie, damit die chemisch-physikalischen Bedingungen, wie sie
vermutlich unter dem Eismantel von Enceladus vorherrschen, nachgestellt
werden konnten.

"Wir haben gezeigt, dass Methanogene unter Enceladus-ähnlichen Bedingungen
vermehrungsfähig sind und ein Teil des in den Wassereisfontänen
nachgewiesenen CH4 daher prinzipiell biologischen Ursprungs sein könnte",
so Rittmann. "Man muss allerdings berücksichtigen, dass die im Labor
nachgestellten Bedingungen nicht zwangsläufig denen des unterirdischen
Wasserozeans auf Enceladus entsprechen müssen. Diese basieren auf
Extrapolationen, die von den Cassini-Daten abgeleitet wurden und
naturgemäß fehlerbehaftet sind", so Christa Schleper, Leiterin der
Abteilung für Archaea Biologie und Ökogenomik an der Universität Wien.




[image: Bild: © Simon Rittmann]

In aufwändigen Experimenten stellten die WissenschafterInnen die
möglichen Bedingungen nach, wie sie vermutlich auf Enceladus
vorherrschen und untersuchten anschließend die Methan-Produktivität.

Bild: © Simon Rittmann



Falls es wirklich methanogenes Leben auf Enceladus geben sollte, könnte
dies durch typische Biosignaturen wie z.B. Lipide oder bestimmte
Isotopenverhältnisse von CO2 und CH4 nachgewiesen werden. Die Studie weist
aber auch auf einen anderen Aspekt hin. Die Daten zeigen, dass
möglicherweise eine Gefahr der Kontamination solcher Eismonde mit
irdischen Organismen durch Raumsonden von der Erde besteht.


Publikation in "Nature Communications":

Taubner R.-S., Pappenreiter P., Zwicker J., Smrzka D., Pruckner C., Kolar
P. Bernacchi S., Seifert A.H., Krajete A., Bach W., Peckmann J., Paulik
C., Firneis M.G., Schleper C., Rittmann S.K.-M.R. (2018):

"Biological methane production under putative Enceladus-like conditions".

Nature Communications,

Doi: 10.1038/s41467-018-02876-y


Offen für Neues.

Die Universität Wien ist eine der ältesten und größten Universitäten
Europas: An 19 Fakultäten und Zentren arbeiten rund 9.500
MitarbeiterInnen, davon 6.600 WissenschafterInnen. Die Universität Wien
ist damit die größte Forschungsinstitution Österreichs sowie die größte
Bildungsstätte: An der Universität Wien sind derzeit rund 94.000 nationale
und internationale Studierende inskribiert. Mit 174 Studien verfügt sie
über das vielfältigste Studienangebot des Landes. Die Universität Wien ist
auch eine bedeutende Einrichtung für Weiterbildung in Österreich.

www.univie.ac.at

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, Stephan Brodicky, 27.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1456: Lösung des Hyperfein-Rätsels rückt näher - Untersuchungen an Wismut-Atomkernen (idw)


Technische Universität Darmstadt - 28.02.2018

Lösung des Hyperfein-Rätsels rückt näher - Untersuchungen an
Wismut-Atomkernen



Darmstadt, 28. Januar 2018. Im vergangenen Jahr stellten Physiker an der
TU Darmstadt das bisherige Verständnis vom Wechselspiel von Elektron und
Atomkern in Frage. Nun legen sie mit einem Lösungsansatz dieses
sogenannten "Hyperfein-Rätsels" nach. In einem Artikel der renommierten
Zeitschrift "Physical Review Letters" präsentieren Sie neue Messungen der
magnetischen Eigenschaften von Wismut-Atomkernen.

Das optische Spektrum eines Atoms kommt durch die Wechselwirkung des
Lichts mit den Elektronen in der Atomhülle zustande. Aber auch Einflüsse
der inneren Struktur des Atomkerns treten bei sehr präzisen Messungen
zutage und werden als "Hyperfeinstruktur" bezeichnet. Bei der Messung der
Hyperfeinstruktur in schweren hochgeladenen Ionen mit nur wenigen
verbleibenden Elektronen hatten Darmstädter Physiker eine Abweichung der
experimentell bestimmten Aufspaltungen zu theoretischen Vorhersagen
gefunden. Die beobachteten Abweichungen wurden als "Hyperfein-Rätsel"
bekannt. Sie warfen die Frage auf, ob die Wechselwirkung zwischen den
wenigen an den Atomkern gebundenen Elektronen und dem Kern unter dem
Einfluss der dort herrschenden gewaltig starken Magnetfelder vollständig
verstanden ist. Als nächster entscheidender Schritt zur Lösung des Rätsels
stand die Neubestimmung der Stärke des magnetischen Feldes des Atomkerns
an. Theoretische Vorhersagen hängen sehr stark von dieser experimentell zu
bestimmenden Größe ab.

Physiker des Institutes für Kernphysik (AG Nörtershäuser) und des
Institutes für Festkörperphysik (AG Vogel) der TU Darmstadt arbeiteten
zusammen, um die Stärke des dem Atomkern innewohnenden Magnetfeldes - das
magnetische Moment - neu zu messen. Dazu verwendeten sie die Technik der
Kernresonanzspektroskopie, die als MRT in der Medizin Anwendung findet.
Sie beruht darauf, dass Atomkerne ein Magnetfeld aufweisen, wenn sie wie
das untersuchte Wismutisotop einen Kernspin besitzen, also um eine Achse
rotieren. Nord- und Südpol des Kernmagnetfeldes sind entlang dieser Achse
ausgerichtet, und unter dem Einfluss eines externen Magnetfeldes richten
sich die Pole entlang der äußeren Magnetfeldachse aus. Strahlt man nun
Radiowellen geeigneter Frequenz auf die untersuchten Atome, kann die
Orientierung der Kernmagnete umgeklappt werden. Dies lässt sich
beobachten. Die Frequenz der Radiowellen, bei der die Pole sich umkehren,
hängt vom kernmagnetischen Moment ab. Kennt man die Frequenz, kann man
schlussfolgern, wie groß das magnetische Moment ist.
Dazu brachten die Forscher eine Flüssigkeit angereichert mit Wismutionen
in einen supraleitenden Magneten ein und strahlten über eine kleine Spule
Radiofrequenzen ein, bis sie bei den Wismutionen eine Polumkehr
beobachteten.

Die Schwierigkeit dabei: Die chemische Umgebung der Ionen, also die
Flüssigkeit, in der sie sich befinden, verändert das externe Magnetfeld in
der Nähe des Atomkerns. Dadurch wird die genaue Bestimmung des
magnetischen Moments beeinflusst. Dieser störende Effekt muss
herausgerechnet werden. Dafür wurden in einer Theoriegruppe der
Universität in St. Petersburg und am Helmholtz-Institut Jena
hochspezialisierte quantentheoretische Berechnungen durchgeführt. Es
stellte sich heraus, dass bei der Verwendung von Wismutnitratlösungen der
Effekt viel stärker ist als bisher angenommen. Messungen mit Hilfe von
Wismutnitratlösungen erwiesen sich somit als ungenügend.

Einen Durchbruch erzielten die Forscher schließlich durch die Verwendung
einer komplexen metallorganischen Verbindung, die in organischer Lösung
Hexafluoridobismutat(V)-Ionen bereitstellt. Die Darmstädter Forscher
fanden Unterstützung bei einer auf Fluorchemie spezialisierten
Arbeitsgruppe der Universität Marburg, in der eine Probe der benötigten
Substanz hergestellt wurde. Damit konnten sehr viel schmälere
Resonanzkurven als mit Wismutnitrat gemessen und präzisere Aussagen über
die magnetischen Kräfte am Kern getroffen werden. Auch quantentheoretisch
ließ sich dieses System sehr viel genauer berechnen als das bislang
verwendete Wismutnitrat.

Die Wissenschaftler nutzten den neu bestimmten Wert für das magnetische
Moment des stabilen Wismutisotops und trafen eine theoretische Vorhersage
der Hyperfeinstrukturaufspaltungen in den hochgeladenen Ionen. Der
Abgleich mit experimentell gewonnen Werten zeigte: Diese Vorhersage
stimmte weitgehend mit den Ergebnissen von laserspektroskopischen
Messungen überein. "Die Aussage, dass dies bereits die vollständige Lösung
des Hyperfein-Rätsels ist, wäre zu diesem Zeitpunkt noch verfrüht. Dennoch
handelt es sich sicherlich um einen beträchtlichen Teil der Lösung",
erläutert Prof. Wilfried Nörtershäuser vom Institut für Kernphysik der TU
Darmstadt. "Um vollständige Klarheit über das Wechselspiel von Atomkern
und Hülle zu erlangen und somit den grundlegenden Vorhersagen der
Quantennatur in starken Feldern näher zu kommen, sind noch weitere
Experimente notwendig." Die Physiker der TU möchten nun magnetische
Momente an Atomkernen mit nur einem einzelnen gebundenen Elektron oder an
nackten Atomkernen ohne Elektronenhülle untersuchen, um die komplexen
Einflüsse der Hülle auf die Messungen zu unterbinden. Solche Experimente
seien am Darmstädter GSI Helmholtzzentrum für Schwerionenforschung für die
kommenden Jahre mit der Unterstützung von mehreren Arbeitsgruppen der TU
Darmstadt geplant, so Nörtershäuser.

Hintergrund

Die in "Physical Review Letters" erschienenen Ergebnisse basieren auf
einer Zusammenarbeit des Instituts für Kernphysik und des Instituts für
Festkörperphysik der TU Darmstadt mit Theoretikern der Universität St.
Petersburg und des Helmholtz-Instituts Jena. Weiterhin waren
Wissenschaftler der Johannes Gutenberg-Universität Mainz, des Instituts
für Kernphysik an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster und des
Instituts für Anorganische Chemie an der Philipps-Universität Marburg
beteiligt.


Die Veröffentlichung

"New Nuclear Magnetic Moment of 209Bi - Resolving the Bismuth Hyperfine
Puzzle",

DOI: https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.120.093001

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution17
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Quelle:
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ENERGIE/1541: Solarer Wasserstoff - Nanostrukturierung erhöht Effizienz von Metall-freien Photokatalysatoren (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 28.02.2018

Solarer Wasserstoff: Nanostrukturierung erhöht Effizienz von
Metall-freien Photokatalysatoren um Faktor Elf



Polymere Kohlenstoffnitride entfalten unter Sonnenlicht eine katalytische
Wirkung, die sich für die Produktion von solarem Wasserstoff nutzen lässt.
Allerdings ist die Effizienz dieser günstigen, metallfreien Materialien
sehr gering. Durch einen einfachen Prozess ist es nun gelungen, ihre
katalytische Wirkung um den Faktor elf zu erhöhen. Dies zeigte nun ein
Team an der Tianjin-University in China mit einer Gruppe am
Helmholtz-Zentrum Berlin. Die Arbeit wurde im Journal Energy & Environmental
Science veröffentlicht.

Eine der großen Herausforderungen der Energiewende ist es, auch dann
Energie zu liefern, wenn die Sonne nicht scheint. Ein Lösungsansatz ist
die Wasserstoffproduktion mithilfe von Sonnenlicht durch die Aufspaltung
von Wasser in Wasserstoff und Sauerstoff. Wasserstoff ist ein guter
Energiespeicher und vielseitig verwendbar. Allerdings funktioniert die
Wasserspaltung nicht einfach von selbst: Damit Licht Wassermoleküle
zerlegen kann, sind sogenannte Katalysatoren nötig. Einer der besten
Katalysatoren ist Platin, ein seltenes Edelmetall. Weltweit suchen
Forschungsteams jedoch nach preisgünstigeren Alternativen. Nun hat ein
Team um Prof. Bin Zhang von der Tianjin-University, Tianjin, China,
gemeinsam mit dem Team um Dr. Tristan Petit vom HZB einen großen
Fortschritt bei einer bekannten Klasse günstigen und metallfreien
Photokatalysatoren erreicht.

Das chinesische Team ist auf die Synthese von polymeren
Kohlenstoffnitriden (PCN) spezialisiert, die als gute
Katalysatorkandidaten für die Wasserstoffproduktion gelten. Dabei bilden
die PCN-Moleküle miteinander eine Struktur, die sich mit rohem Blätterteig
vergleichen lässt: Eng aneinander gepackt liegen die Blätter aufeinander.
Durch eine verhältnismäßig unkomplizierte Wärmebehandlung in zwei
Schritten ist es den chinesischen Chemikern nun gelungen, die einzelnen
"Blätter" voneinander zu lösen - so wie ein Blätterteig im Ofen aufgeht in
einzelne Lagen. Nach der Wärmebehandlung erhielten die Chemiker Proben,
die aus einzelnen Nano-Lagen mit großen Poren bestanden. In diese Poren
konnten sie unterschiedliche Aminogruppen mit bestimmten Funktionalitäten
einschleusen.

Petit und sein Team untersuchten an BESSY II nun mit
röntgenspektroskopischen Methoden eine Reihe dieser nanostrukturierten
PCN-Proben. "Wir konnten bestimmen, welche Amino- und andere
Molekülgruppen sich in den Poren eingelagert hatten", erklärt Jian Ren,
der auch einer der Erstautoren ist. Dabei konnten die Forscher auch
analysieren, wie bestimmte Aminogruppen Elektronen geradezu an sich
reißen, eine Eigenschaft, die bei der Aufspaltung von Wasser hilft.

Tatsächlich zeigten diese Proben, kombiniert mit Nickel als
Ko-Katalysator, eine Rekordeffizienz, die elfmal so hoch war wie bei normal
strukturiertem PCN unter Sonnenlicht.

"Damit konnten wir belegen, dass PCN als Katalysator für die solare
Wasserstoffproduktion interessant ist, denn die jetzt erreichten
Effizienzen kommen an die von anorganischen Katalysatoren heran", erklärt
Petit, der als Freigeist-Fellow von der Volkswagenstiftung gefördert wird.
"Außerdem zeigt diese Studie, wie sich mit Hilfe von Röntgenspektroskopie
im weichen Röntgenbereich an BESSY II entschlüsseln lässt, welche Prozesse
tatsächlich in diesen Photokatalysatoren ablaufen."

Veröffentlicht in Energy&Environmental Science (2018): Engineering
oxygen-containing and amino groups into two-dimensional atomically-thin
porous polymeric carbon nitrogen for enhanced photocatalytic hydrogen
production; Nannan Meng,Jian Ren,Yang Liu,Yi Huang, Tristan Petit & Bin Zhang

Doi: 10.1039/C7EE03592F




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1240: Goethe-Uni entwickelt Datenschutz-App für das Smartphone (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 27.02.2018

Goethe-Uni entwickelt Datenschutz-App für das Smartphone



Für Smartphones gibt es immer mehr Anwendungen (Apps), die ohne das
Wissen der Nutzer auf private Daten zurückgreifen. Forscher der
Goethe-Universität haben nun eine App entwickelt, die Risiken für den
Datenschutz aufspürt und Nutzern die Kontrolle über das Verhalten ihrer
Apps zurückgibt.

FRANKFURT. Die schnelle Verbreitung von Smartphones bringt eine zunehmende
Zahl von bequemen, aber für den Datenschutz riskanten Anwendungen mit
sich, etwa im Bereich der Mobilität oder der elektronischen Gesundheit
(e-health). Inzwischen ist wegen der starken Vernetzung von "Smartphone
Ökosystemen" die Rede. Weil die Nutzer für viele Apps persönliche Daten
preisgeben müssen, wird Datenschutz zu einer der größten Herausforderungen
in dem rasch wachsenden Feld.

"Es gibt Unternehmen, die persönliche Daten von Smartphone-Nutzern an
Werbeagenturen verkaufen. Wer blindlings Fotos, Videos, Email-Adressen,
den Standort oder Kreditkarten-Informationen über unsichere Apps teilt,
wird außerdem anfällig für Erpressung", erklärt der Informatiker Majid
Hatamian, Doktorand an der "Deutsche Telekom Stiftungsprofessur für Mobile
Business & Multilateral Security" der Goethe-Universität. Seiner Erfahrung
nach erschrecken die meisten Nutzer, wenn sie realisieren, wie viele Daten
ohne ihr Wissen und ihre Zustimmung weitergegeben werden.

Der Frankfurter Informatiker hat deshalb eine App für Android Nutzer
entwickelt, die anzeigt, auf welche persönlichen Daten installierte Apps
zugreifen, zu welchen Zeiten, wie häufig und aus welchem Grund dies
geschieht. Die "Android App Behaviour Analyser (A3)-App" spürt
insbesondere diejenigen Apps auf, die persönliche Daten missbrauchen
könnten. Durch ausgiebige experimentelle Analysen konnte Hatamian zeigen,
dass eine beträchtliche Zahl an installierten Apps, die vom Nutzer noch
nicht einmal verwendet werden, sensible persönliche Daten weitergeben.

Die Forschung wurde wissenschaftlich durch die Goethe-Universität
Frankfurt (Dr. Jetzabel Serna und Prof. Kai Rannenberg) und die Hochschule
RheinMain (Prof. Bodo Igler) koordiniert und finanziell vom Marie
Skłodowska-Curie EU-Projekt "Privacy&Us" unterstützt. Das Ergebnis der
Studie, die 2017 auf der 14th International Conference on Trust, Privacy &
Security in Digital Business (TrustBus 2017) veröffentlicht wurde, ist nun
publiziert und öffentlich zugänglich.


Publikation: 

Hatamian M., Serna J., Rannenberg K., Igler B. (2017)

FAIR: Fuzzy Alarming Index Rule for Privacy Analysis in Smartphone Apps.

In: Lopez J., Fischer-Hübner S., Lambrinoudakis C. (eds) Trust, Privacy and
Security in Digital Business. TrustBus 2017. Lecture Notes in Computer

Science, vol 10442. Springer, Cham

https://link.springer.com/chapter/10.1007/978-3-319-64483-7_1


Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der zehn drittmittelstärksten und
drei größten Universitäten Deutschlands mit drei Exzellenzclustern in
Medizin, Lebenswissenschaften sowie Geistes- und Sozialwissenschaften.
Zusammen mit der Technischen Universität Darmstadt und der Universität
Mainz ist sie Partner der länderübergreifenden strategischen
Universitätsallianz Rhein-Main.

Internet: www.uni-frankfurt.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131
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AUSSEN/2011: Afghanistan - Dem Frieden eine Chance geben


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. März 2018

Afghanistan: Dem Frieden eine Chance geben



Zum Abschluss der internationalen Friedenskonferenz in Kabul erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Der Friedensvorschlag der afghanischen Regierung an die Taliban ist das weitreichendste politische Angebot seit 2001. In diesem Sinne ist die Kabuler Konferenz ein ermutigendes Signal, dass Frieden in Afghanistan möglich ist, wenn alle Seiten ihm eine Chance geben wollen. Präsident Ghani hat mit dem Angebot eines Waffenstillstandes, der Anerkennung der Taliban als politische Partei, der Freilassung von Gefangenen und der Aufhebung der Sanktionen einen wichtigen Schritt in Richtung Frieden getan.

Es ist richtig, dass Verhandlungen auf Basis der afghanischen Verfassung stattfinden müssen und der afghanische Rechtstaat in Verhandlungen nicht zu Disposition stehen kann. Kommt es zu tragfähigen Gesprächen zwischen den Taliban und der afghanischen Regierung, dann ist es folgerichtig, dass auch die Zukunft der internationale Präsenz Gegenstand dieser Verhandlungen ist. Dass die internationale Abschlusserklärung diesen Zusammenhang anerkennt, ist von zentraler Bedeutung.

Die internationale Gemeinschaft muss dieses Angebot tatkräftig unterstützten, um es mit Leben zu füllen. Wir begrüßen das Angebot der Bundesregierung an die Konfliktparteien, weitere Friedensgespräche in Deutschland abzuhalten. Deutschland muss sich auch in Pakistan und Saudi-Arabien dafür einsetzen, dass diese beiden Länder ihren Einfluss auf die Taliban geltend machen. Die USA dürfen die afghanischen Friedensbemühungen nicht diplomatisch und militärisch konterkarieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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BILDUNG/889: Forschung und Innovation - Bundesregierung muss anpacken statt ankündigen




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 28. Februar 2018

Forschung und Innovation - Bundesregierung muss anpacken statt ankündigen

 
Zum Jahresgutachten der Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI) erklären Kai Gehring, Sprecher für Forschung, Wissenschaft und Hochschule, und Dr. Anna Christmann, Sprecherin für Innovations- und Technologiepolitik:
 
Das Gutachten macht die jahrelangen Versäumnisse der bisherigen Forschungs- und Entwicklungspolitik der Bundesregierung deutlich: Bei digitaler Bildung hinkt Deutschland im internationalen Vergleich seit Jahren hinterher, die fehlende Breitbandversorgung bremst die Innovationskraft der Unternehmen aus und die längst überfällige steuerliche Forschungsförderung wird seit Jahren nur angekündigt statt eingeführt. Gerade kleine und mittlere Unternehmen warten schon viel zu lange auf diesen wichtigen Anschub für ihre Forschungsaktivitäten. Damit die enormen Innovationspotenziale in unserem Land tatsächlich ausgeschöpft werden, darf die Bundesregierung nicht länger nur ankündigen, sondern muss endlich anpacken.
 
Der Fachkräftemangel droht zu einem der größten Innovationshemmnisse für Wirtschaft und Wissenschaft zu werden. Deshalb brauchen wir dringend eine Bildungs- und Weiterbildungsoffensive, ein Einwanderungsgesetz und familienfreundlichere Arbeitsbedingungen.

Die Bundesregierung verschläft es seit Jahren, die Chancen der Digitalisierung zu nutzen. Der digitale Wandel muss endlich auch in Schulen, Ausbildungsstätten und Hochschulen ankommen. Dazu gehört die nötige Infrastruktur in Form von Computern und schnellem Internet genauso wie die Berücksichtigung in Lehrplänen. Der angekündigte flächendeckende Breitbandausbau muss so schnell wie möglich umgesetzt werden.

Die Infrastrukturen des Wissens bröckeln allerorten. Trotz des riesigen Investitions- und Modernisierungsstaus findet sich dazu nichts im Koalitionsvertrag.

Die angekündigte Verstetigung des Hochschulpakts begrüßen wir ebenso wie die Kommission, doch regelmäßige Aufwüchse für die Universitäten sind notwendig, damit sich die Schere zu den außeruniversitären Forschungseinrichtungen nicht noch weiter öffnet. 

Die Bundesregierung muss die Kooperationsmöglichkeiten zwischen Wissenschaft und Wirtschaft ausbauen und mehr Experimentierräume schaffen, in denen Innovationen gemeinsam mit der Zivilgesellschaft unbürokratisch weiterentwickelt und ausprobiert werden können.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 
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EUROPA/1692: EU-Erweiterung - Juncker sendet wichtiges Signal einer ehrlichen Beitrittsperspektive


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. März 2018

EU-Erweiterung: Juncker sendet wichtiges Signal einer ehrlichen Beitrittsperspektive



Anlässlich des Treffens von EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker mit den Staats- und Regierungschefs der Länder des Westlichen Balkans, erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Wir Grüne unterstützen eine ehrliche EU-Beitrittsperspektive für alle Länder des Westlichen Balkans. Klar ist aber auch, dass ein EU-Beitritt konditioniert ist und die Länder die EU-Beitrittskriterien erfüllen müssen. Vor allem in den Bereichen Rechtstaatlichkeit, Grundwerte, Pressefreiheit und gutnachbarschaftlicher Beziehungen gibt es noch viel zu tun. Aber diese Herausforderungen bleiben für uns Ansporn für ein starkes Engagement. Denn die EU ist gegründet worden, um Frieden, Demokratie und Rechtstaatlichkeit auf dem gesamten Kontinent zu schaffen. Wir Grüne sind nach wie vor von dieser europäischen Idee überzeugt.

EU-Kommissionspräsident Juncker hat mit seiner Tour durch die Länder des Westbalkans deutlich gemacht, dass die EU-Kommission auch weiterhin den wichtigen Reform- und Aussöhnungsprozess auf dem Westbalkan unterstützen wird. Das ist wichtig, denn wir dürfen nicht vergessen: der Friedensprozess ist in der gesamten Region noch immer sehr fragil. Neben der Unterstützung seitens der EU braucht es jedoch auch den politischen Willen vor Ort, Transformation und Aussöhnung weiter voranzutreiben.

Das Jahr 2025 als Perspektive ist für Serbien und Montenegro kein automatisch fixiertes EU-Beitrittsjahr. Das hat auch EU-Kommissionspräsident Juncker klargestellt. Aber es nimmt die politischen Entscheidungsträger in Serbien und Montenegro in die Pflicht, bei der Umsetzung notwendiger Reformen und nachbarschaftlicher Annäherung nicht nachzulassen. Letztendlich wird aber allein die Erfüllung der EU-Beitrittskriterien über das Tempo des weiteren Beitrittsprozesses entscheiden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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SOZIALES/1888: Equal Care Day - Care-Arbeit endlich attraktiver machen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. März 2018

Equal Care Day: Care-Arbeit endlich attraktiver machen



Zum heutigen Equal Care Day erklärt Kordula Schulz-Asche, Sprecherin für Pflegepolitik:

Menschen, die in Care-Berufen wie Pflege oder Kinderbetreuung arbeiten, legen das Fundament für den Zusammenhalt unserer Gesellschaft. Die Verantwortung ist groß, das Gehalt dafür zu gering und die Arbeitsbedingungen sind oft schlecht. Das muss sich ändern. Die Bundesregierung muss endlich handeln und die Rahmenbedingungen für diese Berufsgruppen verbessern, damit Care-Berufe attraktiver werden.

Mit rund 80 Prozent Frauenanteil in diesen Berufen wird deutlich: Die Aufwertung von Care-Arbeit ist auch eine Frage von Gleichstellung. Das zeigt sich besonders im Pflegebereich: Nicht nur im privaten Bereich übernehmen viel mehr Frauen die pflegerische Betreuung ihrer Angehörigen. Auch im professionellen Bereich arbeiten über 80 Prozent Frauen, und das überwiegend in Teilzeit, oft schlecht bezahlt trotz großer Verantwortung. Hier stehen wir vor der gesamtgesellschaftlichen Aufgabe, den Pflegeberuf attraktiver zu machen, für jedes Alter und alle Geschlechter.

Dafür müssen wir zunächst den Personalmangel beheben, um die enorme Arbeitsbelastung der Pflegekräfte anzugehen und eine gute Versorgung sicherzustellen. Wir fordern mit unseren grünen Sofortprogrammen je 25.000 zusätzliche Pflegefachkraftstellen in der Altenpflege und im Krankenhaus. Zudem brauchen wir schnell ein Personalbemessungsinstrument, das die Zahl des Pflegepersonals bedarfsgerecht und verbindlich festlegt. Um die Arbeit der Pflegekräfte aufzuwerten, setzen wir uns auch für einen verbindlichen Tarifvertrag ein, für ein durchlässigeres Aus- und Weiterbildungssystem und mehr Mitspracherechte der Pflegekräfte im Pflege- und Gesundheitssystem. Damit sorgen wir für gute und attraktive Arbeitsbedingungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. März 2018
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SOZIALES/1887: Endlich in sozialen Wohnungsbau investieren


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. März 2018

Endlich in sozialen Wohnungsbau investieren



Zur heute veröffentlichten Studie "Fakten-Check zum Wohnungsbau" des Pestel-Instituts erklärt Chris Kühn, Sprecher für Bau- und Wohnungspolitik:

Die Studie zeigt ganz deutlich: Die Wohnungsnot ist in der Mitte der Gesellschaft angekommen. Mittlerweile sind 65 Prozent aller Mieterhaushalte auf günstigen Wohnraum oder sozialen Wohnungsbau angewiesen.

Doch Union und SPD ignorieren dieses Problem. Allein in der letzten Legislaturperiode hat der deutsche Wohnungsmarkt mehr als 200 000 Sozialwohnungen verloren. Die Bundesregierung hat hier kläglich versagt.

Wir erwarten von der künftigen Bundesregierung, deutlich mehr in den sozialen Wohnungsbau zu investieren und gegen Immobilienspekulation vorzugehen. Wir Grüne schlagen dazu eine Neue Wohnungsgemeinnützigkeit vor. Durch das Prinzip "öffentliches Geld für öffentliche Güter" könnten wir den gemeinnützigen Wohnungsmarkt wieder stärken und in zehn Jahren rund eine Million dauerhaft bezahlbare Wohnungen schaffen.

Aber auch die Bauwirtschaft muss ihren Beitrag leisten. Dem seriellen Bauen pauschal eine Absage zu erteilen, halten wir für falsch. Es muss endlich günstiger und vor allem bedarfsgerecht gebaut werden. Vor allem auf dem Land wurde jahrelang massiv am Bedarf vorbei gebaut.

 * 

Quelle:
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BILDUNG/990: Digitale Bildung und berufliche Weiterbildung ganz oben auf der politischen Agenda


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 28. Februar 2018

Digitale Bildung und berufliche Weiterbildung ganz oben auf der
politischen Agenda



Am heutigen Mittwoch hat die Expertenkommission Forschung und
Innovation (EFI) ihr elftes Jahresgutachten an die Bundeskanzlerin
übergeben. Hierzu können Sie die Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Nadine Schön, wie folgt
zitieren:

"Diese Legislaturperiode ist die Legislatur der Digitalen Bildung. In
Ihrem Gutachten hat die Expertenkommission Forschung und Innovation
deutlich aufgezeigt, dass digitale Bildung und berufliche
Weiterbildung ganz oben auf der politischen Agenda stehen müssen. Mit
dem DigitalPakt#D und der nationalen Weiterbildungsstrategie als
Kernelementen der digitalen Bildungspolitik haben wir im
Koalitionsvertrag dazu die richtigen Weichen gestellt. Wichtig ist
dabei, dass nicht nur die Instrumente des Lernens sich ändern und
digital werden, sondern auch die Inhalte und die Art des Lernens.
Unsere Bürgerinnen und Bürger sollen sich souverän in der digitalen
Welt bewegen und die notwendigen Kompetenzen erwerben können, damit
wir weiter das Land der Innovationen und wirtschaftlichen Stärke
sind. Der Koalitionsvertrag zwischen Union und SPD bildet eine gute
Grundlage, um das Bildungssystem in Deutschland auf den digitalen
Wandel einzustellen und die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Chancen zu nutzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115
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INNEN/3346: CDU Deutschlands gratuliert Tobias Hans


Pressemitteilung der CDU - 1. März 2018

CDU Deutschlands gratuliert Tobias Hans



Zur Wahl von Tobias Hans zum Ministerpräsidenten des Saarlandes
erklärt die Generalsekretärin der CDU Deutschlands,
Annegret Kramp-Karrenbauer:

Im Namen der CDU Deutschlands gratuliere ich Tobias Hans herzlich zu
seiner Wahl zum Ministerpräsidenten des Saarlandes. Wir wünschen ihm
in seinem neuen Amt ein glückliches Händchen, viel Erfolg und Gottes
reichen Segen. Wir freuen uns auf einen weiteren jungen, kompetenten
und zupackenden Ministerpräsidenten in unseren Reihen. Ich hatte das
Privileg, den Saarländerinnen und Saarländern über sechs Jahre in
diesem Amt zu dienen und weiß, welche fordernde, aber vor allem
großartige Aufgabe nun vor Tobias Hans liegt und dass er sie im Sinne
der Menschen angehen und meistern wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 4/2018 vom 01.03.18

Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU)

Konrad-Adenauer-Haus
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ARBEIT/1771: Gute Fortschritte bei Entsenderichtlinie


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. März 2018

Gute Fortschritte bei Entsenderichtlinie



"Die Fortschritte bei der Überarbeitung der Entsenderichtlinie sind sehr erfreulich. Besonders wichtig ist, dass sich das Prinzip 'gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort' durchsetzt", erklärt Alexander Ulrich, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Wirtschaftsausschuss des Deutschen Bundestages. Ulrich weiter:

"Heute ist die Entsenderichtlinie ein Werkzeug des Lohndumpings, künftig sollte sie eines zum Schutz der entsandten Arbeitnehmer sein. Die jüngste Verständigung in den Trilog-Verhandlungen, nach der entsandte Arbeitnehmer nicht nur von Mindestlöhnen, sondern auch von Tarifverträgen im Zielland profitieren, ist ein wichtiger Schritt in diese Richtung. Nun gilt es darauf zu achten, dass die Entsendungen auch nach Dauer sinnvoll begrenzt werden und dass am Ende keine Schlupflöcher und Ausnahmen bleiben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 1. März 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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VERKEHR/483: Sofortprogramm für saubere Luft starten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. März 2018

Sofortprogramm für saubere Luft starten



"Die völlig verkrampfte Haltung zu Diesel-Fahrverboten führt direkt in die nächste Sackgasse. Stattdessen muss die Politik jetzt die richtigen Koordinaten für die Mobilität in Städten vorgeben. Dazu gehören als zentrale Elemente ein kostenloser öffentlicher Verkehr mit mehr Kapazität und höherer Qualität sowie der Ausbau des Rad- und Fußverkehrs. Dies wären neben einer Hardware-Nachrüstung auf Kosten der Autokonzerne wirksame Maßnahmen für saubere Luft. So lässt sich die Lebensqualität für alle verbessern", erklärt Ingrid Remmers, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Remmers weiter:

"Jahrelang haben Union und SPD die Interessen der Autokonzerne über den gesundheitlichen Schutz der Bürgerinnen und Bürger gestellt. Die Quittung für ihre hörige Treue zur Automobilindustrie hat die Bundesregierung in Form von Diesel-Fahrverboten am Dienstag erhalten. Eine vorausschauende Politik stellt frühzeitig die richtigen Weichen, statt sich eine Niederlage nach der anderen einzuhandeln."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 1. März 2018
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BUNDESTAG/6970: Heute im Bundestag Nr. 118 - 01.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 118

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. März 2018, Redaktionsschluss: 15.00 Uhr

1. Linke für 8. Mai als gesetzlicher Gedenktag

2. Unterstützung für UN-Treaty-Abkommen

3. Menschenrechte in globalen Lieferketten

4. Import von Fracking-Gas in die EU

5. Gegenleistungen für Yücel-Freilassung



1. Linke für 8. Mai als gesetzlicher Gedenktag

Inneres/Antrag

Berlin: (hib/STO) Der 8. Mai soll nach dem Willen der Fraktion Die
Linke "als Tag der Befreiung" gesetzlicher Gedenktag werden. In einem
Antrag (19/1007) fordert die Fraktion die Bundesregierung auf, einen
Gesetzentwurf vorzulegen, um dem 8. Mai den Status eines solchen
Gedenktages zu verleihen.

In der Begründung verweist die Fraktion darauf, dass der Tag des Endes
des Zweiten Weltkrieges am 8. Mai 1945 für Millionen Menschen ein Tag
der Hoffnung und Zuversicht gewesen sei. Bis heute werde indes seine
Bedeutung als "Tag der Befreiung" nicht allgemein anerkannt. Auch
diese Unterschiedlichkeit der Bewertung biete die Chance, "einen
lebendigen Gedenktag zu etablieren, der sich nicht in Symbolen und
Ritualen erschöpft, sondern zu streitbaren öffentlichen Diskussionen
Anlass gibt". Insbesondere vor dem Hintergrund, dass in absehbarer
Zeit keine Zeitzeugen der NS-Vergangenheit mehr berichten können, sei
die "Etablierung eines die gesellschaftspolitischen Diskussionen
anregenden Gedenktages von besonderer Bedeutung". Der bevorstehende
"73. Jahrestag der Befreiung am 8. Mai 2018" sei ein "geeigneter
Anlass, diesen Tag zum gesetzlichen Gedenktag zu erklären und damit
dem Beispiel Mecklenburg-Vorpommerns, Brandenburgs und Thüringens zu
folgen".

 * 

2. Unterstützung für UN-Treaty-Abkommen

Menschenrechte/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke fordert die Bundesregierung
auf, die UN-Verhandlungen für einen Völkerrechtsvertrag zu
unterstützen, mit dem Menschenrechtsverletzungen durch Unternehmen
geahndet werden können. In einem Antrag (19/961) fordern die
Abgeordneten von der Bundesregierung, sich für diesen sogenannten
Treaty-Prozess des UN-Menschenrechtsrates einzusetzen und sowohl für
den Erhalt des formellen Rahmens der Arbeitsgruppe als auch für eine
angemessene finanzielle Ausstattung einzutreten. Im Rahmen der
Verhandlungen soll auf ein Vertragswerk hingearbeitet werden, "in dem
die Unterzeichnerstaaten zusagen, multinationale Konzerne bei
internationalen Geschäften entlang internationaler Lieferketten und
ihre Tochterunternehmen zur Einhaltung der Menschenrechte rechtlich zu
verpflichten" und in dem "mindestens die acht Kernnormen der
Internationalen Arbeitsorganisation ILO enthalten sind". Die
Unterzeichnerstaaten sollten außerdem zusagen, "einen wirksamen Zugang
zu Rechtsmitteln für Betroffene zu schaffen, damit diese im
Schadensfall ihre Rechte einklagen können und zwar sowohl vor Ort als
auch in dem Land, in dem der Konzern seinen Sitz hat".

 * 

3. Menschenrechte in globalen Lieferketten

Menschenrechte/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert von der
Bundesregierung mehr Anstrengungen zur Durchsetzung von
Menschenrechten in den globalen Produktions- und Lieferketten. Die
Bundesregierung weigere sich bislang, Unternehmensverantwortung
gesetzlich zu regeln und stehe bei entsprechenden Initiativen auf
EU-Ebene seit Jahren auf der Bremse, heißt es in einem Antrag
(19/978). Eine wirksame Ausrichtung globaler Produktions- und
Lieferprozesse auf die strikte Einhaltung der völkerrechtlich
verbrieften Menschenrechte setzt aus Sicht der Grünen ein
verbindliches Rahmenwerk wie den "Binding Treaty"-Vertrag voraus, der
zurzeit auf UN-Ebene erarbeitet werde. Die Abgeordneten fordern die
Bundesregierung unter anderem auf, sich für eine Verstetigung des
UN-Prozesses zur Erstellung eines verbindlichen Abkommens zu
Wirtschaft und Menschenrechten einzusetzen, das auch Rechtswege und
Sanktionen vorsieht. Sie soll außerdem "ausreichend finanzielle und
personelle Ressourcen für die Arbeit der UN-Arbeitsgruppe
bereitstellen" und dafür Sorge tragen, "dass die Zivilgesellschaft
sowie Betroffene von Menschenrechtsverletzungen durch Unternehmen
weitreichend in den Erstellungsprozess eingebunden werden".

 * 

4. Import von Fracking-Gas in die EU

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich nach dem
Gasbedarf in der EU und in Deutschland. Auf dem Weg einer Kleinen
Anfrage (19/844) möchte sie die Entwicklung dieses Bedarfs vor dem
Hintergrund der Ziele des Pariser Klimaschutzabkommens sowie der
deutschen und der europäischen Klimaschutzziele erfahren. Die
Abgeordneten fragen die Bundesregierung auch nach einer Einschätzung
der Versorgungssicherheit in Deutschland. Darüber hinaus beschäftigt
sie der Umgang mit Gas, das in anderen Ländern durch so genanntes
Fracking gewonnen wurde. Die Abgeordneten möchten wissen, ob und wie
solche Importe erfasst werden.

 * 

5. Gegenleistungen für Yücel-Freilassung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion der AfD beschäftigt sich mit
Genehmigungen für Rüstungsgüterexport in die Türkei. Die Abgeordneten
verweisen dabei auf einen Medienbericht, wonach die Bundesregierung im
Ausgleich zur Freilassung des Journalisten Deniz Yücel ein Angebot zum
Aufrüsten türkischer "Leopard"-Panzer abgegeben habe. In einer Kleinen
Anfrage (19/901) möchten sie wissen, ob die Ausfuhrgenehmigungen für
den Konzern Rheinmetall zur Lieferung von Rüstungsgütern in die Türkei
zwischenzeitlich erteilt worden sind. Sie fragen auch nach
Genehmigungen für andere Rüstungsfirmen seit dem 24. September 2017.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/6969: Heute im Bundestag Nr. 117 - 01.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 117

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. März 2018, Redaktionsschluss: 12.00 Uhr

1. Entschädigung für verfolgte Homosexuelle

2. Initiative zu nuklearer Abrüstung gefordert

3. Zahl islamistischer Gefährder

4. Kontakte zu britischen NA-Aktivisten

5. Aussteigerprogramm für Rechtsextremisten

6. Standorte von Bundeseinrichtungen



1. Entschädigung für verfolgte Homosexuelle

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will eine
Verbesserung der Entschädigungsregelung für die Opfer
antihomosexueller Strafverfolgung nach 1945 in beiden deutschen
Staaten erreichen. Laut Antrag der Fraktion (19/985) soll der
Bundestag beschließen, die Bundesregierung aufzufordern, ergänzend zur
bisherigen Entschädigung nach dem Gesetz zur strafrechtlichen
Rehabilitierung der nach dem 8. Mai 1945 wegen einvernehmlicher
homosexueller Handlungen verurteilten Personen (StrRehaHomG) umgehend
einen Fonds einzurichten, wonach auch Personen, die wegen eines
Ermittlungs- und Strafverfahrens Schaden an Körper, Gesundheit,
Freiheit, Eigentum, Vermögen, in ihrem beruflichen oder
wirtschaftlichen Fortkommen erlitten haben, eine angemessene
Entschädigung erhalten können.

In der Begründung heißt es unter anderem, dass es Entschädigung gemäß
StrRehaHomG nur bei Verurteilung gebe. Daher müssten auch Menschen,
die durch strafrechtliche Ermittlungsverfahren, insbesondere durch
Untersuchungshaft, in ähnlicher Weise geschädigt wurden, in die
Entschädigungsregelungen einbezogen werden, auch wenn es am Ende zu
keiner Verurteilung gekommen ist.

 * 

2. Initiative zu nuklearer Abrüstung gefordert

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert von der
Bundesregierung einen "glaubhaften Einsatz für nukleare Abrüstung".
CDU/CSU und SPD hätten in ihrer Regierungsverantwortung
abrüstungspolitische Glaubwürdigkeit verloren, weil sie an den
Verhandlungen für den Atomwaffenverbotsvertrag der Vereinten Nationen
nicht einmal als Gast teilgenommen hätten, heißt es in einem Antrag
(19/976), der am Freitag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums
steht. "Es gab keine Unterstützung der Bundesregierung für einen
Prozess, der erstmals seit Jahrzehnten wieder Dynamik in die
Abrüstungspolitik brachte und von einer Mehrheit der Staaten weltweit
getragen wurde."

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung auf, dem
VN-Atomwaffenverbotsvertrag beizutreten und daran mitzuwirken, dass
das Verhältnis zum Atomwaffensperrvertrag "konstruktiv und verstärkend
ausgestaltet wird". Außerdem soll sie sich "klar gegen eine
Stationierung neuer Mittelstreckenraketen in Deutschland und Europa"
aussprechen, aus der operativen nuklearen Teilhabe der Nato
aussteigen, auf die Bereitstellung von Bundeswehrpiloten verzichten
und keine Trägersysteme mehr zur Verfügung stellen. Weitere
Forderungen beziehen sich auf die Bewahrung des INF-Vertrags zum
Verbot nuklearer Mittelstreckensysteme sowie auf die Verurteilung der
Pläne über den Bau von Atomwaffen mit geringerer Sprengkraft
("Mininukes"), die die Hemmschwelle für einen vermeintlich "begrenzten
Einsatz" senken würden.

 * 

3. Zahl islamistischer Gefährder

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mit Stand vom 6. Februar 2018 sind 745 Personen als
islamistische Gefährder eingestuft gewesen. Dies geht aus der Antwort
der Bundesregierung (19/804) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/615) hervor. Wie die Bundesregierung dazu weiter ausführt,
unterliegen die Zahlen - bedingt durch Ein-, Aus- sowie Umstufungen -
tagesaktuellen Schwankungen.

Nach der bundeseinheitlich abgestimmten polizeifachlichen Definition
ist ein Gefährder laut Vorlage "eine Person, zu der bestimmte
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie politisch motivierte
Straftaten von erheblicher Bedeutung, insbesondere solche im Sinne des
Paragraf 100a der Strafprozessordnung (StPO), begehen wird."

 * 

4. Kontakte zu britischen NA-Aktivisten

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Mutmaßliche deutsch-britische Neonazinetzwerke"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/879). Wie die Fraktion darin schreibt, nahm die Polizei in
Großbritannien laut Medienberichten am 3. Januar 2018 "sechs Neonazis
fest, die im Verdacht stehen, als Aktivisten der dort verbotenen
neonazistischen Terrorgruppe ,National Action' (NA) unter anderem
Anschläge geplant und ein internationales Netzwerk von militanten
Neonazistrukturen aufgebaut zu haben". Wissen wollen die Abgeordneten
unter anderem, wann es seit 2014 nach Kenntnissen des Bundesamtes für
Verfassungsschutz, des Bundesnachrichtendienstes und des Gemeinsamen
Terrorabwehrzentrums zu Besuchen von NA-Aktivisten in Deutschland
beziehungsweise von deutschen Neonazis bei Aktivisten der NA in
Großbritannien kam.

 * 

5. Aussteigerprogramm für Rechtsextremisten

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Das "Aussteigerprogramm des Bundesamtes für
Verfassungsschutz für Rechtsextremisten" thematisiert die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/880). Darin erkundigt sie sich
unter anderem danach, wie viele "(ehemalige) Rechtsextremisten"
bislang das vom Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) im Jahr 2001
eingerichtete Aussteigerprogramm nutzten.

 * 

6. Standorte von Bundeseinrichtungen

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der "Aufteilung von Bundeseinrichtungen in den
einzelnen Bundesländern" erkundigt sich die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/882). Wissen will sie von der
Bundesregierung unter anderem, welche Bundeseinrichtungen "sich nach
ihren Standorten in den einzelnen Bundesländern" befinden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/6968: Heute im Bundestag Nr. 116 - 01.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 116

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. März 2018, Redaktionsschluss: 10.00 Uhr

1. 3,1 Millionen ukrainische Flüchtlinge

2. Grüne wollen Ausschussöffentlichkeit

3. FDP will Digital-Abschreibungen verbessern

4. Vorschläge für Finanz-Sondergremium

5. Arzneimittelpreise weiter gestiegen



1. 3,1 Millionen ukrainische Flüchtlinge

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/AHE) Seit 2014 hat Deutschland 74 Millionen Euro an
humanitärer Hilfe für die Ukraine bereitgestellt. Wie der
Staatsminister im Auswärtigen Amt, Michael Roth (SPD), am Mittwoch im
Menschenrechtsausschuss sagte, seien von dem militärischen Konflikt im
Osten des Landes insgesamt 4,4 Millionen Menschen betroffen, 3,5
Millionen von ihnen seien auf humanitäre Hilfe angewiesen. Insgesamt
hätten 3,1 Millionen Menschen wegen des Konfliktes ihren Heimatort
verlassen, 1,6 Millionen als Binnenflüchtlinge, 1,5 Millionen seien in
Nachbarländer geflohen. Ein großes Problem im Osten des Landes sei der
beschränkte Zugang für humanitäre Hilfslieferungen, zudem nehme die
Gefahr durch Minen in der sogenannten Pufferzone zu, sagte Roth.

Im Osten der Ukraine (Oblaste Donezk und Luhansk) finden seit 2014
bewaffnete Auseinandersetzungen statt. Teile dieser Gebiete werden
nicht von der ukrainischen Regierung, sondern von separatistischen
Kräften kontrolliert, Russland wird vorgeworfen, diese Kräfte zu
unterstützen. Die ukrainischen Streitkräfte und die Kräfte der
Aufständischen stehen sich an einer sogenannten "Kontaktlinie"
gegenüber, an der es täglich zu Kampfhandlungen kommt.

Als "verheerend" bezeichnete Roth die Menschenrechtslage auf der von
Russland annektierten Halbinsel Krim und verwies insbesondere auf die
Lage der Krimtataren und jener Einwohner, die sich gegen die
Eingliederung stellen. Ihre Situation sei stets Thema in den
Gesprächen im Normandie-Format (Ukraine, Russland, Frankreich und
Deutschland). Roth betonte, dass sich die Führung der Ukraine zum
Schutz der Menschenrechte bekenne. Die schwerwiegendsten Vorwürfe für
Menschenrechtsverletzungen würden jene Gebiete betreffen, die von
Separatisten kontrolliert werden. Kritik an Kiew gebe es allerdings
mit Blicke auf ein neues Bildungsgesetz, das die ukrainische Sprache
als Unterrichtssprache ab Klassenstufe 5 verbindlich mache. Die
Venedig-Kommission des Europarates habe insbesondere vor der
Diskriminierung von sprachlichen Minderheiten, etwa der russischen
oder ungarischen Minderheit, gewarnt.

 * 

2. Grüne wollen Ausschussöffentlichkeit

Bundestagsnachrichten/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Ausschüsse des Bundestages sollen nach dem
Willen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen künftig grundsätzlich
öffentlich tagen. Dies geht aus einem Antrag der Fraktion (19/965) zur
Änderung der Geschäftsordnung des Parlaments hervor. Darin verweisen
die Abgeordneten darauf, dass von der seit 1969 geltenden Möglichkeit,
Ausschusssitzungen im Einzelfall öffentlich durchzuführen, nur selten
Gebrauch gemacht werde. Dies könne "aus Gründen der
Nachvollziehbarkeit des gesamten demokratischen Prozesses nicht
hingenommen werden".

Daher soll dem Antrag zufolge künftig grundsätzlich für die Beratungen
der Ausschüsse der Öffentlichkeitsgrundsatz gelten. Öffentliche
Sitzungen "sollen als Echtzeitübertragung (Livestream) im Internet
übertragen werden". Soweit bestimmte Geheimhaltungsbedürfnisse oder
schutzwürdige Interessen Einzelner das Interesse an der öffentlichen
Beratung überwiegen, soll der Ausschuss für den Verhandlungsgegenstand
oder Teile desselben die Öffentlichkeit ausschließen. Ferner sollen
laut Vorlage "die Protokolle öffentlicher Sitzungen und die
zugänglichen Protokolle nichtöffentlicher Sitzungen sowie alle
Ausschussdrucksachen und sonstigen Beratungsunterlagen, die keine
Verschlusssachen im Sinne der Geheimschutzordnung sind", öffentlich
zugänglich gemacht werden.

 * 

3. FDP will Digital-Abschreibungen verbessern

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion will die Abschreibung für digitale
Wirtschaftsgüter verbessern. Davon erhofft sich die Fraktion einen
steuerlichen Innovationsschub für die digitale Transformation von
Unternehmen, heißt es in einem Antrag (19 959), der an diesem
Donnerstag auf der Tagesordnung des Deutschen Bundestages steht. Die
Unternehmen hätten erkannt, dass die Digitalisierung von
Geschäftsmodellen und Geschäftsprozessen Treiber von Innovation und
Wachstum seien.

Die Bundesregierung solle sich daher gemeinsam mit den Ländern für
eine Überarbeitung der Abschreibungsvorschriften einsetzen, wird
gefordert. Für digitale Innovationsgüter beziehungsweise für
Wirtschaftsgüter, die der digitalen Transformation dienen, fordert die
FDP-Fraktion eine einheitliche, maximale Nutzungsdauer von drei
Jahren. Auch bei Aufwendungen zur Einführung betriebswirtschaftlicher
Softwaresysteme und bei Anschaffung betrieblich genutzter Software
soll eine einheitliche Nutzungsdauer von drei Jahren gelten. Außerdem
soll die Möglichkeit der Sofortabschreibung geringwertiger
Wirtschaftsgüter auch auf digitale Innovationsgüter ausgeweitet
werden.

 * 

4. Vorschläge für Finanz-Sondergremium

Finanzen/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktionen von CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen haben einen gemeinsamen Vorschlag (19/971)
zur Wahl der Mitglieder des Sondergremiums gemäß Paragraf 3 Absatz 3
des Stabilisierungsmechanismusgesetzes eingebracht. Vorgeschlagen
werden:

CDU/CSU-Fraktion: Axel Fischer, Alois Rainer, Eckhardt Rehberg;
Stellvertreter: Alois Karl, Michael Stübgen, Antje Tillmann

SPD-Fraktion: Johannes Kahrs, Swen Schulz; Stellvertreter: Esther
Dilcher, Andreas Schwarz

AfD-Fraktion:
Peter Boehringer; Stellvertreterin: Birgit Malsack-Winkemann

FDP-Fraktion: Otto Fricke; Stellvertreter: Christoph Meyer

Fraktion Die Linke: Gesine Lötzsch; Stellvertreterin: Heidrun Bluhm

Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen: Sven-Christian Kindler; Stellvertreterin: Anja Hajduk

 * 

5. Arzneimittelpreise weiter gestiegen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Ausgaben für Arzneimittel sind in den vergangenen
Jahren trotz gesetzlich festgelegter Zwangsrabatte erheblich
gestiegen. Wie aus der Antwort (19/916) der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/688) der Fraktion Die Linke hervorgeht, haben sich
die Ausgaben der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für
Medikamente zwischen 2007 und 2016 bis auf eine Ausnahme jedes Jahr
zum Teil deutlich erhöht, insgesamt um rund 33,7 Prozent.

Demnach lagen die Kosten 2007 bei rund 27,1 Milliarden Euro und sind
auf rund 36,3 Milliarden Euro im Jahr 2016 gestiegen. Die jährlichen
Ausgabensteigerungen lagen dabei zwischen 0,6 (2010) und 10,1 (2014)
Prozent. Nur im Jahr 2011 gingen die Arzneimittelausgaben im Vergleich
zum Vorjahr um vier Prozent zurück.

Mit dem Gesetz zur Neuordnung des Arzneimittelmarktes (AMNOG), das
2011 in Kraft trat, sollten die stark steigenden Arzneimittelausgaben
gedeckelt werden. Seither orientiert sich der Preis für neue,
patentgeschützte Medikamente an ihrem Zusatznutzen.

Der verhandelte Erstattungsbetrag gilt ab dem zweiten Jahr nach
Markteintritt. Im ersten Jahr dürfen die Hersteller den Preis selbst
festlegen. Nach Ansicht der Regierung hat sich das AMNOG-Verfahren
bewährt. Es habe von 2012 bis 2016 Einsparungen von insgesamt rund 2,9
Milliarden Euro gebracht.

Dennoch sind die Ausgaben für patentgeschützte Medikamente ebenfalls
weiter gestiegen. Der Umsatz erhöhte sich hier von 12,3 Milliarden
Euro im Jahr 2011 auf 15,9 Milliarden Euro 2016. Die Zahl der
Verordnungen ging im selben Zeitraum von 55 auf 46 Millionen zurück.
Der Durchschnittspreis für diese Medikamente erhöhte sich von rund 981
Euro 2008 auf rund 4.457 Euro 2017.

 * 
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BUNDESTAG/6967: Heute im Bundestag Nr. 115 - 01.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 115

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. März 2018, Redaktionsschluss: 09.15 Uhr

1. Betrugsstraftaten aus Call-Centern

2. Novellierung der Luftsicherheitsgebühren

3. Grenzschutzpolizeien der Bundesländer

4. Antibiotikaresistente Keime in Gewässern



1. Betrugsstraftaten aus Call-Centern

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit "organisierten Betrugsstraftaten aus
Call-Centern in der Türkei" befasst sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/863). Darin schreibt die Fraktion, dass "das
Phänomen von ausländischen Call-Centern ausgehender organisierter
Betrugsstraftaten" bereits seit einigen Jahren die Polizei- und
Sicherheitsbehörden in Deutschland und dem deutschsprachigen Ausland
beschäftige. Der Sitz der Call-Center befinde sich vorwiegend in der
Türkei. Die Täter nutzen dabei verschiedene Betrugsszenarien zum
Nachteil zumeist älterer Bürger.

Wissen wollen die Abgeordneten, ob die Bundesregierung mit türkischen
Sicherheitsbehörden kooperiert, "um die von der Republik Türkei
ausgehenden Betrugsstraftaten zu beenden". Auch erkundigen sie sich
unter anderem danach, welche Erkenntnisse die Bundesregierung darüber
hat, "ob die Betrugsstraftaten aus Deutschland oder der Türkei geplant
werden".

 * 

2. Novellierung der Luftsicherheitsgebühren

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Eine "Novellierung der nachgeordneten
Luftsicherheitsgebühren" thematisiert die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/864). Wie sie darin darlegt, haben Bundestag und
Bundesrat im vergangenen Jahr der Änderung des Luftsicherheitsgesetzes
zugestimmt, Aus den darin geschaffenen Grundlagen ergebt sich die
Notwendigkeit einer Novellierung der nachgeordneten
Luftsicherheitsgebührenverordnung. Wissen möchte die Fraktion, ob die
Bundesregierung derzeit eine Novellierung der
Luftsicherheitsgebührenverordnung plant. Auch erkundigt sie sich unter
anderem danach, in welchem Umfang die Novellierung der Verordnung "zur
Steigerung der finanziellen Belastung für die Luftverkehrsindustrie
und den Passagier" führen würde.

 * 

3. Grenzschutzpolizeien der Bundesländer

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "Grenzschutzpolizeien der Bundesländer" geht es
in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/866). Darin schreibt die
Fraktion, dass die bayerische Landesregierung die zeitnahe Einführung
einer neuen Grenzpolizei des Bundeslandes plane. Wissen wollen die
Abgeordneten, ob die Bundesregierung Kenntnisse hat, "welche Aufgaben
die neue bayerische Grenzpolizei übernehmen soll". Auch erkundigen sie
sich unter anderem danach, ob die Bundesregierung "die Pläne der
bayerischen Landesregierung für mit der in Deutschland geltenden
Rechtslage vereinbar" hält.

 * 

4. Antibiotikaresistente Keime in Gewässern

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort

Berlin: (hib/FB) Für die Verunreinigung von Gewässern durch
antibiotikaresistente Keime interessiert sich die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/815). Nachdem in
Niedersachsen in Gewässern laut Medienberichten antibiotikaresistente
Keime festgestellt worden waren, will die Fraktion von der
Bundesregierung wissen, aus wie vielen Oberflächengewässern in
Deutschland Trinkwasser gewonnen wird. Zudem fragen die Grünen unter
anderem, ob diese Gewässer auf eine Belastung mit diesen Keimen
untersucht werden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/6966: Heute im Bundestag Nr. 114 - 28.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 114

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 28. Februar 2018, Redaktionsschluss: 18.00 Uhr

1. Kompetenzzentrum startet im Mai

2. Grüne wollen kostenlosen ÖPNV

3. Kontrolle der Wohnraumüberwachung

4. Gremium nach Bundesschuldenwesengesetz

5. Wahl des Bundesschulden-Gremiums

6. Gremium nach Grundgesetz-Artikel 13

7. Kontrollausschuss von Europol

8. Vorschlag zu Gemeinsamem Ausschuss



1. Kompetenzzentrum startet im Mai

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Das neue "Kompetenzzentrum Tourismus" des Bundes
will nach Abschluss einer knapp halbjährigen Aufbauphase im Mai an die
Öffentlichkeit treten. Dies kündigte der Leiter, Professor
Heinz-Dieter Quack, am Mittwoch im Tourismusausschuss an. Für den 3.
Mai sei die erste Sitzung des Fachbeirates vorgesehen, dem Vertreter
von Verbänden sowie der zuständigen Bundesministerien angehören
sollen, sagte Quack. In der Folge werde das Kompetenzzentrum dann die
"Interaktion mit der Tourismuswirtschaft" aufnehmen. Es wird zunächst
für zwei Jahre bis Ende November 2019 mit 926.100 Euro aus dem Etat
des Bundesministeriums für Wirtschaft finanziert. Die Laufzeit ist um
maximal zwei weitere Jahre verlängerbar.

Als Hauptaufgabe des Kompetenzzentrums nannte Quack Wissenstransfer
und Vernetzung innerhalb der Branche. Der Tourismusszene fehle es
nicht an Erkenntnissen, wohl aber bisher an geeigneten Wegen der
Informationsvermittlung. Hier wolle das Zentrum als Mittler zwischen
Politik, Wirtschaft und Wissenschaft ansetzen, die Betriebe zu
weiteren Innovationen anregen, "vorhandenes Wissen bündeln, neues
dazupacken und so adäquat aufbereiten, dass die Unternehmen einen
Mehrwert davon haben".

Der stellvertretende Leiter des Kompetenzzentrums, Dirk Rogl, wies auf
die Vielgestaltigkeit der Tourismuswirtschaft hin, die allein 36
Verbände mit bundespolitischem Anspruch zähle. Das Kompetenzzentrum
sehe seine Funktion darin, das "Ohr am Markt" zu haben, "richtige
Signale" und Analysen zu geben, um den Unternehmen richtige
Entscheidungen zu ermöglichen: "Wir wollen der Wegweiser der Branche
sein."

Dazu wird das Kompetenzzentrum nach Quacks Worten eine Vielzahl
eigener Studien anstoßen und herausgeben. Quack, der im Hauptberuf als
Betriebswirt im "Institut für Tourismus und Regionalforschung" am
Standort Salzgitter der Ostfalia-Hochschule für angewandte
Wissenschaften tätig ist, nannte das die "wissenschaftliche
Architektur" der Einrichtung. Viermal im Jahr will das Zentrum
überdies die Branche zu aktuellen Themen befragen und die Ergebnisse
veröffentlichen.

Derzeit läuft eine erste Umfrage, die ermitteln soll, wie sich die
Unternehmen der Branche Informationen beschaffen, diese aufbereiten
und nutzen. Ende März soll das Ergebnis einer Trendstudie unter dem
Titel "Tourismus 2030" vorliegen, die das Kompetenzzentrum bei der
US-Markforschungsagentur "Phocuswright" in Auftrag gegeben hat. Sie
soll eine Bestandsaufnahmen der Position der deutschen
Tourismuswirtschaft im globalen Wettbewerb leisten. Der
Internetauftritt des Kompetenzzentrums ist vom 1. März an abrufbar.

Die geschäftsführend zuständige Parlamentarische Staatssekretärin im
Wirtschaftsministerium Iris Gleicke (SPD) nannte als Aufgabe des
Kompetenzzentrums, über die tourismuspolitische Tagesaktualität
hinauszudenken: "Es geht um die lange Linie, die es zu entwickeln
gilt." Man müsse auch darüber nachdenken, "wie wir schlagkräftiger
werden". Dazu sei das kleine Fachreferat im Ministerium allein nicht
in der Lage. Die Tätigkeit des Kompetenzzentrums, das aus dem 1,6
Millionen Euro jährlichen umfassenden Haushaltstitel
"Leistungssteigerungen im Tourismusgewerbe" finanziert wird, solle
insbesondere den kleinen und mittelgroßen Unternehmen der Branche
zugute kommen.

 * 

2. Grüne wollen kostenlosen ÖPNV

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will die "Chancen
des kostenlosen Öffentlichen Personennahverkehrs nutzen". In einem
Antrag (19/977), den der Bundestag am Donnerstag in erster Lesung
berät, geht die Fraktion auf den Brief ein, den Umweltministerin
Barbara Hendricks (SPD), Finanzminister Peter Altmaier (CDU) und
Verkehrsminister Christian Schmidt (CSU) an die EU-Kommission gesendet
haben, "um einer Klage der EU-Kommission gegen Deutschland wegen der
dauerhaften Nichteinhaltung von gesetzlichen Luftqualitätsabgaben zu
entgehen". Darin hätten die Vertreter der geschäftsführenden
Bundesregierung "Maßnahmen für saubere Luft" skizziert.

Neben der Schaffung eines neuen Rechtsrahmens, der die Länder und
Städte ermächtigt, verbindliche Anforderungen und Emissionsgrenzwerte
für Busse und Taxis festzulegen und der Einführung von wirkungsvollen
Verkehrsregelungen, um die von Fahrzeugen mit fossilen
Verbrennungsmotoren ausgehende Luftverschmutzung zu reduzieren sei in
dem Brief auch von Überlegungen für einen kostenlosen Öffentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV) die Rede. Außerdem gehörten die Einrichtung
von Umweltzonen, fiskalische Maßnahmen zur Förderung der Erneuerung
von Fahrzeugflotten sowie die Reduzierung von Emissionen durch
technische Nachrüstung von Fahrzeugen zu den in dem Schreiben
aufgeführten Maßnahmen.

Die Grünen fordern in ihrem Antrag nun, "in enger Zusammenarbeit mit
allen zuständigen Ministerien und Behörden auf Bundes-, Landes- sowie
auf kommunaler Ebene kurzfristig alle erforderlichen Schritte zu
unternehmen, um das Ziel sauberer Luft und die Einhaltung der
Immissionsgrenzwerte zu erreichen, damit die Klage der EU-Kommission,
die mit empfindlichen Geldstrafen verbunden ist, eingestellt wird".
Außerdem müssten die in dem Brief genannten Maßnahmen - sowie weitere
wirksame Maßnahmen darüber hinaus - "schnellstmöglich" umgesetzt
werden. Insbesondere müsse die Bundesregierung zusammen mit den
Ländern und Kommunen ein Konzept für kostenlosen ÖPNV als Mittel zur
Senkung der Anzahl der Privat-Pkw vorantreiben und das Parlament
anschließend darüber informieren, fordern die Grünen.

 * 

3. Kontrolle der Wohnraumüberwachung

Inneres/Antrag

Berlin: (hib/STO) Der Bundestag soll nach dem Willen der Fraktionen
CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen das gemäß
Grundgesetz-Artikel 13 vorgesehene "Gremium zur parlamentarischen
Kontrolle des Einsatzes technischer Mittel zur Wohnraumüberwachung"
einsetzen. Dies geht aus einem gemeinsamen Antrag der sechs Fraktionen
(19/972) hervor, der am Donnerstag auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht.

 * 

4. Gremium nach Bundesschuldenwesengesetz

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Der Bundestag will das Gremium gemäß Paragraf 3
Bundesschuldenwesengesetz einsetzen. Dies sieht ein Antrag der
Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
(19/969) vor. Die Einsetzung ist für Donnerstag geplant.

 * 

5. Wahl des Bundesschulden-Gremiums

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktionen des Deutschen Bundestages haben ihre
Wahlvorschläge (19/970) für das Gremium gemäß Paragraf 3
Bundesschuldenwesengesetz vorgelegt. Die Wahl ist für Donnerstag
vorgesehen.

CDU/CSU: Norbert Brackmann, Klaus-Dieter Gröhler, Fritz Güntzler,
Patricia Lips, Alois Rainer

SPD: Bettina Hagedorn, Thomas Jurk, Andreas Schwarz

AfD: Albrecht Glaser, Volker Münz

FDP: Otto Fricke

Die Linke: Victor Perli

Bündnis 90/Die Grünen: Sven-Christian Kindler

 * 

6. Gremium nach Grundgesetz-Artikel 13

Inneres/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen haben Vorschläge für die Wahl der Mitglieder
des"Gremium zur parlamentarischen Kontrolle des Einsatzes technischer
Mittel zur Wohnraumüberwachung" (19/973) vorgelegt. Danach Danach soll
die CDU/CSU-Fraktion drei Mitglieder des Gremiums stellen, die
SPD-Fraktion zwei und die AfD- sowie die FDP-Fraktion und die
Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen jeweils ein Mitglied.
Die Wahl steht am Donnerstag auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums.

 * 

7. Kontrollausschuss von Europol

Inneres/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/STO) Die CDU/CSU- und die SPD-Fraktion haben Vorschläge
für die Wahl der vom Bundestag zu benennenden Mitglieder des
Gemeinsamen parlamentarischen Kontrollausschusses von Europol (19/974)
vorgelegt. Danach sollen der CDU-Abgeordnete Hans-Jürgen Irmer und die
SPD-Parlamentarierin Susanne Mittag in den Ausschuss entsendet werden.

 * 

8. Vorschlag zu Gemeinsamem Ausschuss

Inneres/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen haben Vorschläge für die Wahl der Mitglieder des
Gemeinsamen Ausschusses gemäß Artikel 53a des Grundgesetzes (19/966)
vorgelegt. Danach soll die Unions-Fraktion elf Mitglieder in den
Ausschuss entsenden, die SPD-Fraktion sieben Mitglieder, die AfD- und
die FDP-Fraktion jeweils vier und die Fraktionen Die Linke sowie
Bündnis 90/Die Grünen je drei Mitglieder. Die Wahl steht am Donnerstag
auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums.

 * 
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BUNDESTAG/6965: Heute im Bundestag Nr. 113 - 28.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 113

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 28. Februar 2018, Redaktionsschluss: 17.30 Uhr

1. Deutsche Welle will türkischen TV-Kanal

2. BMI will Athletenvertretung unterstützen

3. Euro-Anträge von AfD und FDP scheitern

4. Wahl des Vertrauensgremiums

5. Einsetzung des Vertrauensgremiums



1. Deutsche Welle will türkischen TV-Kanal

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Die Deutsche Welle möchte in den kommenden Jahren
einen türkischsprachigen Fernsehkanal aufbauen. Dies erläuterte der
Intendant des deutschen Auslandssenders, Peter Limbourg, am Mittwoch
vor dem Kulturausschuss. Voraussetzung dafür sei allerdings, dass die
Erhöhung des Etats des Senders, auf die sich die Unionsparteien und
die SPD im Koalitionsvertrag geeinigt hätten, auch realisiert wird.
Limbourg stellte dem Ausschuss in der Sitzung die Aufgabenplanung der
Deutschen Welle für die Jahre 2018 bis 2021 (19/372) vor. Derzeit
verfügt die Deutsche Welle über ein deutsches, englisches, spanisches
und arabisches Fernsehprogramm.

Nach Aussagen Limbourgs konnte der Auslandssender seine Reichweite von
101 Millionen wöchentlichen Nutzerkontakten im Jahr 2012 auf 157
Millionen im Jahr 2017 erhöhen. Es sei das erklärte Ziel des Senders,
seine Reichweite in den kommenden Jahren auf 210 Millionen
wöchentliche Nutzerkontakte auszubauen. Reichweite sei zwar nicht
alles, aber ohne Reichweite sei eben auch keine Wirkung zu erzielen,
sagte Limbourg. Rund 85 Millionen Nutzer erreiche der Sender über sein
Fernsehprogramm und jeweils 36 Millionen über sein Radio- und sein
Online-Angebot. Während die Nutzung des Radio-Programms leicht
gesunken sei, steige hingegen die Nutzung des TV- und des
Online-Angebots deutlich. Aus diesem Grund müsse die Deutsche Welle
auch konsequent den Wandel in ein komplett digital ausgerichtetes
Medienunternehmen vollziehen. In den kommenden Jahren will die
Deutsche Welle vor allem die Schwerpunktregionen Russland und
Osteuropa, Türkei, arabische Welt, Subsahara-Afrika, Afghanistan,
Pakistan und Iran in Blick nehmen.

Limbourg begrüßte es ausdrücklich, dass der Bund die finanziellen
Mittel in den vergangenen Jahren nach einer langen Periode des Sparens
wieder auf das Niveau von 1998 angehoben haben. Allerdings müsse die
Finanzierung zunehmend strukturell verstetigt werden. Im Jahr 2017
habe der sogenannte Bundeszuschuss aus dem Etat der Bundesbeauftragten
für Kultur und Medien rund 326 Millionen Euro betragen. Etwa
zusätzliche zehn Millionen Euro an Projektförderungen seien aus den
Etats des Auswärtigen Amtes, des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und anderen Ministerien an den Sender
geflossen. Im Vergleich dazu verfüge der britische Auslandssender BBC
über einen Etat von 523 Millionen Euro und der französische Sender
France Médias Monde/TV5 Monde über einen Etat von 389 Millionen Euro.
Vertreter der Unions- und der SPD-Fraktion signalisierten in der
Ausschusssitzung, dass man bei einem Zustandekommen der Koalition die
geplante Erhöhung des Sender-Etats in angriff nehmen werde.

 * 

2. BMI will Athletenvertretung unterstützen

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der als Interessenvertretung deutscher
Spitzensportler im Oktober 2017 gegründete Verein "Athleten
Deutschland" kann mit der Unterstützung aller Bundestagsfraktionen
sowie der Bundesregierung rechnen. Das wurde während der Sitzung des
Sportausschusses am Mittwoch deutlich. Dabei haben der Fechter
Maximilian Hartung und die ehemalige Kanutin Silke Kassner, die
gleichzeitig auch der Athletenkommission des Deutschen Olympischen
Sportbundes (DOSB) vorstehen, dargestellt, warum sie einen vom DOSB
unabhängigen Verein gegründet haben.

Die Schaffung einer neuen Struktur sei nötig, weil angesichts der
Professionalisierung des internationalen Sports und der Reform im
deutschen Sport die Interessenvertretung der Athleten ebenso
professionell und nachhaltig aufgestellt sein müsse, wie die übrigen
Organisationen des Sports und vergleichbare Interessenvertretungen in
unserer Gesellschaft, sagte Hartung vor den Abgeordneten. Aktive
Sportler wie er oder in Vollzeit berufstätige ehemalige Sportler wie
Silke Kassner könnten den immensen Aufgaben einer Athletenvertretung
im Sinne der Athleten nicht gerecht werden, sagte der Säbelfechter. So
seien die Athletenvertreter beispielsweise in die Reform der
Spitzensportförderung zurzeit nicht involviert, "weil wir es nicht
schaffen". Auch durchaus ernst gemeinten Gesprächsangebote seitens der
PotAS-Kommission habe er nicht folgen können.

Kassner sagte, die Athletenvertreter seien bestrebt, an einer
Weiterentwicklung des Anti-Dopings Managements mitzuarbeiten, um zu
einem weltweit einheitlichen System zu gelangen. Auch hierfür würden
externe Ressourcen benötigt.

Nach den Vorstellungen Hartungs und Kassners soll daher die
Athletenvertretung professioneller werden. Benötigt werde eine
Geschäftsstelle mit zumindest drei Angestellten - einem
Geschäftsführer, einem Pressereferenten und einem Rechtsexperten. Er
rechne mit Kosten in Höhe von 320.000 Euro pro Jahr, sagte Hartung.

Er machte zugleich deutlich, dass es bei der Frage nach finanzieller
oder administrativer Unterstützung für den neu gegründeten Verein
seitens des DOSB eine klare Absage gegeben habe. Für die Idee der
Gründung des Vereins unter dem Dach des DOSB habe es zwar in vielen
Landesverbänden ein positives Feedback gegeben. Schlussendlich seien
den Athleten aber keine Wege in diese Richtung aufgezeigt worden,
sagte Hartung und stellte zugleich klar: "Wir wollen weiterhin mit dem
DOSB zusammenarbeiten, aber unabhängig sein."

Ein Vertreter des Bundesministeriums des Innern (BMI) machte deutlich,
das Ministerium unterstütze die Bemühungen um eine
Professionalisierung der Athletenvertretung. Es gebe viele Themen, zu
denen die Athletenvertreter Stellung beziehen müssten, bei denen sie
den entsprechenden Background bräuchten. Was die finanzielle
Unterstützung der Athletenvertretung durch den Bund angeht, so sei
geplant, einen entsprechenden Haushaltsanschlag im anstehenden zweiten
Regierungsentwurf zum Haushalt 2018 einzubringen, sagte der
BMI-Vertreter. Am Ende entscheide aber der Bundestag, ob und in
welcher Höhe finanzielle Mittel bereitgestellt werden.

 * 

3. Euro-Anträge von AfD und FDP scheitern

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktionen der AfD und der FDP sind im
Haushaltsausschuss am Mittwochnachmitag jeweils mit Anträgen zur
Euro-Politik gescheitert. Gegen den jeweiligen Antrag stimmten jeweils
alle übrigen Fraktionen.

Der AfD-Antrag (19/27) fordert die Bundesregierung auf, gegen
sämtliche Beschlüsse der Europäischen Zentralbank (EZB) seit Anfang
2015 zum Ankauf von Staats- und Unternehmensleihen sowie von Derivaten
vor dem Europäischen Gerichtshof zu klagen. Ein Vertreter der
AfD-Fraktion nannte die Staatsanleihenkäufe im Rahmen der "Public
Sector Purchase Programm" "vertrags- und verfassungswidrig". Es handle
sich dabei um wirtschafts- und nicht geldpolitische Maßnahmen.
Deutschland solle alle Einflussmöglichkeiten nutzen, um die
EZB-Politik zu ändern, forderte der AfD-Vertreter. Eine Vertreterin
der Grünen-Fraktion kritisierte, dass der Antrag "erstaunlich viele
Falschaussagen" beinhalte und die AfD zu ihrer Argumentation
gegenläufige Urteile ignoriere.

Der FDP-Antrag (19/228) spricht sich strikt gegen die
gemeinschaftliche Finanzierung von Schulden von EU-Mitgliedstaaten
durch Eurobonds oder ähnliche Konstruktionen aus. "Nicht gemeinsame
Schulden, sondern gemeinsame Werte sollten die Staaten der
Europäischen Union zusammenschweißen", heißt es in dem Antrag. Eine
Vertreterin der Links-Fraktion warf den Liberalen vor, in dem Antrag
"zu marktgläubig" zu sein. Ein Vertreter der AfD-Fraktion sah den
Antrag aufgrund eines "impliziten Kontrollwahns" ebenfalls als nicht
zustimmungsfähig an.

Vertreter der Union sowie der SPD verwiesen auf ihre Ausführungen in
den jeweiligen Plenardebatten. Einen weiteren Antrag der AfD (19/593)
erklärten die Ausschussmitglieder einvernehmlich für erledigt. Die AfD
hatte darin im Rahmen der Debatte über die Weiterentwicklung des
Europäischen Stabilitätsmechanismus eine Subsidaritätsrüge angemahnt.
Die Frist dafür ist inzwischen verstrichen.

 * 

4. Wahl des Vertrauensgremiums

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktionen des Deutschen Bundestages haben ihre
Wahlvorschläge für die Mitglieder des Vertrauensgremiums gemäß
Paragraph 10a Absatz 2 Bundeshaushaltsordnung vorgelegt. Die Wahl soll
am Donnerstag stattfinden.

CDU/CSU: Reinhard Brandl, Klaus-Dieter Gröhler, Rüdiger Kruse,
Eckhardt Rehberg

SPD: Martin Gerster, Johannes Kahrs

AfD: Marcus Bühl

FDP: Stefan Ruppert

Die Linke: Gesine Lötzsch

Bündnis 90/Die Grünen: Tobias Lindner

 * 

5. Einsetzung des Vertrauensgremiums

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Das Vertrauensgremium gemäß §10a Absatz 2
Bundeshaushaltsordnung soll eingesetzt werden. Dies sieht ein Antrag
der Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die
Grünen (19/967) vor. Die Einsetzung ist für Donnerstag geplant. Das
Gremium genehmigt unter anderem die Wirtschaftspläne der
Nachrichtendienste des Bundes.

 * 
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BUNDESTAG/6964: Heute im Bundestag Nr. 112 - 28.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 112

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 28. Februar 2018, Redaktionsschluss: 17.00 Uhr

1. FDP: Ja zu Handelsabkommen mit Kanada

2. Weniger Eigenanteil in der Pflege gefordert

3. Steuerliche Rücklage für Risikoausgleich

4. Entscheidung zu Neonikotinoiden



1. FDP: Ja zu Handelsabkommen mit Kanada

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion will die Zustimmung zum
Handelsabkommen zwischen der EU und Kanada gesetzlich festschreiben.
In einem entsprechenden Gesetzentwurf (19/958) schreiben die
Abgeordneten, Kanada sei ein strategischer Partner für Deutschland und
Europa mit gemeinsamen Werten und Interessen. Die EU und Kanada
könnten auf eine langjährige handelspolitische und wirtschaftliche
Zusammenarbeit zurückblicken. Dank dem geplanten Abkommen Ceta würden
europäische Unternehmen schätzungsweise 590 Millionen Euro jährlich
einsparen können. Zudem würde so ein verlässlicher Investitionsrahmen
geschaffen. Das jährliche Bruttoinlandsprodukt der EU werde sich
ebenfalls Schätzungen zufolge um etwa 12 Milliarden Euro pro Jahr
erhöhen.

Die FDP erwartet, dass sieben Jahre nach Inkrafttreten nahezu alle
Zölle abgeschafft sein werden und sich deutschen Unternehmen bessere
Exportchancen eröffnen.

Ceta muss als gemischtes Abkommen von allen EU-Mitgliedstaaten
ratifiziert werden, um vollständig in Kraft treten zu können. Teile
des Abkommens werden seit September 2017 vorläufig angewendet. Durch
das vorgelegte Vertragsgesetz soll das umfassende Wirtschafts- und
Handelsabkommen die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der
gesetzgebenden Körperschaften auf Basis des Grundgesetzes erlangen,
schreiben die Abgeordneten zur Begründung für den Vorstoß weiter.

 * 

2. Weniger Eigenanteil in der Pflege gefordert

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Menschen mit Pflegebedarf müssen nach Ansicht der
Linksfraktion finanziell systematisch entlastet werden. Pflege mache
zunehmend arm und zwinge viele Menschen in die Sozialhilfe, heißt es
in einem Antrag (19/960) der Abgeordneten.

Nicht nur die Eigenanteile für einen Heimplatz stiegen drastisch. Auch
für Investitionskosten, für Unterhalt und Verpflegung sowie für die
Ausbildung würden höhere Zuzahlungen fällig. Teilweise stiegen die
monatlichen Heimkosten um mehr als 600 Euro, ohne dass sich die
Pflegeleistungen verbesserten. Die Pflegeversicherung decke nur einen
Teil der pflegebedingten Kosten ab. Diese Anteile seien gesetzlich
festgeschrieben.

Um die drastisch steigenden Belastungen für die Betroffenen zu
stoppen, müssten die Eigenanteile für Menschen mit Pflegebedarf in
Pflegeheimen sofort begrenzt werden. Die Eigenanteile sollten dann
schrittweise gesenkt und jetzige die Teilkostendeckung zu einer
Pflegevollversicherung umgestaltet werden.

Dabei sei sicherzustellen, dass die flächendeckende tarifliche
Bezahlung der Pflegekräfte sich nicht zu Lasten der Pflegefälle und
Versicherten auswirke. Der Pflegevorsorgefonds sollte dazu umgewidmet
und die medizinische Behandlungspflege in stationären
Pflegeeinrichtungen durch die Krankenversicherung finanziert werden.

 * 

3. Steuerliche Rücklage für Risikoausgleich

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Einführung einer steuerlichen
Risikoausgleichsrücklage ist nicht geplant. Das geht aus einer Antwort
der Bundesregierung (19/893) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
zu den Rahmenbedingungen für ein verbessertes Risikomanagement in der
Land- und Forstwirtschaft (19/676) hervor. Das im Jahr 2011 im Auftrag
des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft durchgeführte
Forschungsprojekt der Universität Hohenheim "Diskussion und Bewertung
der möglichen Einführung einer Risikoausgleichsrücklage zum Ausgleich
von wetter- und marktbedingten Risiken in der Landwirtschaft" sei zu
dem Ergebnis gekommen, dass die Einführung einer
Risikoausgleichsrücklage nicht zu den erwünschten Entlastungseffekten
in der Landwirtschaft führen würde. Stattdessen sei die Einführung
einer mehrjährigen Gewinnglättungsregelung vorgeschlagen worden.
Weiter heißt es in der Antwort, dass grundsätzlich ein
marktorientierter Kurs in der Agrarpolitik verfolgt werde, der im
Risikomanagement privatwirtschaftliche Lösungsansätze im Rahmen von
Rücklagen, Versicherungen und Verträge vorsehe. Staatliche Maßnahmen
sollen nur in besonderen Situationen und Krisen erfolgen. Darüber
hinaus kündigt die Regierung an, im Herbst 2018 einen Bericht zum
Krisen- und Risikomanagement in der Landwirtschaft vorlegen zu wollen.

 * 

4. Entscheidung zu Neonikotinoiden

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Eine Entscheidung zur Einschränkung der Zulassungen
und Anwendungen der drei Neonikotinoide Thiamethoxam, Clothianicin und
Imidacloprid ist noch nicht gefallen. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/894) auf eine Kleine Anfrage Fraktion Bündnis
90/Die Grünen zu Gefährdung von Wasserorganismen (19/678) hervor. Dazu
heißt es weiter, dass eine Entscheidung zu den im Rahmen des
Pflanzenschutzrechts vorliegenden Verordnungsentwürfen der
Europäischen Kommission zur Einschränkung der Wirkstoffe auf reine
Gewächshausanwendungen auf der Basis wissenschaftlicher Erkenntnisse
gefällt werden soll. Bislang habe die Bundesregierung noch keine
abschließende Position festgelegt.

 * 
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BUNDESTAG/6963: Heute im Bundestag Nr. 111 - 28.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 111

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 28. Februar 2018, Redaktionsschluss: 14.45 Uhr

1. Grüne wollen Aus für Urananreicherung

2. AfD: Deutsch im Grundgesetz verankern

3. Linke: Frauenanteil im Bundestag erhöhen

4. Hotspots auf griechischen Agäis-Inseln

5. Luftsicherheit am Flughafen Frankfurt



1. Grüne wollen Aus für Urananreicherung

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert das Aus
für Urananreicherung und Brennelementherstellung in Deutschland.
Spätestens am 31. Dezember 2022 soll nach Willen der Fraktion die
Betriebserlaubnis für diese Anlagen erlöschen. Dies sieht ein
Gesetzentwurf der Grünen (19/964) zur Änderung des Atomgesetzes vor.

Zur Begründung verweisen die Grünen auf den in Deutschland bereits
beschlossenen Atomausstieg zum 31. Dezember 2022. Dieser beziehe sich
aber nur auf Kraftwerke und nicht auf die Anreicherung von Uran
beziehungsweise Herstellung von Brennelementen. Da auch von diesen
Betrieben atomare und chemotoxische Risiken ausgingen, müsse der
Betrieb beendet werden, schreiben die Grünen. Zudem dienten die
Produkte aus solchen Anlagen "dem Betrieb von grenznahen ausländischen
Atomkraftwerken, deren Betriebsrisiken auch Menschen in Deutschland
und die Umwelt betreffen".

 * 

2. AfD: Deutsch im Grundgesetz verankern

Inneres/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/AW) Deutsch soll nach dem Willen der AfD-Fraktion als
Landessprache im Grundgesetz verankert werden. In einem entsprechenden
Gesetzentwurf (19/951) fordert sie die Ergänzung des derzeitigen
Artikels 22 Grundgesetz zur Hauptstadt und zur Bundesflagge um einen
dritten Absatz mit dem Wortlaut: "Die Landessprache in der
Bundesrepublik Deutschland ist Deutsch."

Nach Ansicht der AfD-Fraktion habe diese Grundgesetzänderung nicht
allein deklamatorischen Charakter. Zukünftig solle das staatliche
Handeln darauf verpflichtet werden, die deutsche Sprache zum
Hauptkommunikationsmedium aller Menschen in Deutschland zu machen.
Dadurch werde der Zusammenhalt der Gesellschaft gefördert. Zudem
ermögliche dies, die Sprache als Trägerin deutschen Kulturgutes
stärker zu fördern. Seit Jahren sehe sich die deutsche Sprache "einer
Verdrängung durch andere Sprachen ausgesetzt". Vor allem international
tätige Unternehmen nutzten die englische Sprache nicht nur für ihre
unternehmensinterne Kommunikation, sondern ebenso für Werbemaßnahmen.
Verstärkt durch die Massenmedien habe diese Praxis zu einer
schrittweisen Veränderung der Sprachgewohnheiten geführt und die
deutsche Sprache "merklich verfärbt".

 * 

3. Linke: Frauenanteil im Bundestag erhöhen

Inneres/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Verfassungsauftrag zu Gleichstellung erfüllen -
Frauenanteil im Deutschen Bundestag erhöhen" lautet der Titel eines
Antrags der Fraktion Die Linke (19/962), der am Donnerstag erstmals
auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Wie die Fraktion
darin ausführt, sind Frauen "in politischen Ämtern und Mandaten noch
immer dramatisch unterrepräsentiert". Mit 30,9 Prozent ist der Anteil
weiblicher Mandatsträgerinnen im aktuellen Bundestag so niedrig wie
zuletzt 1998.

Zugleich verweist die Fraktion darauf, dass das Grundgesetz seit 1994
nicht mehr nur eine Ungleichbehandlung aufgrund des Geschlechts
verbiete, sondern mit Artikel 3 Absatz 2 Satz 2 "die reale
Verwirklichung der Gleichstellung" verlange. Damit erteile das
Grundgesetz dem Staat und seinen Organen den Verfassungsauftrag, "die
tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und
Männern zu fördern und auf die Beseitigung bestehender Nachteile
hinzuwirken". Auch stünden die Parteien in der Verantwortung,
geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um mehr Frauen für eine aktive
Mitarbeit auf allen Ebenen zu gewinnen.

Dem Antrag zufolge soll der Bundestag seine Absicht bekunden, "im
Rahmen der für die 19. Legislaturperiode geplanten Wahlrechtsreform
die dringend erforderliche Umsetzung des Verfassungsauftrages aus
Artikel 3 Absatz 2 Satz 2 Grundgesetz durch eine gesetzliche Regelung
zur Steigerung des Frauenanteils in Wahlmandaten zu berücksichtigen".
Die Bundesregierung wird in der Vorlage aufgefordert, "auf eine
Steigerung des Anteils von Frauen in Wahlämtern hinzuwirken".

 * 

4. Hotspots auf griechischen Agäis-Inseln

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Situation in den sogenannten Hotspots für
Flüchtlinge auf den griechischen Agäis-Inseln geht es in der Antwort
der Bundesregierung (19/810) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/624). Wie die Bundesregierung darin ausführt, beobachtet sie
die humanitäre Lage in den Hotspots auf den ägäischen Inseln "genau
und sieht hier weiterhin Verbesserungsbedarf". Die Unterbringung und
Versorgung der Flüchtlinge und Migranten auf den Inseln liege
allerdings in der primären Verantwortung und Zuständigkeit des
griechischen Staates. Griechenland werde hierbei durch die EU und
bilateral unterstützt.

Wie aus der Antwort hervorgeht, befanden sich laut griechischen
Behörden zum 8. Februar 2018 insgesamt 12.589 Asylsuchende auf den
ostägäischen griechischen Inseln, davon 9.777 in den Hotspots, die
über eine Kapazität von 6.246 Plätzen verfügen. "Laut Europäischer
Kommission stehen auf den Inseln zum 6. Februar 2018 insgesamt 8.920
Unterkunftsplätze zur Verfügung", heißt es in der Vorlage weiter.
Darin betont die Bundesregierung, dass sie Maßnahmen der griechischen
Regierung und der EU-Kommission unterstützt, "die
Unterkunftskapazitäten bedarfsgerecht auszubauen, Asylverfahren zu
beschleunigen und Rückführungen auf Basis der EU-Türkei-Erklärung in
die Türkei durchzuführen, um die derzeitige Überbelegung nachhaltig zu
reduzieren".

 * 

5. Luftsicherheit am Flughafen Frankfurt

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Fragen zur "Luftsicherheit am Flughafen Frankfurt"
behandelt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/812) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/629). Darin erkundigte sich
die Fraktion unter anderem danach, welche Bilanz die Bundesregierung
"hinsichtlich der im Jahr 2007 eingeleiteten weitgehenden
Privatisierung von Luftsicherheitsdienstleistungen vor allem in Bezug
auf die Kosten, Qualität der Dienstleistungen sowie die
Arbeitsbedingungen im Luftsicherheitsbereich" zieht.

Wie die Bundesregierung dazu ausführt, existieren keine Hinweise
dafür, dass die Qualität der Kontrolltätigkeit von der privat- oder
öffentlich-rechtlichen Natur des Beschäftigungsverhältnisses abhängig
ist. In Deutschland werde ein "international anerkanntes hohes Niveau"
in der Luftsicherheit gewährleistet. Bei der Einhaltung der
EU-Standards gehöre Deutschland "zur Spitzengruppe der EU-Staaten mit
den höchsten Compliance-Quoten".

 * 
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BUNDESTAG/6962: Heute im Bundestag Nr. 110 - 28.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 110

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 28. Februar 2018, Redaktionsschluss: 14.00 Uhr

1. Versteigerung von 5G-Mobilfunkfrequenzen

2. Gefahr nuklearer Mittelstreckensysteme

3. Regierung: Anwaltspostfach bald online

4. Energieziel 2020 im Verkehrsbereich



1. Versteigerung von 5G-Mobilfunkfrequenzen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Bei der noch in diesem Jahr geplanten Versteigerung
der Frequenzen für die Einführung der fünften Mobilfunkgeneration (5G)
knüpft die Bundesnetzagentur an das in früheren
Frequenzversteigerungen bewährte Auktionsdesign an. Das machte Wilhelm
Eschweiler, Vizepräsident der Bundesnetzagentur, am Mittwoch vor dem
Verkehrsausschuss deutlich. Stellungnahmen zu dem von der
Bundesnetzagentur öffentlich gemachten Konsultationsentwurf hätten bis
zum heutigen Tag eingereicht werden können, sagte Eschweiler.

Mit der Frequenzvergabe, so der Vizepräsident der Bundesnetzagentur,
würden die Weichen für den Mobilfunkaufbau bis ins Jahr 2040 gestellt.
Auf dem Weg in die Gigabit-Gesellschaft gelte es, die Rahmenbedingung
für den Ausbau einer leistungsfähigen Infrastruktur "auch in den
ländlichen Räumen" auszurichten. Da die zu versteigernden Frequenzen
kapazitätsbegrenzt seien, brauche es eine hohe Zahl an Basisstationen,
was sehr kostenintensiv sei. Zu prüfen sei daher, wie ein möglichst
kostenbewusster Ausbau durchgeführt werden könne. Um alle
Möglichkeiten auszunutzen, zur Schließung "weißer Flecken"
beizutragen, hätte ein entsprechender Länderarbeitskreis "monetäre
Anreizsysteme" ins Spiel gebracht, sagte er. Die Rede sei dabei unter
anderen von einer möglichen Ratenzahlung der Frequenzkosten gewesen,
damit die Unternehmen mehr finanzielle Möglichkeiten zum Netzausbau
hätten.

Eschweiler verwies auf den Koalitionsvertrag von Union und SPD, der
den politischen Rahmen vorgebe. Darin sei die Vorgabe enthalten, neue
Frequenzen nur gegen flächendeckende Versorgung zu vergeben. Die
Bundesnetzagentur nehme das Thema Versorgungsverpflichtung und
Diensteanbieterverpflichtung sehr ernst, betonte er.

Eschweiler machte zudem deutlich, wenn man sich auf eine
einhundertprozentige Flächenabdeckung verständigen wolle, berühre man
die Problematik der Universaldienste, zu denen der Mobilfunkanschluss
nicht gehöre. Dann stelle sich die Frage, ob das Auktionsverfahren
ausreichend gerichtsfest sei. Scheitere das Verfahren vor Gericht,
finde die Digitalisierung ohne Deutschland statt, warnte Eschweiler.
Es stelle sich angesichts dessen die Frage, ob bei den letzten
Prozenten des Ausbaus, wo es eine Wirtschaftlichkeitslücke gebe, nicht
doch eine öffentliche Förderung benötigt werde.

Was den Ausbau des aktuellen LTE-Mobilfunknetzes angeht, bei dem nach
Ansicht mehrerer Abgeordneter, Deutschland die gesetzten Ziel nicht
erreicht habe, verwies Eschweiler darauf, dass der Versorgungsauftrag
erst bis zum 31.Dezember 2019 zu erfüllen sei. Er habe keinen Zweifel
daran, dass die Unternehmen "große Anstrengungen unternehmen werden,
um den Auftrag zu erfüllen". Angesprochen auf die aus Sicht einiger
Abgeordneter zu hohen Mobilfunkpreise in Deutschland stelle Eschweiler
klar, die Bundesnetzagentur mache keine Preisregulierung. Der
Mobilfunkmarkt sei ein Wettbewerbsmarkt, so der Vizepräsident der
Bundesnetzagentur.

 * 

2. Gefahr nuklearer Mittelstreckensysteme

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD machen sich für
eine Bewahrung und Festigung des INF-Abrüstungsvertrages aus dem Jahre
1987 stark. "Der Vertrag verpflichtet die USA und alle
Nachfolgestaaten der UdSSR zur dauerhaften Eliminierung ihrer
landgestützten ballistischen Raketen und Marschflugkörper mit
Reichweiten zwischen 500 und 5.500 Kilometer; mit anderen Worten: der
vollständigen Abschaffung aller landgestützten Mittelstreckenraketen",
heißt es in einem Antrag (19/956), der am Freitag auf der Tagesordnung
des Bundestagsplenums steht. Der INF-Vertrag (Intermediate Range
Nuclear Forces Treaty) sei ein Abrüstungsvertrag, der tiefe
Einschnitte in das atomare Zerstörungspotential erreicht habe.
Angesichts wechselseitiger Vertragsverletzungsvorwürfe durch Russland
und durch die USA müsse sich die Bundesregierung "der Gefahr eines
neuen nuklearen Wettrüstens auf dem europäischen Kontinent" aktiv
entgegenstellen und sich auf "höchster politischer Ebene für die
Bewahrung des INF-Vertragsregimes" einsetzen, fordern die
Abgeordneten. Sie sei aufgefordert, nachdrücklich an die Vereinigten
Staaten und Russland zu appellieren, " verstärkt und ernsthaft die
Special Verification Commission zu nutzen, die als Instrument im
Vertrag angelegt ist". Russland müsse endlich belastbar darüber
Auskunft geben, ob seine landgestützten, mobilen nuklearfähigen
Marschflugkörper "SSC-8" vertragskonform sind und bei Zweifeln
Inspektionen vor Ort zuzulassen.

 * 

3. Regierung: Anwaltspostfach bald online

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung will sicherstellen, dass das
besondere elektronische Anwaltspostfach (beA) so zügig wie möglich
wieder in Betrieb genommen werden kann. Ein konkreter Termin für die
Wiederinbetriebnahme des beA sei noch nicht bekannt, schreibt das
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz in der Antwort
der Bundesregierung (19/898) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/677).

Die Aufsicht des Ministeriums über die Bundesrechtsanwaltskammer
(BRAK), die das beA Ende vergangenen Jahres wegen eines erheblichen
Sicherheitsrisikos offline geschaltet hatte, beschränkt sich danach
darauf, dass Gesetz und Satzung beachtet werden. Einen Anlass für die
Anpassung der Elektronischer-Rechtsverkehrs-Verordnung (ERVV) bis zur
tatsächlichen Verfügbarkeit des beA sehe die Bundesregierung nicht.
Die BRAK ist für die Einrichtung des mit dem Gesetz zur Förderung des
elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten eingeführten beA
zuständig.

Der Stand der beA-Einführung hatte auch auf der 2. Sitzung des
Rechtsausschusses breiten Raum eigenommen. Auf der Grundlage des
Berichts der Bundesregierung und der BRAK zu den Ursachen der
Sicherheitsmängel beim beA hatten der Parlamentarische Staatssekretär
Christian Lange, BRAK-Präsident Ekkehart Schäfer und Martin
Schafhausen, Mitglied des Vorstands des Deutschen Anwaltvereins (DAV),
Fragen der Abgeordneten beantwortet.

 * 

4. Energieziel 2020 im Verkehrsbereich

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/904) das Energieziel 2020 für den
Verkehrsbereich. Mit Bezug auf die Erneuerbare-Energien-Richtlinie
(2009/28/EG) fragen die Grünen die Bundesregierung unter anderem, ob
die Bundesrepublik den geforderten Mindestanteil erneuerbarer Energien
von zehn Prozent im Verkehrssektor bis 2020 erreichen wird.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1623: Regierungspressekonferenz vom 28. Februar 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 28. Februar 2018

Regierungspressekonferenz vom 28. Februar 2018

Themen: Ausschluss von Bedürftigen ohne deutschen Pass von der
Essensausgabe bei der Essener Tafel, Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
zur Zulässigkeit von Fahrverboten in deutschen Städten wegen zu hoher
Stickstoffdioxidbelastung, Entscheidung über den Ostbeauftragten der
nächsten Bundesregierung, neuer chinesischer Großaktionär bei Daimler,
Syrien-Konflikt, No-go-Areas in Deutschland, Berichte über zögerlichen
Abruf von Fördergeldern aus Programmen zum Strukturwandel in
Braunkohleregionen, Tweet des stellvertretenden Botschafters in Afghanistan
über eine mögliche Konferenz in Deutschland für den afghanischen
Friedensprozess, Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zu einer
Verletzung des Rechts einer Partei auf Chancengleichheit im politischen
Wettbewerb durch eine Pressemitteilung einer Bundesministerin


Sprecher: StS Seibert, Kall (BMJV), Strater (BMVI), Berve-Schucht
(BMG), Kolberg (BMF), Wagner (BMWi), Flosdorff (BMVg), Adebahr (AA),
Dimroth (BMI), Quenett (BMBF)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Schönen guten Tag! Ich möchte zu Beginn etwas zu dem viel
diskutierten Thema der Tafeln sagen. Zuallererst: Die Bundeskanzlerin hat
immer wieder gesagt, dass die Millionen von Ehrenamtlichen, ob in sozialen
Einrichtungen oder in der Bildung oder im Sport, ein wahrer Schatz unseres
Landes sind. So hat sie auch größten Respekt vor jedem, der ehrenamtlich in
der Tafelbewegung arbeitet. Das sind Menschen, die mit großem Einsatz und
mit Energie anderen Menschen auf eine sehr praktische Weise helfen.

Die Bundeskanzlerin hat gestern Vormittag den Essener Oberbürgermeister
Thomas Kufen angerufen, um sich von ihm die dortige Situation genau
schildern zu lassen und zu erfahren, wie es dort weitergehen soll. Sie hat
ja auch in einem Interview von dem Druck gesprochen, der sich dort offenbar
aufgebaut hat und der natürlich eine Situation darstellt, mit der die
Tafel-Verantwortlichen dort umgehen müssen. Es ist gut, dass jetzt an einem
Runden Tisch in Essen Lösungen dafür gefunden werden, und zwar unter
Beteiligung des Sozialdezernats der Stadt, der Wohlfahrtsverbände und auch
unter Beteiligung von Migrantenorganisationen. Die Kanzlerin hatte in dem
Interview ja auch gesagt, dass sie hofft, dass gute Lösungen gefunden
werden können, die nicht bestimmte Gruppen ausschließen. Andere Tafeln in
anderen Städten haben ja für sich Maßnahmen getroffen, um durchaus ähnliche
Probleme zu bewältigen. Das kann vielleicht auch in der Essener Situation
hilfreich sein, wobei eines klar ist: Das wird von den
Tafel-Verantwortlichen vor Ort entschieden.

Frage: Herr Seibert, ist die Kanzlerin in Bezug auf Tafeln eigentlich für
Quoten für Deutsche und Nichtdeutsche? Hält sie das für ein sinnvolles und
zulässiges Instrument?

Sie hat sich gestern beim Essener Verantwortlichen informiert und am Tag
davor ein Interview zu den Tafeln gegeben. Heißt das, das Interview, das es
am Tag davor gab, basierte auf einem Stand der relativen Uninformiertheit,
und das hat sie dann nachgeholt?

StS Seibert: Zu Ihrer ersten Frage: Die Tafel in Essen wie auch Tafeln
anderenorts, wo diese wirklich wunderbare Bewegung arbeitet, sind ja dafür
da, Bedürftigen zu helfen. Bedürftigkeit ist Bedürftigkeit. Dafür ist nicht
die Staatsangehörigkeit die Richtschnur. Die Essener Tafel wie
selbstverständlich auch andere Tafeln sind ja offen für Menschen deutscher
Herkunft und auch für Migranten. Alles andere sind Fragen der Organisation,
die wir, denke ich, getrost den Verantwortlichen in den Einrichtungen
überlassen sollten, hinsichtlich der auch immer zu fragen ist: Wie kann man
von außen gegebenenfalls noch helfen?

Das Interview wurde gegeben, bevor die Bundeskanzlerin gestern Vormittag
den Essener Oberbürgermeister angerufen hat. Aber natürlich hatte sie
Informationen.

Frage : Herr Seibert, was tut die Bundesregierung denn, um der Essener
Tafel speziell und den Tafeln in Deutschland allgemein dabei zu helfen, mit
dem Druck, wie es die Kanzlerin nannte, fertig zu werden?

Eine Frage an das BMJV: Ist es eigentlich richtig legal, dass Personen
aufgrund ihrer Herkunft von solchen Essensausgaben ausgeschlossen werden?

StS Seibert: Die Tafeln sind ja bürgerschaftliches Engagement par
excellence. Die arbeiten selbst organisiert und nach Grundsätzen, die sie
sich selbst als Mitglieder der Tafel Deutschland e. V. gegeben haben. Darin
legen sie fest, wie sie ihre Arbeit vor Ort organisieren wollen, und das
sollten wir Ihnen auch weiterhin überlassen.

Die Frage ist: Kann von außen Hilfe gegeben werden? Zunächst einmal ist ja
genau dafür auch der Runde Tisch da, um Blickwinkel in die Debatte
hineinzubringen, beispielsweise vom städtischen Sozialdezernat, von den
Wohlfahrtsverbänden, von Migrantenorganisationen. Aber es handelt sich um
eine bürgerschaftliche Bewegung par excellence.

Kall: Ich kann dem nicht viel hinzufügen. Die Tafeln, wie Herr Seibert
schon sagte, sind privat organisierte Organisationen mit ganz
beispielhaftem bürgerschaftlichen Engagement. Die organisieren ihre Arbeit
und letztlich sozusagen auch die Frage, wem sie alles Zugang zu Essen
bieten beziehungsweise an wen sie Essen verteilen, selbst. Deswegen kann
ich das nicht kommentieren.

Zusatzfrage : Ich bin da vielleicht ein bisschen uninformiert. Gibt es denn
keine Gesetze in Deutschland, die auch der Privatwirtschaft oder privatem
Engagement bestimmte Diskriminierungen verbieten, wenn jetzt jemand
aufgrund seiner Hautfarbe bei einer Wohnung, einem Job oder etwas Ähnlichem
nicht zum Zug kommt?

Kall: Es gibt natürlich das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz. Aber ob das
sozusagen den Sachverhalt regelt, wie es ihn jetzt in Essen gab, kann ich
von hier aus nicht beurteilen.

Frage: Herr Seibert, können Sie noch einmal Stellung zu dem Vorwurf nehmen,
dass der wahre Skandal eigentlich darin liege, dass Menschen überhaupt auf
privatwirtschaftlich organisierte Tafeln angewiesen sind?

StS Seibert: Deutschland ist ein Sozialstaat mit einem dichten sozialen
Netz, sogar einem Netz, das in den letzten Jahren noch weiter ausgebaut und
dichter geknüpft wurde. Die Tafeln wie viele andere Beispiele
bürgerschaftlichen Engagements ergänzen mit ihrem Angebot die Leistungen
des Sozialstaats. Das ist eine Tradition, auf die wir, weil hinter ihr die
praktische Arbeit von Millionen von Menschen steht, durchaus stolz sein
dürfen. Etwas anderes ist, dass es Menschen gibt, die eine Bedürftigkeit
empfinden, die sie zu den Tafeln gehen lässt; das ist richtig. Deswegen ist
Armutsbekämpfung eine der wichtigsten Aufgaben jeder Bundesregierung und
auch dieser Bundesregierung. Es gibt viele Beispiele dafür, wie das in
unsere tägliche Arbeit einfließt, vom Mindestlohn bis zur Verbesserung der
Rentensituation usw.

Zusatzfrage: Sie sprachen jetzt von einer Tradition, auf die man stolz sein
könne. Trotzdem sind halt immer mehr Menschen tatsächlich auf diese Tafeln
angewiesen. Darin, dass halt immer mehr Menschen darauf angewiesen sind,
verorten viele Kritiker, viele Beobachter den wahren Skandal, und darauf
zielte meine Frage ab, nämlich wie Sie diesen Vorwurf für die
Bundesregierung beurteilen.

StS Seibert: Ich habe Ihnen die Antwort gegeben.

Frage: Herr Seibert, teilt die Bundesregierung den Eindruck, dass es sich
bei den Phänomenen, die die Essener Tafel zu ihrer neuen Regel geführt
haben, tatsächlich um Konflikte beziehungsweise vielleicht auch
Verdrängungskonflikte "Arm gegen Arm" oder unter Armen handelt?

Teilen Sie zum Zweiten den Eindruck, dass es sich vielleicht weniger um die
Frage der Staatsbürgerschaft handelt, sondern zum Teil um kulturelle
Unterschiede, die bei den Verhaltensweisen bei der Zugangserlangung eine
Rolle spielen? Wenn das so ist, ist das dann eine Aufgabe für die
Bundesministerien, die zum Beispiel an der Initiative Kulturelle
Integration beteiligt sind? Dort könnten solche Dinge nämlich aufgearbeitet
werden, nicht nur an lokalen Runden Tischen.

StS Seibert: Ich maße mir jetzt nicht an, von hier aus die ganz konkrete
Situation an den Verteilungsstellen der Essener Tafel bewerten oder
beurteilen zu können. Ich glaube, das entspricht auch nicht meiner Rolle.
Ich habe in den letzten Tagen wie wahrscheinlich wir alle von den
Problemen, die dort aufgetaucht sind, gelesen. Ich habe auch davon gelesen,
dass an anderen Orten, an denen die Tafel tätig ist, mit vergleichbaren
oder ähnlichen Problemen durch organisatorische Veränderungen umgegangen
worden ist und dass das durchaus Abhilfe geschaffen hat. Ich glaube, es ist
wirklich richtig, dass man das jetzt nicht hier von der
Regierungssprecherbank aus beurteilt, sondern dass man das an Ort und
Stelle miteinander bespricht, und zwar miteinander: die Stadt, die
Verantwortlichen der Tafel, Sozial- und Wohlfahrtsverbände und auch
Migrantenorganisationen. Denn, noch einmal gesagt, ein bedürftiger Mensch
ist ein bedürftiger Mensch.

Zusatzfrage: Eben darauf bezog sich die Frage, ob es sich nicht tatsächlich
um einen Konflikt "Arm gegen Arm" handelt; denn Bedürftige sind Bedürftige,
und "Arm" ist in gewisser Weise ein Synonym dafür. Das scheint mir die
Schlussfolgerung aus dem zu sein, was Sie vorhin gesagt haben.

Aber ich stelle noch einmal die Frage: Gehört das dann nicht doch auch in
Aktivitäten der Initiative, an der die Bundesregierung konstituierend
beteiligt war und seit mehr als einem Jahr beteiligt ist?

StS Seibert: Wir sind uns ja völlig einig, dass die Art und Weise dessen,
wie man sich in Deutschland verhält, wie man Regeln, die hier gelten,
einhält, und wie man auch dem deutschen Sozialstaat gegenübertritt,
natürlich auch Gegenstand beispielsweise von Integrationskursen ist oder
sein sollte. Ich bin sicher, es ist auch so.

Frage : Herr Seibert, seit Frau Merkel Bundeskanzlerin ist, hat sich die
Anzahl der Tafeln in Deutschland verdoppelt. Wie erklärt sich die
Bundeskanzlerin das?

StS Seibert: Die Tafeln - das wird ja manchmal ein bisschen mit dem
Phänomen der Suppenküchen oder mit so etwas zusammengeworfen - sind ja
ursprünglich entstanden, weil wir in Deutschland das Phänomen enormen
Nahrungsüberschusses haben und damit sinnvoll umgegangen werden soll. Das
ist ja erst einmal der Impuls, der die Tafeln am Anfang geleitet hat, also
nicht wegzuwerfen, sondern diese Nahrung zu denen zu bringen, die sie zu
günstigsten Bedingungen bekommen und gebrauchen können. Das ist, denke ich,
das, was hinter diesen mehr als 900 Tafeln steht.

Ja, Armutsbekämpfung beziehungsweise Bekämpfung von Bedürftigkeit ist eine
Aufgabe für eine Bundesregierung. Aber nun an der Ausweitung von Tafeln
abzulesen - - - Ich könnte jetzt auch mit der stark gesunkenen, halbierten
Zahl der Arbeitslosen entgegnen, die 2005 mehr als doppelt so hoch wie
heute war. Gute Arbeit beschaffen oder ermöglichen, die Wirtschaft
stabilisieren, ein dichtes soziales Netz knüpfen - das sind Aufgaben, der
sich jede Bundesregierung stellen muss und der sich diese Bundesregierung
auch stellt, und zwar mit einigem Erfolg.

Zusatz : Ich meine, nur weil es mehr Arbeit gibt, heißt das ja nicht, dass
es weniger Armut gibt. Es gibt ja auch Menschen, die arbeiten und zur Tafel
gehen. Ich habe jetzt herausgehört: Weil es mehr Essen gibt, gibt es mehr
Tafeln.

StS Seibert: Falsch herausgehört! Ich habe sozusagen über den
Gründungsimpuls der Tafeln gesprochen, die die Themen "Überfluss" und
"Bedürftigkeit in unserer Gesellschaft" zusammenzubringen.

Zusatzfrage : Erkennt die Kanzlerin an, dass sie durch ihre Politik auch
Armut geschaffen und ausgeweitet hat? Sie reden von Armutsbekämpfung - - -

StS Seibert: Das ist eine Bewertung, der ich mich ausdrücklich nicht
anschließe.

Frage: Sie sagten, die Kanzlerin habe mit dem Essener Bürgermeister
gesprochen. Sie haben ja einige Fragen wie kulturelle Verhaltensweisen
selbst aufgeworfen. Warum hat sie sich nicht direkt bei der Tafel, die auch
selbst entscheidet, informiert, also direkt dort, wo das Problem ja
offenbar entstanden ist?

StS Seibert: Ihr Ansprechpartner ist jetzt erst einmal der Essener
Oberbürgermeister gewesen, der ja über die Verhältnisse in seiner Stadt und
natürlich auch über das, was in der Tafel stattfindet, durch seinen
direkten Kontakt bestens Bescheid weiß. Künftige Kontakte kann ich Ihnen
hier noch nicht vorhersagen.

Frage: Herr Seibert, plant die Bundeskanzlerin eine Visite vor Ort, um
beispielsweise ein Selfie mit den Organisatoren zu machen oder sich über
die praktischen Fragen vor Ort direkt aus erster Hand zu informieren und so
auch ein praktisches Zeichen des Verständnisses und Problembewusstseins zu
vermitteln, oder ist das Telefonat der Abschlussakt der Informationsarbeit?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin besucht immer wieder soziale Einrichtungen
und Einrichtungen des bürgerschaftlichen Engagements; dafür kann ich Ihnen
viele Beispiele nennen. Reisepläne kann ich hier natürlich erst dann
verkünden, wenn es hoffentlich zu einer Wahl im Deutschen Bundestag
gekommen sein wird. Aber eines kann ich Ihnen versichern: Die
Bundeskanzlerin wird natürlich weiterhin sehr daran interessiert sein, wie
man in Essen mit dieser Herausforderung umgeht, und sie wird sich weiterhin
darüber auf dem Laufenden halten lassen.

Zusatzfrage: Heißt das, ein Besuch der Bundeskanzlerin bei der Tafel in
Essen wäre erst dann möglich, wenn sie offiziell gewählt worden wäre, also,
sagen wir einmal, am 12. oder 13. März? Heißt das, dann hätte sie auch das
Amt und die Autorität, sich bei der Tafel persönlich zu erkunden?

StS Seibert: Da haben Sie irgendetwas mit der geschäftsführenden Regierung
nicht richtig verstanden, wenn ich das in Bezug auf Amt und Autorität so
sagen darf. Es geht jetzt einfach darum, dass wir - das brauche ich ja
Ihnen nicht zu erzählen - vor einem nicht ganz unwichtigen Sonntag stehen,
von dem dann wieder anderes abhängt.

Terminpläne für die Bundeskanzlerin werden dann gemacht und veröffentlicht,
wenn es zu einer Wahl im Deutschen Bundestag gekommen sein wird.

Frage: Herr Kall, es geht um das gestrige Diesel-Urteil. Es heißt ja nun
immer, es gäbe keine rechtliche Handhabe dafür, die Automobilkonzerne dazu
zu zwingen, Hardwarenachrüstungen auf eigene Kosten durchzuführen. Warum
gibt es die eigentlich nicht? Letztendlich ist ein Produkt verkauft worden,
dessen Eigenschaften dann nicht erfüllt werden. Wäre es nicht an der Zeit,
diese rechtliche Handhabe zu schaffen?

Ich habe im Anschluss noch eine Frage an Herrn Strater. Das
Verkehrsministerium ist ja vehement gegen die Einführung einer blauen
Plakette. Warum diese Weigerung? Es kann ja nun nicht ausgeschlossen
werden, dass es zu Fahrverboten kommt. In dem Fall würden die Kommunen mit
der Kontrolle ja komplett alleingelassen werden. Warum weigert sich das
Verkehrsministerium also weiterhin?

StS Seibert: Dürfte ich um Erlaubnis bitten, ein bisschen in das Thema
einzuführen? Das Thema ist ja sehr kompliziert, und es geht dabei durchaus
um mehrere, verschiedene Sachverhalte; einige haben Sie angesprochen. Es
geht um Situationen, die von Stadt zu Stadt äußerst unterschiedlich sind.
Deswegen, glaube ich, ist es wichtig, die Dinge ein bisschen
auseinanderzuhalten.

Sprechen wir erst einmal über das gestrige Urteil. Das
Bundesverwaltungsgericht hat die Revisionsklagen von NRW und
Baden-Württemberg überwiegend zurückgewiesen. Das heißt, dass in den
Luftreinhalteplänen schnell zusätzliche Maßnahmen ergriffen werden müssen,
um die Grenzwerte einzuhalten, und dabei müssen die Maßstäbe der
Verhältnismäßigkeit gewahrt bleiben; dazu kommen wir gleich. Adressat
dieses Urteils sind ja zunächst einmal die Länder und die Kommunen. Nach
erster Einschätzung bedeutet das Urteil des Gerichts, dass die Länder
Fahrverbote für Dieselfahrzeuge erlassen können - als letztes Mittel,
soweit dies zur Grenzwerteinhaltung erforderlich ist. Ich hatte schon
gesagt: Das Gericht hat auch Hinweise darauf gegeben, dass die Maßnahmen
verhältnismäßig sein müssen, das heißt verhältnismäßig mit Blick auf das
Alter, auf das Emissionsverhalten der Fahrzeuge, aber auch auf bestimmte
Nutzergruppen wie Handwerker oder bestimmte Anwohner.

Wir erleben ja - die Zahlen der letzten Monate zeigen das -, dass in den
Städten allgemein eine nachlassende Schadstoffbelastung mit
Stickstoffdioxid zu messen ist. Das bringt zahlreiche der Städte durchaus
schon wieder in die Nähe der Grenzwerte. Wir gehen davon aus, dass der
größte Teil der Städte mit moderaten Grenzwertüberschreitungen das Problem
ohne jegliche Fahrverbote lösen kann. Dabei unterstützt der Bund die
betroffenen Kommunen mit dem Sofortprogramm "Saubere Luft 2017-2020", das
wir mit Nachdruck umsetzen.

Es geht jetzt darum, den belasteten Städten jegliche Unterstützung zu
bieten, um auch dort, also in den stärker belasteten Städten, das Problem
zu lösen und die Luftqualitätsgrenzwerte eben so schnell wie möglich
einzuhalten. Dafür werden wir mit Ländern und Kommunen unmittelbar nach
Auswertung der Urteilsbegründung die Konsequenzen aus diesem Urteil
erörtern. Die vielfach geäußerte Sorge, dass da ein Flickenteppich von
Fahrverboten entstehen könnte, werden wir im Gespräch mit Ländern und
Kommunen aufnehmen und prüfen, wie wir die Maßnahmen und die Festsetzung
von Kriterien unterstützen können. Ganz klares Ziel der Bundesregierung ist
es, Fahrverbote, wo immer möglich, zu vermeiden.

Ich erinnere Sie jetzt vielleicht noch einmal an den Brief, den die drei
Minister Hendricks, Schmidt und Altmaier Mitte dieses Monats an Kommissar
Vella geschrieben haben. Darin hieß es ja, dass die Bundesregierung, falls
nötig, die besonders belasteten Städte dabei unterstützen wird,
wirkungsvolle Verkehrsvorschriften auf bestimmten Straßen einzuführen, um
eben die Luftverschmutzung zu reduzieren. Die Bundesregierung setzt sich
dabei für intelligente, für digitale Lösungen ein, zum Beispiel für
digitale Steuerungs- und Anzeigesysteme, um den Verkehr um hoch belastete
Zonen herum umzuleiten.

Die Frage, die Sie ja auch gestellt haben, inwieweit technische Umrüstungen
von Dieselfahrzeugen die Luftreinhaltung sinnvoll unterstützen können, ist
im Rahmen des Nationalen Forums Diesel einer Arbeitsgruppe anvertraut
worden. Bei dieser Arbeitsgruppe sind mehrere Gutachten in Auftrag gegeben
worden, um alle Problemfelder, die dabei zu beachten sind, auch wirklich
genau zu betrachten und zu klären. Dabei muss man sich den finanziellen
Aufwand anschauen. Dabei muss man sich die Frage stellen: Wie lange dauert
so eine technische Umrüstung, und welchen Einfluss hat das auf das Ziel,
das wir ja alle haben, nämlich einer möglichst zügigen Umwandlung der
Flotte in Richtung umweltschonender Fahrzeuge? - Sobald da Ergebnisse
vorliegen werden, wird es dann, und zwar sehr rasch, die Aufgabe des
nächsten Verkehrsministers der neuen Bundesregierung sein, Klarheit zu
schaffen und daraus die richtigen Schlüsse zu ziehen.

Das Einzige, das ich vielleicht noch anfügen will, ist: Es ist aus unserer
Sicht sehr wichtig, dass die Softwareupdates - wir sprachen jetzt von
technischen Nachrüstungsmaßnahmen, und dann gibt es ja noch die
Softwareupdates; das läuft ja bereits - weiterhin mit Energie durchgeführt
werden.

Zusatzfrage: Zu der Studie oder Untersuchung, die Sie gerade angesprochen
haben: Wann erwarten Sie denn da Ergebnisse?

StS Seibert: Das ist vielleicht eine Frage, die besser an das
Verkehrsministerium zu richten ist, was den Blick auf die Arbeitsgruppen
angeht.

Kall: Sie haben ja nach Ansprüchen der Autofahrer, der Verbraucherinnen und
Verbraucher, gefragt. Natürlich bestehen Gewährleistungsansprüche der
getäuschten Verbraucher, und dazu gibt es derzeit hunderte Verfahren vor
deutschen Amts- und Landgerichten, in denen gerade genau über diese
Gewährleistungsansprüche und letztlich die innertechnische Nachrüstung und
Softwareupdates verhandelt wird. Der Bundesjustizminister hat immer wieder
gesagt, auch heute Morgen wieder in der "Rheinischen Post", dass die
Autofahrer nicht die Zeche für das Versagen der Autobranche zahlen dürfen
und dass sich seiner Meinung nach, der Meinung von Heiko Maas, technische
Nachrüstungen eben nicht allein auf Softwareupdates beschränken dürfen,
sondern tatsächlich bei Euro-5 und Euro-6 technische Hardwarenachrüstungen
erfolgen müssten. Aber über all das haben letztlich Gerichte zu
entscheiden.

Ganz wichtig ist, dass es Verbraucherinnen und Verbrauchern leichter
gemacht wird, ihre Ansprüche auch durchzusetzen. Dazu gehört sicherlich
zweierlei, einerseits der ganz scharfe Appell, den der Justizminister auch
immer wieder an die Autobranche gerichtet hat, Verjährungseinreden nicht
geltend zu machen und die Ansprüche der Kunden weiterhin zu berücksichtigen
und zu akzeptieren. Zweitens gehört dazu die Musterfeststellungsklage, zu
der das Justiz- und Verbraucherschutzministerium ja in der letzten
Legislaturperiode schon einen Vorschlag vorgelegt hatte, der jetzt auch
Gegenstand des Koalitionsvertrags ist. Dazu kann ich mich hier jetzt nicht
ausführlicher äußern, aber Sie werden das im Koalitionsvertrag gelesen
haben, der ja auch sehr schnell umgesetzt werden soll, damit Ansprüche, die
Ende dieses Jahres, also Ende 2018, verjähren könnten, eben nicht verjähren
und damit es die Möglichkeit, über die Musterfeststellungsklage eine
Vielzahl von Verbrauchern zu schützen und Verbraucherinteressen gerichtlich
durchzusetzen, auch schon in diesem Jahr gibt.

Strater: Ich fange einmal mit der Frage an, wann die Untersuchungen
hinsichtlich der Hardwarenachrüstungen vorliegen werden. Ich möchte Sie
darauf hinweisen, dass sich der Minister auch ausführlich zu diesem Thema
geäußert hat, sowohl gestern im Pressestatement zusammen mit der
Umweltministerin als auch im gestrigen "Brennpunkt" als auch heute in
Fernsehinterviews. Er hat dort gesagt, dass die Untersuchung der
Bundesregierung zu den technischen Hardwarenachrüstungen in den nächsten
Wochen zu Ende geführt werden wird. Durch diese Untersuchungen werden wir
sehen, was machbar ist und was nicht machbar ist. Die Lösungen müssen -
darauf hat er hingewiesen - ökologisch sein, sie müssen wirkungsvoll sein,
und sie müssen wirtschaftlich darstellbar sein. Das ist das, was er betont
hat.

Auch mit Blick auf die blaue Plakette hat er sicher mehrfach geäußert. Wir
haben es hier mit Fragen in einzelnen Städten zu tun. Die Zahl der Städte,
die betroffen sind, reduziert sich ständig. Ich möchte Sie hier noch auf
eine Zahl hinweisen: Die Stickoxidbelastung im Straßenverkehr ist in den
vergangenen Jahren kontinuierlich und signifikant gesunken, seit dem Jahr
2000 bis zum heutigen Tag um knapp 60 Prozent, seit Anfang der
Neunzigerjahre sogar um knapp 70 Prozent. Diesen Weg müssen wir mit unserem
intelligenten Maßnahmenmix, den wir auf den Weg gebracht haben, weiter
beschreiten. Herr Seibert hat die Maßnahmen hier ja vorgestellt.

Grundsätzlich, noch einmal gesagt, ist es das Ansinnen des Ministers,
Fahrverbote zu vermeiden.

Frage: Zuerst an Herrn Kall: Die Gewährleistungsansprüche, die Sie
angesprochen haben, beziehen sich ja bloß auf die festgestellten illegalen
Abschalteinrichtungen, aber nicht auf den Besitzer eines Euro-4-Fahrzeugs,
der ein legal zugelassenes Auto erworben hat und jetzt eventuell einen
Wertverlust hinnehmen muss. Das verstehe ich doch richtig?

Zweitens an Herrn Strater: Erübrigt sich die Änderung der
Straßenverkehrsordnung hinsichtlich der Streckensperrung von einzelnen
Straßenzügen nicht mit dem gestrigen Urteil? Hamburg plant ja offenbar
genau das, was Sie dann im Nachgang noch einmal per Verordnung regeln
wollen. Das erschließt sich mir nicht so richtig.

Kall: Ich kann gerne anfangen. - Sie haben natürlich Recht: Kaufrechtliche
Gewährleistungsansprüche beziehen sich immer auf Sachmängel. Ein Sachmangel
liegt zum Beispiel in einer illegalen Abschalteinrichtung. Inwiefern Käufer
auch bei älteren Fahrzeugen mit älteren Abgasnormen getäuscht worden sind,
kann ich von hier aus nicht beurteilen. Aber wie gesagt, es gibt hunderte
Verfahren vor deutschen Gerichten dazu.

Strater: Weil Sie das Beispiel Hamburg angesprochen haben: Der Minister hat
noch einmal deutlich gemacht, dass er gegen einen Wettlauf ist, wer hier
die schnellste Fahrverbotsstadt ist. Er hat betont, dass wir individuell
auf die Situation in den Städten reagieren müssen. Wir haben ganz konkrete
Situationen in manchen Städten, wo wir die Probleme mit unseren
intelligenten Maßnahmen lösen wollen. Der Minister hat betont, dass wir vor
allen Dingen die Fahrzeuge, die sich 24 Stunden 7 Tage die Woche in den
Städten bewegen, verbessern müssen und dass wir zum Beispiel Busse im ÖPNV
elektrifizieren oder mit Brennstoffzellen ausrüsten müssen. Insofern:
Diesen Weg wollen wir weitergehen. Das ist dazu zu sagen.

Zusatzfrage: Meine Frage bezog sich auf die geplante Änderung der
Straßenverkehrsordnung. Warum ist die noch nötig? Das erschließt sich mir
nicht.

Strater: Vielleicht noch ergänzend: Wir werden uns, so wie Herr Seibert es
auch gesagt hat, die Urteilsbegründung jetzt im Detail ansehen und uns dann
mit Städten, Kommunen und Ländern - und im Übrigen auch mit der
Automobilindustrie - an einen Tisch setzen und die weiteren Schritte
beraten. Es wird natürlich - auch das ist angesprochen worden - auch
Aufgabe der neuen Bundesregierung sein, hier die notwendigen Schritte zu
gehen. Sie haben in dem Urteil beziehungsweise der gestrigen
Pressemitteilung dazu gelesen, was im Moment schon geht und was noch zu tun
ist. Mehr kann ich dazu im Moment noch nicht sagen.

Frage: Herr Strater, Sie sagen, es werde sich bald herausstellen, was
machbar ist. Wie beurteilen Sie die technische Expertise des ADAC, der ja
definitiv erklärt, technische Nachrüstung sei machbar? Ist das eine
qualifizierte Organisation, trauen Sie der diese Expertise zu?

Zweite Frage an Herrn Strater und Herrn Haufe: Herr Lindner hat ja gesagt,
das Gerichtsurteil sei ein Eingriff in Freiheit und Eigentum, weil wir uns
zu Gefangenen menschengemachter Grenzwerte machen würden. Sind Ihnen
technisch-medizinische Grenzwerte bekannt, die nicht menschengemacht sind?

Strater: Zu den Grenzwerten kann gleich vielleicht auch der Kollege
ausführen. - Ihre erste Frage zielte auf die Hardwarenachrüstung?

Zusatz: Ja, weil Sie vorhin sagten, es werde untersucht und man würde ja
auch bald wissen, was geht und was nicht geht. Der ADAC hat ja gesagt: Wir
haben definitiv herausgefunden, dass es geht.

Strater: Der ADAC hat meines Wissens vier Fahrzeuge getestet. Das ist jetzt
noch nicht der Hinweis, dass Hardwarelösungen die Patentlösung sind. Wir
untersuchen das vielmehr sehr genau, wir haben dazu Gutachten in Auftrag
gegeben, wir befragen dazu Wissenschaftler und Experten. Ich habe gesagt,
dass diese Untersuchungen noch laufen und dass sie in den nächsten Wochen
zum Abschluss gebracht werden. Dann werden wir sehen, was möglich ist und
was nicht möglich ist. Es muss wirkungsvoll und wirtschaftlich sein, darauf
habe ich hingewiesen.

Einen Punkt will ich noch ergänzen, weil wir das hier so vielleicht noch
nicht angesprochen haben: Die Auswirkungen, die Fahrverbote auf die Städte
hätten, wären massiv; auch darauf hat der Minister hingewiesen. Er hat
gesagt: Mobilität ist existenzsichernd in unseren Städten. Er will
erreichen, dass weiterhin Verkehr möglich ist und dass die Lebensadern in
unseren Städten - der Verkehr ist die Lebensader in unseren Städten -
aufrechterhalten werden können. Wenn es zu Fahrverboten käme, dann hätte
das massive Auswirkungen auf Wirtschaft, Mittelstand, Logistik, Handwerk,
Gastronomie und Einzelhandel, es gäbe einen Verlust an persönlicher
Freiheit und natürlich einen Wertverlust von Fahrzeugen. All das will er
verhindern, indem er Fahrverbote verhindern will und mit diesem
intelligenten Maßnahmenmix, den ich angesprochen habe, weitergehen möchte.

Haufe: Zum ADAC kann ich erst einmal sagen, dass der ADAC ja selbst seine
Expertise in die Expertengruppe einbringt. Das Thema Hardwarenachrüstung
ist eben auch deswegen kompliziert, weil wir klären müssen, ob der Einbau
eines bestimmten Filters oder eines anderen Nachrüstungssystems dann auch
auf eine breite Palette an Automodellen übertragbar ist. Das ist eine
Frage, die auch die Expertengruppe noch beschäftigen wird. Es ist natürlich
sehr hilfreich, wenn solche Tests durchgeführt werden. Unser
Erkenntnisstand beim Thema Hardware wächst ja quasi jede Woche ein kleines
bisschen; das Problem ist aber, wie eben auch schon angedeutet wurde,
ziemlich komplex.

Die Frage, ob Grenzwerte nicht auch von Menschen gemacht worden sind, nehme
ich mal etwas satirisch. Ganz klar ist, dass die Grenzwerte, über die wir
sprechen, jetzt nicht irgendwie vom Himmel gefallen sind. Diese Grenzwerte
sind in der europäischen Luftreinhalterichtlinie festgelegt und sind unter
anderem durch Beratungen der Weltgesundheitsorganisation und durch die
Expertise einer Reihe von Organisationen, die für öffentliche
Gesundheitsfragen in der Europäischen Union zuständig sind, entstanden. Man
hat sich also sehr genaue Gedanken darüber gemacht. Man muss einfach
wissen: Stickoxide sind ein Reizgas, und wie der Name schon sagt, ist das
ein sich negativ auf die Atemwege auswirkendes Gasgemisch. Das ist eben
nicht zu unterschätzen; wenn das dauerhaft im Luftgemisch bleibt,
verschlechtert sich einfach die Luft und damit eben auch die Lebensqualität
in den Städten. Das ist eigentlich kein umstrittener Fakt mehr.

Frage: Herr Strater, Sie sprachen von den massiven Eingriffen. Gestehen Sie
zu, dass auch gesundheitliche Gefährdungen massiv sein können?

Strater: Das ist jetzt so ein bisschen eine subversive Frage. Natürlich ist
Gesundheitsschutz eine wesentliche Frage, um die sich alle kümmern müssen;
das ist völlig klar. Aber wie gesagt, dem Minister ist es wichtig - - die
Mobilität ist ein hohes Gut in unserer Gesellschaft, sie ist
existenzsichernd, und das müssen wir aufrechterhalten.

Haufe: Das gestrige Urteil hat ja noch einmal ganz klar gemacht, dass der
Gesundheitsschutz eine sehr hohe Priorität hat und dass diese Priorität
auch andere Bereiche entsprechend unterordnen kann. Das ist doch ein ganz
klares Signal gewesen, das hat die Umweltministerin auch noch einmal
deutlich herausgestellt. Trotzdem ist klar, dass es hier nicht darum geht -
- Ich sage es noch einmal anders: Es ist von uns doch grundsätzlich
klargestellt worden, dass Fahrverbote vermieden werden sollen. Daran gibt
es an dieser Stelle doch gar keinen Zweifel.

Strater: Vielleicht lässt sich das auch in dem Satz zusammenfassen, den der
Minister auch gesagt hat: Wir wollen mehr Mobilität bei weniger Emissionen.

Frage : Ich würde gerne einmal eine Stellungnahme vom
Gesundheitsministerium zu dem gestrigen Urteil haben. Was sagt Ihr
Ministerium? Begrüßen Sie das?

Herr Strater, was heißt es, wenn Sie sagen, dass die Lösungen
wirtschaftlich darstellbar sein sollen? Für wen sollen sie wirtschaftlich
darstellbar sein: für die Kunden oder für die Betrügerkonzerne?

Berve-Schucht: Zu dem Thema Dieselverkehr haben jetzt und in der ganzen
letzten Zeit das Verkehrsministerium und das Umweltministerium Stellung
genommen. Das sind die dafür zuständigen Häuser, und ich habe deren
Stellungnahmen jetzt nichts hinzuzufügen.

Zusatz : Entschuldigung, hier geht es um Gesundheit. Das
Bundesverwaltungsgericht hat gestern auch explizit die Gesundheit als
Treiber dieses Urteils genannt. Ich erwarte da vom Gesundheitsministerium
zumindest eine Stellungnahme, ob Sie das Urteil an sich begrüßen. Sie
müssen uns jetzt ja nicht einen langen Vortrag halten.

Berve-Schucht: Ja, aber auch zu dem Thema Gesundheits - -

Zusatz : Ich höre vom Verkehrsministerium nichts zum Stichwort Gesundheit,
das Umweltministerium sagt etwas dazu, Herr Seibert sagt sehr wenig dazu.
Ich bin jetzt erstaunt, dass Sie dazu gar nichts sagen wollen. Sie können
das auch gerne nachreichen.

Berve-Schucht: Es ist keine Frage, ob ich das will oder nicht will. Ich
meine, der Kollege hat gerade zum Thema Gesundheitsschutz Stellung
genommen, und das ist doch auch die Stellungnahme, die dazu abzugeben ist.

StS Seibert: Versuchen Sie uns doch einfach einmal als eine Bundesregierung
wahrzunehmen, was wir ja auch sind. Da sprechen Häuser in unterschiedlicher
Ressortverantwortung, aber sie sprechen für diese Bundesregierung, für
diese geschäftsführende Bundesregierung. Insofern: Wenn einer von uns das
Thema Gesundheit klar benennt, dann ist das für alle gesprochen.

Strater: Ich möchte auch ausdrücklich Ihre Unterstellung zurückweisen, dass
Sie von uns nichts zum Thema Gesundheitsschutz hören. Wir reden die ganze
Zeit davon, dass es unser Ziel ist, die Luftqualität in unseren Städten zu
verbessern und zu erreichen, dass wir die Grenzwerte einhalten können. Die
Grenzwerte sind einzuhalten, und wir arbeiten daran, dass wir sie
einhalten. Das sorgt dafür, dass die Luftqualität besser wird und dass die
Menschen dadurch eine gesündere Lebensumgebung haben. Insofern weise ich
Ihre Aussage hier zurück.

Zusatzfrage : Sie haben eine Frage noch nicht beantwortet: Sie hatten
gesagt, dass die Lösung wirtschaftlich darstellbar sein solle. Ich möchte
wissen, für wen das gelten soll: für die Kunden oder für die betrügerischen
Konzerne?

Strater: Dazu möchte ich ganz grundsätzlich noch einmal das wiederholen,
was der Minister gesagt hat. Er hat heute zum Beispiel die Frage gestellt:
Lohnt es sich, in ein 15 Jahre altes Auto eine neue Hardwarenachrüstung
einzubauen, oder muss ich nicht dafür sorgen, dass auch dieses Auto
weiterfahren kann? Wir haben eine große Bandbreite an unterschiedlichen
Fahrzeugen, und wenn wir uns da Hardwarelösungen überlegen, dann muss man
schauen, dass wir uns dabei auch in Bereichen bewegen, die grundsätzlich
sehr teuer sein können. Insofern müssen sich solche Lösungen auch immer am
Wert des Fahrzeugs orientieren.

Eine weitere grundsätzliche Aussage, die der Minister getätigt hat, ist:
Bevor wir in alte Autos investieren, sollten wir die Technologien der
Zukunft nutzen. Wir müssen in die Technologien investieren, die dafür
sorgen, dass die Fahrzeuge, die sich dauerhaft in den Städten bewegen,
bessere Antriebe bekommen. Elektrifizierung, Brennstoffzellenantrieb,
emissionsarme Motoren: Das ist die Technologie der Zukunft.

Frage: Ich möchte an Herrn Seiberts Aussage zur geschlossenen Haltung der
Bundesregierung anknüpfen und noch einmal nach der "blauen Plakette" fragen
- gerne auch an das Verkehrsministerium. Ich habe es immer noch nicht
richtig verstanden: Ist die Bundesregierung jetzt gegen eine blaue
Plakette? Der Richter hat in dem Urteil ja ausdrücklich gerügt, dass der
Bund in dieser Hinsicht untätig gewesen ist. Oder schließen Sie eine blaue
Plakette - jedenfalls in dieser Funktion - nicht aus?

StS Seibert: Das Thema wird in der neuen Bundesregierung alsbald
aufgegriffen werden.

Zusatzfrage: Daraus kann man ja nun schließen, dass Sie es nicht
ausschließen. Gilt das auch für das Verkehrsministerium, würden Sie sich
genauso äußern?

Strater: Ich rate Ihnen, sich noch einmal anzuhören, was der Minister dazu
sowohl gestern als auch heute gesagt hat; ich habe das hier zum Teil
wiedergegeben. Er ist gegen Fahrverbote. Wir müssen alles tun, um
Fahrverbote zu vermeiden. Wir wollen Verkehr ermöglichen und mit unserem
intelligenten Maßnahmenmix dafür sorgen, dass die Luft in unseren Städten
besser wird.

Zusatzfrage: Noch einmal die Frage: Schließen Sie eine blaue Plakette aus?

Strater: Ich kann Ihnen hier gerne den Wortlaut der Antwort des Ministers
auf eine entsprechende Interview-Frage heute vorlesen:

"Die blaue Plakette [zeigt] in die falsche Richtung. Ich möchte keine
Fahrverbote. ... Es kann doch nicht sein, dass wir den Verkehr ...
aussperren und ausschließen. ... Wir müssen [einen] anderen Weg gehen ..."

Diesen anderen Weg habe ich hier jetzt vielfach beschrieben: Es geht um die
Vielfalt an Möglichkeiten, um das intelligente, passgenaue und
maßgeschneiderte Maßnahmenpaket, das wir für die Städte geschnürt haben und
das wir gemeinsam mit den Städten umsetzen wollen.

Frage : Ganz kurz zum Thema Gesundheit an das Ministerium, das sich da
berufen fühlt: Laut einer Studie des Umweltbundesamts sterben jährlich 6000
Menschen vorzeitig an den Folgen von Stickoxidbelastungen. Hat irgendjemand
einmal errechnet, wie viel weniger sterben würden, wenn die Luft so rein
wäre, wie sie sein sollte?

Haufe: Ihre Frage zielt jetzt auf eine Studie ab, die noch nicht
veröffentlich ist; das wird im kommenden Monat passieren. Diese Studie des
Umweltbundesamtes zu den Gesundheitsfolgen von Stickoxiden wird dann noch
einmal klarer erklären, was der aktuelle Stand ist.

Zu Ihrer Frage bezüglich der Luft, die Sie jetzt generell stellen: Es gibt
ja eine ganze Reihe von Grenzwerten, die dafür sorgen sollen, dass die
Atemluft keine Schädigungen hervorruft. Diese zusammen sind so gewählt,
dass sich jeder - auch Menschen, die Asthma oder andere
Atemwegserkrankungen haben - immer ohne Probleme in der Umwelt oder eben
auch direkt in der Innenstadt bewegen kann. Eine Untersuchung, wie Sie sie
gerade ansprechen, kann ich hier jetzt nicht nennen. Es gibt aber jede
Menge Untersuchungen, gerade auch im Zusammenhang mit der Grenzwertsetzung,
um genau zu schauen, welcher Grenzwert in welcher Form sinnvoll ist, um die
Luft entsprechend gesund und sauber zu haben.

Frage: Herr Seibert, es gab gestern Meldungen, dass die Entscheidung über
den künftigen Ostbeauftragten gefallen sei. Was ist denn da der Stand?

StS Seibert: Ich bin der Sprecher der geschäftsführenden Bundesregierung
und kann selbstverständlich nichts über Personalien einer kommenden
Bundesregierung sagen.

Frage: Ich habe zwei Fragen zum Thema des Einstiegs des chinesischen
Investors Li bei Daimler.

Es gibt hinsichtlich dieses Einstiegs widersprüchliche Aussagen zur
Einhaltung der Meldepflichten. An das Finanzministerium: Gibt es schon
Erkenntnisse aus der Prüfung der BaFin, ob da irgendwelche
Unregelmäßigkeiten vorliegen?

Zweitens an das Wirtschaftsministerium: Verfolgt die Regierung jetzt Pläne,
die Meldevorschriften für diese Beteiligungserwerbe generell nachzubessern?
Falls ja, was genau soll da geändert werden?

Kolberg: Die BaFin ist, wie Sie richtigerweise sagen, für diese Fragen
zuständig und hat sich gestern auch gegenüber der Presse geäußert. Wenn es
da Neuigkeiten gibt, dann wird sie sich erneut an die Presse wenden. Ich
habe hier jetzt keine Neuigkeiten zu verkünden.

Wagner: Ganz allgemein zum Thema Daimler und dem Einstieg des Investors
haben wir hier ja am Montag ausführlich Stellung genommen. Dazu kann ich
jetzt konkret auch nichts ergänzen.

Vielleicht noch einmal allgemein zu der Frage, inwieweit das Thema
Änderungen im Bereich der Investitionsprüfung ein Thema ist: Es gilt
natürlich grundsätzlich, dass wir als Bundeswirtschaftsministerium und als
Bundesregierung immer die Funktionsfähigkeit der etwaigen Regelungen im
Außenwirtschaftsgesetz prüfen und diese bei Bedarf auch anpassen. Darauf
wird bestimmt auch die künftige Regierung noch einmal ein Augenmerk werfen.
Für die jetzige Situation kann ich Ihnen nichts Neues dazu berichten.

Ich möchte aber vielleicht noch einmal ganz allgemein darauf hinweisen,
dass das Thema Investitionsprüfung beziehungsweise einer Verschärfung der
Investitionsprüfung und der Möglichkeit, den Mitgliedstaaten weitere
Befugnisse für Prüfungen zu geben, derzeit auch auf EU-Ebene läuft -
insbesondere auch auf Initiative der Bundesregierung. Dazu gab es gestern
auch eine Diskussion im Handelsministerrat in Sofia; die Bundesregierung
wurde dort von Staatssekretär Machnig vertreten. Dort wurden noch einmal
alle Möglichkeiten dazu erörtert, und es gab eigentlich eine sehr
konstruktive Diskussion zu diesem Thema. Der Vorschlag, den die Kommission
schon im September vorgelegt hat, sieht ja auch vor, dass wir in Zukunft
national im Einzelfall auch gegen staatlich gelenkte oder staatlich
finanzierte strategische Direktinvestitionen einschreiten können. Dieser
Vorschlag wird jetzt weiter konstruktiv diskutiert, und wir sind
zuversichtlich, dass das noch dieses Jahr abgeschlossen werden kann.

Zusatzfrage: Es soll einen Bericht Ihres Ministeriums an den
Wirtschaftsausschuss des Bundestages geben, dass vor dem Hintergrund des
aktuellen Falles geprüft werde, ob Änderungen vorgenommen werden. Können
Sie das bestätigen?

Wagner: Ich kann Ihnen aus dem Bericht selber nichts kommentieren; der
liegt mir jetzt auch gar nicht vor. Das war ja ein Bericht, der an den
Wirtschaftsausschuss des Bundestages gegangen ist. Zu dem Stand der
jetzigen Prüfungen habe ich Ihnen gerade berichtet, dazu kann ich insoweit
nichts weiter ergänzen.

Frage : Ich möchte zum Waffenstillstand in Syrien kommen: Frau Adebahr,
haben Sie eigene Erkenntnisse, ob der Waffenstillstand aktuell eingehalten
wird?

Herr Flosdorff, können Sie einmal erläutern, was der Waffenstillstand für
die Aktivitäten der Bundeswehr aktuell bedeutet? Bleiben die Tornados am
Boden oder werden trotzdem weiter Bilder gemacht? Wenn ja, wozu?

Flosdorff: Die Aktivitäten der Bundeswehr sind davon unberührt; das
tangiert den Einsatz dort nicht.

Zusatzfrage : Können Sie einmal erläutern, warum das die Bundeswehr nicht
tangiert?

Flosdorff: Wir haben Ihnen schon oft erläutert, was der Auftrag der
Bundestag dort ist. Das Mandat heißt "Counter Da'esh". Ich verweise dazu
jetzt einfach auf Protokolle, die dazu aus dem vergangenen Jahr oder den
vergangenen anderthalb Jahren inzwischen vorliegen.

Adebahr: Die Lage in der Ost-Ghuta bleibt leider dramatisch, und der
Waffenstillstand beziehungsweise die VN-Resolution hat keinen durchgängigen
Rückgang der Kämpfe gebracht. Zwar hat die Intensität nachgelassen, aber
von einer Einstellung der Kampfhandlungen kann momentan keine Rede sein.
Auch die von Russland vorgeschlagene fünfstündige Feuerpause - das hat auch
der Bundesaußenminister schon gesagt - kann angesichts dieser Kürze pro Tag
wirklich nur ein erster Schritt auf dem Weg zu einer vollständigen
Umsetzung der Resolution 2401 bilden. Gestern und in der Nacht war der
Waffenstillstand brüchig, und humanitärer Zugang ist weiterhin nicht
möglich.

Zusatzfrage : Herr Flosdorff, verstehe ich das richtig: Weil die 
Anti-ISIS-Koalition ISIS usw. bekämpft, gilt der Waffenstillstand nicht für die 
Anti-ISIS-Koalition und damit auch nicht für die Bundeswehr-Tornados?

Frau Adebahr, wie bewerten Sie denn die Situation in Afrin und Umgebung?
Hält sich die türkische Armee an den Waffenstillstand? Hat das Auswärtige
Amt ihre wochenlangen Prüfungen mittlerweile endlich abgeschlossen, sodass
Sie sagen können, wie es mit dem Völkerrecht aussieht?

Flosdorff: Wir haben hier oft besprochen, dass die Bundeswehr ein
Aufklärungsmandat in Syrien hat. Insofern ist es total verfehlt, in diesem
Zusammenhang von einem Waffenstillstand zu sprechen. Das können Sie alles
hoch und runter in alten Protokollen der Bundespressekonferenz nachlesen.
Ich bitte Sie, von dieser Möglichkeit einfach Gebrauch zu machen.

Adebahr: Was die Lage in Afrin betrifft, so gibt es auch dort weiterhin
Kämpfe. Wir haben - und das tun wir seit Wochen - vor einer Eskalation und
vor den entsprechenden Konsequenzen für die Zivilbevölkerung dort gewarnt,
und wir rufen dort auch zu einer Waffenruhe auf. Der Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen spricht in seiner Resolution in der Tat alle Parteien
des Syrien-Konflikts an und fordert, eine mindestens 30-tägige Waffenruhe
umzusetzen; das ist richtig.

Zum Völkerrecht gibt es heute keine neuen Informationen von mir.

Frage: Eine Lernfrage dazu: Der 30-tägige Waffenstillstand würde sich auf
ganz Syrien inklusive Afrin berufen, die fünfstündige Waffenruhe gälte aber
nur für Ost-Ghuta, verstehe ich das richtig?

Zweite Frage: In Bezug auf das Verhalten der Türkei im Rahmen des
angestrebten 30-tägigen Waffenstillstands haben Sie keine eigenen
Erkenntnisse?

Adebahr: Die Resolution des Sicherheitsrates bezieht sich auf ganz Syrien
und fordert in ganz Syrien eine 30-tägige Waffenruhe, das ist richtig. Der
russische Vorschlag von fünf Stunden pro Tag bezieht sich auf Zugang und
Waffenruhe in Ost-Ghuta. Wir sehen grundsätzlich auch im Bereich Afrin,
dass Kämpfe weitergehen. Vertiefte eigene Lageerkenntnisse, die zu einer
anderen Bewertung in anderen Bereichen führen, bringe ich aber nicht mit.

Frage : Fordert die Bundesregierung die Türkei auf, sich an die 
UN-Resolution zu halten? Wenn Sie sagen, dass die Kämpfe in Afrin weitergehen,
dann heißt das für mich: Die Türken kämpfen da weiter und halten sich nicht
an die UN-Resolution.

Adebahr: Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts, Herr Lindner, hat gestern
mit dem türkischen Außenministerium gesprochen und dabei auch die
Resolution des Sicherheitsrates angesprochen und unser Verständnis der
Resolution dargelegt.

Frage: Die Kanzlerin sprach jüngst von der Notwendigkeit, das Problem
existierender No-go-Areas beim Namen zu nennen. Wo verortet die
Bundesregierung diese No-go-Areas, und worauf führt sie deren Existenz
zurück, Herr Seibert?

StS Seibert: Die Worte der Kanzlerin in dem Interview stehen für sich. Sie
stehen unter der Überschrift, dass es die Aufgabe des Staates, vielleicht
mit die edelste Aufgabe des Staates, ist, für die Sicherheit seiner Bürger
zu sorgen. In diesem Sinne hat sie sich geäußert. Wir müssen alles tun, was
staatlicherseits möglich ist, um Menschen im öffentlichen Raum Sicherheit
zu gewähren. Deswegen investieren wir in neue Polizeikräfte und in Technik,
die uns dabei helfen kann, den öffentlichen Raum sicher zu machen, und
deswegen wird das auch - so wie ich den Koalitionsvertrag verstehe - in
einer möglichen neuen Regierung intensiv weitergeführt werden.

Zusatzfrage: No-go-Area, das ist schon ein ziemlich feststehender Begriff.
Darauf zielte meine Frage ab. Wo werden diese Areas, in die sich
anscheinend kein Mensch trauen darf, verortet? Worauf wird ihre Existenz
zurückgeführt? Wie viele dieser No-go-Areas gibt es? Welche Maßnahmen
werden geplant, um effektiv dagegen vorzugehen? Ich denke, das ist eine
klar umrissene Frage.

StS Seibert: Ja, das ist es, relativ klar. Aber Ansprechpartner wären dafür
trotzdem die Polizeipräsidenten oder die Innenminister und Innensenatoren
der Länder.

Frage: Herr Seibert, seit wann ist der Bundeskanzlerin klar, dass es in
Deutschland No-go-Areas gibt? Wusste sie darüber schon Bescheid, als sie in
den Wahlkampf im vergangenen Jahr ging? Wenn ja, wieso hat sie im Wahlkampf
bestritten, dass es das gibt?

Eine zweite Frage dazu an Herrn Dimroth: Teilt der Bundesinnenminister die
plötzliche Erkenntnis der Bundeskanzlerin, dass es in Deutschland
tatsächlich No-go-Areas gibt? Zitat der Bundeskanzlerin: Das sei doch
unbestritten; das wisse jeder.

StS Seibert: Es ist überhaupt nichts Neues, dass die Bundeskanzlerin und im
Übrigen auch andere Vertreter dieser Bundesregierung das Thema der
Sicherheit und dessen, was der Staat für die Sicherheit seiner Bürger tun
kann und tun muss, ganz besonders unterstreichen. Die vergangene
Legislaturperiode zeigt Ihnen sehr deutlich, was in diesem Bereich
geschehen ist. Es gibt Pläne, dies mit großer Vehemenz auch in der
kommenden Legislaturperiode fortzuführen.

Dimroth: Dem habe ich eigentlich nichts hinzuzufügen. Ich denke, in der zu
Ende gegangenen Legislaturperiode ist wirklich ein breiter Katalog an
Maßnahmen ergriffen worden - jedenfalls soweit hierbei überhaupt
Bundeszuständigkeiten bestehen. Sie liegen bei den hier in Rede stehenden
Fragen in der Regel tatsächlich aufseiten der Länder.

Wenn Sie mich danach fragen - ich werde jetzt sicherlich nicht in die
Exegese dessen eintreten, was die Bundeskanzlerin gesagt hat -, dann sage
ich Ihnen, dass der Bundesinnenminister selbstverständlich die Einschätzung
teilt, dass solche Gebiete nicht entstehen dürfen und dementsprechend alles
dafür unternommen wird, dass dies auch nicht geschieht.

Zusatzfrage: Herr Seibert, ich habe verstanden, was Sie gesagt haben, dass
die Bundesregierung noch sehr viel mehr für Sicherheit tun will. Die Frage
war, seit wann der Bundeskanzlerin bewusst ist, dass es in Deutschland 
No-go-Areas gibt - das ist doch unbestritten -, und ob ihr die Tatsache schon
im Laufe des Bundestagswahlkampfes - sagen wir einmal: im Herbst 2017 -
bekannt war.

StS Seibert: Da ich hier nicht über Wahlkämpfe spreche, kann ich eigentlich
nur wiederholen: Die Bundeskanzlerin hat an der Spitze dieser
Bundesregierung immer wieder das Thema betont, dass wir Sicherheit
gewährleisten müssen. Das ist Aufgabe einer Bundesregierung und eines
Staates insgesamt. Dafür müssen die notwendigen Mittel und das notwendige
Personal bereitgestellt werden. Der Begriff, auf den Sie anspielen, ist ja
nun seit einiger Zeit in der Diskussion.

Zuruf: Aber nicht bei der Kanzlerin. Das ist ja das Neue. Sie verwendet ihn
zum ersten Mal als Tatsache in Deutschland. Deswegen frage ich, seit wann
ihr das klar ist, seit wann sie diesen Begriff verwendet.

StS Seibert: Der Begriff ist seit Längerem in der Diskussion. Wie sich das
an Ort und Stelle genau darstellt, wird sicherlich am besten mit den
lokalen Polizei- und Sicherheitsexperten zu besprechen sein. Die
Bundeskanzlerin ist schon in der Vergangenheit dafür gewesen und wird es
auch in Zukunft sein, dass wir staatlicherseits alles in unseren
Möglichkeiten Stehende tun - natürlich unter Gewährleistung der
Freiheitsrechte -, um den Staat im Kampf gegen das Verbrechen auszurüsten
und um den Bürgern ein möglichst weitgehendes Sicherheitsgefühl zu
gewähren.

Frage: Herr Seibert, noch einmal, auch im Sinne der Bürger: Die Bürger
interessiert in diesem Zusammenhang, wo diese No-go-Areas existieren und
wie viele es davon gibt. Das ist, denke ich, schon eine Frage, die Sie im
Sinne besorgter Bürger, so will ich einmal sagen, die eventuell um ihre
Sicherheit bangen, vielleicht doch ein bisschen konkreter beantworten
sollten.

StS Seibert: Ich verweise auf die Antwort, die ich Ihnen zu diesem Thema
vor exakt fünf Minuten gegeben habe.

Frage : Herr Dimroth, ich verstehe nicht ganz, weshalb das
Bundesinnenministerium nicht zu dem Thema sprechen kann. Es geht dabei doch
auch um das Thema der Sicherheit in Deutschland im Allgemeinen. Vor allem
in ausländischen Medien wird es oft in einen Zusammenhang mit der
Migrationspolitik der Bundesregierung gestellt. In welchen Gegenden gibt es
denn jetzt Ihrer Meinung nach No-go-Areas?

Dimroth: Ich hatte versucht, es anzudeuten: Meine Meinung ist in dem
Zusammenhang relativ irrelevant. Das mag Sie überraschen, aber es ist
letztlich Ausdruck dessen, was hier in unterschiedlichsten
Fallkonstellationen über die vergangenen vier Jahre regelmäßig diskutiert
wurde. Wir leben in einer föderalen Sicherheitsarchitektur, die bestimmte
Aufgaben bestimmten Gebietskörperschaften sehr eindeutig zuweist. Die
Zuständigkeit für die öffentliche Sicherheit im Allgemeinen und die
Gefahrenabwehr vor Ort liegt aufseiten der Bundesländer und nicht beim
Bund. Insofern nehme ich Ihre Überraschung zur Kenntnis, befürchte aber,
dass ich keine Abhilfe schaffen können werde, weil das schlichtweg Ausdruck
der gelebten, verfassungsrechtlich vorgegebenen föderalen Ordnung ist.

Frage: Herr Dimroth, Herr Seibert sagte gerade, dass Sie hier die
Bundesregierung repräsentieren. Also geht es im Endeffekt ja nicht um Ihre
persönliche Meinung dazu.

Die Frage zielt im Sinne der Bevölkerung - sie wird es ja sicherlich
interessieren - ja auch darauf ab, wie Sie diesen doch sehr geläufigen,
aber nicht klar umrissenen Begriff überhaupt definieren und worauf Sie die
Existenz dieser Areas zurückführen.

Dimroth: Sie sehen mich jetzt, auch wenn das sozusagen berufsbedingt eine
etwas ungünstige Beschreibung wäre, beinahe sprachlos. Sie erwarten jetzt
von mir, dass ich die Worte der Kanzlerin für Sie auslege. Das führt doch
in die völlig falsche Richtung. Das kann ich nicht tun, und das werde ich
nicht tun. Ich kann Sie nur darauf hinweisen, dass für die Frage der
örtlichen, regionalen Besonderheiten, auch was die Sicherheitslage
anbetrifft, die Bundesländer zuständig sind und eben nicht der Bund. Das
mag man bemängeln oder beklagen.

Es gibt einen sehr lesenswerten Namensbeitrag des noch amtierenden
Bundesinnenministers, der jetzt etwas mehr als ein Jahr alt ist, in dem man
sehr genau nachlesen kann, wo aus Sicht des Bundesinnenministers
Schwachstellen in der aktuellen föderalen Ordnung liegen. Das hat er auch
über das ganze Jahr hinweg immer wieder vertieft und erklärt. Das empfehle
ich sehr zur Lektüre. Das ändert aber nichts daran, dass der Ist-Zustand so
ist, wie er ist.

Mehr kann ich dem von dieser Stelle aus wirklich nicht hinzufügen. Das mag
Sie wundern, oder es mag Sie irritieren, aber noch einmal: Da hilft ein
Blick in die Verfassung, in unser Grundgesetz. Da werden Sie recht schnell
nachvollziehen können, was ich Ihnen gerade darzulegen versucht habe.

Zusatzfrage: Ich denke nicht, dass mich die Verfassung darüber aufklären
wird, wie der Begriff der No-go-Areas konkret zu verstehen ist. Vielleicht
bin ich da komplett falsch gewickelt, aber Sie als Repräsentant des
Bundesinnenministeriums sollten doch in der Lage sein, diese Problematik
für uns etwas konkreter zu erläutern im Sinne einer klaren Definition, im
Sinne der Maßnahmen, die geplant sind, um effektiv dagegen vorzugehen. Ich
dachte schon, dass Sie dafür neben Herrn Seibert der richtige
Ansprechpartner wären.

Dimroth: Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie das gedacht haben. Einen
Fragekern kann ich jetzt, ehrlich gesagt, nicht erkennen. Ich denke, ich
würde mich ansonsten auch nur wiederholen.

Frage: Eine Frage an das Wirtschaftsministerium: Man sagt, die Lausitzer
Braunkohleregionen würden die Fördergelder aus zwei Programmen zum
Strukturwandel nur sehr zögerlich abrufen. Können Sie das bestätigen? Wenn
ja, welches sind aus Sicht des Ministeriums die Ursachen dafür?

Wagner: Mir liegen jetzt keine aktuellen Zahlen zum Abfluss von Mitteln in
der Lausitz vor. Grundsätzlich haben wir natürlich insbesondere mit den
Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur" viele Mittel für strukturschwache Regionen
bereitgestellt. Sie werden im Wesentlichen von den jeweiligen
Länderbehörden vergeben und dann vom BMWi kofinanziert. Ein
Ansprechpartner, der Ihnen helfen kann, kann auf jeden Fall auch die
Landesbehörde sein. Mir liegen gerade keine Zahlen vor. Ich müsste
gegebenenfalls noch einmal auf Sie zukommen.

Frage : Eine kurze Lernfrage: Frau Adebahr, der stellvertretende
Botschafter in Afghanistan hat getwittert, dass Markus Potzel, der deutsche
Sonderbeauftragte für Afghanistan und Pakistan, angeboten habe, dass es
eine weitere Friedenskonferenz in Deutschland für den afghanischen
Friedensprozess geben solle. Können Sie das bestätigen? Von wem kommt die
Initiative, von Herrn Potzel selbst oder von Herrn Gabriel? Wären dazu auch
die Taliban eingeladen?

Adebahr: Herr Potzel nimmt momentan in der Tat an einer Konferenz in Kabul
teil. Ich habe den Tweet auch gesehen. Meines Wissens geht es dort um den
innerafghanischen Versöhnungsprozess, um die Gespräche mit den Taliban und
auch um Reformen in der afghanischen Regierung. Man kann sich grundsätzlich
vorstellen, wenn diese Prozesse abgeschlossen sind und wenn Afghanistan am
Ende wirklich befriedet ist, zu überlegen, ob man das noch einmal in Bonn
macht, dort, wo es 2001 begann. Es ist kein Vorschlag, der darauf abzielt,
jetzt unmittelbar in aktuellen Gesprächen, in einer aktuellen Linie nach
Bonn einzuladen. Vielleicht ist der Tweet etwas verkürzt rübergekommen.

Zusatzfrage: War das also eher eine Könnte-man-ja-mal-irgendwann-wieder-machen-Aussage?

Adebahr: Ich denke, der Tweet lädt da zu einer Missinterpretation ein. Es
geht nicht darum, in den nächsten Wochen konkret in diesem Prozess zu einer
Konferenz nach Bonn einzuladen.

Frage: Eine Frage an das BMBF: Bedauert Frau Wanka nach dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts gestern, dass sie ihre Kritik an der AfD auf der
Website des Ministeriums deutlich gemacht hat?

Quenett: In Karlsruhe hat sich die Staatssekretärin dazu geäußert und
gesagt, dass die Ministerin das Urteil selbstverständlich annimmt, dass sie
die politische Auseinandersetzung mit der AfD weiterhin für richtig und
wichtig hält und dass die Vorgaben des Urteils selbstverständlich weiter
umgesetzt werden.

Zusatzfrage: Ich hatte deswegen gefragt, weil es gestern eben die
Staatssekretärin war. Verstehe ich Sie richtig, dass Frau Wanka persönlich
bedauert, dass sie für ihre Kritik den falschen Ort gewählt hat?

Quenett: Eine weitere Kommentierung der Ministerin dazu gibt es nicht.

Mittwoch, 28. Februar 2018

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/975: Landwirtschaftsausschuss befasst sich mit Veränderungen des Wirtschaftsdüngers (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 25/2018

Landwirtschaftsausschuss befasst sich mit Veränderungen des
Wirtschaftsdüngers



Stuttgart. Der Ausschuss für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz hat
sich in seiner Sitzung am Mittwoch, 28. Februar 2018, mit einem
Grünen-Antrag zu den Veränderungen des Wirtschaftsdüngers in
Baden-Württemberg befasst. Das hat der Vorsitzende des Gremiums,
Martin Hahn (Grüne), mitgeteilt. "Die Tierbestände in
Baden-Württemberg sind in den letzten 20 Jahren deutlich
zurückgegangen. Insbesondere die Anzahl von Rindern und Schweinen hat
sich deutlich verringert", so Hahn.

Wie Hahn ausführte, seien die Gründe für den Rückgang trotz
gestiegener Produktivität die mangelnde Wirtschaftlichkeit. Gestiegene
Haltungsauflagen, hohe Investitionskosten beim Stallbau, Phasen mit
sehr schlechten Preisen für Milch, Ferkel und Schweinefleisch sowie
attraktive außerlandwirtschaftliche Arbeitsplätze beschleunigten den
Strukturwandel. Laut Daten vom Kuratorium für Technik und Bauwesen in
der Landwirtschaft (KTBL) sei der Anfall tierischer Wirtschaftsdünger
für Baden-Württemberg im Erhebungsjahr 2009 bei jährlich 14,0
Millionen Tonnen gelegen. Durch die Tierhaltung entstünden als
Reststoff wertvolle Düngemengen, gleichzeitig würden jedoch auch
Einträge im Bereich Luft und Wasser freigesetzt.

Die am Landwirtschaftlichen Zentrum Baden-Württemberg (LAZBW)
ansässige Biogasberatung habe die in Baden-Württemberg anfallende
Gärrestmenge geschätzt. Der daraus abgeleitete Anteil am gesamten
Wirtschaftsdüngeranfall habe sich im Zeitraum von 2007 (18 Prozent)
bis 2016 (41 Prozent) mehr als verdoppelt. Die Ausbringung von
Wirtschaftsdünger verursache klimaschädliche Emissionen in Form von
Lachgas und Ammoniak. Hahn zufolge gilt Ammoniak als indirektes
Treibhausgas. Die Treibhausgasemissionen, die durch die Ausbringung
von Wirtschaftsdüngern entstehen, machten etwa 0,6 Prozent der
gesamten Treibhaus-Emissionen des Landes Baden-Württemberg aus. "Das
ist eine gute Zahl für das Land", betonte der Vorsitzende.
Grundsätzlich sei dem Ministerium ein umweltschonender Umgang mit
Wirtschaftsdüngern ein wichtiges Anliegen, führte Hahn aus. Die
Düngeverordnung (DüV) regle die fachliche Praxis. Darüber hinaus
würden Betriebe mit zusätzlichem Aufwand für Umweltschutzmaßnahmen
finanziell unterstützt.

Während der Ausbringung von Wirtschaftsdünger entstünden
Stickstoffverluste in Form von Ammoniak. Eine deutliche Reduzierung
von Ammoniak bei der Ausbringung könne mittels bodennaher,
streifenförmiger oder der direkten Injektion in den Boden erreicht
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 25/2018 - 28.2.2018

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Haus des Landtags,

Konrad-Adenauer-Straße 3, 70173 Stuttgart

Telefon: 0711/2063-0

Telefax: 0711/2063-299

E-Mail: Post@Landtag-bw.de

Internet: http://www.landtag-bw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





BADEN-WÜRTTEMBERG/974: Verkehrsausschuss kritisiert Bahnsteighöhenkonzept 2017 der Deutschen Bahn (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 23/2018

In der Sitzung am 28. Februar 2018:

Verkehrsausschuss kritisiert Bahnsteighöhenkonzept 2017 der
Deutschen Bahn



Stuttgart. Der Verkehrsausschuss bewertet das Bahnsteighöhenkonzept
2017 der Deutschen Bahn kritisch. Das ist bei entsprechenden
Beratungen eines SPD-Antrags und eines CDU-Antrags in der Sitzung am
Mittwoch, 28. Februar 2018, deutlich geworden, wie der Vorsitzende des
Gremiums, Karl Rombach (CDU), mitgeteilt hat. "Wir unterstützen das
Ziel einer durchgängigen Barrierefreiheit, fordern aber ein
differenzierteres Vorgehen", betonte Rombach. "Ein
baden-württembergisches Bahnsteighöhenkonzept soll entwickelt werden."

Wie Karl Rombach darlegte, würden die Bestrebungen der DB
Station&Service AG hinsichtlich einer einheitlichen Bahnhofshöhe von
76 Zentimeter im Ausschuss kritisch gesehen. Derzeit gebe es kein
abgestimmtes Bahnsteighöhenkonzept zwischen der Deutschen Bahn und dem
Land. Bereits im Jahr 2008 festgelegte Konzepte für einzelne Linien in
Baden-Württemberg mit einer Zielhöhe von 55 cm Bahnsteighöhe würden
durch die nunmehr grundsätzliche Forderung des Bundes und der DB
Station&Service AG nach der Einrichtung einer Bahnsteighöhe von 76 cm
über Schienenoberkante (SO) fast vollständig in Frage gestellt.

Das Land habe sich bereits in den 1990er Jahren bei den meisten
Stationen des Nahverkehrs im Grundsatz auf eine einheitliche
Bahnsteighöhe von 55 cm über SO festgelegt. "Eine einseitige Fixierung
auf eine Bahnsteighöhe von 76 cm über SO ist auch im europäischen
Kontext nicht nachvollziehbar", stellte Rombach fest. Europäische
Standardhöhen seien sowohl 55 als auch 76 cm hohe Bahnsteigkanten über
SO. In den Nachbarländern Schweiz, Österreich und Frankreich seien die
Bahnsteige einheitlich 55 cm hoch. "Die Bahnsteighöhen entlang einer
Bahnstrecke wirken sich auf die darauf verkehrenden Linien aus,
deshalb müssen sie auf die bereits vorhandene Infrastruktur abgestimmt
werden", so Rombach.

 * 
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BAYERN/4884: Winterprobleme bei Münchner S-Bahn - SPD bringt das Thema vor den Landtag (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 1. März 2018

Winterprobleme bei Münchner S-Bahn: SPD bringt das Thema vor den Landtag

Fraktionschef Markus Rinderspacher fordert Aufklärung von der Staatsregierung



Nach den gravierenden Winterproblemen bei der Münchner S-Bahn fordert der SPD-Landtagsfraktionsvorsitzende Markus Rinderspacher Aufklärung. In den letzten Tagen waren reihenweise Züge ausgefallen, massive Verspätungen waren an der Tagesordnung, zentrale Bahnhöfe und wichtige Strecken waren gesperrt. "Das S-Bahn-Chaos im Verantwortungsbereich des Freistaats wird ein parlamentarisches Nachspiel haben", sagt Rinderspacher, "die Staatsregierung hat die Pendler sehendes Auges dem winterlichen Verkehrsdurcheinander bei der S-Bahn ausgesetzt. Die Pannenserie ist politisch hausgemacht."

Rinderspacher wirft der Staatsregierung "schmerzhafte Nachlässigkeit" vor, sie vernachlässige ihre Regierungsaufsicht gegenüber den bayerischen Verkehrsunternehmen und lasse bayerische Bahnkunden im Stich: "Bayern bestellt den S-Bahnverkehr und bezahlt dafür. Die Staatsregierung muss ihre Kontrollpflichten wahrnehmen und bei den Verkehrsunternehmen im eigenen Verantwortungsbereich auf Verbesserungen pochen."

Dabei hält er auch eine bessere Informationspolitik gegenüber den Kunden für zwingend. "Wenn tausende wartende Pendler auf den Bahnsteigen frieren und bibbern, brauchen sie wenigstens verlässliche Ansagen, ob und wann die S-Bahn kommt." Es gehe auch um die Frage, inwieweit die Stammkunden durch Preisnachlässe für die Chaostage entschädigt werden können.

Noch im letzten November hatte Rinderspacher einen 45 Fragen umfassenden parlamentarischen Katalog an die Staatsregierung geschickt, wie es um die Winterfestigkeit des Schienenverkehrs in Bayern bestellt sei. Der SPD-Politiker erkundigte sich nach dem Ausbaustand spezieller Heizeinrichtungen in betriebswichtigen Weichen, den Fahrzeugreserven, der Bereitstellung von Schneeräumfahrzeugen, den Kapazitäten für Enteisungsanlagen, dem Problem eingefrorener Toiletten und nicht funktionierender Heizungen in den Zügen und anderen spezifischen Problemen mehr.

Rinderspachers Fragen waren von der Staatsregierung größtenteils unbeantwortet geblieben, es gebe keine Berichts- und Dokumentationspflichten der Eisenbahnunternehmen gegenüber dem Freistaat. Staatssekretär Eck hatte gar behauptet, die im Winter entstandenen Zugausfälle lägen deutlich unter den Jahresdurchschnittswerten, "größere spezifische Besonderheiten durch Wintereinflüsse bei der Pünktlichkeit des Schienenpersonennahverkehrs lassen sich in den letzten Jahren nicht ableiten."

 * 
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BAYERN/4883: Bienenkiller Neonicotinoid endlich verbieten (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 28. Februar 2018

Bienenkiller Neonicotinoid endlich verbieten

SPD-Abgeordnete Ruth Müller sieht nach Stellungnahme der EU keine Zweifel mehr an Gefährlichkeit



Nach der neuen Warnung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (Efsa) vor dem Bienenkiller Neonikotinoid fordert die SPD-Landwirtschaftspolitikerin Ruth Müller ein komplettes Verbot des Pestizids in Europa. "Jetzt muss Schluss sein mit Zuwarten. Die Folgen dieses Pestizids für Bienen, Hummeln und andere Nutzinsekten sowie auch für die Vögel sind verheerend." Ende Januar hatte sich der Landwirtschaftsausschuss des Bayerischen Landtags bereits einstimmig einer entsprechenden Initiative Müllers angeschlossen.

Das katastrophale Bienensterben im Jahr 2008 wurde durch mit Neonicotinoiden gebeiztes Saatgut ausgelöst. Neonicotinoide lähmen oder töten Bienen bereits bei einer niedrigen Dosierung. Sie reduzieren die Fortpflanzungsfähigkeit und schädigen das Immunsystem. Im Jahr 2008 wurde ein katastrophales Bienensterben durch mit Neonicotinoiden behandeltes Saatgut ausgelöst. Und obwohl die EU bereits auf das Problem aufmerksam geworden war, wurden allein im Jahr 2015 noch mehr als 200 Tonnen reiner Wirkstoff verkauft.

Die Efsa hatte aktuell diverse wissenschaftliche Studien zu dem Thema ausgewertet. Untersucht wurde die Gefahr für Honig- sowie Wildbienen und Hummeln. "Insgesamt wurde das Risiko für die drei bewerteten Bienentypen bestätigt", sagte der Leiter des Bereichs Pestizide der Efsa, José Tarazona. Müller hofft, dass sich das Verbot der Neonicotinoide europaweit durchsetzen lässt. "Die Zeit des Redens ist vorbei. Jetzt muss endlich gehandelt werden."

 * 
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HAMBURG/4296: Verkehrsunfälle - Das Rasen auf Hamburgs Straßen muss endlich gestoppt werden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 1. März 2018

Verkehrsunfälle: Das Rasen auf Hamburgs Straßen muss endlich gestoppt werden



Der Senat hat heute die Verkehrsunfallstatistik 2017 vorgelegt. Mit 28 Verkehrstoten ist die hohe Zahl an Verkehrstoten nahezu unverändert gegenüber 2016 mit 29. Bei den Schwerverletzten ist ein Anstieg von 830 auf 850 zu verzeichnen. 219 Schwerverletzte waren Radfahrer_innen. Hauptunfallursache ist unverändert überhöhte Geschwindigkeit. "Wer gehofft hatte, dass der letztjährige Anstieg um neun Verkehrstote nur ein trauriger Ausrutscher war, wird nun eines Besseren belehrt", kritisiert Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Das Rasen auf den Hamburger Straßen muss gestoppt werden. Dieser Hauptursache bei den Verkehrsunfällen ist nicht alleine mit mehr Geschwindigkeitskontrollen beizukommen. Der Senat muss für die Gesundheit der Menschen und für die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer_innen mehr tun. Dazu gehört vor allem Tempo 30, auch auf den Hauptverkehrsstraßen."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4730: Zuzugssperre ist die richtige Entscheidung (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
28.02.2018

Zuzugssperre ist die richtige Entscheidung 

Pirmasens nimmt keine weiteren anerkannten Asylbewerber auf



Die Stadt Pirmasens wird im Rahmen einer Zuzugssperre vorerst keine
weiteren anerkannten Asylbewerber aufnehmen. Das gab die
rheinland-pfälzische Integrationsministerin, Anne Spiegel, nach einem
Gespräch mit Vertreterinnen und Vertretern der kommunalen
Spitzenverbände bekannt. Dazu sagt der integrationspolitische Sprecher
der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz, Thomas Roth:

"Die Zuzugssperre für Flüchtlinge ist die richtige Entscheidung für
die Stadt Pirmasens. Im Vergleich zu anderen Städten und Kommunen in
Rheinland-Pfalz haben in Pirmasens überproportional viele geflüchtete
Menschen ihre Bleibe gefunden. Dies liegt vor allem an den niedrigen
Mieten in der Stadt. Auch vor dem Hintergrund der wirtschaftlich
schwierigen Situation steht die Stadt vor großen Herausforderungen bei
der Integration dieser Menschen.

Mit der heute beschlossenen Zuzugssperre unterstützt die
Landesregierung die Stadt bei der Bewältigung dieser
Herausforderungen. Für die Freien Demokraten ist es von besonderer
Bedeutung, unsere Städte und Gemeinden in der Flüchtlingsfrage nicht
im Regen stehen zu lassen. Gemeinsam mit den Kommunalen
Spitzenverbänden wollen wir in der Flüchtlingsfrage im engen Dialog
passgenaue Lösungen entwickeln."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4729: SPD-Fraktion fordert Rechtsanspruch auf Ganztagsplatz in Schulen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
28.02.2018

SPD-Fraktion fordert Rechtsanspruch auf Ganztagsplatz in
Schulen

Abgeordnete halten Fraktionsklausur ab



Die SPD-Fraktion hat an diesem Mittwoch im Mainzer Abgeordnetenhaus
ihre Fraktionsklausur 2018 abgehalten. Zentrale Themen waren neue
Impulse für die Ganztagsschule, Entwicklungen in der Verkehrspolitik,
der Rechtspopulismus und seine Ursachen sowie das
Fraktionsarbeitsprogramm 2018. Mit Blick auf die diskutierten
Fahrverbote in Städten für Diesel-Fahrzeuge erklärt der
SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer: "Aus Sicht der
SPD-Fraktion muss der Kuschelkurs der Union mit der Autoindustrie in
Sachen Schummel-Software für Diesel-Autos aufhören. Die Industrie muss
zur Rechenschaft gezogen und zu Hardware-Nachrüstungen auf eigene
Kosten verpflichtet werden. Konkret heißt das: Die Autoindustrie muss
innerhalb des nächsten halben Jahres beginnen, ältere Dieselfahrzeuge
auf Kosten der Hersteller technisch nachzurüsten. Dass eine
Nachrüstung möglich ist und dass sie zu besseren
Stickstoffdioxid-Werten in den Städten führen kann, hat der ADAC
vergangene Woche bewiesen. Vor allem muss den Besitzern älterer
Diesel, die sich trotz der von der Industrie angebotenen Kaufprämien
keinen Neuwagen leisten können, eine technische Nachrüstung angeboten
werden."

In der Klausur beschloss die Fraktion das Positionspapier "Neue
Impulse für das rheinland-pfälzische Erfolgsmodell - Die
Ganztagsschule in Angebotsform". Hierzu erklärt die bildungspolitische
Sprecherin der Fraktion, Bettina Brück: "Die Ganztagsschule in
Rheinland-Pfalz ist ein Erfolgsmodell. Die Zahl der Ganztagsschulen
ist seit 2002 - dem Jahr, in dem das Land sein Programm zum Ausbau von
Ganztagsschulen aufgelegt hat - von 232 auf 1.187 (2017) angewachsen.
Während es 2002 noch 25.972 Ganztagsschülerinnen und -schüler gab,
stieg die Zahl mittlerweile auf 106.953 Kinder und Jugendliche (2017).
An allgemeinbildenden Schulen ist somit jeder Vierte ein
Ganztagsschüler oder eine Ganztagsschülerin. Insgesamt ist in
Rheinland-Pfalz ein flächendeckendes Angebot entstanden. Als
SPD-Fraktion setzen wir darauf, dass die Ganztagsschulen
weiterentwickelt werden: Wir wollen die Verlässlichkeit an den Schulen
und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf weiter stärken, indem wir
perspektivisch einen Rechtsanspruch auf einen Ganztagsplatz in der
Grundschule verankern wollen."

Brück sagt weiter: "Als SPD-Fraktion wollen wir uns dafür einsetzen,
dass mehr verpflichtende Ganztagsschulen eingeführt werden. Dort, wo
sich die Schulgemeinschaft eine verpflichtende Ganztagsschule wünscht
und alternative Angebote in erreichbarer Nähe sind, sollte eine
verpflichtende Ganztagsschule eingeführt werden. Vor diesem
Hintergrund befürworten wir eine Änderung des Schulgesetzes."

Weitere zentrale Forderungen in dem Positionspapier sind:


	Die SPD-Fraktion setzt sich dafür ein, dass noch mehr Anreize für Kooperationen mit Vereinen und Organisationen, insbesondere auch in den Bereichen Sport, Musik, Kunst und Umweltbildung, geschaffen werden.

	Gerade für das rheinland-pfälzische Erfolgsprojekt "Keiner ohne Abschluss" an Realschulen plus bietet der Ganztag vielfältige Möglichkeiten zur Intensivierung der beruflichen Praxis. Die Berufsorientierung an weiterführenden Schulen sollte flächendeckend und zeitnah mit zielgenauen Programmen und Maßnahmen zu einem wichtigen Profilbaustein ausgebaut werden.

	Die SPD-Fraktion setzt darauf, allen Kindern, unabhängig vom Einkommen der Eltern, die Teilnahme am gemeinsamen Mittagessen zu ermöglichen. Schon bestehende Initiativen, die Eltern mit niedrigem Einkommen dabei unterstützen, unkompliziert Geld aus dem Bildungs- und Teilhabepaket für das Mittagessen zu beantragen, können als Best-Practice Beispiel dienen.



In der Fraktionsklausur wurde das Arbeitsprogramm der SPD-Fraktion
2018 beschlossen. In diesem sind die geplanten Veranstaltungen und
Initiativen der Fraktion aufgelistet - etwa Fachgespräche und
Fraktionsanhörungen. Bei der Klausur, an der auch Ministerpräsidentin
Malu Dreyer, Bildungsministerin Stefanie Hubig, Wissenschaftsminister
Konrad Wolf, Sozialministerin Sabine Bätzing-Lichtenthäler,
Finanzministerin Doris Ahnen und Innenminister Roger Lewentz
teilnahmen, hielt der Bielefelder Soziologe Wilhelm Heitmeyer ein
Impulsreferat. Das Thema war Rechtspopulismus, Autoritärer
Nationalradikalismus, gesellschaftliche Ursachen und politische
Folgen.

 * 
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BILDUNG/1465: Vorschläge von Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI) zügig umsetzen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 28. Februar 2018

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

EFI-Vorschläge zügig umsetzen



René Röspel, stellvertretender bildungspolitischer Sprecher;

Manja Schüle, stellvertretende bildungspolitische Sprecherin:

Die Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI) hat heute ihren jährlichen Bericht zur Forschungs- und Innovationspolitik vorgestellt. Die Forderungen der Expertenkommission belegen, dass eine sozialdemokratische Forschungs- und Innovationspolitik zielführend ist.

"Wie schon in den letzten Jahren, bietet das Gutachten der EFI-Kommission interessante Impulse für die deutsche Forschungs- und Innovationspolitik. Gleichzeitig ist es eine Mahnung der Expertinnen und Experten, die Vorschläge konkret umzusetzen.

Die Aufforderung der EFI, die Digitalisierung in Schulen, Berufsschulen und Hochschulen zu fördern, deckt sich mit SPD-Zielen. Eine schnelle Realisierung des Digitalpakts Schule ist hier ein erster Schritt für den Bund. Auch die Nutzung des neuen Artikels 91b GG zur Förderung von Hochschulen vor dem Hintergrund der Digitalisierung ist im Koalitionsvertrag zwischen SPD und Union geplant.

Die Fachhochschulen sind in ihrer Bedeutung - etwa bei der Schließung der Innovationslücke zwischen Hochschulen, Wirtschaft und Region - nicht zu unterschätzen. Das bestätigt die Expertenkommission EFI. Die Stärkung ihres wissenschaftlichen Personals muss jetzt auch endlich kommen.

Den Ruf nach einer nachhaltigen Innovationspolitik begrüßen wir. Auch die im Gutachten formulierten Hinweise zur Robotik und Künstlichen Intelligenz sind wichtig für die Politik und werden durch unsere Vorhaben im Koalitionsvertrag umgesetzt. Hervorheben wollen wir außerdem den Vorschlag zur Schaffung einer "Agentur für radikale Innovationen".

Die F&I-Politik hat seit dem Regierungsantritt der SPD 1998 eine maßgebliche Aufwertung erfahren. Sozialdemokratische Projekte wie der Pakt für Forschung und Innovation oder die Exzellenzinitiative sind ein international beachteter Beleg dafür. Diesen Weg werden wir weiter und mit Nachdruck verfolgen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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EUROPA/1597: Ohne Brexit-Austrittsabkommen keine Verhandlungen über die zukünftigen Beziehungen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 28. Februar 2018

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Ohne Brexit-Austrittsabkommen keine Verhandlungen über die zukünftigen Beziehungen



Christian Petry, europapolitscher Sprecher;

Metin Hakverdi, zuständiger Berichterstatter:

Die britische Regierung hat angekündigt, den heute von EU-Verhandlungsführer Barnier vorgelegten Entwurf des Brexit-Austrittsabkommens nicht akzeptieren zu wollen. Ohne eine Einigung in der Frage kann aber nicht über die zukünftigen Beziehungen der EU mit dem Vereinigten Königreich verhandelt werden.

"Wir erwarten von der britischen Seite, dass sie sich endlich der Realität stellt und Lösungen vorschlägt, die den unausweichlichen Schaden minimieren, den der Brexit auslösen wird. Rosinenpickerei, also die Vorteile der EU genießen ohne gleichzeitig die Verpflichtungen zu erfüllen, ist keine Option. Es muss einem Sorgen bereiten, wie sehr die Handlungsfähigkeit der Regierung in London durch interne Meinungsverschiedenheiten eingeschränkt ist. Sollten aufgrund dieser Konflikte keine konstruktiven Vorschläge aus Großbritannien kommen und auch das jetzt von der EU-Seite vorgelegte Austrittsabkommen nicht akzeptiert werden, können die von der britischen Seite gewünschten Verhandlungen über die zukünftige Beziehung nicht begonnen werden. Dies wäre ebenso bedauerlich wie unvermeidbar.

In dem Austrittsabkommen müssen die Rechte der Bürgerinnen und Bürger, die Erfüllung der finanziellen Verpflichtungen und die Vermeidung einer harten Grenze auf der irischen Insel rechtsverbindlich geregelt werden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3007: Spitzensportler in Deutschland benötigen eine starke Vertretung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 1. März 2018

Arbeitsgruppe: Sport

Spitzensportler in Deutschland benötigen eine starke Vertretung



Detlev Pilger, sportpolitischer Sprecher:

In der Sitzung des Sportausschusses haben die Vertreter von Athleten Deutschland e.V. gestern ihre Motivation zur Gründung des Vereins "Athleten Deutschland e.V." sowie die inhaltliche Ausrichtung dargestellt. Mit einer eigenständigen Vertretung erhoffen sich die Athletinnen und Athleten eine größere Unabhängigkeit vom organisierten Sport sowie eine notwendige Professionalisierung.

"Ziel ist insbesondere, die Bedingungen für die Athletinnen und Athleten in allen Phasen ihrer sportlichen Karriere zu verbessern, aber natürlich auch eine Vernetzung auf internationaler Ebene, wo es ebenfalls vergleichbare Bestrebungen gibt.

Die beiden Athletenvertreter Max Hartung und Silke Kassner erläuterten die Notwendigkeit einer finanziellen Grundausstattung für Mittel für Sach- und Personalausgaben. Die Herausforderungen im nationalen und internationalen Sport sind zu umfangreich, um diese im Interesse der deutschen Athletinnen und Athleten von ehrenamtlichen Vertretern leisten zu können. Die SPD-Bundestagsfraktion unterstützt diese Entwicklung und wird sich in den nächsten Haushaltsverhandlungen für die Bereitstellung der notwendigen Mittel einsetzen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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VERKEHR/859: Keine Trendwende bei der Verkehrssicherheit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 28. Februar 2018

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Keine Trendwende bei der Verkehrssicherheit



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin;

Udo Schiefner, zuständiger Berichterstatter:

Das Statistische Bundesamt hat die Zahlen für Tote und Schwerverletzte im Straßenverkehr im Jahr 2017 veröffentlicht. Die Zahl der Verkehrstoten ist im Vergleich zum Vorjahr um 0,9 Prozent gesunken und liegt damit auf dem niedrigsten Stand seit Einführung der Statistik vor über 60 Jahren. Das Ziel einer Halbierung der Zahl der Verkehrstoten bis zum Jahr 2020, ausgehend von den Werten 2010, wird allerdings voraussichtlich nicht erreicht werden.

"Wenn auch nur eine Person im Straßenverkehr weniger stirbt, ist das eine gute Nachricht. 3.177 Tote auf deutschen Straßen im vergangenen Jahr sind aber immer eine Katastrophe für alle Betroffenen. Im Schnitt verlieren täglich rund neun Menschen ihr Leben. Das Ziel der deutschen Verkehrssicherheitsstrategie ist es, die Zahl der Verkehrstoten von 2010 bis 2020 um 40 Prozent zu senken. Das ist allerdings bei dem jetzigen langsamen Rückgang der Zahlen kaum noch zu schaffen.

Angesichts des starken Transitverkehrs ist es unbedingt notwendig, einen europäischen Ansatz für mehr Verkehrssicherheit zu finden. Vor allem Kfz-Sicherheitstechnik muss möglichst flächendeckend eingeführt werden. Deshalb ist es ein guter Schritt, Fahrerassistenzsysteme, wie nicht abschaltbare Notbremssysteme oder Abbiegeassistenten für Lkw und Busse, verbindlich in Deutschland vorzuschreiben, so wie es der Entwurf des Koalitionsvertrags zwischen SPD und Union vorsieht. Ziel muss aber bleiben, gemeinsame europäische Standards auch im PKW-Bereich zu schaffen. Nur so lässt sich dauerhaft die Zahl der Toten und Schwerverletzten signifikant senken.

Bereits jetzt gibt es unter anderem mit der europäischen Erklärung von Valletta zur Verkehrssicherheit ein ambitioniertes Programm, das jetzt konsequent umgesetzt werden muss. Wichtig ist zudem, dass die EU-Richtlinien zum Sicherheitsmanagement künftig auf allen neu zu bauenden Straßen gelten, nicht nur auf dem Transeuropäischen Straßennetz. Auch sollten Verkehrssicherheitsprojekte in anderen Ländern, wie zum Beispiel die Senkung der Höchstgeschwindigkeit auf französischen Landstraßen, dahingehend geprüft werden, ob eine vergleichbare Umsetzung auch in Deutschland zu mehr Verkehrssicherheit führt."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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BERUF/1861: Großer Fachkräftemangel droht - Digitale Bildung muss eine deutsche Tugend werden (idw)


Expertenkommission Forschung und Innovation - 28.02.2018

Großer Fachkräftemangel droht - Digitale Bildung muss eine deutsche
Tugend werden

• Schlüsselkompetenzen gefordert: Beherrschung des Zugangs

• Schulen als Fundament der digitalen Wissensgesellschaft

• Deutschland hat keine Spezialisierungsvorteile bei digitalen
Technologien und Geschäftsmodellen

• Warnung vor "digitalen Analphabeten"

• Privatwirtschaftlich wie öffentlich bereitgestellte digitale
Weiterbildung wird immer wichtiger



Im elften Jahresgutachten der Expertenkommission Forschung und Innovation
(EFI), das der Bundeskanzlerin in Berlin übergeben wurde, betonen die
Wissenschaftler die entscheidende Bedeutung der digitalen Bildung: "Vor
uns stehen große Herausforderungen durch neue digitale Technologien auf
Basis von künstlicher Intelligenz, autonomer Systeme, Robotik, Big Data
oder Cloud Computing, die künftig Deutschlands bisherige
Spezialisierungsvorteile in Frage stellen und zugleich aber auch neue
Geschäftsmodelle ermöglichen", so der Vorsitzende der Expertenkommission,
Prof. Dietmar Harhoff vom Max-Planck-Institut für Innovation und
Wettbewerb. "Den neuen digitalen Anforderungen muss sich deshalb auch das
deutsche Bildungs- und Weiterbildungssystem stellen: Fähigkeiten in
Software- und Algorithmen-Entwicklung bzw. entsprechend qualifizierte
Fachkräfte mit digitalen 'Schlüsselkompetenzen' sind wichtige
Voraussetzungen für Produktivitätswachstum und Innovation in alten wie in
neuen Branchen." Solche Schlüsselkompetenzen umfassen gemäß der
Expertenkommission alle computer-, daten- und IT-bezogenen Kompetenzen und
bilden die "Grundlage, um digitale Technologien sinnvoll einsetzen zu
können".

Den Bedarf an Fachkräften, die den digitalen Wandel aktiv gestalten
sollen, schätzt die Kommission als hoch ein. Dabei erlaube die Verwendung
von Statistiken zu IT-Fachkräften im engeren Sinne bestenfalls eine
konservative Abschätzung, da sich neu entwickelnde Berufsgruppen wie die
der "Datenwissenschaftler" in diesen Statistiken bisher nicht erfasst
werden. Aber allein die auf IT-Fachkräfte im engeren Sinne bezogenen
Zahlen seien eindeutig: Laut einer Umfrage beklagten Ende 2016 bereits 70
Prozent der deutschen Unternehmen einen wachsenden IT-Fachkräftemangel.
Demnach waren 51.000 Stellen für IT-Fachkräfte unbesetzt, etwa 20 Prozent
mehr als im Vorjahr und 35 Prozent mehr als im Durchschnitt der
vorangegangenen neun Jahre. Darüber hinaus stieg die Anzahl
ausgeschriebener Stellen für IT-Fachkräfte zwischen August 2016 und August
2017 um 20 Prozent. Jede dritte IT-Stelle ist länger als 60 Tage
ausgeschrieben, also offenbar nur schwer zu besetzen.

Zudem sei in vielen weiteren Berufen inzwischen auch die Fähigkeit zur
Erstellung von Software erforderlich. Allerdings reiche ein Fokus auf
Software allein nicht aus - vielmehr ist eine Verschränkung mit anderen
Fähigkeiten nötig. "In jedem Fall muss das Angebot an qualifizierten
Arbeitskräften durch verbesserte digitale Bildung an den Schulen und
Hochschulen, in der dualen Berufsausbildung und der Weiterbildung erhöht
werden", so Prof. Backes-Gellner von der Universität Zürich und Mitglied
der Kommission. Sie warnt dabei vor einem möglichen "digitalen
Analphabetentum", das es zu verhindern gelte. "Schüler müssen zudem schon
möglichst früh in die Lage versetzt werden, mit persönlichen Daten
verantwortungsbewusst umzugehen."

Schulen müssen Fundament der digitalen Wissensgesellschaft werden
Das Schulfach Informatik, sofern überhaupt angeboten, werde in Deutschland
frühestens ab der Sekundarstufe I und damit zu spät unterrichtet. Prof.
Backes-Gellner weiter: "Zudem sind IT-Ausstattung und -Wartung sowie
Internetzugänge an vielen Schulen, trotz eines leicht positiven Trends in
den letzten Jahren, verbesserungsbedürftig. Auch die didaktische
Weiterbildung der Lehrenden im Hinblick auf die sich stetig wandelnden
IT-Inhalte ist stark verbesserungswürdig."

Die Expertenkommission mahnt insbesondere bei "Schulen, dem Grundstein für
die digitale Wissensgesellschaft", eine deutlich höhere Dynamik an: für
einen frühen Beginn der Digitalkunde bereits in der Grundschule; für eine
bessere Ausstattung der Schulen mit Computertechnik und 
Breitband-Internetzugängen; für Lernsoftware, -plattformen und -medien;
für die Weiterbildung von Lehrpersonal und für neue Lehrpläne in Schulen
und Berufsschulen. "Hier muss jetzt geklotzt und nicht gekleckert
werden!", so der Vorsitzende der Kommission, Prof. Harhoff, "da
Deutschland sonst hinter anderen Ländern weiter zurückfällt."

Die Expertenkommission begrüßt, "dass die Bundesregierung digitale
Schlüsselkompetenzen als Qualifikationsanforderung einer zunehmend digital
geprägten Arbeitswelt ausdrücklich anerkennt". Sie sieht jedoch weiterhin
einen großen Handlungsbedarf und empfiehlt die folgenden Maßnahmen zum
Ausbau der digitalen Bildung durch Bund und Länder:


	Digitale Schlüsselkompetenzen sollten bereits in Grundschulen flächendeckend unterrichtet werden. Lehrende in Schulen benötigen nicht nur eine exzellente IT-Ausstattung, sondern auch fortwährende Weiterbildung. Der "DigitalPakt Schule" braucht einen ausreichenden Finanzierungsrahmen und ist im Regierungsprogramm der neuen Bundesregierung fest zu verankern.

	Um den absehbaren Engpass bei qualifiziertem Lehrpersonal zu entschärfen und die Entwicklungen zu beschleunigen, sollte die Rekrutierung von Quereinsteigerinnen und Quereinsteigern forciert werden. Allein über den regulären Weg der Lehrerbildung wird die Gewinnung qualifizierten Lehrpersonals zu lange dauern.

	In der dualen Berufsausbildung sollten die Angebote im IT-Bereich, insbesondere Programmierung, IT-Sicherheit sowie Software- und Web-Entwicklung, über alle Disziplinen hinweg deutlich erweitert werden. Digitalkompetenzen sollten als fester Bestandteil in jeder Berufsausbildung, nicht nur in IT-Berufen, verankert werden.

	An den Hochschulen sollten, ebenfalls über alle Disziplinen hinweg, neben Programmierkompetenzen und Kenntnissen der Software- und Web-Entwicklung auch Datenwissenschaften und Methoden des maschinellen Lernens vermittelt werden.

	Eine Stärkung der Weiterbildungsmöglichkeiten ("lebenslanges Lernen") ist vor dem Hintergrund sich immer schneller wandelnder Qualifikationsbedarfe im IT-Bereich unerlässlich. Aus Sicht der Expertenkommission bedarf es auch neuartiger Angebote aus der Privatwirtschaft. Diese sind von der F&I-Politik in geeigneter Weise zu begleiten und hinsichtlich ihrer Wirkung und Bedeutung für das Bildungssystem fortwährend zu evaluieren.

	Um digitale Kompetenzen fördern zu können, müssen sie kontinuierlich erfasst werden. Die Expertenkommission begrüßt daher ausdrücklich die Teilnahme Deutschlands an internationalen Vergleichsstudien zur Messung der digitalen Schlüsselkompetenzen von Schülern und Erwachsenen.




Weitere Informationen unter:

http://www.e-fi.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution1451

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Expertenkommission Forschung und Innovation, Dr. Helge Dauchert, 28.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/247: "BAföG rauf - und zwar schnell!" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 1. März 2018

GEW: "BAföG rauf - und zwar schnell!"

Bildungsgewerkschaft zur Bundestagsdebatte zur Ausbildungsförderung



Frankfurt a.M./Berlin - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
hat den Bundestag aufgefordert, zügig die Weichen für eine Reform des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) zu stellen. "Nur noch 15
Prozent aller Studierenden bekommen BAföG-Leistungen. Dass Union und SPD in
ihrer Koalitionsvereinbarung einen Ausbau des BAföG und eine Verbesserung
der Leistungen in Aussicht gestellt haben, ist ein wichtiges Signal. Die
für 2021 angekündigte Trendumkehr kommt allerdings viel zu spät. Eine 
BAföG-Erhöhung gehört ins 100-Tage-Programm der neuen Bundesregierung", sagte der
stellvertretende Vorsitzende und Hochschulexperte der GEW, Andreas Keller,
mit Blick auf die heutige BAföG-Bundestagsdebatte.

Keller machte darauf aufmerksam, dass der Beirat für Ausbildungsförderung
beim Bundesbildungsministerium erst vor kurzem eine "deutliche und zügige"
BAföG-Erhöhung "im hohen einstelligen bis zweistelligen Bereich" gefordert
habe. "Es wäre verantwortungslos, wenn Regierung und Parlament dem Rückgang
der BAföG-Förderung weitere drei Jahre tatenlos zusähen. Ein Blick auf den
Arbeitsmarkt - Beispiel Lehrkräftemangel - zeigt: Deutschland braucht mehr
qualifizierte Fachkräfte. Es darf nicht sein, dass junge Menschen auf ein
Studium verzichten, weil sie keine angemessene Ausbildungsförderung
erhalten", mahnte Keller.

Über die Erhöhung des BAföG für Studierende hinaus macht sich die
Bildungsgewerkschaft für eine Verbesserung der Ausbildungsförderung von
Schülerinnen und Schülern stark. "Wer den Fachkräftemangel an Kitas
bekämpfen will, muss die Ausbildung attraktiver machen und das BAföG für
Fachschülerinnen und -schüler kräftig anheben", forderte Keller. Der
GEW-Vize machte sich außerdem für die Wiedereinführung des BAföG in der
Sekundarstufe II an allgemeinbildenden Schulen stark: "Eine
Ausbildungsförderung für angehende Abiturientinnen und Abiturienten wäre 25
Jahre nach dem BAföG-Kahlschlag der Regierung Helmut Kohls (CDU) eine
wirksame Maßnahme für mehr Chancengleichheit. In vielen Familien spielt es
eine große Rolle, ob die Kinder nach Klasse 10 ihre erste
Ausbildungsvergütung nach Hause bringen oder weiter die Schulbank drücken.
Eine mögliche Große Koalition muss mehr Chancengleichheit wagen."


Info:  Auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
debattiert der Deutsche Bundestag heute über den Ausbau der
BAföG-Förderung.

Nach den Vorschriften des BAföG berät der Beirat für Ausbildungsförderung
das Bundesministerium für Bildung und Forschung bei der Umsetzung des
Gesetzes sowie der weiteren Ausgestaltung der gesetzlichen Regelungen der
individuellen Ausbildungsförderung. Der Bundestag hat die jüngste
Stellungnahme des Beirats für Ausbildungsförderung als
Bundestags-Drucksache 19/576 veröffentlicht: 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/005/1900576.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. März 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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HOCHSCHULE/2187: Zukunftsbild der bayerischen Hochschulen für angewandte Wissenschaften (idw)


Hochschule Bayern e. V. - 28.02.2018

Zukunftsbild der bayerischen Hochschulen für angewandte Wissenschaften:
Hochschulen an die Spitze

Hochschule Bayern e.V. im Dialog mit dem bayerischen Wissenschaftsminister
Dr. Spaenle zur zukünftigen Entwicklung der bayerischen Hochschulen für
angewandte Wissenschaften



Der Verbund der bayerischen Hochschulen für angewandte Wissenschaften,
Hochschule Bayern e.V., nutzte seine diesjährige Winterklausur Anfang
Februar im Hochschulzentrum Vöhlinschloss in Illertissen, um gemeinsam
eine Vision der zukünftigen Entwicklung der bayerischen HAWs zu
erarbeiten. Im Rahmen der Klausurtagung tauschten sich die Präsidentinnen
und Präsidenten der bayerischen HAWs vor dem Hintergrund der
bevorstehenden Landtagswahl 2018 auch mit Staatsminister Dr. Spaenle sowie
weiteren Vertretern des Staatsministeriums für Kultus, Wissenschaft und
Kunst aus.

Für StM Dr. Spaenle gelten die bayerischen Hochschulen für angewandte
Wissenschaften heute "zurecht als Motoren von Innovation und
gesellschaftlicher Entwicklung in Metropolen und Regionen". Mit Blick auf
die Zukunft "stehen die HAWs insbesondere für Durchlässigkeit und
Bildungsgerechtigkeit. Sie leisten Enormes in der angewandten Forschung.
Und es gelingt ihnen in vielfältiger Weise, die Wissenschaft in die Mitte
der Gesellschaft zu stellen" so StM Dr. Spaenle weiter.

Das Profil der Hochschulen für angewandte Wissenschaften gilt es daher
weiter zu schärfen, um den Beitrag der HAWs zur Bewältigung der
gesellschaftlichen Herausforderungen auszubauen. Erklärtes Ziel der durch
die Präsidentinnen und Präsidenten der bayerischen HAWs erarbeiteten
Entwicklungsperspektiven ist es, die bayerischen HAWs an die bundesweite
Spitze in den Feldern der praxisorientierten akademischen Qualifizierung
sowie der angewandte Forschung und des Transfers von Innovationen in die
Gesellschaft zu führen. Die im bundesweiten Vergleich nicht
zufriedenstellende Ausfinanzierung der bayerischen HAW schränkt diesen
Prozess derzeit ein. Im Zuge einer notwendigen Nachsteuerung stehen 50
Jahre nach Gründung der bayerischen Hochschulen für angewandte
Wissenschaften derzeit drei Handlungsfelder zur strategischen
Weiterentwicklung im Vordergrund.

Ausbau der Forschungs-, Transfer- und Innovationskompetenz

Die bayerischen HAWs übernehmen mit ihrer Fokussierung auf die angewandte
Forschung und den Transfer insbesondere in Kooperation mit klein- und
mittelständischen Unternehmen eine Schlüsselrolle in der Stärkung der
Innovationskraft von Regionen. Um diese zu stärken, hat der Landtag erste
Schritte zur Schaffung von Forschungskapazitäten über zusätzliche
Professorenstellen eingeleitet. Diesen Weg gilt es weiter auszubauen.
Damit verbunden ist ebenso die Ausstattung der HAWs mit
forschungsunterstützendem Personal.

Ausfinanzierung von zusätzlichen Masterstudienplätzen

Mit Blick auf die zunehmende Komplexität der Arbeitswelt und unter
Berücksichtigung der verstärkten Nachfrage nach Masterstudiengängen an
HAWs sind ein Ausbau und damit eine Ausfinanzierung der Nachfrage nach
Masterstudienplätzen erforderlich. Der Fachkräftemangel im
hochqualifizierten akademischen Bereich erfordert dazu auch eine weitere
Internationalisierung der Hochschulen, um international Studierende nach
Deutschland zu holen.

Ausgestaltung von digitalen Hochschul-Campus

Die Digitalisierung wird im Bereich von Lehre, Forschung und
Hochschulverwaltung deutliche Veränderungen erfordern, um im
internationalen Wettbewerb zu bestehen. Dazu sind verstärkt Mittel für
Infrastruktur und Personal im Bereich der Digitalisierung erforderlich.
Die Entwicklung der Hochschulen in Richtung von digitalen 
Hochschul-Campus ohne die Vorteile der Präsenzhochschulen als "sozialen 
Raum" zu verlieren sehen die HAWs als strategisches Ziel.

"So gestärkt, sind die bayerischen HAW weiterhin Garanten für die
Innovationsgestaltung ihres regionalen Umfelds" so Prof. Dr. Uta M. Feser,
Vorsitzende von Hochschule Bayern e.V. Die beschriebenen Ziele sind jedoch
nicht von heute auf morgen zu erreichen. Seitens Hochschule Bayern wird
zeitnah ein Vorschlag für einen Zukunftspakt erarbeitet und vorgestellt
werden, um diese Ziele stufenweise zu verfolgen und zu erreichen.


Zu Hochschule Bayern e.V.

Der Verbund Hochschule Bayern e.V. vertritt die Interessen der bayerischen
Hochschulen für angewandte Wissenschaften. Mitglieder von Hochschule
Bayern e.V. sind alle bayerischen staatlichen Hochschulen für angewandte
Wissenschaften und nichtstaatlichen Hochschulen für angewandte
Wissenschaften in kirchlicher Trägerschaft.

Weitere Informationen unter:

http://www.hochschule-bayern.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1143

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Bayern e. V., Lena Grümann, 28.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





STATISTIK/620: Zahl der Studienberechtigten im Jahr 2017 um 3 % zurückgegangen (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 01.03.2018

Zahl der Studienberechtigten im Jahr 2017 um 3 % zurückgegangen



WIESBADEN - Im Jahr 2017 haben rund 440.000 Schülerinnen und Schüler in
Deutschland die Hochschul- oder Fachhochschulreife erworben. Wie das
Statistische Bundesamt (Destatis) weiter mitteilt, waren das nach
vorläufigen Ergebnissen 3,0 % weniger Studienberechtigte als im Vorjahr
(- 14.000). Dennoch liegt die Zahl der Studienberechtigten infolge eines
längerfristigen Trends zur Höherqualifizierung aktuell um 1,3 % über der
von vor 10 Jahren (2007: 434.000).

Die Zahl der Studienberechtigten hat sich 2017 gegenüber 2016 in den
Ländern unterschiedlich entwickelt. In Ostdeutschland (einschließlich
Berlin) stieg sie insgesamt um 3,4 %, in Westdeutschland sank sie um 4,1 %.
In Schleswig-Holstein ging die Zahl der Studienberechtigten gegenüber dem
Vorjahr um ein Viertel zurück (- 5.500). Dieser starke Rückgang beruht
darauf, dass 2016 aufgrund der vorherigen Verkürzung der Gymnasialzeit auf
acht Jahre (G8) zwei Schuljahrgänge gleichzeitig die allgemeine
Hochschulreife erlangt hatten.

Knapp vier Fünftel der Studienberechtigten (78,3 %) erwarben 2017 ihre
Studienberechtigung in Form der allgemeinen oder fachgebundenen
Hochschulreife. Die übrigen 21,7 % der Absolventinnen und Absolventen
erlangten die Fachhochschulreife. Der Anteil der Studienberechtigten mit
Fachhochschulreife hat sich in den letzten 10 Jahren deutlich reduziert. In
2007 hatte er noch bei 30,4 % gelegen.

Von den Studienberechtigten des Jahres 2017 waren 53,1 % Frauen und 46,9 %
Männer. Bei den Absolventinnen und Absolventen mit allgemeiner oder
fachgebundener Hochschulreife war der Männeranteil mit 45,5 % niedriger als
der Frauenanteil, während mehr Männer (52,1 %) die Fachhochschulreife
erlangten als Frauen.


Weiteres

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich Schulen
vor.

Eine zusätzliche Tabelle bietet die Online-Fassung dieser
Presseinfo unter www.destatis.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 067 vom 01.03.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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FORSCHUNG/1125: Göttinger Studie zum Anbau- und Kaufverhalten bei Tomaten (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 28.02.2018

Göttinger Studie zum Anbau- und Kaufverhalten bei Tomaten

Agrarwissenschaftler belegen Zusammenhang zwischen Qualitätskauf und
persönlichem Bezug



(pug) Forscherinnen und Forscher der Fakultät für Agrarwissenschaften der
Universität Göttingen haben mit einer repräsentativen Umfrage die
Konsumentenwünsche beim Kauf von frischen Tomaten sowie das Anbauverhalten
von Hobbygärtnern untersucht. Aus der Studie geht hervor, dass es einen
Zusammenhang zwischen der Nachfrage nach hochwertiger sowie regionaler
Ware und dem persönlichen Bezug des Konsumenten zum Produkt gibt. Die
praxisrelevanten Ergebnisse der Studie sind in der Gartenbaufachzeitung
TASPO, Ausgabe 9, erschienen.

Tomaten zählen zu den beliebtesten Gemüsesorten der Deutschen. Als eines
der umsatzstärksten Produkte der Obst- und Gemüseabteilung ist die Tomate
in einer Vielzahl an Variationen im Supermarkt erhältlich. Die Auswahl
reicht von kleinen Cocktailtomaten bis hin zu alten Sorten. Die
Forscherinnen und Forscher befragten rund 1.000 Probanden - darunter 38
Prozent Selbstanbauer -, welche Tomatensorte sie kaufen würden. Dabei
wählten die Teilnehmenden nach unterschiedlichen Parametern wie etwa
Größe, Farbe, Geschmack, Herkunft und Preis ihre Favoriten aus. Die
Analysen ergaben, dass Hobbyanbauer zuerst auf Regionalität, dann auf die
Konsistenz und dann auf den Preis Wert legen. Nicht-Anbauer dagegen
entscheiden zuerst nach Geschmack, dann nach Konsistenz und zuletzt nach
Regionalität.

Beim Vergleich stellte das Forscherteam um Kristin Jürkenbeck vom
Department für Agrarökonomie und Rurale Entwicklung außerdem fest, dass
Gemüseanbauern eine hohe Qualität des Produkts wichtiger ist als anderen
Konsumentengruppen. Dies spiegelt sich auch in der Wahl des Einkaufsortes
wieder. "Hobbyanbauer kaufen ihre Tomaten häufiger auf Wochenmärkten und
in Hofläden," erklärt Jürkenbeck. "Nicht-Anbauer kaufen lieber im
Discounter und im Supermarkt ein." Des Weiteren konsumieren Anbauer
generell häufiger Tomaten als Nicht-Anbauer. Bei der Betrachtung der
Anbauwahl werden Jungpflanzen gegenüber Saatgut bevorzugt. Insgesamt sind
Hobbyanbauer mit ihrem eigenen Anbau zufrieden. "Die Forschungsergebnisse
zeigen uns, dass man die Nachfrage nach Qualitätsware und regionalen
Produkten steigern kann, indem ein starker Bezug des Konsumenten zum
Produkt hergestellt wird", so Jürkenbeck.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, Romas Bielke, 28.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / REDAKTION





NAHOST/1580: Ägypten - Marionettendiktat am Nil ... (SB)


Ägypten - Marionettendiktat am Nil ...



Vom 26. bis zum 28. März findet in Ägypten die Präsidentenwahl statt.
Bereits jetzt steht fest, daß der Gewinner Amtsinhaber Abdel Fatah Al
Sisi sein wird. Bis auf den einen Schein-Gegenkandidaten Mousa
Moustafa Mousa sind alle anderen potentiellen Teilnehmer der
Abstimmung in den letzten Wochen entweder verhaftet worden oder aus
Angst um ihre Sicherheit freiwillig aus dem Rennen ausgestiegen. Es
stellt sich lediglich die Frage, ob der Ex-Generalstabschef sein
Rekordergebnis von 2014 - 96,91 Prozent der abgegebenen Stimmen -
übertreffen wird oder nicht. So oder so drohen den 95 Millionen
Ägyptern weitere Jahre der Entbehrungen und einer Gewaltherrschaft,
die von Israel und den USA militärisch und finanziell unterstützt
wird.

Als Al Sisi 2013 mit einem blutigen Staatsstreich den ersten frei
gewählten Präsidenten Ägyptens, Mohammed Mursi, stürzte und die
Moslembruderschaft verbot, tat er dies mit der Zustimmung Washingtons
und Tel Avivs. Den Israelis war die von Mursi verfügte Öffnung der
ägyptischen Grenze zum palästinensischen Gazastreifen genauso ein Dorn
im Auge wie Kairos damalige vorsichtige Annäherung an das schiitische
"Mullah-Regime" im Iran. Al Sisi dagegen hat nicht nur die Abriegelung
Gazas wieder verhängt, sondern auch die Tunnel dichtgemacht, durch die
die Palästinenser in dem von der Hamas kontrollierten Gebiet
Schmuggelwaren aus Ägypten bekamen. Diese Maßnahme hat zusammen mit
der Kappung der Gehälter für öffentliche Bedienstete im Gazastreifen
durch die Palästinensische Autonomiebehörde (PA) im westjordanischen
Ramallah in dem etwa zwei Millionen Einwohner zählenden Landstrich am
Mittelmeer zu einer humanitären Katastrophe geführt.

In Ägypten sehen die Verhältnisse nicht viel besser aus. Wegen
geringfügiger Kritik an seinem autoritären Führungsstiel hat Al Sisi
die Hälfte der Richterschaft gegen willfährige Juristen austauschen
lassen. Rund 60.000 politische Gefangene sitzen hinter Gittern. (Zum
Vergleich: Gegen Ende des Ära Hosni Mubaraks 2011 waren es weniger als
10.000). Ein Drittel der Bevölkerung lebt unterhalb der Armutsgrenze.
Arbeitslosigkeit grassiert, besonders unter der Jugend. In einem Land,
in dem 60 Prozent der Bevölkerung unter 30 Jahre alt sind, stellt die
Perspektivlosigkeit eine tickende Bombe dar, die früher oder später
hochgehen wird.

Die Touristik als wichtigster Industriesektor Ägyptens hat sich von
den Turbulenzen um den "demokratischen" Sturz Mubaraks und Al Sisis
gewaltsamen Putsch gegen Mursi bis heute nicht erholt. Während die
Regierung in Kairo den einfachen Leuten einschneidende Kürzungen
zumutet - zum Beispiel bei den bisherigen Subventionen für Mehl und
Treibstoff - sieht sie sich mit einem wachsenden Aufstand sunnitischer
Dschihadisten konfrontiert, den sie trotz repressiver Eskalation nicht
in den Griff bekommt. Der Bürgerkrieg in Ägypten, so müßte man ihn
inzwischen nennen, beschränkt sich nicht mehr auf die Sinai-Halbinsel,
sondern hat sich auf andere Teile des Lands ausgeweitet, wie der
Überfall in der Provinz Gizeh, rund 100 Kilometer westlich von Kairo,
am 20. Oktober zeigt. Damals kamen 59 Armeeangehörige um Leben, als
ihr Militärkonvoi in einen sorgfältig geplanten Hinterhalt geriet.

Am 9. Februar hat im Sinai eine von Al Sisi angeordnete Großoffensive
gegen die Anhänger des ägyptischen Ablegers der "Terrormiliz"
Islamischer Staat (IS) begonnen. Die Operation gilt als Reaktion auf
zwei spektakuläre "Terrorangriffe" der vergangenen Monate. Am 24.
November haben rund 40 IS-Kämpfer eine Sufi-Moschee im Nordsinai
angegriffen. Bei dem schwersten Anschlag der ägyptischen Geschichte
wurden 311 Moscheebesucher getötet und weitere 122 verletzt. Noch im
Dezember entkamen Verteidigungsminister Sedki Sobhi und Innenminister
Magdi Abdel Gaffar nur knapp dem Tod, als sie bei einem geheimen
Besuch auf der Sinai-Halbinsel auf dem Militärflughafen der Stadt Al
Arish mit einer russischen Anti-Panzer-Rakete vom Typ 9M133-Kornet
angegriffen wurden. Bei der Attacke kam ein Militäroffizier ums Leben,
zwei weitere trugen Verletzungen davon.

In Ägypten wird die neue Sinai-Offensive der Armee als Versuch Al
Sisis gewertet, rechtzeitig zur Wahl den starken Mann zu markieren.
Über die nördliche Sinai-Halbinsel hat das Militär eine
Nachrichtensperre und eine nächtliche Ausgangssperre verhängt. Was
dort vor sich geht, wissen nur die Menschen in der umkämpften Region -
hauptsächlich in und um Al Arish. Den staatlichen Medien zufolge hat
die Armee bisher 82 Dschihadisten getötet und weitere 1800 in
Gewahrsam genommen. Lediglich sieben Soldaten sollen gefallen sein.
Über Verluste unter der Zivilbevölkerung ist bislang nichts bekannt
geworden. Die Erkenntnis von Amnesty International, welche die
Menschenrechtsorganisation anhand von am 21. Februar ausgestrahlten
Bildern der Armee von der laufenden Operation gewonnen hat, derzufolge
die ägyptische Luftwaffe auf der Sinai-Halbinsel Streubomben aus
amerikanischer Produktion vom Typ Mk-118 einsetzt, gibt jedenfalls
sehr zu denken.

Wenig bekannt ist die Tatsache, daß das ägyptische Militär im Sinai
heimliche Militärhilfe von den Israelis erhält. 2012 haben die
israelischen Streitkräfte ihren ersten Drohnenangriff gegen
Radikalislamisten auf der Sinai-Halbinsel durchgeführt. Seit Al Sisi
in Kairo die Macht ergriffen hat, erfährt die militärische
Zusammenarbeit zwischen Ägypten und Israel eine deutliche Vertiefung.
Am 3. Februar berichtete Reporter David Kirkpatrick in der New York
Times von einer "geheimen Allianz". Demnach sollen im Rahmen der
verdeckten Offensive israelische Drohnen, Kampfjets und
Kampfhubschrauber innerhalb der letzten zwei Jahre mehr als 100
Angriffe auf feindliche Ziele in Sinai durchgeführt haben - und zwar
durch die Bank in Absprache mit der Regierung Al Sisi.

Der Schulterschluß Ägyptens mit Israel findet inzwischen auch im
wirtschaftlichen Bereich statt. Am 19. Februar wurde ein Deal im Wert
von 15 Milliarden Dollar über die Lieferung von 64 Milliarden
Kubikmeter israelischen Erdgases über 10 Jahre an Ägypten paraphiert.
An dem Mammutgeschäft, dessen Zustandekommen Israels Premierminister
Benjamin Netanjahu persönlich begleitet und gefördert hat, sind das
israelische Gasunternehmen Delek und das ägyptische
Industriekonsortium Dolphinus beteiligt. Das Gas stammt aus den
Feldern Tamar und Leviathan im Mittelmeer und soll ab 2019 in das
ägyptische Netz fließen. Interessanterweise waren es gerade dubiose
Gasgeschäfte des Mubarak-Klans mit Israel, die Ende 2011/Anfang 2012
zum demokratischen Frühling in Ägypten und zum Sturz des damaligen
"Regimes" führten. Vor diesem Hintergrund sind die Warnungen des
langjährigen US-Nahost-Kommentators Richard Silverstein, Israel und
die USA täten sich und den Menschen in Ägypten durch ihre
Unterstützung der Militärdiktatur am Nil keinen Gefallen, mehr als
begründet.

1. März 2018
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FRAUEN/714: 8. März - Manifest des Internationalen Frauenstreiks (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Lateinamerika / Weltweit

8. März: Manifest des Internationalen Frauenstreiks



Am kommenden 8. März werden wir wieder die Welt aus den Angeln heben.
Von den tiefsten Wurzeln unserer Territorien bis zu den Bürogebäuden,
werden wir die Strukturen brechen, die uns fesseln.

Wir, 8M #NOSOTRAS PARAMOS (Wir streiken), #NOS PARAMOS (Wir erheben
uns) [1], Frauen, Lesben, Transvestiten und Trans verfolgen das
gleiche Ziel und es führt kein Weg zurück. Auf die Feminisierung der
Arbeit antworten wir: Feminisierung der Widerstände! und wir erobern
die Straßen am Internationalen Frauenkampftag und Internationalen
Streiktag der Arbeiterinnen. Wenn wir alle streiken, bewegt sich die
Welt.

Die Arbeiterinnen: Indigene, Migrantinnen, Alte, Mädchen, Jugendliche,
Zapatistinnen, feministische Guerilleras, Schwarze, Geflüchtete,
Studierende, politische Gefangene, Kriminalisierte, Mütter, Frauen mit
Behinderung, Hausfrauen, Hausangestellte, (Kranken-)Pflegerinnen,
Sexarbeiterinnen, Rentnerinnen, Dozentinnen, Ärztinnen, Beamtinnen,
Gewerkschafterinnen, Arbeiterinnen der informellen Wirtschaft,
Kämpferinnen, Arbeitslose, Prekarisierte, Verschwundene,
Künstlerinnen, Taxifahrerinnen, Klempnerinnen und eine nicht enden
wollende Liste der unterschiedlichsten Frauen: Wir stehen auf von
Alaska bis Patagonien.


"Wenn euch unsere Leben nichts wert sind, dann produziert
doch ohne uns"

"Wenn euch unsere Leben nichts wert sind, dann produziert doch ohne
uns", ist wieder das Motto des internationalen Streiks, der von
Lateinamerika und der Karibik ausgeht, wo der Schrei nach "Keine
einzige mehr, Wir Wollen Uns Lebendig (Ni Una Menos, Vivas Nos
Queremos)" wie eine Explosion in allen Ecken Widerhall findet.

Wir stehen auf gegen alle Formen machistischer Gewalt und für unser
Recht frei von dieser Gewalt zu leben.

Wir streiken für diejenigen, die nicht mehr da sind, weil sie Opfer
des extremsten Ausdrucks der machistischen Gewalt geworden sind: den
Femiziden. Allein im Jahr 2016 wurden 1.998 Morde in 17 Ländern
Lateinamerikas und der Karibik registriert. In dieser Region werden
täglich zwölf Frauen ermordet, allein aufgrund der Tatsache, dass sie
Frauen sind.

Wir erheben uns, weil 14 der 25 Länder mit der höchsten Femizidrate in
Lateinamerika und der Karibik liegen. Die Länder erstellen weder
vollständige noch vertrauenswürdige Statistiken, die uns erlauben
würden, den Umfang des Problems zu erfassen, aber wir wissen, dass die
Zahl der Femizide steigt. Es gibt auch keine staatliche Politik, die
sich ernsthaft, kreativ und mit neuen Ansätzen der Prävention und
Intervention widmet; auch keine, die darüber nachdenkt, wie man in
solchen Fällen handelt; wie man die Freundinnen unterstützen kann und
die Gemeinschaft die auseinanderbricht, wenn ein Femizid an einer
jungen Frau begangen wurde. In Argentinien gibt es alle 30 Stunden
Eine Weniger (una menos) und die Femizide an jungen Frauen zwischen 16
und 20 Jahren haben sich vervierfacht, an Mädchen zwischen elf und 15
Jahren verdreifacht.

Wir streiken für die ermordeten Lesben und Transvestiten.

Wir erheben uns, denn in unserer Epik sind wir bereit
der machistischen Herrschaft zu trotzen, denn wir werden keine
Machtverhältnisse unterstützen, die Schmerz hervorruft.

Ni una menos - kein einziges Femizidopfer und keine Verschwundene
mehr!

Wir streiken für die, die verschwunden sind. Allein in Argentinien
sind nach offiziellen Zahlen 3.228 Mädchen, Junge Frauen und Frauen
vermisst. Die am stärksten betroffene Altersgruppe sind die 12 bis
18-jährigen. Wie viele von ihnen fehlen durch das Mitwirken der
Polizei oder der Unterlassung anderer staatlicher Stellen? Sucht der
Staat nach ihnen?

Wir erheben uns für die jungen Frauen, die nie zurück gekommen sind.

Wir streiken, weil die Opfer von Gewalt keinen Zugang zur Justiz haben
und die Staaten keine Gelder für diese strukturelle Problematik zu
Verfügung stellen und die die allgemeinen Menschenrechte verletzt.

Wir stehen auf für die an Abtreibung Gestorbenen und Verhafteten. 95
Prozent der Abtreibungen in Lateinamerika und der Karibik werden
heimlich durchgeführt und sind unsicher. Schuld daran sind die
restriktiven Gesetze, die den Abbruch ungewollter und sogar durch
Vergewaltigung entstandener Schwangerschaften verbieten. Wir stehen
auf für das Recht auf freien Schwangerschaftsabbruch und dafür, dass
niemand zur Mutterschaft gezwungen wird.

Wir streiken für die politischen Gefangenen, die Verfolgten und die,
die dafür ermordet wurden die Erde und ihre Rohstoffe gegen
transnationale Unternehmen und ihre staatlichen Komplizen zu
verteidigen.

Wir erheben uns, weil wir Räume einfordern, wo wir gehört werden und
an Entscheidungen mitwirken können, die uns betreffen. Denn unsere
Teilnahme innerhalb der traditionellen Strukturen von Politik,
Gewerkschaften und Staat ist immer noch ein Wunschdenken. In
Argentinien sind 18 Prozent der gewerkschaftlichen Ämter mit Frauen
besetzt, davon sind 74 Prozent im Bereich Gleichstellung, Gender oder
Soziale Dienstleistungen.

Auf die Feminisierung der Arbeit antworten wir: Feminisierung der
Widerstände!

Wir streiken, weil eine von drei Frauen in der Region nicht selbst für
ihr Einkommen sorgen kann. Der Durchschnitt der wöchentlichen
Arbeitsstunden, die unbezahlt sind erreichen in der Region (Zahlen aus
zehn Ländern) 13,72 Stunden bei den Männern und 39,13 Stunden bei den
Frauen. In Argentinien arbeiten die Frauen sechs Stunden mehr im
reproduktiven unbezahlten Bereich. Wir stehen auf, um die doppelte
Arbeitsbelastung sichtbar zu machen.

Wir erheben uns, weil uns - Kindern, Menschen mit Behinderung, Alte,
Frauenkollektive, Lesben, Trans und Transvestiten - die Gehälter
gekürzt werden, mit denen die neoliberalen Regierungen Schulden tilgen
und Finanzspekulation betreiben.

Wir streiken, weil wir das Büffet einer Party sind, auf der wir nicht
eingeladen sind und der unsere Gehälter, unsere Arbeitsrechte und
Rentenansprüche nützen, weil die Armut unser Gesicht hat, groß wie das
geschlechtsspezifische Lohngefälle von 23,5 Prozent in Argentinien; in
den prekärsten Jobs steigt der Lohnunterschied sogar auf bis zu 35
Prozent.

Wir erheben uns um BASTA mit der wirtschaftlichen Gewalt zu rufen.

Wir streiken, weil wir Frauen und Andersdenkende in den Medien
unterrepräsentiert sind, in der Kunst, in der Musik, in der Literatur
und das konstruiert eine machistische und unwirkliche Welt.

Wir streiken um unsere Erinnerung, die in unseren Identitäten
niedergeschrieben ist, in unseren Existenzen, wiederzugewinnen; mit
den Kämpfen und Schmerzen, die uns vorausgegangen sind.

Unsere intimen und kollektiven Erinnerungen, unsere Sprachen und
unsere Formen des Zusammenseins um Zukünfte der Freiheit zu erobern.

Wir stehen auf, weil wir es können und wissen, wie es geht, wir
streiken für unsere Leben. Alle frei, alle zusammen!


Anmerkung:

[1] http://parodemujeres.tiempoar.com.ar/el-paro/llamamiento-2/
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GEWERKSCHAFT/276: ver.di begrüßt Bereitschaft zu Tarifverhandlungen in der Altenpflege (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
28. Februar 2018

ver.di begrüßt Bereitschaft des privaten Arbeitgeberverbandes bpa
zu Tarifverhandlungen in der Altenpflege



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt die
Ankündigung des Bundesverbands privater Anbieter sozialer Dienste
(bpa), mit ver.di Verhandlungen über einen Flächentarifvertrag in der
Altenpflege führen zu wollen. Das hatte bpa-Präsident Meurer
gegenüber Journalisten erklärt.

"Der Weg, über die Presse mit diesem Ansinnen an uns heranzutreten,
ist etwas ungewöhnlich. Aber der Sinneswandel des bpa ist erfreulich.
bpa-Präsident Brüderle hatte Verhandlungen bisher abgelehnt. Unsere
offizielle Aufforderung zu Tarifverhandlungen habe ich soeben
unterschrieben, sie ist unterwegs. Wir freuen uns, mit dem bpa über
die Angleichung der Arbeitsbedingungen an das Niveau des öffentlichen
Dienstes zu verhandeln", erklärt Sylvia Bühler, im
ver.di-Bundesvorstand zuständig für das Gesundheits- und Sozialwesen.
Dabei gehe es nicht nur um eine bessere Bezahlung, sondern auch um
höhere Urlaubsansprüche und attraktivere Arbeitszeitregelungen.

Handlungsdruck gäbe es allemal, so Bühler: "Das Lohnniveau gerade in
privaten Einrichtungen und Diensten der Altenpflege ist beschämend
niedrig." Einige zahlten selbst den Fachkräften nicht viel mehr als
den Pflegemindestlohn, der eine untere Haltelinie für
Pflegehilfskräfte darstellt. "Wir hatten einen deutlich höheren
Pflegemindestlohn gefordert, der bpa hatte das aber in der
Pflegemindestlohnkommission abgelehnt."

Die Altenpflege sei deutlich unterbezahlt. Beschäftigte mit
Tarifbindung verdienen im Schnitt 24 Prozent mehr als ihre
Kolleginnen und Kollegen in Betrieben ohne Tarifvertrag. Im
öffentlichen Dienst liegt das Einstiegsgehalt einer Pflegefachkraft -
gleich ob Alten- oder Krankenpflege - bei 2.635 Euro, nach sechs
Jahren im Beruf bei über 3.000 Euro. Der bpa hatte kürzlich
sogenannte Arbeitsvertragsrichtlinien beschlossen. Darin schlägt der
Verband ein Gehalt für Pflegefachkräfte vor, das 20 Prozent unter dem
des öffentlichen Dienstes liegt, bei Pflegehilfskräften sogar mehr
als 30 Prozent darunter. Zeitzuschläge zum Beispiel für Überstunden
und Jahressonderzahlungen sind nicht vorgesehen, die Arbeitszeit ist
nicht geregelt. "Unverbindliche Richtlinien helfen nicht, mehr
Menschen für die Arbeit in der Altenpflege zu begeistern. Nur sichere
und gute Tarifverträge schaffen attraktive Arbeitsbedingungen. Schön,
dass der bpa das jetzt eingesehen hat", so Bühler.

Die Altenpflege ist in keinem Verband so stark vertreten wie in
ver.di.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 28.02.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001
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Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1617: ver.di führt Mitgliederbefragung zu Tarifangebot der Deutschen Post AG durch (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
28. Februar 2018

ver.di führt Mitgliederbefragung zu Tarifangebot der Deutschen
Post AG durch



Berlin - Die Tarifkommission der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) hat heute über das von der Deutschen Post AG in vierter
Runde am 28. Februar 2018 unterbreitete Angebot beraten.

"Es ist ein schwieriges Angebot, das zwar zu allen unseren
Forderungen Elemente enthält, zugleich aber auch hinter unseren
Erwartungen zurückbleibt. Das betrifft vor allem den zweiten linearen
Erhöhungsschritt von 2,1 Prozent im Jahr 2019. Deshalb hat unsere
Tarifkommission entschieden, eine Mitgliederbefragung über die
Annahme des Angebotes durchzuführen", sagte die stellvertretende
ver.di-Vorsitzende Andrea Kocsis.

Das Angebot für die rund 130.000 Tarifbeschäftigten sieht über eine
Laufzeit von 28 Monaten zwei lineare Erhöhungsschritte vor. Zum
1. Oktober 2018 sollen die Entgelte um drei Prozent und zum 1.
Oktober 2019 um weitere 2,1 Prozent steigen. Zudem soll es im April
2018 eine Einmalzahlung von 250 Euro geben.

Das von ver.di geforderte Wahlmodell, wonach die Beschäftigten einen
Teil der linearen Erhöhung in freie Zeit zur Entlastung umwandeln
können, soll umgesetzt werden, indem die Beschäftigten im Oktober
2018 anstelle der linearen Erhöhung 60 Stunden Entlastungszeit im
Jahr bekommen, im Oktober 2019 statt der 2,1 Prozent 42 Stunden
Entlastungszeit. Überdies können auch beide Schritte zu einer
Entlastungszeit von 102 Stunden kumuliert werden.

Die Auszubildenden und Studierenden an Berufsakademien sollen im
April 2018 eine Einmalzahlung von 100 Euro erhalten. Darüber hinaus
werden deren Vergütungen überproportional erhöht. Teil des Angebotes
ist auch, die Postzulage für die 32 000 Beamten des Unternehmens bis
zum Ende der Laufzeit des Tarifvertrages vom 31. Mai 2020
fortzuschreiben. Außerdem erhalten die Beamten im Oktober 2019 eine
Einmalzahlung von 350 Euro.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 28.02.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001
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Internet: www.verdi.de
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INNOVATION/093: Freie Fahrt für mehr Innovationen - Leitlinien für die künftige Regierungsarbeit (idw)


Expertenkommission Forschung und Innovation - 28.02.2018

Freie Fahrt für mehr Innovationen! - Leitlinien für die künftige
Regierungsarbeit



Im neuen Jahresgutachten der Expertenkommission Forschung und Innovation
(EFI), das der Bundeskanzlerin in Berlin übergeben wurde, erkennen die
Wissenschaftler an, dass es "in den letzten Jahren eine positive Dynamik
der Forschungs- und Innovationspolitik (F&I) gegeben hat". Vor dem
Hintergrund der verzögerten Regierungsbildung allerdings sollte die
künftige Bundesregierung zügig daran anknüpfen und die deutsche
F&I-Politik konsequent weiterentwickeln. "Angesichts der internationalen
Herausforderungen und des digitalen Wandels müssen wir in der
Innovationspolitik Gas geben", so der Vorsitzende der Kommission, Prof.
Dietmar Harhoff vom Max-Planck-Institut für Innovation und Wettbewerb.

Die sechsköpfige Expertenkommission sieht insgesamt vier wesentliche
Aufgaben:

1. Die Chancen der Digitalisierung nutzen

• Bildungssystem:

Die Kompetenzen im Umgang mit digitalen Technologien, so die EFI, sind in
allen Ausbildungsbereichen breit zu fördern, die digitale Bildung an
deutschen Schulen ist dringend zu stärken. Der seit geraumer Zeit geplante
"DigitalPakt Schule" sollte endlich auf den Weg gebracht werden. An
Hochschulen, fordern die Wissenschaftler, sind über alle Fächer hinweg
neben Programmierkompetenzen und Kenntnissen der Software- und
Web-Entwicklung auch Datenwissenschaften und Methoden des maschinellen
Lernens zu vermitteln.

• Rahmenbedingungen:

Internet und internetbasierte Technologien erfordern eine Anpassung von
rechtlichen Rahmen-bedingungen - möglichst auf europäischer Ebene - mit
dem Ziel, den Zugang neuer Marktteilnehmer mit innovativen Angeboten zu
erleichtern und nicht zu erschweren.

• Breitbandausbau:

Die Breitbandinfrastruktur Deutschlands ist gemäß EFI nicht
wettbewerbsfähig. Diese Schwäche bedrohe schon kurz- und mittelfristig die
Innovationsfähigkeit des Landes. Hier erwartet die Kommission
ambitionierte Ausbauziele und deren baldige Umsetzung.

• E-Government:

Durch Änderung des Grundgesetzes 2016 seien wichtige Rahmenbedingungen für
den Aufbau und den Betrieb von leistungsfähigen zentralen Portalen für
E-Government und öffentliche Datenbestände geschaffen worden. Jetzt gelte
es, die dadurch eröffneten Chancen engagiert zu nutzen:

- Verbessern der Qualität der Dienstleistungen von Behörden für
Bürgerinnen und Bürger sowie für Unternehmen

- Nutzen der Datenbestände der öffentlichen Hand für die
Erschließung neuer Wertschöpfungspotenziale

2. Stärkere Innovationsanreize für Start-ups und KMU setzen

• Steuerliche Förderung für kleine und mittlere Unternehmen (KMU):

Deutschland nutzt - anders als die meisten OECD-Länder - das Instrument
einer steuerlichen Förderung von Forschung und Entwicklung (FuE) bisher
nicht. Der Erfolg durch die steuerliche Förderung ist wissenschaftlich
belegt und Fördereffekte sind bei KMU besonders ausgeprägt, so die
Kommission. Sie rät daher erneut dazu, solch ein Instrument für KMU
einzuführen.

• Wagniskapital für Start-ups:

Für junge innovative Unternehmen stelle Wagniskapital eine wichtige
Finanzierungsquelle dar, es stehe jedoch in Deutschland nur in begrenztem
Umfang zur Verfügung. Die neue Bundesregierung solle für private Akteure
weitere Anreize setzen, in Wagniskapitalfonds und Start-ups zu
investieren, meint die Kommission.

• Start-ups fördern:

Die Belange von Start-ups bzw. jungen Unternehmen werden nach Ansicht der
Kommission bei der FuE-Förderung immer noch nicht ausreichend
berücksichtigt. Die EFI empfiehlt, in der neuen Legislaturperiode das
EXIST-Programm um eine Forschungskomponente zu ergänzen, um Start-ups beim
Aufbau ihrer Unternehmen die Möglichkeit zu geben, kurzfristig anfallende
Forschungsaufgaben zu finanzieren. Zudem sollten die formalen Hürden für
die Teilnahme von jungen Unternehmen an den Fachprogrammen von
Bundesministerien gesenkt werden.

3. Wissenschaftssystem weiter stärken

• Hochschulpakt fortführen:

Die EFI spricht sich dafür aus, dass Bund und Länder ein auf mehrere
Legislaturperioden angelegtes Nachfolgeprogramm für den Hochschulpakt
initiieren. Der Bund sollte die Länder weiterhin bei der Finanzierung der
Lehre und der Overheadkosten unterstützen, ohne dass die Länder ihre
Beiträge zur Hochschulfinanzierung reduzieren. Bei der Zuweisung der
Mittel für die Lehre sollten nicht nur die Zahl der Studierenden, sondern
auch qualitätsrelevante Indikatoren berücksichtigt werden. Die
Universitäten und Fachhochschulen bzw. Hochschulen für angewandte
Wissenschaften benötigen außerdem eine substanzielle Verbesserung ihrer
Grundfinanzierung.

• Fortführung des Pakts für Forschung und Innovation:

Bei der Fortschreibung der von den außeruniversitären
Forschungseinrichtungen (AUF) umzusetzenden forschungspolitischen Ziele
sollte ein stärkeres Augenmerk auf den Erkenntnis- und Technologietransfer
gelegt werden.

4. F&I-Governance innovationsfreundlicher gestalten

• Die Hightech-Strategie (HTS) der Bundesregierung hat die
ressortübergreifende Kooperation bei der Gestaltung der F&I-Politik
erfolgreich gestärkt und sollte daher nach Ansicht der Kommission
möglichst zügig fortgeschrieben werden.

• Die Expertenkommission rät dazu, wichtige Querschnittsthemen
wie etwa autonome Systeme und künstliche Intelligenz noch stärker zu
berücksichtigen. Die Lösungsansätze zur Bewältigung des digitalen Wandels
sollten sich nicht auf einzelne Industrien oder Technologiebereiche
beziehen.

• Die Expertenkommission spricht sich dafür aus, in der neuen
Legislaturperiode eine "Agentur zur Förderung radikaler Innovationen" zu
gründen. Die bisherigen Forschungsförderstrukturen seien nicht dazu
geeignet, in ausreichendem Maße Anreize für die Durchführung besonders
risikoreicher und visionärer Projekte zu setzen.

• Die neue Bundesregierung sollte ein Einwanderungsgesetz für
Erwerbsmigration auf den Weg bringen.

Eine innovationsorientierte Beschaffung kann nach Ansicht der Experten
künftig als Instrument einer strategischen F&I-Politik genutzt werden und
hierfür sei die Praxis der öffentlichen Beschaffung mit einer "Priorität
für das innovativere Angebot" anzupassen. Das beträchtliche öffentliche
Beschaffungsvolumen von hunderten Milliarden Euro pro Jahr solle stärker
als bisher für die Förderung von Innovationen genutzt werden, so die
Empfehlung.


Weitere Informationen unter:

http://www.e-fi.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1451

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Expertenkommission Forschung und Innovation, Dr. Helge Dauchert, 28.02.2018

WWW: http://idw-online.de
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STATISTIK/4364: Energieverbrauch privater Haushalte für Wohnen steigt weiter (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 01.03.2018

Energieverbrauch privater Haushalte für Wohnen steigt weiter



WIESBADEN - Die privaten Haushalte in Deutschland haben im Jahr 2016 mit
665 Milliarden Kilowattstunden erneut mehr Energie für Wohnen verbraucht
als im Vorjahr: Nach Berechnungen des Statistischen Bundesamtes (Destatis)
waren das 1,4 % mehr als 2015 (temperaturbereinigt und ohne Kraftstoffe).
Nachdem der Energieverbrauch bis 2014 rückläufig war, stieg er im Jahr 2015
um 1,9 % und nahm damit 2016 im zweiten Jahr in Folge zu.
Der Anstieg ist in erster Linie darauf zurückzuführen, dass die Haushalte
mehr Energie für Raumwärme nutzten (+ 2,2 %). Auf die Raumwärme entfällt
mit gut 70 % der größte Anteil der Haushaltsenergie.

Insgesamt verbrauchten die Haushalte vor allem mehr Erdgas (+ 5,0 %) und
Erneuerbare Energien (Biomasse, Umweltwärme und Solarthermie: + 6,3 %).
Unter den Erneuerbaren Energien hat die Biomasse (vor allem Brennholz und
Pellets) die größte Bedeutung und verzeichnete 2016 im Vergleich zum
Vorjahr den höchsten Zuwachs (+ 7,0 %). Bei anderen Energieträgern
(Mineralöl, Strom, Fernwärme und Kohle) ist der Verbrauch dagegen
zurückgegangen.

Über einen längeren Zeitraum betrachtet, lag der Energieverbrauch der
Haushalte 2016 leicht unter dem Niveau von 2010 (- 0,5 %). Seit 2010 hat
sich jedoch der Einsatz der genutzten Energieträger sehr unterschiedlich
entwickelt. So verwendeten die Haushalte weniger Heizöl (- 11,7 %) und
weniger Strom (- 7,9 %), dafür aber mehr Gas (+ 5,4 %) und vor allem mehr
Erneuerbare Energien (+ 18,1 %). Im Jahr 2016 betrug ihr Anteil am gesamten
Energieverbrauch 13,5 %, im Jahr 2010 waren es noch 11,3 % gewesen.

Für die Raumwärme nutzten die Haushalte 2016 nahezu so viel Energie wie
2010 (- 0,3 %). Der Energieverbrauch pro Quadratmeter Wohnfläche ist in
dieser Zeit jedoch deutlich gesunken. Das hätte rechnerisch zu einem
Rückgang des Energieverbrauchs für Raumwärme um 3,9 % geführt. Dieser
Rückgang wurde allerdings durch andere Faktoren weitgehend kompensiert: So
ist die Bevölkerung um 2,6 % gewachsen, während sich gleichzeitig die
Haushaltsgröße verringert hat. Diese Entwicklungen wirkten den
Effizienzsteigerungen entgegen und hätten den Heizenergieverbrauch einzeln
betrachtet um 2,5 % beziehungsweise 1,0 % erhöht.


Weiteres

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Umweltökonomische Gesamtrechnungen vor.

Eine zusätzliche Tabelle bietet die Online-Fassung dieser
Presseinfo unter www.destatis.de.

 * 
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MELDUNG/562: Opferstudie zu rechtswidriger Polizeigewalt startet (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 28.02.2018

Opferstudie zu rechtswidriger Polizeigewalt startet



Obwohl sie immer wieder Thema öffentlicher Debatten ist, gibt es kaum
empirische Untersuchungen über Körperverletzung im Amt durch
Polizeibeamte. Ein auf zwei Jahre angelegtes Projekt am Lehrstuhl für
Kriminologie der Ruhr-Universität Bochum, das am 1. März 2018 startet,
soll das ändern. Erstmals nehmen die Forscherinnen und Forscher die
Opferperspektive ein und ermitteln, welche Personen in welchen Situationen
Opfer von Gewalt durch Polizeibeamte werden, wer warum Anzeige erstattet
oder nicht und wie das Dunkelfeld aussieht. Das Projekt unter Leitung von
Prof. Dr. Tobias Singelnstein wird von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft gefördert.

Opferbefragung und Experteninterviews

Das Forscherteam wird eine quantitative Opferbefragung durchführen, um
systematisch Daten zu Opfern rechtswidriger Polizeigewalt zu erheben. "Wir
wollen wissen, ob es zum Beispiel bestimmte Personengruppen gibt, die ein
höheres Risiko tragen, Opfer von Gewalt durch Polizeibeamte zu werden",
erläutert Tobias Singelnstein.

Die Ergebnisse dieser Erhebung werden die Forscher vertiefen und ergänzen,
indem sie qualitative Interviews mit Vertreterinnen und Vertretern von
Polizei, Staatsanwaltschaft, Opferberatungsstellen und weiteren Experten
sowie Anwältinnen und Anwälten durchführen.

Beirat sichert die Qualität

Ein interdisziplinärer Beirat begleitet und unterstützt das Projekt. Er
soll sich aus Vertreterinnen und Vertretern von Opferverbänden, der
Polizei, Justiz-Praxis, Wissenschaft und Medien zusammensetzen. "Der
Beirat soll dazu beitragen, dass die Perspektiven der verschiedenen
beteiligten Gruppen und Akteure angemessen Eingang finden", so
Singelnstein.

Außerdem soll er den Forschern helfen, Ansprechpartner für die empirischen
Erhebungen zu finden, die Qualität der Ergebnisse sichern und zur
Vermittlung der Forschungsergebnisse beitragen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:
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Ruhr-Universität Bochum, Meike Drießen, 28.02.2018
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AFRIKA/074: Der afrikanische Protestantismus und andere Strömungen (inamo)


inamo Heft 91 - Berichte & Analysen - Herbst 2017

Informationsprojekt Naher und Mittlerer Osten

Der afrikanische Protestantismus und andere Strömungen

Von Bernard Schmid



Unterschiedliche Freikirchen, protestantische Unterkonfessionen,
 Sekten und Anhängerschaften mehr oder minder selbsternannter
 Prediger - manche mehr und andere weniger seriös, manche eher
 Betrüger und manche eher Endzeitpropheten - breiten sich in Teilen
 des afrikanischen Kontinents aus.





Folgende Szene spielte sich unter den "ungläubigen" Augen des
Verfassers dieser Zeilen ab. Im Jahr 2009, der Autor befand sich auf
dem Weg nach Burundi und Ruanda, begegnete ihm auf dem Flughafen von
Addis-Abeba eine merkwürdige Reisegruppe. Im Gänsemarsch
hintereinander, geradlinig aufgereiht und mit ihrem einheitlichen
Aufdruck auf den bunten Gewändern beinahe uniformiert wirkend, zogen
Dutzende von Anhängern einer protestantischen Freikirche durch die
Halle. Wie an einer Perlenschnur aufgereiht, diszipliniert schritten
sie voran. Dabei warb der Aufdruck auf ihrer Kleidung für ihren
Glauben, eine der charismatischen Richtungen des afrikanischen
Protestantismus.

L'Auberge du salut

In Togo, einem Küstenland Westafrikas, etwa hören sie auf illustre
Namen wie "Ministerium des Glaubens", "Ministerium der Freigekauften
Gottes" oder auch "Ministerium des Heils und der Wahrheit". In der
Demokratischen Republik Kongo (DRK, oder französisch RDC abgekürzt)
werben riesige Plakate vor ihren jeweiligen Gebäuden für diverse
protestantische Unterkirchen. Im benachbarten Gabun, einem
bevölkerungsarmen und erdölreichen Staat am Äquator mit beträchtlichen
sozialen Unterschieden, thematisiert ein circa fünfzehnteiliger
TV-Film den Missbrauch des Vertrauens von Gläubigen durch einen
autoritär-entrückt auftretenden Pastor, den "Bruder Arthur".
L'Auberge du salut ("Die Herberge des Heils") wurde 1995
gedreht, ursprünglich im Fernsehen ausgestrahlt und findet heute seine
Zuschauer/innen bei Youtube.

Die protestantischen Frei-, Pfingst-, Erweckungs- und evangelikalen
Kirchen sollen 165 Millionen Anhängerinnen und Anhänger auf dem
afrikanischen Kontinent zählen. (Diese Zahl wurde durch die
französische Zeitung Le Monde am 6. Juli 2015 verbreitet.) Das
wäre gut die Hälfte des protestantischen Christentums auf dem
Kontinent, dem insgesamt rund 36 Prozent der Menschen im, von 800 bis
900 Millionen bevölkerten subsaharischen Afrika, angehören. Die
evangelikalen und protestantischen Freikirchen zeichnen sich durch ein
stark missionarisches Element aus und durch die Anforderung, seine
Anhängerschaft (neben der Zugehörigkeit durch die Taufe) durch ein
freiwilliges Bekenntnis - als Erwachsener - unter Beweis zu stellen.
Manche ihrer Erscheinungsformen gehen mit Wunderglauben und
Heilungstätigkeiten einher, andere durch die pietistischen
Lebensformen, in denen "die gute Tat" und das gelebte Vorbild dabei
helfen, Andere zum wahren Glauben zu bekehren. Neben den eher
etablierten, institutionelleren Spielarten des Protestantismus bilden
sie eine Art aktiven, dynamischen, vorantreibenden Flügel, dessen
Einflussgewinn die Gesamtzahl der evangelischen Christinnen und
Christen erhöht.

Dabei muss zwischen unterschiedlichen geographischen Zonen auf dem
Kontinent unterschieden werden. Im Maghreb, aber auch in der Sahelzone
ist die Zunahme seines Einflusses infolge der Dominanz der
muslimischen Religion gering. Die lokalen Varianten des Islam sind
einerseits dynamisch genug, um eine etwa auf "Sinnsuche" befindliche
junge Generation aufzunehmen, und nehmen andererseits die neue
theologische Konkurrenz nicht passiv hin.

"Konversionen"

In Algerien zählt die angeblich fortschreitende "Evangelisierung" der
Berberregion Kabylei - eine Bergregion nordöstlich der Hauptstadt
Algier - seit Jahren zu den Fantasmen, die regelmäßig Gegenstand der
politischen Diskussion sind. Islamistische und
arabisch-nationalistische Kreise verdächtigen diese, durch eine
sprachliche Minderheit geprägte Region, ohnehin permanent des
kulturellen und politischen Abweichlertums. In den letzten zwanzig
Jahren gab es tatsächlich, in zahlenmäßig sehr begrenztem Ausmaß,
einige "Konversionen" oder Übertritte zum (meist protestantischen)
Christentum. Ihre Zahl dürfte 20.000 - geschätzt bis zum Jahr 2010 -
jedoch nicht überschreiten. Für die Betreffenden handelt es sich unter
anderem um einen Versuch, sich von der kritisierten
"arabo-muslimischen Dominanz" (und von einer als "politisiert"
wahrgenommenen islamischen Religion) kulturell abzunabeln, ohne sich
jedoch zum Atheismus zu bekennen. Stärker als das, etwa durch die
islamistischen Parlamentsparteien oft kritisierte "US-amerikanische
Missionarswesen" spielen dabei innergesellschaftliche Faktoren eine
Rolle.

Im subsaharischen Afrika vollzog sich das Vordringen des
protestantischen Christentums in mehreren Schüben. Zunächst bekehrten
sich viele Afrikanerinnen und Afrikanern unter der Kolonialherrschaft
zum Christentum. Unter anderem da sie diese - von den Europäern
"mitgebrachte" - Religion als gegenüber den eigenen Gottheiten, die
die Kolonisierung nicht hatten verhindern können, "überlegen"
wahrnahmen. Diese Konversion nahm in den durch Frankreich sowie
Spanien und Portugal kolonisierten Ländern weitaus eher die Form des
katholischen, in britischen Kolonien eher die des protestantischen
Christentums an. Als Erklärung für den Boom protestantischer
Freikirchen ist dieser historischer Faktor jedoch unzureichend.

Ab dem frühen 19. Jahrhundert wurden zudem nordamerikanische
protestantische Missionare an den afrikanischen Westküsten aktiv, die
dorthin aussiedelnde frühere Sklaven aus den USA begleiteten, etwa im
Zusammenhang mit der Begründung des Staats Liberia. Ihnen wurde oft
ein gewisser Vorbildcharakter zuerkannt. Später kamen erneut
nordamerikanische protestantische Missionare in größerer Zahl. Vor
allem in der Phase zwischen 1945 und 1962 diente ihr Bekehrungswerk in
den Augen seiner Initiatoren in erheblichem Ausmaß dazu, dem
"Vordringen des Marxismus in Afrika" Einhalt zu gebieten.

Missionsaktivisten

Aus sprachlichen Gründen waren dabei in erster Linie englischsprachige
Länder, wie Nigeria und Ghana, das Ziel. Späterhin sprang der Funke
der Ausbreitung dieser Formen protestantischer Theologie jedoch auch
auf französischsprachige Länder wie Zaire (die heutige RDC / DRK) und
Kamerun über. Unter den Missionierungsgebieten befindet sich auch
Südafrika, wo in jüngerer Zeit die Regierung dem Wildwuchs
protestantischer Sekten gesetzlichen Einhalt zu gebieten versucht.
Bestimmten Pastoren wird vorgeworfen, den Idealismus ihrer Gläubigen
missbraucht zu haben, um sie dazu zu bringen, Ratten und Schlangen zu
verzehren, an vorgebliche Wunder zu glauben und ihre geistlichen
"Hirten" finanziell zu unterhalten.

Längst allerdings spielt, seit den 1970er und 1980er, das Wirken von
außen kommender Missionare - auch wenn es nach wie vor besteht, und
wenn viele protestantische Freikirchen Verbindungen zu
US-amerikanischen Organisationen unterhalten - nur noch eine
untergeordnete Rolle.

Länder wie die im vorigen Absatz genannten oder auch Kenia bringen
längst ihre eigenen, eifrig missionierenden Prediger hervor, die auf
ihrem eigenen Staatsgebiet, aber auch in den Nachbarländern aktiv
werden. Überdies bereisen auch Missionsaktivisten aus Ländern wie
Brasilien und Südkorea, wo ebenfalls ein aktives, charismatisches
Protestantentum existiert, den afrikanischen Kontinent.

Zu den Ursachen für den Einflussgewinn ihrer Ideologie(n), die
natürlich vielfältiger Natur sind, zählen wirtschaftliche Not, soziale
Perspektivlosigkeit, aber auch der fehlende Glauben an "weltliche" -
etwa politische und soziale - kollektive Veränderungsmöglichkeiten
sowie die Diskreditierung hergebrachter, institutioneller Formen von
Religiosität.

In manchen Staaten mischt das Wirken dieser Kirchen die aktuellen
politischen Problemen und Konfliktlagen auf. In der
Zentralafrikanischen Republik (ZAR oder französische RCA abgekürzt),
die seit 2013 von einem heftigen und nach wie vor schwelenden
ethnisierten Konflikt durchzogen wird, hat diese Auseinandersetzung
zwischen aus dem Norden und dem Süden des Landes stammenden
Bevölkerungen vordergründig die Form einer Frontstellung zwischen
"Christen" und "Muslimen" angenommen. Die etablierten christlichen
Kirchen spielen dabei, ebenso wie ihre muslimischen Kollegen, in aller
Regel eine beschwichtigende Rollen: In einer Reihe von Erklärungen
versuchten Kleriker von beiden Seiten, besonders in der Hauptstadt
Bangui, beruhigend auf den Konflikt einzuwirken und die Gewalt
einzudämmen. Aber außerhalb der städtischen Zentren fahren dabei oft
selbsternannte christliche Heilsprediger den Friedensbemühungen der
etablierten Religionsgruppen in die Parade und stacheln - ganz im
Gegenteil - zum vorgeblichen Glaubenskampf auf.

In einigen Fällen inspirieren Formen des Erweckungschristentums aber
auch bewaffnete politische Bewegungen, unterschiedlicher Natur. Das
wohl negativste Beispiel liefert die seit den späten 1980er Jahren in
Uganda aktive Lord's Resistance Army (LRA), eine äußerst blutig
vorgehende Sekte und paramilitärische Terrororganisation, die
Dorfbevölkerungen massakriert und Kindersoldaten rekrutiert. Trotz
Eindämmungsversuchen der, dabei durch die USA unterstützten,
Staatsmacht in Uganda konnte ihr Wirken bislang nicht beendet werden.
Übergriffe der LRA wurden in den letzten Jahren auch in den
Nachbarstaaten DRK / RDC und Zentralafrikanische Republik verzeichnet.

Militanz

Auch nicht direkt als "Gotteskrieger" auftretende, sondern im Rahmen
politischer Konflikte auftretende bewaffnete Formationen sind mitunter
von Unterformen eines militanten Christentums inspiriert. Ein Beispiel
lieferte der Anfang 2009 in Ruanda festgesetzte kongolesische
Milizenführer Laurent Nkunda, der zuvor den "Kongress für die
Verteidigung des Volkes" CNDP - eine bewaffnete Bewegung auf
ethnischer Tutsi-Basis - im Nordosten der Demokratischen Republik
Kongo angeführt hatte.

Laurent Nkunda war auch ein erfolgreicher Geschäftsmann, er handelte
früher mit Käse, doch erwies sich der Verkauf von Rohstoffen aus den
von seinen Truppen kontrollierten Gebieten als lukrativer. Er war ein
Warlord mit einer Mission, ein christlicher Sektenpriester der
Pfingstadventisten, der sich selten ohne einen zepterähnlichen Stock,
auf dem ein Adler thronte, in der Öffentlichkeit sehen ließ. "Mit
Gottes Hilfe" wollte er in die kongolesische Hauptstadt Kinshasa
einrücken und dort die Regierung stürzen. Bei der Unterscheidung
zwischen Kombattanten und Zivilisten half Gott ihm offenbar nicht.
Nkunda rechtfertigte seinen Kampf mit der Notwendigkeit, die Tutsi
seinereits vor den FLDR schützen zu müssen, einer Bewegung von
Hutu-Extremisten, die am Genozid von 1994 in Ruanda beteiligt und nach
ihrer Niederlage in den Ostkongo geflohen waren. Doch er wurde selbst
für zahlreiche Massaker verantwortlich gemacht.

Auch den Weg nach Kinshasa ebnete Gott ihm übrigens nicht. Stattdessen
einigten sich die Präsidenten des Kongo und Ruandas, Joseph Kabila und
Paul Kagamé, zum Jahreswechsel 2008/09 auf seine Kosten. Um die
Kontrolle über den Nordosten seines Landes zurückzugewinnen, bot
Kabila der ruandischen Regierung an, gemeinsam gegen die FDLR
vorzugehen; Nkunda wurde festgesetzt.

Können Anhänger christlich inspirierter Sekten- oder
Erweckungsideologen auch unmittelbar politische (Regierungs-)Macht
ausüben? Auch dafür gibt es Beispiele.

Eines davon lieferte die Präsidentengattin Simon Gbagbo. Deren Ehemann
Laurent Gbagbo amtierte von 2000 bis zu seinem Sturz - dieser war mit
einem unmittelbarem Eingreifen der französischen Armee verbunden - am
11. April 2011 als Staatsoberhaupt der westafrikanischen Côte d'Ivoire
(Elfenbeinküste).

Laurent Gbagbo, der in seiner Exilzeit als Oppositioneller in den
1980er Jahren rund sieben Jahre lang in Frankreich lebte und dort bei
der Sozialdemokratie aktiv war, legte einen eher
linksnationalistischen, den französischen Neokolonialismus partiell in
Frage stellenden (aber auch Kompromisse mit seinen
Wirtschaftsunternehmen suchenden) Diskurs an den Tag. Seine Ehefrau
Simone jedoch mobilisierte einen anderen, von protestantischen
Erweckungsideologien beeinflussten Teil der ivorischen Gesellschaft.

Als Frankreich im November 2004, im Kontext des damaligen Bürgerkriegs
(und nachdem versehentlich eine französische Militärbasis in Bouaké
durch ukrainische sowie russische Söldner im Dienste Laurent Gbagbos
bombardiert worden war), die ivorische Luftwaffe aus der Höhe angriff
und ihre sämtlichen Flugzeuge zerstörte, machte sich dieser Flügel in
der daraufhin entstehenden Massenbewegung bemerkbar. Vorangetrieben
wurde die damalige Mobilisierung auf den Straßen der Côte d'Ivoire
durch die nationalistische Jugendbewegung der jeunes patriotes
- die die Gbagbo-Regierung unterstützten -, aber auch eben auch durch
evangelikale und fundamentalistische Fernsehprediger sowie Sekten.
Einer ihrer Pastoren, Sprecher der Eglise de la parole vivante
(Kirche des lebendigen Wortes), gab dazu etwa im ivorischen
Staatsfernsehen bekannt, der damalige französische Staatspräsident
Jacques Chirac sei "vom Geiste Satans besessen", und das eigene
Land müsse "von den Bösartigen befreit werden", da es "in
zwei Blöcke aufgeteilt ist, jenen des Teufels und jenen Gottes".
Die Côte d'Ivoire war damals, aus politischen Gründen und infolge
einer gescheiterten Rebellion vom 19. September 2002, in zwei Hälften
geteilt: einen eher muslimisch dominierten und mehrheitlich dem
jetzigen Präsidenten Alassane Ouattara zuneigenden Norden, und einen
christlich-animistischen Süden unter der Regierung von Laurent Gbabgo.
Eine französische Eingreiftruppe bewachte die Waffenstillstandslinie
in der Mitte des Landes. Diese Spaltung ging theoretisch mit der
Bildung einer "Einheitsregierung" unter Laurent Gbagbo und Guillaume
Soro im Jahr 2007, praktisch mit dem Bürgerkrieg von 2010/11 und dem
Sturz Gbabgos zu Ende. Unterstützung fanden die evangelikalen Prediger
dabei namentlich auch bei der Präsidentengattin Simone Gbagbo.

Als new born christian, als "neugeborener Gläubiger" im Sinne
protestantischer Erweckungskirchen bekannt, ist der derzeitige
burundische Präsident Pierre Nkurunziza. Auch er instrumentalisiert
den christlichen Glauben - in seiner Version - gerne rücksichtslos für
politische Zwecke. In seinem Falle geht es schlicht um die
Aufrechterhaltung eines repressiven Regimes: Seit 2005 an der Macht,
hätte Nkurunziza im Jahr 2015 laut der geltenden Verfassung nicht
wieder für das Präsidentenamt kandidieren dürfen. Doch das amtierende
Staatsoberhaupt ließ durch ein ihm ergebenes Parlament die Verfassung
umschreiben und trat im Juni 2015 erneut zu einer Wahl an, die
allgemein als manipuliert betrachtet wird und durch die Opposition
boykottiert wurde. Seitdem hält Nkurunziza sich mit allen, vor allem
polizeilichen und militärischen Mitteln an der Macht., während er
seine Gegner bezichtigt, mit dem Teufel im Bunde zu sein und die
Bemühungen seiner gottesfürchtigen Staatsführung zerstören zu wollen.
Rund 430.000 Menschen flohen (Stand: Mitte August 2017) außer Landes,
Menschenrechtsorganisationen sowie ein Anfang September 17 vorgelegter
Bericht der UN sprechen von schweren Menschenrechtsverletzungen und
bis zu 2.000 Opfern politischer Morde.

Formen christlichen Glaubens, protestantischer und/oder sektenhafter
Prägung, existieren auf dem afrikanischen Kontinent mit
unterschiedlichen Gesichtern. Einige von ihnen werden direkt für
politische Zwecke instrumentalisiert, als Herrschaftsdiskurs oder als
bewaffnete Gewalt rechtfertigende Ideologien. Andere erschöpfen sich
im Predigen oder im Vorleben der "guten Tat", während in wieder
anderen Fällen findige Pastoren und Prediger das Ausnutzen religiöser
Gefühle erfolgreich zu ihrem "Geschäftsmodell" erkoren haben. Mit
einem Rückgang des Phänomens ist ebenso wenig zu rechnen wie damit,
dass alle seine Erscheinungsformen sich auf einen simplen gemeinsamen
Nenner bringen lassen.


Bernard Schmid, Journalist, Publizist.
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Von Gareth Porter

Burkina Faso

- «Imagination ist die Hefe der Revolte» - Eine Fotoausstellung. Von
Sabine Matthes

manuscripte

- «Ein Henker, der Blut braucht». Von Abdallah Alqaseer

Zeitensprung

- Das libysche Desaster: «From the Halls of Montezuma to the Shores of
Tripoli ...». Von Werner Ruf

ex mediis

- Shawq (Sehnsucht) - Die syrische Ramadan-Serie zur Entführung von
Razan Zeytouneh. Von Irit Neidhardt

Nachrichtenticker

 * 
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06491: Londoner Gigantomachie von 1834 (SB)


Keiner hat die Schachkunst seiner Zeit so geprägt wie Louis-Charles
Mahé de la Bourdonnais. Von einem epochemachenden Spieler zu sprechen
wäre keine Übertreibung. Seine Erscheinung gebot Ehrfurcht, in seinen
Blicken lag keine Bitte. Er war ein Mensch von befehlsgewohnter
Direktheit, und so war auch sein Spiel. Obwohl er seine Kunst in
Kaffeehäusern hochgezüchtet hatte - Turniere im heutigen Sinne des
Wortes gab es im frühen 19. Jahrhundert noch nicht -, fehlte ihm das
nötige Fingerspitzengefühl für die Eröffnungsfeinheiten nicht. Auf
Theoriewerke konnte er schließlich nicht zurückgreifen. Aus eigener
Stirn ersinnen, wo heute vieles aus geborgtem Kopf erdacht wird, das
war sein unvergeßliches Metier. Bourdonnais wurde in eine Zeit
hineingeboren, die durchbebt war vom Konkurrenzkampf zwischen
Frankreich und England um den Anspruch der besten Schachnation. 1825
war er erstmals in England gewesen, um sich mit den führenden Köpfen
der Insel zu messen. Bourdonnais bezauberte England mit seinem Charme,
seinem Temperament, mit seiner Findigkeit im Spiel. Fünf Jahre später
stürzte ihn eine Börsenspekulation in den Bankrott. Fortan mußte er
sich sein Einkommen als Berufsschachspieler verdienen. Er tat es,
indem er im "Café de la Régence", dem Mekka des europäischen
Schachlebens, gegen jedermann um Wettpreise Schach spielte. So kam er
über die Runden, und es reichte auch für eine zweite Reise nach
England 1834, wo er in einem Gigantentreffen über 85 Partien die
Klingen kreuzte mit dem gebürtigen Iren Alexander McDonnell. Aus
diesem Match stammt aus das heutige Rätsel der Sphinx. Ein typisches
Merkmal für die Partien Labourdonnais war der Bauernsturm. So auch in
der 47. Wettkampfpartie, wo der Franzose, mit den schwarzen Steinen,
seinen Gegner regelrecht zermürbte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06491: Londoner Gigantomachie von 1834 (SB)]



McDonnell - Labourdonnais

London 1834


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Bobby Fischer flatterte das Herz im Leibe. Was wunder, wenn man es mit
Michael Tal, dem Loki der Schachwelt, zu tun hatte. Es ist also
verzeihlich, daß er die kürzere Gewinnfolge 21.Le2-h5 d7-d6 22.Th1-e1
Dc7-e7 23.Df6-h6 Ke8-d7 24.Dh6xh7 übersah.



Erstveröffentlichung am 5. März 2005

1. März 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/531: "Sekundärtugenden" machen Schüler erfolgreicher (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 27.02.2018

"Sekundärtugenden" machen Schüler erfolgreicher

Internationale Studie belegt den Zusammenhang zwischen dem Verhalten in
der Schule, beruflichem Erfolg und späterem Einkommen



Oft geschmähte schulische "Sekundärtugenden" wie Fleiß oder
Verantwortungsgefühl haben offenbar einen erheblichen Einfluss auf das
spätere Leben, und zwar unabhängig von der Intelligenz der Schülerinnen
und Schüler sowie von Bildung oder Einkommen ihrer Eltern.
Verantwortungsvolle Teenager, die Interesse an schulischen Themen zeigen
und ihre Aufgaben erledigen, haben nicht nur bessere Noten in der Schule,
sondern sind auch erfolgreicher im Beruf und verdienen besser. Zu diesem
Ergebnis kommen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vom
Hector-Institut für Empirische Bildungsforschung an der Universität
Tübingen, der University of Houston und der University of Illinois in
Urbana-Champaign. "Das beeindruckende an diesem Ergebnis ist, dass unser
Verhalten einen Einfluss darauf hat, was aus uns wird und nicht nur, wie wir
von der Natur oder unseren Eltern ausgestattet wurden", sagt Marion Spengler
von der Universität Tübingen, die Erstautorin der Studie. Die Ergebnisse
wurden im Journal of Personality and Social Psychology veröffentlicht.

Der Studie liegen Daten aus einer Langzeiterhebung des American Institutes
for Research zugrunde, bei der im Jahr 1960 346.660 Schülerinnen und
Schüler der neunten bis zwölften Klasse nach ihren Einstellungen, ihrem
Verhalten und ihren Lese- und Schreibfähigkeiten befragt wurden. Zudem
wurden breite Persönlichkeitsmerkmale und kognitive Fähigkeiten erhoben
sowie das Einkommen der Eltern und demographische Merkmale wie Geschlecht
oder Ethnie. Elf Jahre später wurden 81.912 Personen zu ihren Bildungs-
und Berufsbiographien befragt und nach 50 Jahren machten erneut 1.912
Personen Angaben zu ihrem Bildungsabschluss sowie ihrem jährlichen
Einkommen und ihrem beruflichen Status.

Es zeigte sich, dass verantwortungsvolle Schülerinnen und Schüler, die
Interesse an der Schule zeigten, ihre Schul- und Hausaufgaben erledigten
und wenig Probleme mit Lesen und Schreiben hatten, sowohl nach elf als
auch nach 50 Jahren noch einen höheren Bildungsabschluss und einen
angeseheneren Job hatten. Außerdem war ihr Einkommen nach 50 Jahren höher
als das Gleichaltriger, die kein großes Interesse für die Schule
mitbrachten. "Das bedeutet natürlich nicht, dass adäquates Verhalten in
der Schule zwangsläufig zu beruflichem Erfolg führt", betont Spengler.
"Die Ergebnisse zeigen jedoch einen robusten Zusammenhang."


Originalpublikation:

Spengler, M., Damian, R. I., & Roberts, B. (2018).

How You Behave in School Predicts Life Success Above and Beyond
Family Background, Broad Traits, and Cognitive Ability.

Journal of Personality and Social Psychology.

doi:10.1037/pspp0000185

Link zur Studie: 

http://www.apa.org/pubs/journals/releases/psp-pspp0000185.pdf




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, Dr. Karl G. Rijkhoek, 27.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/456: Wenn die Zeit verfliegt, dann erleben wir mehr Flow und werden produktiver (idw)


Hochschule Fresenius - 28.02.2018

Flow-Studie zeigt: Wenn die Zeit verfliegt, dann erleben wir mehr Flow und
werden produktiver



"Ich bin im Flow" - eine Aussage, die ausdrückt, dass man sich bei einer
Tätigkeit in einem Idealzustand befindet. In einer umfassenden Studie
haben die (Wirtschafts-)psychologen Prof. Dr. Katja Mierke und Prof. Dr.
Fabian Christandl der Hochschule Fresenius in Zusammenarbeit mit
Jun.-Prof. Dr. Corinna Peifer von der Ruhr-Universität Bochum untersucht,
welchen Einfluss der Faktor Zeitwahrnehmung beim Flow-Erleben hat. Dazu
wurden vier Experimente mit insgesamt 254 Probanden durchgeführt.

Hin und wieder empfindet man bei der Ausübung bestimmter Arbeitsaufgaben
ein Flow-Gefühl. Studien zeigen, dass die perfekte Übereinstimmung der
eigenen Fähigkeiten mit den Anforderungen eine wesentliche Voraussetzung
dafür ist. In solchen Momenten geht man vollkommen auf, in dem was man
gerade tut und vergisst alles um sich herum, die Zeit scheint zu
verfliegen.

Wissenschaftler der Hochschule Fresenius und der Ruhr-Universität Bochum
haben nun erstmals gezeigt, dass sich dieser Zusammenhang umkehren und
damit Flow-Erleben experimentell auslösen lässt. Ausgehend von dem Befund,
dass in Phasen des Flows "die Zeit verfliegt", hat das Forscherteam den
Faktor Zeit näher betrachtet. Dazu haben sie in mehreren Experimenten die
Zeitwahrnehmung künstlich manipuliert. Im ersten Versuch wurden den in
zwei Gruppen aufgeteilten Teilnehmern die gleichen Aufgaben wie z.B.
Wortpuzzle gestellt. Einer Gruppe wurde gesagt, dass sie zur Lösung 15
Minuten Zeit hätten, der anderen wurden nur fünf Minuten eingeräumt.
Tatsächlich hatten beide Gruppen zehn Minuten Zeit. Teilnehmer, die 15
Minuten erwartet hatten, bekamen so eher das Gefühl, dass die Zeit
verflogen ist. Dies führte dazu, dass sie auch eher angaben, Flow erlebt
zu haben als dies in der anderen Gruppe der Fall war.

Eine weitere weitreichende Erkenntnis: Hat man durch manipulierte
Zeitwahrnehmung Flow bei einer Aufgabe erlebt, wird die Performance bei
einer anschließenden Tätigkeit verbessert. So sollten die Probanden direkt
im Anschluss eine ähnliche zweite Aufgabe lösen. Diejenigen, die während
der ersten Aufgabe angegeben hatten, Flow erlebt zu haben, lösten die
Folgeaufgabe besser und erlebten wieder mehr Flow als die
Vergleichsgruppe, dieses Mal echten - da die Zeitwahrnehmung im zweiten
Durchgang nicht manipuliert wurde.

"Entgegen der gängigen Praxis, Deadlines immer etwas zu knapp bemessen
vorzugeben, lässt sich aus unseren Ergebnissen für die Praxis ableiten,
dass man die Dauer von Tätigkeiten so gestalten sollte, dass jemand etwas
schneller mit einer Aufgabe fertig sein kann", so Prof. Christandl. "Hat
man beispielsweise eine Stunde Zeit für eine Tätigkeit eingeplant, ist
aber früher damit fertig, fühlt man sich gut und löst auch die
Folgeaufgaben besser. Aber auch andere Faktoren wie Autonomie oder
Mitbestimmungsrecht spielen bei Flow und Arbeitsperformance natürlich
ebenfalls eine wichtige Rolle", erklärt der Wirtschaftspsychologe.


Christandl, F., Mierke, K., & Peifer, C. (2018).

Time Flows: Manipulations of Subjective Time Progression Affect Recalled
Flow and Performance in a Subsequent Task.

Journal of Experimental Social Psychology, 74, 246-256.

Die Ergebnisse der Studie werden von den Autor(inn)en auf dem Kongress der
Deutschen Gesellschaft für Positiv-Psychologische Forschung (3.-5. Mai in
Bochum) sowie auf dem DGPs-Kongress (15.-20. September in Frankfurt)
vorgestellt.




Weitere Informationen unter:

http://www.hs-fresenius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, Melanie Hahn, 28.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/642: Heidelberg - Altern als Aufgabe, 7. bis 9. März 2018


idw - Pressemitteilung: Universität Heidelberg

Tagung: Altern als Aufgabe

Vertreter aus Wissenschaft und Praxis diskutieren individuelle und
gesellschaftliche Herausforderungen



Das Altern als vielfältige Herausforderung sowohl für Individuen als
auch die Gesellschaft steht im Mittelpunkt einer Tagung, zu der das
Marsilius-Kolleg der Universität Heidelberg vom 7. bis 9. März 2018
einlädt. Vertreter verschiedener Disziplinen beschäftigen sich mit dem
Altern als Gegenstand von Hoffnungen, Ängsten und Wünschen sowie von
politischen Regulierungen und sozialen Vorgaben. Die Tagung "Altern
als Aufgabe. Interdisziplinäre Perspektiven auf die imperative und die
soziale Wirklichkeit des Alterns" richtet sich an Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler sowie an Wohlfahrtsverbände und andere
zivilgesellschaftliche Organisationen, die mit konzeptionellen Fragen
in diesem Bereich befasst sind. Zum Programm gehören auch zwei
öffentliche Podiumsdiskussionen.

"Folgt man den medialen und politischen Altersdiskursen der Gegenwart,
scheinen die Zeiten, da das Alter und das Altern allein mit negativen
Aspekten in Zusammenhang gebracht wurde, der Vergangenheit
anzugehören. Heute steht das erfolgreiche, gesunde und optimierte
Altern oder auch das aktive und produktive Alter im Zentrum der
Aufmerksamkeit. Alter soll nicht nur hingenommen, sondern auch
gestaltet werden", betont Dr. Magnus Schlette, Privatdozent an der
Philosophischen Fakultät der Universität Heidelberg und ehemaliger
Fellow des Marsilius-Kollegs. Während der Tagung werden die Teilnehmer
unter anderem darüber diskutieren, welche Freiheiten, aber auch welche
Zwänge und möglichen Überforderungen damit verbunden sind.

Eine erste öffentliche Podiumsdiskussion im Rahmen der Tagung am 7.
März trägt den Titel "Bleib jung! Von der Aufgabe nicht zu altern".
Auf dem Podium vertreten sind die Soziologin Dr. Mone Spindler, der
Historiker Dr. Heiko Stoff, der Gerontologe und Theologe Dr. Heinz
Rüegger sowie der Mediziner Prof. Dr. Alfred Wolf. Die Moderation
übernehmen die Kognitionswissenschaftlerin Prof. Dr. Saskia Nagel
sowie der Theologe Prof. Dr. Thorsten Moos. Die Veranstaltung findet
im Marsilius-Kolleg, Im Neuenheimer Feld 130.1, statt und beginnt um
19.30 Uhr.

In einer zweiten öffentlichen Veranstaltung am 8. März diskutieren der
Gerontologe Prof. Dr. Andreas Kruse und der Soziologe Prof. Dr.
Hartmut Rosa über das Thema "Altern als Aufgabe: Zwischen Resonanz und
Verletzlichkeit". Es moderieren die Soziologin Prof. Dr. Silke van Dyk
und der Philosoph Dr. Magnus Schlette. Diese Podiumsdiskussion findet
in der Aula der Alten Universität, Grabengasse 1, statt und beginnt um
18.15 Uhr.

Veranstaltet wird die Fachtagung im Rahmen des
DFG-Forschungsnetzwerkes "Altern als Selbstverwirklichung.
Individualitätskonzepte später Lebensphasen im Schnittfeld von
Neurowissenschaften, Vorsorge-, Bildungs-und Altersdiskurs".

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.marsilius-kolleg.uni-heidelberg.de/veranstaltungen/altern-index.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, Marietta Fuhrmann-Koch, 28.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1142: Bielefeld - "Faszientraining ohne Rolle", 12 Termine ab 6. März 2018


Faszientraining mit der VHS



Bielefeld (bi). "Faszientraining ohne Rolle" bietet ein Kurs der
Volkshochschule an, der am Dienstag, 6. März, in der Ravensberger
Spinnerei beginnt. Der Kurs geht über zwölf Termine, jeweils dienstags
von 20 bis 21.30 Uhr. Vorkenntnisse sind nicht erforderlich.
Information und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon
(0521) 51 30 08.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. Februar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/763: Theater Magdeburg - "Powder Her Face", Premiere 31.3., Termine bis 25.5.


Theater Magdeburg

Powder Her Face



In Rückblenden durchlebt die gealterte und verarmte Herzogin von
Argyll noch einmal Stationen ihrer bewegten Biografie. Ein
Hotelzimmer, ihr letzter Rückzugsort, wird zur finalen Arena des
Kampfes zwischen Realität und Selbstbetrug, zwischen Eitelkeit und
Erkennen. Die Kammeroper basiert auf dem Leben der britischen
Society-Lady Margaret Campbell, der Herzogin von Argyll. Bewundert für
ihre Schönheit und berüchtigt für ihre sexuellen Eskapaden kam es in
den 1960er-Jahren zur Scheidung von ihrem ebenfalls untreuen zweiten
Ehemann. Fotos tauchten auf, die Campbell beim Oralverkehr mit einem
nicht identifizierbaren Mann zeigten. Der Skandal um die »Dirty
Duchess« und den »Headless Man« löste ein Beben aus.

IMPULS-Intendant und Dirigent Hans Rotman wird diese beliebte
zeitgenössische Kammeroper dirigieren.

Powder Her Face

Ihre letzte Maske

Kammeroper in zwei Akten von Thomas Adès

Libretto von Philip Hensher

In englischer Sprache mit deutschen Übertiteln

Musikalische Leitung: Hans Rotman

Regie: Magdalena Fuchsberger

Bühne: Dirk Steffen Göpfert

Kostüme: Kathrin Hegedüsch

Dramaturgie: Thomas Schmidt-Ehrenberg

Herzogin - Noa Danon

Zimmermädchen - Julie Martin du Theil

Hotelmanager - Paul Sketris

Elektriker - Jonathan Winell

Magdeburgische Philharmonie

Premiere am Sa. 31.3.2018 im Schauspielhaus / Bühne

Vorstellungen Fr. 6.4./Do. 19.4./So. 29.4./Fr. 25.5.

 * 

Quelle:

Pressebrief März 2018

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/762: Theater Magdeburg - "Richard Löwenherz", Premiere 10.3., Termine bis 17.3.


Theater Magdeburg

Richard Löwenherz



Richard I. »Löwenherz« - auf dem Weg ins Heilige Land - will sich auf
Zypern mit der ihm bisher unbekannten Berengera von Navarra
verheiraten. Doch verliebt sich auch der Inselherrscher Isacius in sie
und stellt Richard seine eigene Tochter Formosa als Berengera vor.
Nach heftigen Verwicklungen bis hin zum Krieg wird Isacius überführt
und die Vernunft siegt. Telemann bearbeitete mehrere Werke seines
Freundes Händel für die Hamburger Oper - so auch 1729 dessen »Riccardo
I.«. Für die Neuinszenierung kommt der erfahrene Barockdirigent David
Stern zurück nach Magdeburg und leitet diesmal ein junges Ensemble aus
Magdeburger Sängern und Gästen sowie die Magdeburgische Philharmonie.
Michael McCarthy, dem Magdeburger Publikum bereits als Regisseur der
Kammeroper »Der Prozess« von Philip Glass noch bestens bekannt,
interessiert sich besonders für die Gefühlswelten der Protagonisten
und ihre Konstellationen zueinander.

Richard Löwenherz

Der misslungene Brautwechsel oder Richardus I., König von England

Singspiel in drei Akten von Georg Friedrich Händel und Georg Philipp
Telemann

Libretto von Christoph Gottlieb Wend nach Paolo Antonio Rolli

Arien in italienischer Sprache mit deutschen Übertiteln

In Kooperation mit den 24. Magdeburger Telemann-Festtagen

Musikalische Leitung: David Stern

Regie: Michael McCarthy

Bühne / Kostüm: Simon Banham

Licht: Ace McCarron

Dramaturgie: Ulrike Schröder

Richardus - Johannes Wollrab

Berengera - Juliette Allen

Philippus - Florentina Soare

Isacius - Louis Roullier

Formosa - Raffaela Lintl

Orontes - Filippo Mineccia

Gelasius - Alexia Macbeth

Murmilla - Marco Angioloni

Magdeburgische Philharmonie

Mitglieder von »Opera Fuoco«

Premiere Samstag, 10.3.2018, 19.30 Uhr im Opernhaus/Bühne

Vorstellungen So. 11.3. / Sa. 16.3. / So. 17.3.

 * 

Quelle:

Pressebrief März 2018

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1151: Theater Magdeburg - "Solarias" von Stanislaw Lem, Premiere 24.3. und am 31.3.2018


Theater Magdeburg

Solaris



Tragödie auf der Solaris-Station: Gibarian ist tot. Um Ermittlungen
anzustellen, reist Psychologe Kelvin auf die Raumstation, die den
Planeten Solaris umkreist. Komplett verwaist, in Agonie verfallen,
vegetiert die Besatzung vor sich hin. Was ist hier passiert? Lems
Klassiker »Solaris« erzählt ein in der Zukunft spielendes
Kolonialabenteuer und schreibt damit unsere Zivilisationsgeschichte
fort. Tief blickt er dabei in das Innerste seiner menschlichen
Protagonisten, die weit weg von allem Wohlbekannten Kontakt zu
außerirdischem Leben suchen und finden.

Solaris

von Stanislaw Lem

Bühnenfassung von Tim Staffel

Regie: Lucie Berelowitsch

Bühne: Christiane Hercher

Kostüme: Nadine Hampel

Musik: Sylvain Jacques

Dramaturgie: David Schliesing/Maiko Miske

Hary - Anne Hoffmann

Kris Kelvin - Uwe Fischer

Snaut - Zlatko Maltar

Sartorius - Lukas Paul Mundas

Premiere Sa. 24.3. 2018, 19.30 Uhr, Schauspielhaus / Raumstation
»Paradies«

Weitere Vorstellung im März: Sa. 31.3.2018, 19.30 Uhr

 * 

Quelle:

Pressebrief März 2018

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/202: Unna - "Hejmo" vom 4.-23. März 2018


Premiere des Tanztheaters "Hejmo" am 4. März 2018



Kreisstadt Unna. Am kommenden Sonntag, 4. März 2018, präsentiert das
theater narrenschiff erstmals das Tanztheater "Hejmo" (Esperanto für
Heimat) auf der Bühne im Kunst- und Kommunikationszentrum
Lindenbrauerei. Das Tanztheater ist Teil des seit Juni 2017 vom
Hellweg-Museum Unna und seinen Partnern durchgeführten und im Fonds
Stadtgefährten der Kulturstiftung des Bundes geförderten
Kulturprojekts "ANKOMMEN - AUSKOMMEN. Migration und kulturelle
Vielfalt".

Das Ensemble des theater narrenschiff hat gemeinsam mit Gästen unter
der Leitung von André Decker einen Abend gestaltet, der sich mit dem
Thema Heimat auseinandersetzt. In den drei Teilabschnitten
"Niemandsland", "Fugo" (Esperanto für Flucht) und "Mother" wirft der
Abend die Fragen auf: Was ist Heimat? Wie interagieren Menschen in
extremen Situationen? Was passiert, wenn sich Machtgefüge verschieben?
Ist die Erde nicht unser aller Heimat? Warum verhalten wir uns dann,
als hätten wir noch einen anderen Planeten in der Hinterhand? Das
wichtigste Ausdrucksmittel der Inszenierung von André Decker ist die
Körpersprache beziehungsweise der Tanz.

Weitere Aufführungen des Tanztheaters finden am 9., 11., 16., 17. und
23. März 2018 statt. Karten können vorab im i-Punkt im zib,
Lindenplatz 1, 59423 Unna (Tel. 02303/103-777) erworben werden. Für
die Aufführung am 9. März gibt es keinen Vorverkauf, denn an diesem
Abend bestimmen die Zuschauer selbst über ihren Eintrittspreis (Pay
what you wish). Die Ausgabe der Karten erfolgt an diesem Tag daher nur
an der Abendkasse. Eine Reservierung wird für alle Aufführungstage
dringend empfohlen: mail@theater-narrenschiff.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. Februar 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TREFF/429: Theater Magdeburg - Diskussion zum Kultursponsoring und Vorstellung der »FEDORA Platform«, 11.3.


Theater Magdeburg

Fundraising im Kulturbereich 



Um das Zukunftsthema Fundraising im Kulturbereich und seine große
Bedeutung im Zuge von Sparmaßnahmen der öffentlichen Hand zu erörtern
und das Fördernetzwerk »FEDORA Platform« einem breiteren Publikum
vorzustellen, veranstaltet das Theater Magdeburg zudem am 11. März
2018 um 14.00 Uhr im Wagnerfoyer eine Podiumsdiskussion mit Experten
aus Wissenschaft und Wirtschaft.

Als Podiumsgäste sind Helmut Herdt (Sprecher der Geschäftsführung der
Städtischen Werke Magdeburg), David Jackson (Mitgründer THE ART OF
BUSINESS/ artness.net), Katja Mittag (NGO Kooperationen bei
betterplace.org) sowie Michel Redlich (Vorsitzender des Fördervereins
Theater Magdeburg e.V.) geladen. Die Podiumsdiskussion wird moderiert
von Annegret Oster (Leiterin ZDF-Landesstudio Sachsen-Anhalt).

Der Eintritt ist frei. Zählkarten erhalten Sie vorab an der Theaterkasse.

Kultur ohne Geld?

Podiumsdiskussion zum Kultursponsoring und Vorstellung der

»FEDORA Platform«

So. 11.3.2018, 14.00 Uhr, Opernhaus/Wagnerfoyer

 * 

Quelle:

Pressebrief März 2018

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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POLITIK/829: Was wir von der Schweiz lernen können (PROVIEH)


PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 4/2017

Magazin des Vereins gegen tierquälerische Massentierhaltung e.V.

Gut, gibt's die Schweizer Bauern

www.landwirtschaft.ch

Was wir von der Schweiz lernen können

von Jasmin Zöllmer



Als ich dieses Jahr ein paar Urlaubstage auf einem Schweizer Bauernhof
verbrachte, fielen mir sofort die bunten Broschüren ins Auge, die
Gäste über die Schweizer Bauern und verschiedene Tierhaltungsformen
aufklärten. "Gut, gibt's die Schweizer Bauern" heißt die Kampagne.
Gesponsert vom Schweizer Landwirtschaftsministerium soll sie
Wertschätzung für die Landwirte und ihre Arbeit schaffen. Die
Bevölkerung wird angeregt, bewusst Schweizer Lebensmittel zu kaufen
und einen angemessenen Preis dafür zu bezahlen. Dies ist auch
notwendig, denn in der Schweiz gelten viel höhere Tierschutzauflagen
als bei uns, die sich natürlich auch im Preis niederschlagen.

In Nutztierschutzfragen ist die Schweiz uns weit voraus. Auch hier ist
nicht alles perfekt, aber immerhin wird ein Großteil der Rinder auf
die Weide geschickt und die Hälfte der Schweine mit Auslauf und
Einstreu gehalten. Auch der Ringelschwanz bleibt seit 2008 konsequent
am Schwein dran. Außerdem ist die Schweiz das Land mit den kürzesten
Tiertransportzeiten weltweit mit einer reinen Fahrtzeit von maximal
sechs Stunden. In der EU und in Deutschland beträgt die offizielle
Maximaldauer acht Stunden - diese gilt allerdings nicht, wenn
sogenannte "unvorhersehbare Gründe" eintreten. Deshalb werden die acht
Stunden regelmäßig überschritten.

Nein, in der Schweiz ist auch nicht alles perfekt. Aber ein direkter
Vergleich lohnt sich trotzdem. Denn was woanders möglich ist, müsste
doch auch bei uns zu machen sein. Wie kommt es, dass die Schweiz uns
in so vielen Punkten voraus ist? Verschiedene Faktoren spielen hierfür
eine Rolle. Ein Erklärungsversuch:


Bäuerliche Kleinbetriebe statt industrielle Massentierhaltung

Die landwirtschaftliche Struktur in der Schweiz setzt sich
hauptsächlich aus kleinen Familienbetrieben zusammen. Denn bereits
1981 wurde in der Schweiz eine Beschränkung der Höchsttierzahlen pro
Betrieb erlassen, um das Entstehen von Massentierhaltungen zu
verhindern.

Anders als in Deutschland: Hier hat die in den 1960er-Jahren
beginnende Spezialisierung und Intensivierung der Nutztierhaltung
unter Ausblendung des Tierwohls ungebremst Einzug erhalten. So gibt es
hierzulande immer weniger und dafür immer größere und spezialisiertere
Betriebe. Die Grafik [siehe Printausgabe] veranschaulicht, wie die
Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland seit 1950
rapide zurückging, während gleichzeitig einzelne Betriebe immer größer
und produktiver wurden.


Starkes Ordnungsrecht statt Ausnahmegenehmigungen

Bereits 1981 trat in der Schweiz als Reaktion gegen die zunehmende
Agroindustrialisierung ein umfassendes Tierschutzgesetz in Kraft.
Damit wurde extremen Haltungsformen von Nutztieren schon damals
Einhalt geboten. So hat die Schweiz als erstes Land der Welt die
Haltung von Hühnern in Legebatterien verboten. Weitere
Nutztiervorschriften folgten, wie das Verbot von Vollspaltenböden bei
Neubauten und das Verbot der Kastenstandhaltung von Sauen. 2008 wurde
das Schweizer Tierschutzgesetz noch einmal komplett überarbeitet. Die
Tiertransportzeit wurde auf sechs Stunden beschränkt und die
betäubungslose Ferkelkastration wurde verboten.

Auch die Schweizer Mindestvorschriften entsprechen noch lange nicht
den Bedürfnissen von Tieren nach Platz, Luft, Sonne,
Beschäftigungsmaterial und Co. Wer also die Gesetze gerade so erfüllt,
schafft noch keine tierfreundlichen Haltungsbedingungen. Dennoch ist
insgesamt das Ordnungsrecht der Schweiz schärfer, lässt weniger
Ausnahmen zu und bietet somit den Tieren mehr Schutz als bei uns. Dazu
kommen zahlreiche staatliche und private Programme, die
tierfreundlichere Haltungssysteme gezielt honorieren.


Gezielte staatliche Förderung für Tierschutz statt
Pauschalförderung mit der Gießkanne

BTS und RAUS - so heißen die beiden staatlichen Förderprogramme der
Schweiz, die Haltungssysteme mit Direktzahlungen honorieren, die weit
über den gesetzlichen Mindeststandard hinausgehen. BTS steht für
"besonders tierfreundliche Haltungssysteme" und beinhaltet mehr Platz,
Zugang zu Tageslicht und eingestreute Liegeplätze. RAUS steht für
regelmäßigen Auslauf im Freien, und zwar mindestens 26 Tage pro Monat
im Sommer und 13 Tage pro Monat im Winter. 81 Prozent der Schweizer
Milchkühe sind im RAUS Programm und erhalten so regelmäßig Auslauf.
Allerdings stehen viele dieser Kühe an den anderen Tagen häufig in
Anbindehaltung, eine Haltungsform, die die Bewegungsfreiheit der Tiere
stark einschränkt.

Auch in Deutschland wäre ein gezieltes staatliches Förderprogramm für
mehr Tierschutz im Stall nötig und auch möglich. Hierzu gibt es
vereinzelt positive Vorreiter, zum Beispiel im Rahmen des
Tierschutzplans Niedersachsen oder die Weideprämie in
Baden-Württemberg. Doch auf Bundesebene gibt es keine nennenswerte
Förderung. Stattdessen werden die landwirtschaftlichen Zahlungen immer
noch zum größten Teil in Form von Direktzahlungen pro Hektar mit der
Gießkanne ausgeschüttet (siehe PROVIEH-Magazin, Heft 03/2017)


Qualitätsproduktion statt Kostenführerschaft

Tierische Produkte aus tierfreundlicher Haltung führen in der Schweiz
kein Nischendasein. Über 50 Prozent der Umsätze werden aus
Label-Produkten erzielt. In der Schweiz hat man erkannt, dass eine
Qualitätsstrategie aus Gründen der Nachhaltigkeit und des Umwelt-,
Natur- und Tierschutzes notwendig ist. Denn ohne intakte Böden, reine
Luft und sauberes Wasser hat auch die Landwirtschaft keine Zukunft.
Außerdem macht eine auf Qualität ausgerichtete Produktion auch
ökonomisch Sinn: Nur durch das Einhalten hoher Tierschutzstandards
können sich die höherpreisigen Erzeugnisse auch erfolgreich gegen
günstigere Importe durchsetzen. Laut der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) liegen die
Schweizer Erzeugerpreise 40 Prozent über dem Weltmarktniveau. Hier ist
eine vertrauenswürdige Kennzeichnung der Tierschutzstandards anhand
von Labeln wichtig. Mit Erfolg, denn in bisher keinem EU-Land haben
Tierschutzlabel einen auch nur annähernd so hohen Stellenwert wie in
der Schweiz. In Deutschland bewegen sich die Marktanteile von Bio- und
Neulandfleisch im unteren einstelligen Prozentbereich. Statt auf
Qualität wird hierzulande hauptsächlich auf "günstig" gesetzt,
befeuert von Discountern, die mit billigen Fleischangeboten die
Konsumenten in ihre Märkte locken.


Vorsichtiger Protektionismus der Landwirtschaft statt
Freihandel

Während Deutschland im Rahmen der EU-Mitgliedschaft nicht einfach
Zölle erheben kann, um die Landwirte zu schützen, hat die Schweiz mehr
Spielraum. In vielen Sektoren hat die Schweiz ihre hohen Einfuhrzölle
gesenkt. 2,3 Prozent betragen die Zölle auf nichtlandwirtschaftliche
Güter im Schnitt. Doch die Landwirtschaft wird vehement geschützt. Die
Einführzölle auf Agrarprodukte liegen im Schnitt bei 31,9 Prozent, bei
Milch sogar bei über 100 Prozent. So bietet die Schweiz ihren
Landwirten effektiven Schutz vor billigen Importen.

Die OECD findet den Schweizer Agrarprotektionismus gar nicht gut. In
ihrem Abschlussbericht über die Schweizer Agrarpolitik schreibt sie:
"Die aktuelle Agrarpolitik erschwert eine weitere Liberalisierung des
Handels und verhindert Wachstum und Exportchancen insbesondere für die
Agrar- und Nahrungsmittelindustrie." Entsprechend empfiehlt die
Organisation, wie auch die Welthandelsorganisation (WTO) der Schweiz,
ihren Außenschutz zu liberalisieren und Handelsgrenzen weiter
abzubauen.

Doch einer Marktöffnung würde das Schweizer Modell der hohen Standards
und kleinen Betriebe wohl nicht standhalten. Denn mit den viel
günstigeren Importen könnten die heimischen Erzeuger nicht
konkurrieren, ohne Tier- und Umweltstandards massiv zu senken. Um auf
dem internationalen Weltmarkt wettbewerbsfähig zu sein, müssten auch
die Tierbestände erhöht werden, denn nur in der Masse kann günstiger
produziert werden.

Die Schweizer Volksinitiative "fair-food" setzt auf das Gegenteil.
Statt die Schweizer Standards abzusenken und so an den Weltmarkt
anzupassen, möchte sie nur Importwaren zulassen, die mindestens die
gleichen Standards erfüllen, wie sie in der Schweiz vorherrschen. So
soll kein Fleisch aus industrieller Massentierhaltung mehr eingeführt
werden dürfen. Auch keine Käfigeier oder landwirtschaftliche
Erzeugnisse, die unter fatalen Arbeitsbedingungen produziert wurden.
Damit würden auch höhere Anforderungen an unsere deutschen Produzenten
gestellt, die in der Schweiz als Qualzüchter verschrien sind.

Durch den Erhalt bäuerlicher Kleinbetriebe, ein starkes Ordnungsrecht
und das Setzen auf Qualität sowie durch gezielte Förderprogramme und
eine vorsichtige Abschottung hat sich die Schweiz von den globalen
Agrarmärkten unabhängiger gemacht. So kann sie auch ihre "Nutz"tiere
deutlich besser behandeln als wir dies hierzulande tun. Höchste Zeit
für Deutschland, von der Schweiz zu lernen und endlich umzudenken.


INFOBOX

 Das SFR (Schweizer Radio und Fernsehen) beschreibt die deutsche
 Praxis entsetzt wie folgt: "Während der ganzen Säugezeit dürfen
 deutsche Muttersauen in Kastenstände eingepfercht werden: Sie
 können keinen Nestbau betreiben, sich während des Abferkelns nicht
 mal umdrehen und auch danach keinen Kontakt zu den eigenen Jungen
 aufnehmen. Auch während der Deckungszeit dürfen in Deutschland die
 Muttersauen dreimal so lang fixiert werden wie in der Schweiz, bis
 zu 28 Tage. Dazu kommt, dass die Kastenstände sehr eng sind. Die
 Sauen können sich hier kaum bewegen, haben Druckstellen und können
 nicht einmal bequem liegen."



 * 

Quelle:

PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 4/2017, Seite 28-31

Herausgeber: PROVIEH - Verein gegen

tierquälerische Massentierhaltung e.V.

Küterstraße 7-9, 24103 Kiel

Telefon: 0431/248 28-0, Telefax: 0431/248 28-29

E-Mail: info@provieh.de

Internet: www.provieh.de

 

PROVIEH erscheint viermal jährlich.
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FORSCHUNG/1434: "Küste im Wandel" - 2. Symposium Küstenmeerforschung diskutiert Forschungsstrategien (idw)


Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 28.02.2018

"Küste im Wandel" 

2. Symposium Küstenmeerforschung diskutiert Forschungsstrategien



Unter dem Motto "Küste im Wandel" kommen heute rund 180 Experten aus
über 60 Institutionen im Berliner Umweltforum zusammen. Drei Tage lang
erarbeiten sie gemeinsam, wo der zukünftige Bedarf in der
Küstenmeerforschung liegt und mit welchen Forschungsstrategien er
abgedeckt werden kann. Veranstaltet vom Konsortium Deutsche
Meeresforschung (KDM) ist das Symposium ein wichtiger Teil des vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) organisierten
Agenda-Prozesses im Rahmen des Förderprogrammes MARE:N. Dessen Ziel
ist ein engeres Zusammengehen von Forschung, Behörden, Nutzern und
Gesellschaft, um die Herausforderungen einer auf Nachhaltigkeit
ausgerichteten Meeresforschung zu meistern.

70 Prozent der Weltbevölkerung lebt in Küstennähe. Gleichzeitig wird
dieser Lebensraum durch den mit dem Klimawandel einhergehenden
weltweiten Meeresspiegelanstieg und extreme Naturereignissen wie
Sturmfluten oder Tsunamis bedroht. Die Küstenmeere wiederum stehen
unter hohem Nutzungsdruck - sei es durch Fischerei, Verkehr, Energie-
oder Rohstoffgewinnung. Diese Nutzung wird sich in den kommenden
Jahrzehnten weiter intensivieren und damit auch den Druck auf die
Ökosysteme extrem zuspitzen.

Die Komplexität und der Umfang dieser Problemlage erfordern dringend
die enge Kooperation von For-schung, Behörden, Nutzern und
Gesellschaft. Bereits im Jahr 2015 gab es daher mit dem 1. Symposium
Küstenmeerforschung "Küste 2025" in Hamburg-Altona einen breiten
Schulterschluss in der deutschen Meeresforschung, auf dem mit der
"Altonaer Erklärung"
(http://www.deutsche-meeresforschung.de/de/altona) eine Agenda für
zukünftige Forschungsaufgaben entwickelt dem BMBF übergeben wurde.
Fünf Aktionsfelder wurden dort als prioritär identifiziert:
"Klimawandel", "Biodiversität", "Stoff- und Energieflüsse",
"Nachhaltige Ressourcennutzung" sowie "Umgang mit Risiken und
Naturgefahren".

Das Berliner Symposium baut auf dieser Grundlage auf. Bis
einschließlich 2. März 2018 bietet es den führenden Köpfen der
deutschen Küstenmeerforschung erneut ein Forum, bereits erzielte
Fortschritte im Rahmen des vom BMBF ins Leben gerufenen Agenda-
Prozesses sowie zukünftige Forschungsbedarfe zu diskutieren. "Wir
wollen die 'Altonaer Erklärung' auf Basis neuster Erkenntnisse
fortschreiben und dabei auch neu hinzugekommene 'Brennpunkte' in der
Küstenmeeresforschung identifizieren", unterstreicht KDM-Vorsitzender
Prof. Ulrich Bathmann die Bedeutung des Berliner Expertentreffen. Mit
gut 20 zusätzlichen Institutionen sei man noch breiter aufgestellt,
als beim letzten Mal, so der Warnemünder Meeresforscher weiter. "Wir
freuen uns sehr über diese gute Beteiligung quer durch alle relevanten
Gruppen von Akteuren, denn wir brauchen einen möglichst starken
gesellschaftlichen Akkord, um die anstehenden drängenden Fragen zu
bearbeiten", so Bathmann abschließend.




Folgende Themenfelder stehen im Fokus des 2. Symposiums

Küstenmeerforschung:


	Gegenwärtiger und zukünftig erwarteter Umwelt- und Nutzungswandel an Küsten

	Zukünftiger Forschungsbedarf für den Schutz und eine nachhaltige Nutzung von Küstengewässern

	Gesellschaftliche und wissenschaftliche Randbedingungen und Herausforderungen für die Küstenmeerforschung






Details zum Symposium-Programm unter:

www.io-warnemuende.de/kuestensymposium-programm.html

Mehr zum Agendaprozess MARE:N:

http://bit.ly/2EyJob8

Weitere Informationen finden Sie unter

http://bit.ly/2EyJob8

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news689984

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution480

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde, Dr. Kristin Beck, 28.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GARTEN/361: Eine Lanze für den Nistkasten (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 19. Januar 2018

Eine Lanze für den Nistkasten



(Bremen, den 19.2.18) Ein Plädoyer für das "wichtigste Instrument des
urbanen Naturschutzes" hält der NABU in Bremen. Der Nistkasten, von
Ökologen der reinen Lehre bestenfalls als "Notnagel" akzeptiert, sei
in der Stadt nicht nur lehrreich sondern notwendig und überaus
effektiv. Eine Wissenschaft sollten Gartenbesitzer jedoch nicht aus
der Aufhängung machen. Mit dem nahenden Frühjahr werde es jetzt Zeit,
noch Kästen anzubringen oder sie zu säubern.




[image: Drei Blaumeisen am Nistkasten - Foto: © NABU Bremen]
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"Der Nistkasten löst nicht unsere ökologischen Probleme, aber er
mildert sie ab", betont NABU-Geschäftsführer Sönke Hofmann, "jeder
Kasten erhöht die Chancen einer Vogelfamilie sich trotz mangelnder
Nahrung und freilaufender Katzen doch durchzusetzen." Natürliche
Höhlen könnten Stadtbäume unter dem Diktat der
"Verkehrssicherungspflicht" gar nicht mehr entwickeln. Auch Spalten an
Gebäuden würden im Zuge von Energiesanierungen konsequent
verschlossen.

Auch wenn in der Stadt kaum seltene Vogelarten brüten, müsse der
Mensch mit Nistkästen helfen. "Wenn ich das Wort 'Allerweltsarten'
schon höre", ärgert sich Sönke Hofmann, "es ist doch pure menschliche
Arroganz, hübsche Blaumeisen und tolle Sänger wie Amsel und
Singdrossel so abzutun, nur weil sie halt häufig sind." Der wahre
Naturfreund richte nicht sondern erfreue sich an der Vielfalt.
Außerdem vertilge auch ein schnödes Kohlmeisenpärchen samt Nachwuchs
im Jahr über 100 Kilogramm oftmals lästiger Insekten.




[image: Kohlmeise am Nistkasten - Foto: © NABU Bremen]
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Doch wie kann man nun "richtig" mit Kästen helfen? "Zunächst sollte
man keine Wissenschaft daraus machen", lädt der NABU zu Experimenten
ein. Ein Kasten der in einer Saison nicht angenommen wurde, hat
vielleicht bessere Chancen an einem anderen Standort. Mehrere Kästen
nebeneinander vertragen allerdings nur Koloniebrüter wie Spatz,
Mauersegler und der Vogel des Jahres, der Star.

Bei den meisten Kästen reiche in ruhigen Gärten zwei Meter als
Aufhänghöhe aus. "Bei mehr Trubel kann man die Kästen mit einem
Drahthaken und einer Lanze über einen höheren Ast hängen", gibt der
Naturschützer einen Tipp. Die Methode mit Lanze und Haken sei viel
sicherer als die Turnerei auf der Leiter und dazu noch viermal so
schnell, wie Hofmann aus eigener Erfahrung weiß. Nur spezielle Arten
wie Turmfalken oder Eulen bevorzugen größere Höhen.

Wer sich von "albernen Vorschriften" wie einer Mindestdicke der
Kastenwände oder exakten Himmelsrichtungen des Fluglochs irritiert
fühle, sollte die Natur aufmerksam studieren. "Höhlenbrüter sind oft
Nachmieter der Spechte und die zimmern ihre Höhlen wiederum gerne ins
morsche Holz. Und auf welcher Seite faulen die Stämme als erstes? Auf
der Wetterseite", so der gelernte Förster Hofmann.

Eine Ausrichtung zwischen Süd und Ost sei ebenso ein "freundlicher
Service" wie das Ausräumen der alten Nester im Herbst oder - wenn es
verpasst wurde - jetzt im Spätwinter. "Die Evolution kennt solche
Dienste zwar nicht, sie sind aber sinnvoll", findet Sönke Hofmann,
"allerdings gehen weder Abendland noch die Natur unter, wenn man das
nicht macht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 19.01.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen

Tel.: 0421/33 98 77 2, Fax: 0421/33 65 99 12

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de
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LATEINAMERIKA/174: Mexiko - Die Menschen am Fluss (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Die Menschen am Fluss

Von Ana de Ita*



(Mexiko-Stadt, 22. Februar 2018, La Jornada) - Am 16. Februar
versammelten sich die Agrargemeinden des Landkreises San Felipe Usila
im Bundesstaat Oaxaca. Aufgerufen von ihrem Bürgermeister lehnten sie
einstimmig das regionale Wasserkraftprojekt des Unternehmens ENERSI
Generación SA de CV ab. Das Unternehmen will sich, unter dem Vorwand
erneuerbare Energie zu produzieren, die Wasserläufe der Flüsse
Perfume, Santiago, Verde und Grande aneignen. Diese speisen den
Usila-Fluss, der wiederum in den Papaloapan-Fluss mündet. ENERSI
beabsichtigt im Rahmen der Stromproduktion eine Infrastruktur
aufzubauen, die Deiche und Stauwerke, Druckrohre, Schleusen,
Maschinenhäuser mit Turbinen und Speichertanks einschließt. Der Preis:
die Zerstörung des Lebensraumes der Chinanteco-Bevölkerung,
Eigentümerin des Landes und Ursprungsbesitzerin des Territoriums.

Die Chinantecos verfügen über umfangreiches Wissen, was das
Territorium und seine Bewohner*innen angeht. Sie haben ihre eigene
Weise, die Natur zu schützen. Deswegen beherbergt die Region La
Chinantla nach dem lakandonischen Urwald und dem Gebiet Chimalapas,
den drittgrößten Regenwald Mexikos - und den am besten erhaltenen. Die
Bäume können dort eine Höhe von bis zu 40 Metern erreichen. Zur
Bewaldung gehören vielfältige Farne und Palmfarme, Orchideen und
Bromeliengewächse. In den Höhenlagen von La Chinantla befinden sich
Überreste des Nebelwaldes. Sie zeichnen sich durch biologische
Vielfalt und endemische Flora und Fauna aus. In ihnen überleben
Jaguare, Mazates (kleines Rehwild), Tapire und Fischotter.


Wasserkraftprojekt gefährdet die Umwelt und die Menschen die
darin leben

Für das Unternehmen stellen die Flüsse eine Gewinnmöglichkeit dar. Ein
Geschäft mit Gütern und Ressourcen, die ihm nicht gehören und ihm
nichts bedeuten. Für die Chinantecos dagegen sind die Flüsse
essentieller Bestandteil ihres Lebens. Seit langem haben sie sie
verteidigt, um deren Verschmutzung zu verhindern. Wird das Projekt
genehmigt, ist ein verringerter Wasserfluss die Folge. Die Arten, die
im Wasser leben, werden gefährdet sein. Die Staumauern, die das
Vorhaben an verschiedenen Stellen der Flüsse beabsichtigt, werden
Barrieren für Fische und Krustentiere darstellen und es beispielsweise
den Forellen unmöglich machen, gegen die Strömung zu ihren
Laichplätzen zu schwimmen.

Die Sprengstoffe, mit denen Hügel in die Luft gejagt oder Steine an
den Flussufern beseitigt werden, werden den Rückzugsraum von Jaguaren
und Fischottern, die beide unter Schutz stehen, zerstören. Das
Anrücken schwerer Maschinen - wie Traktoren oder Raupenbagger,
Bulldozer, Gesteinsbohrer, Schaufelgeräte, LKWs, Presslufthämmer,
Stromgeneratoren - sowie das Eintreffen von Arbeiter*innen mit
Lebensmitteln, Latrinen und Müll, wird einen drastischen Wechsel der
Landschaft und des Lebens der Bewohner*innen nach sich ziehen. Der
Lärm von 65 Dezibel, den das Bauvorhaben nach Unternehmensangaben
produzieren würde, entspricht intensivem Stadtverkehr. Derzeit hört
man im Landkreis die Flüsse rauschen.


Freiwillige Naturschutzgebiete als Ausweg

Einrichtung und Betrieb des Wasserkraftwerkes gehen einher mit der
Zerstörung des Regenwaldes. Aber die Chinantecos haben bewiesen, dass
der Schutz ihres angestammten Territoriums eine Priorität für sie ist.
Dafür haben sie ihre eigenen Normen sowie gemeindebasierte und
regionale Abkommen genutzt. Außerdem haben sie die Einrichtung von
freiwilligen Naturschutzgebieten eingeführt, eine Kategorie innerhalb
der bundesstaatlichen Naturschutzgebiete. Die Gemeinden der
Chinantecos, auf deren Gemeinbesitz das Projekt geplant ist,
beschlossen freiwillig, einen bedeutenden Teil ihrer Böden dem Erhalt
zu widmen. Sollte das Vorhaben bewilligt werden, wären die
freiwilligen Naturschutzgebiete von San Pedro und Santiago Tlatepusco,
San Antonio, Analco, San Antonio del Barrio und Cerro del Mirador
betroffen. Zudem grenzt das Projektgebiet an die Schutzzonen von
Nopalera del Rosario, San Felipa de León, La Tierra del Faisán und San
Juan Teponaxtla.

Die Region La Chinantla ist von der Nationalen Kommission für
Naturschutzgebiete als prioritäre Schutzregion eingestuft. Dort wurde
das Projekt zum Erhalt des Jaguar durchgeführt. La Chinantla gehört zu
den Ökoregionen des Vorhabens Integrale Handhabung von Ökosystemen,
das von der Globalen Umweltfazilität (GEF, Global Environment
Facility) finanziert wird. Sie beherbergt drei für den Vogelschutz
bedeutende Gebiete.

Das Unternehmen stellt sich als Wohltäter der Gemeinden und Förderer
eines Umweltschutzplans dar. Dabei verkennt es, dass dieses indigene
und kleinbäuerliche Territorium über Tausende von Jahren durch das
Volk der Chinantecos bewahrt wurde und sowohl von nationalen wie auch
internationalen Umweltinstitutionen als prioritäre Schutzzone
angesehen wird. La Chinantla ist ein Beispiel dafür, dass biologische
Vielfalt und kulturelle Vielfalt miteinander verbunden sind. Die am
besten erhaltenen Ökosysteme fallen mit den organisatorischen
Strukturen der Chinanteco-Bevölkerung zusammen. Diese Strukturen
beruhen seit mehr als 3000 Jahren auf einer bestimmten Art und Weise,
ihr Territorium zu sehen und mit ihm in Beziehung zu stehen.


Der kurze Dokumentarfilm "El pueblo del bosque de niebla" (Das Volk
des Nebelwaldes) erlaubt es, sich diesem Territorium und dem Leben der
Chinantecos anzunähern.

https://vimeo.com/206480785


(*) Direktorin des Studienzentrums für den Wandel im Mexikanischen
Landbau Ceccam (Centro de Estudios para el Cambio en el Campo
Mexicano).


URL des Artikels:


https://www.npla.de/poonal/die-menschen-am-fluss/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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FORSCHUNG/530: Agrarlandschaften mit kleinen Feldern fördern Bestäubung durch Wildbienen (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 26.02.2018

Die Größe ist entscheidend

Agrarlandschaften mit kleinen Feldern fördern Bestäubung durch
Wildbienen



(pug) Ein internationales Forscherteam unter der Leitung der
Universität Göttingen hat herausgefunden, dass in Agrarlandschaften
mit kleinen Feldern mehr Wildbienen vorkommen als in Landschaften mit
großen Feldern. Das höhere Aufkommen von Wildbienen führte zu einer
verbesserten Bestäubung der dort angebauten Pflanzen.
Überraschenderweise fanden sich weniger Wildbienen in Landschaften, in
denen viele verschiedene Feldfrüchte angebaut wurden. Die Ergebnisse
der Studie sind in der Fachzeitschrift Proceedings of the Royal
Society B - Biological Sciences erschienen.




[image: Foto: © Universität Göttingen]

Wildbiene bei der Bestäubung

Foto: © Universität Göttingen



Viele Pflanzen, darunter Erdbeeren, Kirschen und Raps, sind für eine
optimale Fruchtentwicklung auf bestäubende Insekten angewiesen. Von
großer Bedeutung sind daher deren Lebensräume außerhalb der Felder wie
Hecken oder Kalkmagerrasen. Oft ist es jedoch schwierig, das Vorkommen
von wildlebenden Bestäubern zu erhöhen. "Wir haben untersucht, ob eine
höhere Heterogenität der Anbauflächen durch kleinere Felder und mehr
verschiedene Feldfrüchte einen positiven Effekt hat", so Annika Hass,
Erstautorin und Doktorandin in der Abteilung Agrarökologie der
Universität Göttingen. "Kleinere Felder führen zu mehr Feldrändern.
Diese sind wichtig, da sie den Bestäubern Nistplätze und Blütenangebot
bieten und auch zur Orientierung dienen können, sodass sie geeignete
Lebensräume besser finden."




[image: Foto: © Universität Göttingen]

Kleinräumige Landschaft in der Göttinger Region, wie sie Bestäuber
fördert.

Foto: © Universität Göttingen



Überraschend war hingegen der starke Rückgang von Wildbienen in
Landschaften mit vielen verschiedenen Kulturpflanzen. "Beim Anbau
vieler unterschiedlicher Pflanzen in Agrarlandschaften spielt die
Auswahl der Kulturen eine große Rolle", betont Prof. Dr. Teja
Tscharntke, Leiter der Abteilung Agrarökologie und Co-Autor der
Studie. "Ein höherer Anteil von besonders intensiv bewirtschafteten
Kulturen kann sich negativ auf Bestäuber auswirken." Die
Wissenschaftler schlussfolgern, dass die Heterogenität der
Agrarlandschaften, wie sie durch kleine Äcker gefördert wird, die
Bestäubung von Pflanzen stark begünstigen kann und in zukünftigen
Agrarumweltmaßnahmen berücksichtigt werden sollte.



Originalveröffentlichung:
Hass, Annika et al., 2018. Landscape
configurational heterogeneity by small-scale agriculture, not crop
diversity, maintains pollinators and plant reproduction in western
Europe. Proc R Soc B 285, 20172242. 

https://doi.org/10.1098/rspb.2017.2242

Weitere Informationen finden Sie unter

https://doi.org/10.1098/rspb.2017.2242

http://www.uni-goettingen.de/de/74726.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news689805

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, Thomas Richter, 26.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTIONSTAGE/910: Wohnraum schaffen für den Vogel des Jahres - Hamburg-Wilhelmsburg, 6.3. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 27. Februar 2018

Wohnraum schaffen für den Vogel des Jahres 

Mitmachen beim Star-Aktionstag am 6.03. um 11 Uhr. Der NABU Hamburg
stattet Wilhelmsburger Inselpark mit Nistkästen aus. Freiwillige
Helfer/innen sind herzlich willkommen!



Am Dienstag, den 06. März 2018, veranstaltet der NABU Hamburg ab 11
Uhr einen Aktionstag im Rahmen seiner Kampagne "Aktiv für Hamburgs
StadtNatur". Im Wilhelmsburger Inselpark sollen Nistkästen für Vögel
und Fledermäuse aufgehängt werden. Das kommt vor allem dem Star als
Vogel des Jahres 2018 zugute, zu dessen Lebensräumen Parks, Gärten
und naturnahe Grünflächen in der Stadt gehören.Interessierte
Bürger/innen sind herzlich eingeladen, bei diesem Vorhaben
mitzuhelfen.

Viele Vögel nutzen Hohlräume in Bäumen als Nistmöglichkeiten. Gerade
alte, kranke und morsche Bäume bieten eine Vielzahl dieser
Lebensräume. Sie sind jedoch selten geworden. Viel häufiger ist
städtisches Einheitsgrün, in dem Nistmöglichkeiten für Vögel und
andere Tiere fehlen. Abhilfe schaffen künstliche Nisthilfen, wie
NABU-Vogelexperte Marco Sommerfeld erklärt: "Es gibt spezielle Kästen
für verschiedene Vogelarten. Gerade größere Höhlenbrüter wie der Star
haben es in der Stadt schwer, ausreichend Nistmöglichkeiten zu finden.
Deshalb sollen im Wilhelmsburger Inselpark 25 Starenkästen aufgehängt
werden." Zudem können weitere Höhlenbrüter wie der Gartenrotschwanz,
verschiedene Meisenarten und auch Fledermäuse von diesen Nistkästen
profitieren, freut sich Marco Sommerfeld. Falko Droßmann, Leiter des
zuständigen Bezirksamts Hamburg-Mitte, ergänzt: "Der Wilhelmsburger
Inselpark ist besonders, weil er von Anfang an attraktive
Erholungsmöglichkeiten für die Parkgäste und naturnahe!
Lebensräume für seltene Tiere und Pflanzen miteinander kombiniert.
Daher unterstützen wir diese Aktion sehr gerne."

Der Vogel-Aktionstag am 06.03. findet von 11 bis etwa 15 Uhr statt.
Material, Werkzeug sowie einen kleinen Imbiss stellt der NABU Hamburg
für alle Helfer/innen bereit. Vorkenntnisse sind nicht notwendig. Wer
mitmachen möchte, meldet sich bitte bis zum 05.03.2018 für den
Aktionstag an. Bei der Anmeldung wird dann der genaue Treffpunkt
bekannt gegeben.

Kontakt:

Fritz Rudolph, NABU Hamburg,

Email: rudolph@NABU-Hamburg.de

oder Tel. 040 / 69 70 89 37.

Die Aktionstage und das Projekt zum Schutz des Stars, dem Vogel des
Jahres 2018, werden von der Norddeutschen Stiftung für Umwelt und
Entwicklung (NUE) und der Georg & Jürgen Rickertsen Stiftung
finanziell gefördert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 025/18, 27.02.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3109: "Hohe Breiten, niedrige Temperaturen - Unterwegs mit Forschungsflugzeugen", Bremerhaven, 12.3.


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung - 28.02.2018

Hohe Breiten,
niedrige Temperaturen: Unterwegs mit Forschungsflugzeugen

Vortragsreihe "AWI hautnah"



Das Alfred-Wegener-Institut hat zwei Forschungsflugzeuge, die für
wissenschaftliche und logistische Aufgaben in Arktis und Antarktis
unterwegs sind. Frisch von einer Flugzeugkampagne in der Antarktis
zurückgekehrt, berichtet Dr. Daniel Steinhage von Einsätzen, die unter
anderem von der Neumayer-Station III in diesem Südsommer stattgefunden
haben.

Daniel Steinhage koordiniert die geowissenschaftlichen Kampagnen der
Polar 5 und Polar 6, wie die beiden Maschinen vom Typ Basler BT-67
heißen. Weniger flugzeugaffinen Menschen ist die BT-67 vermutlich als
Rosinenbomber bekannt, denn dieser Typ wurde während der Luftbrücke in
den Jahren 1948 bis 49 eingesetzt, um die Berliner Bevölkerung zu
versorgen. Was dieses sehr betagte Modell zum hervorragenden
Instrument für die moderne Polarforschung macht und welche
messtechnische Ausrüstung es dafür erhält, ist Inhalt des Vortrags.
Außerdem beschreibt der AWI-Geophysiker die Einsatzbedingungen auf den
Forschungsreisen in den hohen Breiten sowie die Infrastruktur zum
Betrieb der Flugzeuge.

Die Veranstaltung im Überblick:


	Vortragsreihe "AWI hautnah"

	Referent: Dr. Daniel Steinhage, Alfred-Wegener-Institut

	Titel: "Hohe Breiten, niedrige Temperaturen: Unterwegs mit Forschungsflugzeugen"

	Wann: Montag, 12. März 2018, Beginn 19:00 Uhr

	Wo: Alfred-Wegener-Institut (Hörsaal), Columbusstraße / Am Alten Hafen 26, Bremerhaven



Der Eintritt ist frei.



Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen
der gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung
in Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den
Forschungseisbrecher Polarstern und Stationen in der Arktis und
Antarktis für die internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das
Alfred-Wegener-Institut ist eines der 18 Forschungszentren der
Helmholtz-Gemeinschaft, der größten Wissenschaftsorganisation
Deutschlands.



Vortragsreihe "AWI hautnah" - die aktuellen Themen, Referenten und
Orte
für die Vorträge finden Sie in unserem Veranstaltungskalender
unter:

http://www.awi.de/ueber-uns/service/veranstaltungen.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news689978

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution188

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und

Meeresforschung, Ralf Röchert, 28.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERSTAUFLAGE/942: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2948 (SB)


Verena Themsen

Sunset City

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2948



Last Hope, Bolosystem, November/Dezember 1551 NGZ

In der mobilen Forschungsstation Sunset City, der Adam von Aures und
Perry Rhodan einen Besuch abstatten, arbeiten 60.000 Wissenschaftler.
Adam hat Kontakt zu Pain Faaling, der zum Techno-Mahdi gehört. Adam
ist unter den Anhängern des Techno-Mahdi als Auream bekannt und wird
von vielen, darunter auch der 18jährigen Nachwuchswissenschaftlerin
Mar Tulek, für eine lebende Legende gehalten. Faaling macht Adam und
Perry mit Mar Tuleks Onkel Teo Tauren bekannt, dem stellvertretenden
Sicherheitschef von Sunset City, der ebenfalls Techno-Mahdi-Anhänger
ist. Adam weiht ihn in den Plan, eine Biophore zu stehlen, um Perry
Rhodans Leben zu retten, ein. Unter der Bedingung, daß die Sicherheit
der Station nicht gefährdet wird, ist Teo bereit, Adam zu helfen.

Da der Verdacht besteht, auf der Station befände sich ein Spion, hat
Perry Rhodan einen guten Grund, nicht in Erscheinung zu treten. Er
gibt sich offiziell als Teo Taurens Studienfreund Matt Delano aus und
bleibt in dessen Haus. Adam von Aures will unterdessen herausfinden,
ob es sich bei der Biophore um einen On- oder einen Noon-Quanten
handelt. Perry Rhodan nutzt nur ein On-Quant.

Adam nimmt mit Hilfe seiner Nanogenten Taurens Gestalt an und
inspiziert in dessen Funktion als stellvertretender Sicherheitschef
und in Begleitung Mar Tureks die Laborarbeiten der wissenschaftlichen
Leiter des Projekts Genesis, Alban Monutariu und Basil Oberg. Die
beiden versuchen die Phiole, in der die Biophore aufbewahrt wird, zu
kopieren. In die sogenannte "Büchse" aus einer Rotgoldlegierung, in
die Eclisse-Hyperkristalle eingebettet sind, die ein Kapselfeld
erzeugen, kann die Biophore transferiert werden. Adam und Mar können
miterleben, wie Monutariu und Oberg ein diesbezüglich wichtiges
Experiment durchführen, bei dem Monutarius Fähigkeit, durch Gefühle
seine ÜBSEF-Konstante beeinflussen zu können, zum Tragen kommt. Unter
einer SEMT-Haube sitzend, kann Monutariu sich kontrolliert in extreme
Gefühlszustände versetzen, wodurch er seine ÜBSEF-Konstante verändern
und eine Variation des Sextadimfelds erreichen kann. So kann der
Wissenschaftler also mittels Gefühlskontrolle die Biophore zu einer
Reaktion veranlassen. Das On-Quant soll angeregt werden, sich zu
teilen. Die Wissenschaftler wollen damit in der vakanten
Mächtigkeitsballung Milchstraße eine eigene Eiris herstellen - befreit
vom Einfluß einer Superintelligenz und anderer hoher Mächte.

Als das Experiment beginnt, erkennt Adam, daß sich in der Phiole
tatsächlich ein On-Quant befindet, da es eine euphorisierende Wirkung
auf die Anwesenden ausübt. Als er mit Mar zurückkehrt, wird er von der
oxtornischen Sicherheitschefin Youko Ortokur zur Rede gestellt, warum
er ein Experiment Monutarius und Obergs beobachtet hat. Er behauptet
daraufhin, daß er den beiden Wissenschaftlern nicht traue und sie
eventuell mit dem Ara Bakhunava unter einer Decke steckten, den er für
einen Spion halte. Weil ein Kreuzer unbekannter Herkunft abgeschossen
wurde, der kurz vor seiner Vernichtung noch eine Rettungskapsel
ausgeschleust hat, hegen die Direktorin von Sunset City und Youko
Ortokur schon länger den Verdacht, dass Sunset City unterwandert
wurde. Die Sicherheitsstufe wurde erhöht. Ortokur läßt Adam, den sie
ja für ihren Stellvertreter Tauren hält, gewähren.

Adam sucht in der Gestalt Teo Taurens zusammen mit Mar den Ara
Bakhunava auf, der die Kettentierchen von Last Hope erforscht. Diese
kleinen Verwandten der Marschiere-Viels verbeißen sich ineinander und
bilden so Ketten. Wenn die Kette 53 Individuen beinhaltet, entwickeln
sie ein rudimentäres Bewußtsein - ein sogenanntes episodisches
Sextabezugs-Quantum, das einem Noon-Quant ähnlich ist.

Doch eigentlich interessiert sich Adam mehr für den Terraner Dorodena,
der die Ernährungsgewohnheiten der Marschiere-Viels erforscht und ab
und zu mit Bakhunava zusammenarbeitet. Als Adam und Mar ihn aufsuchen,
sagt Adam ihm auf den Kopf zu, daß er ihn für einen Verräter hält.
Dorodena zückt sofort eine Waffe, doch Adam versichert ihm, ihn nicht
zu verraten. Er offenbart, daß er auf der Seite des Techno-Mahdi steht
und nicht Tauren, sondern Adam von Aures ist. Dorodena gibt zu, für
das Neue Tamanium Vetris-Molauds zu arbeiten, weil er die Ziele, die
die LFG verfolgt, für falsch hält. Als Adam ihn auffordert, ihn in
Kontakt mit Vetris-Molaud zu bringen, kippt die Situation wieder.
Dorodena will nicht zu erkennen geben, daß er enttarnt worden ist und
bedroht Adam erneut mit der Waffe. Adam gelingt es, ihn zu
überwältigen und verhindert, daß Dorodena sich vergiftet. Er injiziert
ihm Antigenten, die jeden Giftstoff im Blut neutralisieren. Auch den
noch inaktiven Giftcocktail, der dem Spion von Vetris-Molauds
Geheimdienst verpaßt worden ist. Dorodena läßt sich notgedrungen auf
den Deal ein, Adam ein Gespräch mit Vetris-Molaud und der lebenden
Meister-der-Insel-Statue Zeno Kortin zu vermitteln. Mit einer
wichtigen Persönlichkeit des Techno-Mahdi sprechen zu können, dürfte
Vetris-Molauds Neugier wecken. Außerdem ist Adam bereit, ihm die
Position Wanderers zu verraten. Die auf der verwaisten Kunstwelt von
ES lagernden Technologien dürften für Vetris-Molaud reizvoll sein. Und
tatsächlich ist dieser, nachdem Dorodena ihn kontaktiert hat, zu einem
Gespräch bereit.

Während Adam bei Dorodena ist, stattet Ortokur Matt Delano einen
Besuch ab. Sie hat herausgefunden, daß mit dem angeblichen
Studienkollegen Teo Taurens etwas nicht stimmt und stellt ihn zur
Rede. Perry Rhodan reagiert vollkommen souverän und schält sich die
Maske vom Gesicht. Als Adam dann aber in Teo Taurens Haus zurückkehrt,
wird er schon von Ortokur mit einer Waffe in der Hand erwartet.

1. März 2018
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KINO/5685: Lichtblick-Kino Berlin - "Furusato - Wunde Heimat", anschließend Diskussion, 11.3.


Furusato - Wunde Heimat

Sonntag, 11.3., 20:00 Uhr - Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg

anschließend Diskussion mit Dr. Ludwig Brügmann

Vertreter von (International Physicians for the Prevention of Nuclear
War / Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges) / Ärzte
in sozialer Verantwortung e.V. - veranstaltet mit Unterstützung von
imFilm Agentur+Verleih und .ausgestrahlt



Warum leben Menschen in einer Gegend, über die sie wissen, dass von ihr
eine unsichtbare tödliche Gefahr ausgeht? Dieser Frage spürt Thorsten
Trimpop in seinem preisgekrönten Dokumentarfilm nach.

In Japan hat Heimat eine tiefe Bedeutung. Die Landschaft, in die man
geboren wird, trägt der Mensch ein Leben lang in sich. Sie prägt ihn,
sie ist ihm heilig: sie ist sein »Furusato«.

So fühlen sich die verbliebenen Bewohner der Gegend um Fukushima
verantwortlich - für ihre Heimat, die Aufrechterhaltung ihrer
Traditionen, ihre Mitmenschen oder Tiere. Menschen wie der Aktivist
Bansho, die junge Pferdezüchterin Miwa oder die ältere Frau Noda - sie
alle bleiben in der Heimat, mit zum Teil bereits spürbaren Folgen für
ihre Gesundheit. Wobei nicht alle von ihnen diese Entscheidung
freiwillig treffen - Entschädigungszahlungen für ihre unbewohnbaren
Häuser haben nur wenige erhalten, andere - wie die Familie von Miwa -
haben keinerlei Hilfen bekommen. Sie können es sich schlicht nicht
leisten zu gehen. Wie auch den Schulkindern, die im Chor »ich liebe
Fukushima, ich gehe hier nicht weg« singen, bleibt ihnen keine andere
Wahl, als in der verstrahlten Heimat zu bleiben.

Am 11. März findet im Anschluss an den Film eine Diskussion mit Dr.
Ludwig Brügmann im Lichtblick-Kino statt.

Weitere Termine und Informationen finden Sie hier:
 
http://www.lichtblick-kino.org/film/dokumentarfilm/Furusato

http://www.furusato-film.com

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Lichtblick Kinobüro

Stattkino Berlin e.V.

Hansi Oostinga

Schliemannstr. 5, 10437 Berlin

Telefon 030 / 44 00 88 43, Fax 030 / 44 00 88 45

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1139: Bielefeld - "Nähen am Vormittag", 5 Termine ab 7.3.2018


Nähkurs am Vormittag



Bielefeld (bi). Die Grundlagen der Schneiderei vermittelt ab Mittwoch,
7. März, ein Anfängerkurs der Volkshochschule. An fünf Terminen,
jeweils von 10 bis 12.15 Uhr werden die Handhabung von einfachen
Schnittmustern erarbeitet und grundlegende Zuschneide- und
Verarbeitungstechniken vorgestellt. Nähmaschinen stehen zur Verfügung.
Infos zum mitzubringenden Material und Anmeldung unter vhs-bielefeld.de 
oder Telefon (0521) 51 22 22.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. Februar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MARKT/4106: Bielefeld - "Tauschen und Schenken" am 4. März 2018


Markt zum Tauschen und Schenken



Bielefeld (bi). Unter dem Motto "Schenken und sich beschenken lassen"
wird am Sonntag, 4. März, zum 13. Mal der "besondere Markt" in
Sennestadt veranstaltet. Von 14.30 bis 17 Uhr können im Sennestadthaus
(Lindemann-Platz 3) Bekleidung, Bücher, Deko, Spielzeug und kleinere
Haushaltsgegenstände ohne Geld den Besitzer wechseln. Alle Artikel
sollten in einem guten Zustand und funktionsfähig sein. Kaffee und
selbst gebackener Kuchen runden das Marktangebot ab. Veranstalter ist
die Initiative Nachbarschaft der Stadt Bielefeld in Kooperation mit
dem Begegnungszentrum Bethel in Sennestadt, dem Sozialen Netzwerk
Sennestadt (SONNE) und dem Solidarshop Sennestadt. Nähere
Informationen unter Telefon (0521) 51 38 93.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. Februar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7154: Mönchengladbach - Mönchs-Spaziergänge am 7. und 14. März 2018


Zwei Mönchs-Spaziergänge im März



Im März ist der geheimnisvolle Mönch gleich an zwei Abenden unterwegs:
Am Mittwoch, dem 7. März, und am Mittwoch, dem 14. März, führt er bei
dem von der MGMG angebotenen Mönchs-Spaziergang durch die abendliche
Altstadt und erzählt dabei von Sagen und Legenden. Treffpunkt für den
etwa 1,5-stündigen Spaziergang ist jeweils um 17 Uhr, Parkplatz am
Geroweiher, Schild "Stadt-Touren".

Karten sind zum Preis von 8 Euro (Erwachsene) und 4 Euro (Kinder bis
14 Jahre) zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung
erhältlich. Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80),
beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41
61) sowie online unter www.stadttouren-mg.de.
(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. Februar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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